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PROKLA-Redaktion 


Editorial: Gesellschaftstheorie nach Marx und Foucault 


Trotz einer verzweigten Diskussion und 
einer nicht mehr zu überschauenden Lite- 
ratur über die Arbeiten Michel Foucaults 
ebenso wie über die von Karl Marx wird 
das Verhältnis beider Autoren wenig the- 
matisiert. Dabei gibt es zwischen Foucault 
und Marx eine große Schnittmenge an 
theoretischen Interessen, zahlreiche Über- 
einstimmungen in den analytischen Aussa- 
gen und Gemeinsamkeiten in den eman- 
zipatorischen Zielen. Jedenfalls war dies ei- 
ne Wahrnehmung, wie sie in den 1970er 
Jahren verbreitet vorhanden war. Es sei 
nur darauf hingewiesen, daß in Deutsch- 
‚land einige der kleineren Schriften Fou- 
caults in der Reihe „Internationale Marxis- 
tische Diskussion“ des Merve Verlags er- 
schienen. Vieles an Zusammenhang wurde 
einfach unterstellt. Dies war keineswegs 
willkürlich, denn die expliziten, vor allem 
die impliziten Verweise Foucaults auf 
Marx waren offensichtlich, der Kontext, in 
dem er seine Überlegungen entfaltete, ver- 
wies in wichtigen Hinsichten auf die zeit- 
genössische marxistische Diskussion, auf 
den Freudo-Marxismus, auf Althusser. 
Doch mittlerweile ist auch klar, daß die 
Selbstverständlichkeit, mit der beide Auto- 
ren als Teil eines radikalen linken, emanzi- 
patorischen Projekts verstanden wurden, 
selbst Ergebnis einer bestimmten Diskurs- 
konstellation und besonderen Praxis der 
Linken der 1970er Jahre war. Die Art und 
Weise, wie Marx und Foucault zueinander 
ins Verhältnis gesetzt wurden, hat sich 
seitdem selbst mehrfach verändert. 

In den frühen 1970er Jahren wurden vor 
allem Foucaults epistemologische Schrif- 
ten rezipiert. In dieser Phase waren die Be- 


rührungspunkte zwischen der marxisti- 
schen Diskussion und Foucault noch rela- 
tiv groß. Auf der Suche nach kritischen 
Ansätzen, die sich dem Einfluss der positi- 
vistischen Wissenschaftsphilosophie Karl 
Poppers entgegenzustellen vermochten, 
boten Foucaults Studien zum Wahnsinn, 
zur Klinik, zur historischen Entwicklung 
der Humanwissenschaften, seine methodo- 
logischen Überlegungen zu Archäologie 
und Diskurs wichtige Überlegungen und 
Begriffe. Wo die ältere Kritische Theorie 
eher nur Ansprüche auf die Kritik am Po- 
sitivismus und darauf formulierte, Wahr- 
heitsansprüche und Geschichte der Wis- 
senschaften im Rahmen einer Theorie der 
kapitalistischen Gesellschaftsformation zu- 
sammenzuführen, es aber im Rahmen die- 
ser Theorie kaum zu wissenschaftshistori- 
schen und -theoretischen Studien kam; 
wo sie noch in dem klassischen Ver- 
ständnis und Gegensatz von Wahrheit 
und Ideologie verhaftet blieb, bewirkte 
Foucaults Ansatz einen erheblichen Fort- 
schritt, denn Wissenschaft, Wahrheit und 
Vernunft konnten nun ganz im Sinne von 
Marx in konkreten Studien als Praktiken 
mit ihnen spezifischen Macht- und Herr- 
schaftsverhältnissen bestimmt werden. 
Dass vieles von dem, was Foucault Neues 
zur Diskussion beitrug, in Ansätzen schon 
in der älteren Kritischen Theorie zu finden 
war, konnte sich im diskursiven Feld jener 
Zeit nicht so ohne weiteres erschließen. 
Insofern haben die Studien Foucaults auch 
eine fruchtbare Perspektive auf die Kriti- 
sche Theorie selbst ermöglicht. 

In der darauffolgenden Rezeptionswelle, in 
deren Mittelpunkt die Analysen Foucaults 
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zu Gefängnis und Disziplinarmacht stan- 
den, konnten Foucaults Arbeiten als ein 
Beitrag zur marxistischen Diskussion ver- 
standen werden. Dies war sicherlich nicht 
durchgängig der Fall, für viele stellten die 
Überlegungen Foucaults ein Ärgernis und 
eine Provokation dar. Auf den Punkt ge- 
bracht wurde dies mit dem ersten Band 
von „Sexualität und Wahrheit“. Die Art 
und Weise, in der Foucault nun den Beg- 
riff der Macht weit über den der Staats- 
macht hinaus ausdehnte, war nicht mehr 
ohne weiteres vereinbar mit Auffassungen, 
wie sie im Anschluss an Marx als verbrei- 
teter Common Sense in der Linken be- 
standen. Begriffe wie Repression oder Un- 
terdrückung wurden von Foucault zum 
Gegenstand einer kritischen Analyse ge- 
macht, der für selbstverständlich gehaltene 
Zusammenhang von bürgerlicher Sexual- 
moral, Herrschaft und Ausbeutung wurde 
von Foucault seiner Evidenz beraubt. Im 
Namen einer unterdrückten Sexualität zu 
sprechen, galt nun nicht mehr ohne weite- 
res als emanzipativ. 

Seit Anfang der 1980er Jahre setzte eine 
zunehmende Kritik an Foucault ein. Er 
wurde in den Kontext der Postmoderne 
gerückt - von der er selbst einmal sagen 
sollte, dass er gar nicht wüsste, was diese 
eigentlich sei. Foucaults Analysen galten 
nun als wahrheitsrelativierend und ver- 
nunftfeindlich. Seine Bezugnahmen auf 
Nietzsche, auf Heidegger machten ihn ver- 
dächtig, den Irrationalismus zu fördern. 
Solche Einwände warfen kein günstiges 
Licht auf Foucault. Einer Diskussion der 
Zusammenhänge seiner Arbeiten mit de- 
nen von Marx waren sie ebenfalls nicht 
förderlich. Dazu kam, dass auch die Dis- 
kussionen über Marx zum Erliegen ge- 
kommen waren. Viele waren des Seminar- 
marxismus überdrüssig, schon seit Mitte 
der siebziger Jahre wurde mit einer gewis- 
sen Abschätzigkeit von den „blauen Bän- 
den“ gesprochen. Nicht zuletzt wurde 
Foucault selbst als einer der Gewährsleute 
für ein Abrücken von Marx in Anspruch 
genommen. Er schien die französischen 
Neuen Philosophen um Andre Glucks- 
mann zu unterstützen, die, vormals füh- 


rende Vertreter des Maoismus, nun rene- 
gatenhaft auf Distanz gingen und, ganz 
ähnlich wie vordem schon Popper, gegen 
die „Feinde der offenen Gesellschaft“ los- 
zogen. Platon, Hegel, Marx, Lenin, Stalin - 
alles musste zum Gulag führen. Dieser 
Sicht schien sich auch Foucault anzu- 
schließen. Dies konnte den Eindruck er- 
wecken, dass Foucault selbst in gewisser 
Weise von seiner Diskursanalyse abrückte, 
die sich solchen idealistischen Ableitungen 
historischer Entwicklungen aus Texten 
entgegengestellt hatte. Die Diskussion 
über Marx, die seit Mitte der 1960er einen 
enormen Aufschwung genommen hatte, 
brach in gewisser Weise ab. Dies wurde 
durch die historischen Ereignisse seit Ende 
der 1980er Jahre noch verstärkt. War man 
zuvor aus ökonomischen und politischen 
Gründen gezwungen, sich mit dem Mar- 
xismus einfach deswegen zu beschäftigen, 
weil er die Herrschaftsideologie der als 
kommunistisch geltenden Staaten war - 
man muss nur einmal daran erinnern, dass 
die Volkswagen-Süuftung damals eine text- 
kritische Ausgabe der Schriften Mao Tse 
Tungs förderte -, so war dieses Motiv nun 
hinfällig. Auch wenn solche Unterneh- 
mungen fragwürdig waren und im Kontext 
der sog. Systemkonkurrenz und Koexis- 
tenzpolitik standen, gaben sie doch einer 
ernsthaften, kritischen, emanzipatorisch 
orientierten Marxrezeption an den Univer- 
sttäten ihren Rückhalt. Mit der „Wende“ 
und der Abwicklung des ostdeutschen 
Marxismus wurde auch die kritische Theo- 
rie an den westdeutschen und dann ge- 
samtdeutschen Hochschulen mit abgewi- 
ckelt. Erst in jüngster Zeit kommt es er- 
neut zu einer Wiederaufnahme jener De- 
batten aus den 1970er Jahren. 

Sofern Foucault nicht von ‚falschen 
Freunden’ vereinnahmt wurde, die sich - 
gestützt auf seine Studien zur antiken 
Ethik und Kunst der Lebensführung - dar- 
über freuten, dass er vor seinem Tod doch 
noch zur Moral- und Subjektphilosophie 
zurückgefunden habe, hat sich seit Anfang 
der 1990er Jahre eine Diskussion 
entwickelt, die an den Begriff von Regie- 
rung oder Gouvernementalität anschließt, 
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wie ihn Foucault vor allem ın seinen Vor- 
lesungen von 1978 und 1979 darlegte. 
Vorgezeichnet von Foucault selbst, erwies 
sich dieser Begriff fruchtbar für die Analy- 
se neoliberaler Regierungstechnologien, 
insbesondere für den Bereich der Regie- 
rung seiner selbst, also Techniken der 
Selbstführung. Daraus ist eine regelrechte 
Foucault-Industrie hervorgegangen. Doch 
hat sie nicht nur den Bezug auf frühere 
Phasen der Arbeit von Foucault, also eine 
gewisse Systematik seiner Untersuchungen, 
vernachlässigt. Auch der von Foucault auf- 
rechterhaltene Zusammenhang zu den lin- 
ken Debatten der 1970er Jahre, zu den so- 
zialen Bewegungen und zu marzistischen 
Fragestellungen geriet aus dem Blick. 

Solche Konstellationen waren für Diskus- 
sionen über Foucault und Marx, für theo- 
retische und empirische Arbeit, die glei- 
chermaßen Marx und Foucault in An- 
spruch nahm, nicht fruchtbar. Warum 
nimmt sich nun die PROKLA_ dieser 
Thematik an? Um dazu beizutragen, dass 
diese Diskussion weiter geführt wird. Die 
PROKLA ist seit ihrer Gründung insbe- 
sondere der Kritik der politischen Öko- 
nomie verpflichtet, doch beschränkt sie 
sich nicht darauf, sondern versucht das ge- 
sammte Feld der kapitalistischen 
Gesellschaftsformation in den Blick zu 
nehmen. Der Anspruch der PROKLA geht 
auf radikale Herrschaftskritik. Foucaults 
Analysen stellen ın dieser Hinsicht einen 
wichtigen Beitrag dar. Es ist deswegen 
genau zu prüfen, was Foucault zur Kritik 
der gegenwärtigen kapitalistischen 
Gesellschaft beizutragen hat, wie sich mit 
ihm Gesellschaftstheorie, die Begriffe von 
Marx und die der ihm folgenden 


die der ihm folgenden Tradition weiter 
entwickeln lässt, ebenso auch, wie sich sei 
ne eigenen Analysen mit den Begriffen 
von Marx weiter entfalten lassen. 

Die Autorinnen und Autoren des vorlie- 
genden Heftes entfalten dazu ein facetten- 
reiches Spektrum von Positionen. Auf ei- 
ner recht grundsätzlichen Ebene beschäfti- 
gen sich die Beiträge von Alex Demirovig, 
Urs Lindner und Alex Schärer mit der Be- 
ziehung zwischen Foucaultschen und 
Marxschen Analysen. Während die ersten 
beiden Autoren durchaus Komplementä- 
res und Ergänzendes dabei entdecken, 
sieht Schärer die beiden Konzeptionen als 
unvereinbar an. Auch eher Ergänzendes 
sieht Christian Schmidt in den Antworten, 
die Marx, Althusser und Foucault auf die 
Frage nach der Reproduktion der Gesell- 
schaft geben. Mit Foucaults Diskursanaly- 
se und ihrem Verhältnis zur Ideologiethe- 
orie bei Marx und Althusser setzt sich Flo- 
rian Kappeler auseinander. Die letzten drei 
Beiträge setzen sich mit Foucaults Gou- 
vernementalitätsansatz auseinander. Dabei 
versuchen Markus Griesser und Gundula 
Ludwig unter Rückgriff auf Gramsci den 
Foucaultschen Ansatz für eine feministi- 
sche Staatstheorie nutzbar zu machen. Urs 
Marti und Thomas Biebricher zeigen da- 
gegen aus unterschiedlichen Perspektiven 
die Grenzen des Gouvernementalitätsan- 
satzes auf. Außerhalb des Schwerpunkts 
analysieren Jürgen Hoffmann und Rudi 
Schmidt den Lokführerstreik 2007/2008 
und fragen nach den Konsequenzen für 
die künftigen gewerkschaftlichen Vertre- 
tungsstrukturen. 


PROKLA 152 (September 2008): 
Politik mit der inneren (Un)Sicherheit 


Mit dem globalen 'Krieg gegen den Terrorismus’ hat sich das innenpolitische Ter- 
rain der westlichen Demokratien erheblich verändert. Der Krieg wird nicht nur in 
fernen 'Schurkenstaaten' geführt, auch innerhalb Europas und der USA haben - vor 
allem präventive - geheimdienstliche und sicherheitspolitische Maßnahmen massıv 
zugenommen. So erzwingt in Deutschland das neue Gesetz zur Vorratsdatensper- 
cherung ab dem 1. Januar 2008 die Archivierung aller Telekommunikationsverbin- 
dungsdaten für ein halbes Jahr zur Strafverfolgung durch Polizei, Staats- 
anwaltschaften, Bundes- und Landesämter für Verfassungsschutz, BND und MAD. 
Es verbietet Anonymisierungsdienste und schränkt den Vertrauensschutz für ver- 
schiedene Berufe ein. Auf europäischer Ebene sind die Vernetzung sicherheitsrele- 
vanter Datenbanken der Mitgliedsländer und die grenzüberschreitende Zusammen- 
arbeit zwischen nationalstaatlichen Gewaltapparaten in vollem Gange. Verdächtige 
Personen werden in vielen Ländern ihrer Grundrechte beraubt. In Großbritannien 
verabschiedete das Parlament 2005 den Prevention of Terrorism Act, mittels dessen 
Hausarreste erteilt werden können, ohne dass es dazu einer gerichtlichen Entschei- 
dung bedürfte. In den USA wurde mit dem Military Commissions Act 2006 
(MCA) gar eines der wichtigsten Schutzrechte partiell außer Kraft gesetzt, das der 
bürgerliche Rechtsstaat kennt: das Habeas Corpus-Recht. Bereits in den 1960er und 
1970er Jahren waren in vielen Ländern ähnlich autoritäre Tendenzen zu beobach- 
ten: in Deutschland etwa bei den Notstandsgesetzen, dem Radikalenerlass und An- 
ti-Terrorismusgesetzen wie dem Paragraphen 129a; in den USA zum Beispiel bei der 
Überwachung der Anti-Vietnamkriegsbewegung und der Zerschlagung von Bewe- 
gungen wie den Black Panthers. . 

Doch angesichts des aktuellen Ausbaus bereits existierender Überwachungs- und 
Kontrollinstrumente und der Durchsetzung neuer ‚Sicherheitstechniken' stellt sich 
die Frage, ob den gegenwärtigen Entwicklungen nicht eine neue Qualität zukommt. 
Lassen sich neue Formen einer präventiven Kontroll- und Gewaltpolitik identifizie- 
ren, die sich substantiell von ihren historischen Vorläufern unterscheiden? Und 
wenn ja, welches sind die funktionalen Imperative, die zu der Neuformierung des 
sicherheitspolitischen Feldes führen? Oder handelt es sich bei den aktuellen Ver- 
schärfungen eher um das Ergebnis einer konjunkturbedingten Verschiebung der 
Kräfteverhältnisse zu Gunsten einer rigiden, aber nicht unbedingt neuen law-and- 
order Politik? Gilt es alarmistische Positionen zu vermeiden und was wären die 
Konsequenzen für ein politisches Gegenprojekt? 


Transfer, die europäische Zeitschrift für 
Arbeit und Forschung 


Band 14, Nuwminer 4, Früßlahr 2008 

Sraucht eine quite Corporate Governance die Beteiligung der Arbeitnehmer? 
transfer In dieser Ausgabe von Transfer geht es um Corporate Governance. Die Autoren der Beiträge 
BE ur argumentieren, warum der Erfolg eines Unternehmens positiv mit der Beteiligung seiner 
Arbeitnehmer zusammen hängt. Das ist das Ergebnis ihrer Untersuchungen über den Einfluss der 
Arbeitnehmerbeteiligung auf die Corporate Governance und ihres Beitrags zur Herausbildung sozial 
verantwortlich handelnder Unternehmen. 

Die Argumente in Schlagworten: Das „nachhaltige Unternehmen“, für das „geduldiges” Kapital 
seiner Eigner und die obligatorische Beteiligung seiner Arbeitnehmer auch an Unternehmens- 
entscheidungen charakteristisch ist, bietet eine Alternative zum konventionellen Verständnis von 
Transparenz des Unternehmens nur im Interessse der Aktionäre. Das Konzept einer „guten" 
Corporate Governance akzeptiert die Interessen aller Beteiligten - nicht nur der Aktionäre, 
Europäische Betriebsräte und Mitbestimmung auf Unternehmensebene von europäischen 
Aktiengeselischaften (SE) sind ebenso wie internationale Rahmenvereinbarungen zwischen den Gewerkschaftsbünden auf 
globaler Ebene und den Leitungen multinationaler Unternehmen Grundlage dafür, das Ziel einer „guten“, gesellschaftlich 
verantwortlichen Unternehmensführung (CSR) zu erreichen. Das erhöht auch ihre gesellschaftliche Legitimität. Die 
Einbeziehung der Gewerkschaften als Vertreter der Arbeitnehmer ist dabei selbstverständlich, 


Hauptbeiträge: 
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Antiessentialismus und Wahrheitspolitik. 
Marx, Foucault und die neuere Wissenschaftstheorie' 


In kritischen sozial- und kulturtheoretischen Debatten seit den 1980er Jahren 
hat die Rede vom '(Antı-JEssentialismus’ eine prominente Rolle gespielt. Es 
ging um das Problem, wie kritische Ansätze von 'deterministischen' und 'funk- 
tionalistischen' Restbeständen befreit werden könnten. Wie sieht z.B. eine 
Theorie moderner Geschlechterverhältnisse aus, die weder 'biologistische' Vor- 
annahmen macht, noch eine einheitliche Erfahrung! der jeweiligen Geschlech- 
ter unterstellt (Haraway 1991; Assiter 1996; zum Rassismus Hall 1980)? Wie 
muss eine Staatstheorie konzipiert sein, die die Handlungen staatlicher Akteu- 
re nicht einfach aus "funktionalen Imperativen' der Ökonomie 'ableitet' (Jes- 
sop 1990; Bretthauer et al. 2006)? Im Kern war damit die Frage angesprochen, 
wie soziale Strukturen und Mechanismen in ihrer historisch spezifischen Ei- 
gendynamik und Komplexität analysiert werden könnten, ohne sie auf 'Natur' 
oder einen "Zweck der Geschichte' zurückzuführen, und inwiefern dabei die 
(ebenfalls spezifischen) Handlungsfähigkeiten menschlicher Subjekte zu be- 
rücksichtigen sind. Neben diesen soztaltheoretischen Gesichtspunkten hat die 
Rede vom '(Anti-)Essentialismus' allerdings noch eine zweite, 'philosophische' 
Dimension gehabt, die um das Problem der 'Letztbegründung' kreiste (Ni- 
cholson 1990; Nelson/Nelson 1996): Sollen kritische Ansätze nach "Garantien' 
für ihre Erkenntnisse suchen oder nicht eher ihre eigene Kontingenz und Situ- 
iertheit als Chance nehmen? Kurz gesagt, scheint der Antiessentialismus in 
seinen besten Momenten für ein Historisierungsprojekt zu stehen, das die Of 
fenheit und Reflexivität kritischer Sozialtheorie fördert. 

Allerdings ist dieses reflexive Unternehmen insbesondere in poststrukturalisti- 
schen Ansätzen (z.B. Laclau/Mouffe 1985; Prakash 1990; Butler 1993) mit 
zwei Positionen verbunden worden, die keineswegs notwendig aus ihm folgen. 
So wurde die Einsicht, dass der Zugang zur Welt immer 'relativ' ist zu histo- 
riısch verfügbaren Diskursen und Vokabularen, in einen 'Begründungstrelatt- 
vismus' (judgmental relativism) eingespannt, für den (wissenschaftliche) Theo- 
rien wahlweise nichts von der 'Realität' erkennen oder jeweils gleiche Gültig- 


1 Für Anmerkungen zu diesem Text danke ich ganz herzlich Florian Kappeler, Kolja Lindner, 
Christoph Schaub, Eva Tschurenev, Jana Tschurenev und Frieder Wolf bedanken. 
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keit beanspruchen können.? Ein wichtiger Streitpunkt betraf dabei den Stel- 
lenwert einer Kategorie, die vielfach als verstaubt angesehen wurde: Ist 'Wahr- 
heit' ein Erkenntnisziel oder ein politisches Artefakt, dem heute niemand 
mehr ernsthaft Bedeutung beimessen kann? Darüber hinaus und zweitens 
wurde der Antiessentialismus auch in einem „Anti-Tiefe-Krieg“ (Bunge 1968, 
136) eingesetzt, in dem bereits die Unterscheidung von 'Oberfläche' und 'Tie- 
fe', von ‘äußeren Phänomenen’ und inneren Strukturen’ als 'essentualistisch' 
oder gar 'metaphysisch' galt. Hier machte sich negativ bemerkbar, dass der 
Essentialismus' zuerst von Karl Popper als Kampfbegriff u.a. gegen struktur- 
theoretische Überlegungen von Marx geprägt worden war, die Popper für 
nicht 'Yalsifizierbar' hielt. Entsprechend - und versehen mit einem Gestus ge- 
steigerter Radikalität - wurde in poststrukturalistischen Ansätzen bestritten, 
dass soziale Strukturen und Akteurseigenschaften eine über einzelne Ereignisse 
und Interaktionen hinausgehende Existenz besitzen.’ 

Im Folgenden möchte ich die beiden Positionen des 'Begründungsrelativismus’ 
und des 'Anti-Tiefe-Kriegs' anhand von Foucaults Machtanalytik diskutieren 
und Roucault dabei mit Marx und dem „realist turn“ (Psillos 1999, 70) konfron- 
tieren, der in der anglo-amerikanischen Wissenschaftstheorie seit den 1960er 
Jahren statt gefunden hat. Ein solches Vorgehen bietet sich an, da Foucault 
gemeinhin als Vordenker des Antiessentialismus gilt, während Marx und der 
'wissenschaftliche Realismus’ (einführend Hacking 1983) als Bastionen des Es- 
sentialismus angesehen werden. In einem ersten Schritt interessiert mich daher 
die Frage, ob 'konstruktivistische' und 'realistische' Ansätze wirklich so unver- 
einbar sind, wie oft behauptet wird: Führt Foucaults 'konstruktivistische' The- 
se vom 'Macht-Wissen' schnurstracks in einen Begründungsrelativismus, oder 
stellt sie nicht vielmehr eine produktive Ergänzung zum marxschen 'Materia- 
lismus der Praxis’ dar? In einem zweiten Schritt frage ich dann, wie Foucault mit 
nicht direkt zugänglichen Entitäten wie 'Relationen' und 'Dispositionen' um- 
geht, auf die der 'wissenschaftliche Realismus’ in Kritik an 'empiristischen' Wis- 
senschaftsphilosophien seine Aufmerksamkeit gerichtet hat: Wie ist der relatio- 
nale Aspekt der foucaultschen Machtanalytik beschaffen und wie wird mit der 
Handlungsfähigkeit menschlicher Akteure verfahren? Meine These lautet, dass 
Foucault an diesen Stellen eine systematische Zweideutigkeit aufweist, die ihn 
sowohl für die Tradition von Marx und den materialistischen Feminismus 
(z.B. Miller 1998) als auch für poststrukturalistische Ansätze attraktiv macht. 


2 Das Argument hierfür lautet, dass der Realitätsbezug von Theorien an inkommensurablen' 
Kriterien hängt. Selbst bei einem Autor wie Luhmann heißt es: „Das Erkennen kann nur 
sich selber erkennen“ (1990, 32). 

3  Angelagert an diesen 'Anti-Tiefe-Krieg! ist die Auffassung, 'binäre Oppositionen' seien an sich 
'essentialistisch' und daher abzulehnen. Wie Herta Nagl-Docekal (2000, 3758.) gezeigt hat, 
liegt dem der Fehlschluss zugrunde, politische und normative Fragen auf der Ebene logi- 
scher Argumentationsprinzipien (wie der 'ausschließenden Disjunktion') verhandeln zu wol- 
ien. 
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1. Historische Relativität und Begründungsrelativismus 


In meinen Augen ist es hilfreich, Foucaults Machtanalytik von Louis Althus- 
sers ideologietheoretischen Überlegungen her zu lesen (vgl. Lindner 2006). 
Wie Althusser geht Foucault von einem Primat der Praktiken über das Den- 
ken aus; wie Althusser verortet er diese Praktiken in institutionellen Regelun- 
gen und Ritualen; wie Althusser beschäftigt ihn die Frage, wie Individuen zu 
herrschaftskonformen Subjekten werden. Wo Althusser jedoch die gewaltför- 
mige Seite von 'Apparaten' wie Schule, Familie oder Kirche mit einem vagen 
Hinweis auf 'Dressur' (1970, 121) verbindet, da hakt Foucault ein: In diesen 
Apparaten, genauso wie ın Gefängnissen, Krankenhäusern oder Fabriken wird 
keineswegs permanent Gewalt ausgeübt; charakteristisch für sie ist vielmehr eı- 
ne 'Drohmacht', die über teils höchst subtile disziplinarische Anreize und 
Strafen sowie durch Überwachung die Individuen zu bestimmten Handlungen 
und Leistungen 'zwingt'. Und wo Althusser die Frage der ideologischen 'Sub- 
jektivierung', d.h. der 'freiwilligen' Unterwerfung von Menschen unter herr- 
schaftliche Anforderungen, auf Konformität mit der jeweiligen Klassenposition 
reduziert, da öffnet Foucault den Horizont: Die 'Subjektivierung' bezieht er 
auf Sexualität und Geschlecht und verbindet sie mit der Frage nach der Glo- 
balsteuerung von Bevölkerungen. In allen drei Fällen - bei der 'Disziplinie- 
rung‘, der 'Normalisierung' und der 'Biopolitik' - weist Foucault auf die orga- 
nisterenden und autorisierenden Effekte hin, die 'Wissenschaften' wie Pädago- 
gik, Sexualmedizin oder Statistik hervorbringen. Insofern lese ich seine 
Machtanalytik als Weiterentwicklung der althusserschen Problematik - gerade 
auch weil sie deren zentrale Schwäche teilt: Wie Althusser schaut Foucault 
'von oben’ auf die Subalternen und fragt nicht weiter nach den 'weapons of 
the weak' (James Scott), nach deren spezifischen Strategien und Handlungsfä- 
higkeiten. Wo Althusser als Ersatzhandlung den "Klassenkampf herbeizitiert, 
beschwört Foucault den 'Widerstand'. 

In welchem Verhältnis steht nun dieser sozialtheoretische 'Althusser-Foucault', 
der sich mit identifizierbaren 'Macht/Wissens-Komplexen' beschäftigt, zum 
'Philosophen-Foucault', der mit Nietzsches 'Willen zur Wahrheit' kokettiert 
und sich als „blinder Empirist“ (Schriften II, 521) bezeichnet? Inwiefern lässt 
sich Foucaults ziemlich materialistisches Interesse für die sozialtechnologische 
Ko-Evolution bestimmter Apparate und 'Wissenschaften' überhaupt von den 
begründungstelativistischen Obertönen trennen, die er der von ihm geforder- 
ten 'Geschichte der Wahrheit’ verleiht? Nach meiner Auffassung kann die 
Foucaultrezeption hier durchaus von der 'Neuen Marx-Lektüre' lernen. In die- 
ser wird bezogen auf die marxsche Kritik der politischen Ökonomie zwischen 
'theoriekonstitutiven' und 'deklarativen' Passagen unterschieden (Heinrich 
1996): Mit ersteren sind die wissenschaftlichen Argumentationen vor allem des 
Kapital gemeint, in denen Marx seine Einsichten über die kapitalistische Pro- 
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duktionsweise präsentiert; mit letzteren Episoden wie das Vorwort von Zur 
Kritik, die Zusammenbruchstheorie der Grundrisse oder Kapitel 24.7 des Ka- 
pital, wo Marx sich im Sinn des 'historischen Materialismus’ geschichtsphilo- 
sophisch äußert. Übertragen auf Foucaults Machanalytik könnte das heißen: 
Die sozialtheoretisch gehaltvollen Überlegungen des 'Althusser-Foucaults’ fin- 
den sich v.a. in Überwachen und Strafen und Der Wille zum Wissen, während 
in manchen Interviews, Vorlesungen und im Methodenkapitel IV.2 von Der 
Wille zum Wissen ein 'deklarativer' 'Philosophen-Foucault' anzutreffen ıst, der 
mit Nietzsches Perspektivismus und der empiristischen Präferenz für 'Ereignis- 
se' liebäugelt. 

Um die Frage des Begründungsrelativismus überhaupt diskutierbar zu machen, 
halte ich es allerdings für unabdingbar, im Umgang mit wissenschaftlichen 
Theorien drei Aspekte zu unterscheiden (die geneigte Leserin möge mir die 
fortgesetzt schreckliche Wortwahl verzeihen): einen 'explikativen', einen 'per- 
formativen' und einen 'kriterialen'. Wissenschaftliche Theorien unter einem 
'explikativen' Gesichtspunkt betrachten, heißt ganz einfach die Frage stellen: 
Was kann Theorie x von ihrem Gegenstand y erklären? Die Lieblingsfrage von 
Marx und dem 'wissenschaftlichen Realismus’ lautet entsprechend, ob Theorie 
x nur an der 'Oberfläche' kratzt, oder ob sie in der Lage ist, grundlegende 
Strukturen und Mechanismen von y aufzuhellen (das 'Wesen' in der etwas al- 
tertümlichen Terminologie von Marx). Auf den 'performativen' Aspekt sozial- 
wissenschaftlicher Theorien achten, impliziert dagegen die Frage: Wie wirkt 
Theorie x auf den Gegenstand Gesellschaft, von dem sie selbst Teil ist? Para- 
debeispiel einer Theorie mit extremer Performanz ist der "Weltanschauungs- 
marxismus'; Marx behandelt diese Frage in seiner Kritik der politischen Öko- 
nomie vor allem anhand der 'Vulgärökonomen', die den mathematischen und 
organisatorischen „Hausbedarf“ (MEW 23, 95 Fn.) der Kapitalisten befriedı- 
gen. Und schließlich besteht der 'kriteriale' Aspekt wissenschaftlicher Ansätze 
aus den theoretischen Vorannahmen und Methoden, mit denen sie an ihre 
Gegenstände herantreten. Dazu gehört auch die Frage nach den 'Kriterien‘, 
unter denen Aussagen innerhalb einer Theorie bzw. eines Paradigmas als 'wahr' 
oder 'falsch' gelten. Marx behandelt diese Frage in seiner Kritik der politischen 
Ökonomie (sofern überhaupt) ausgehend von der 'explikativen' Dimension, 
indem er die Voraussetzungen, die ökonomische Theorien machen, mit ihrem 
Verhaftetsein im 'fetischistischen Schein’ korreliert. 

Nun interessiert sich Foucault in seiner Auseinandersetzung mit (human-Jwissen- 
schaftlichen Theorien zweifelsohne vor allem für deren 'kriteriale' und 'per- 
formative' Dimension, d.h. für die Wahrheitskriterien und Wahrheitseffekte 
bestimmter Aussagen. Daraus sollte jedoch nicht geschlossen werden, dass 
seine eigene Machtanalytik keine 'explikativen' Aspekte und Wahrheitsgehalte 
aufweist. Im Gegenteil: Die Theorien der Strafrechtsreform und des Freudo- 
marxismus werden verworfen, weil sie an der Oberfläche bleiben und nicht 
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zum 'Wesen' der modernen Macht (zu Disziplinierung, Normalisierung und 
Biopolitik) vordringen. 'Ihr solltet‘, so funktioniert seine Geste, 'nıcht dem 
Schein der viktorianischen Prüderie auf den Leim gehen, und ich, Foucault, 
erzähle Euch eine wahrere Geschichte über dıe Sexualität...” Wenn es also zu 
einfach wäre, Marx mit der 'explikativen' und Foucault mit der 'kriterialen' 
und 'performativen' Dimension zu identifizieren, wo liegt dann die charakte- 
ristische Differenz zwischen ihnen? - Ich glaube, Marx und Foucault beschäf- 
tigen sich schlicht und ergreifend mit unterschiedlichen Typen von Theorien: 
Marx trifft mit der klassischen politischen Ökonomie auf einen wissenschaft- 
lich etablierten Theorietyp mit starker Erklärungskraft; seine Kritik der politi- 
schen Ökonomie muss daher viele Fragen nach dem Wahrheitsgehalt der ent- 
sprechenden Ansätze stellen. Foucault dagegen ist primär an 'Wissenschaften' 
interessiert, die herrschaftliche Praktiken anleiten und mit einer Aura der 'Wis- 
senschaftlichkeit' versehen; deshalb kann er seinen Schwerpunkt auf Wahr- 
heitseffekte legen. Die Verschiedenheit dieser Theorietypen lässt sich an einer 
Reihe von Gegensatzpaaren verdeutlichen: Sozialtheorie - Research, (kritische) 
Politikwissenschaft - Politikberatung, vergleichende Erziehungswissenschaft - 
Pädagogik, Biologie - Sexualmedizin/Soziobiologie, politische Ökonomie - 
Vulgärökonomie, Smith/Ricardo - Bentham. 

So gesehen entwickeln Marx und Foucault ihre epistemologischen Positionen 
an verschiedenen Gegenständen und gewichten daher ihre Fragen unterschied- 
lich. Warum also ihre Ansätze nicht als sich ergänzend nehmen? Schließlich 
möchte heute kein aufgeklärter Umgang mit Theorien mehr deren 'explikative' 
und 'performative' Dimension gegeneinander ausspielen - das gilt erst recht. 
für eine kritische Sozialtheorie, die sowohl am 'realen' Funktionieren von 
Herrschaft als auch an den sozialen Effekten von sich und anderen Theorien 
interessiert ist.’ Allerdings ist damit noch nicht das Verhältnis von 'explikati- 


4 Nietzsche, Foucault und die an Marx orientierte Ideologiekritik wollen - auch wenn die 
meisten Foucault-Fans das permanent bestreiten - alle 'enthüllen‘. In meinen Augen ist das 
an sich auch nicht weiter problematisch. Das Problem traditionell-marzistischer Ideologiekri- 
tik bestand jedoch darin, die Welt tendenziell als eine einzige große Wahrheitsfrage zu be- 
handeln und diese mit einer Abbildtheorie der Erkenntnis bzw. einer naiven Rede über 'Be- 
wusstsein' zu verbinden. Demgegenüber sollte sich eine zeitgemäße Ideologiekritik in erster 
Linie darauf konzentrieren, ob und inwiefern in Aussagesystemen Herrschaft gerechtfertigt 
bzw. herrschaftliche Verhaltensanforderungen formuliert werden. In zweiter Linie spielen da- 
bei natürlich auch Fragen nach dem Wahrheitsgehalt eine Rolle, z.B. inwiefern solche Aus- 
sagen mit falschen Naturalisierungen arbeiten. 

5 Ein solches Manöver des Ausspielens findet sich z.B. in einem Text von Susanne Krasmann 
(2001), dessen Titel Programm ist: Gouvernementalität: Zur Kontinuität der Foucaultschen 
Analytik der Oberfläche. Krasmann und manch andere Gouvernementalisten sitzen der 
(selbstmissverständlichen) Aussage des 'Philosophen-Foucault' auf, er interessiere sich nicht 
für gesellschaftliche 'Realitäten', sondern nur für politische 'Programme' oder 'Rationalitäten' 
(Schriften IV, 17ff.). Dagegen hat Amy Allen - in einem der besten Texte über Foucault, die 
ich kenne - danach gefragt, was dessen Machtanalytik für feministische Theortebildung 
taugt. Sie meint, sehr viel, sieht jedoch eine entscheidende Grenze darin, dass Foucault 
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ver' und 'kriteriale Dimension bestimmt und genau darum drehen sich die 
ganzen gegenwärtigen epistemologischen Streitereien. Warum aber nicht auch 
hier eine ökumenische Haltung beziehen? In der 'kriterialen' Dimension hät- 
ten dann 'konstruktivistische' Ansätze interessante Dinge zu sagen; in 'explika- 
tiven' Fragen wäre der 'wissenschaftliche Realismus’ zu konsultieren. Während 
sich bei Foucault für einen solchen Ruf nach Frieden und Versöhnung nur 
wenige ausgearbeitete Überlegungen finden, entdecke ich bei Marx in den 
Feuerbachthesen, der Grundrisse-Einleitung und auch im Kapital einen Ver- 
such, hier integrativ vorzugehen - einen Versuch, den ich als 'Materialismus 
der Praxis' bezeichnen möchte (vgl. Lindner 2008). 

Dieser 'Materialismus der Praxis’ lässt sich von heutigen wissenschaftstheoreti- 
schen Debatten aus am besten als 'schwacher' oder realistischer Konstruktivis- 
mus’ charakterisieren - im Gegensatz zu 'starken', 'antirealistischen Konstruk- 
tivismen' (zu dieser Unterscheidung Sayer 2000). Marx ist Konstruktivist, inso- 
fern er den Erkenntnisprozess als praktische und soziale Angelegenheit, mit 
Althusser gesprochen: 'als Produktion’ begreift und nicht, wie die Erkenntnis- 
theorien des 17. und 18. Jahrhundert, als mentalistische 'Repräsentation' oder 
'Widerspiegelung‘. Nicht isolierte Tabula-Rasa-Individuen treten der Welt ge- 
genüber, sondern es sind verkörperte Subjekte mit sozialisierten Fertigkeiten, 
die vorgefundene Theorien (unter Zuhilfenahme nicht zuletzt von Beobach- 
tung) zu neuen Theorien umarbeiten. Gerade weil Wissenschaft ein sozialer 
Konstruktionsprozess ist, tragen die theoretischen Kriterien, die dabei zur An- 
wendung kommen, immer einen historischen und sozialen 'Index'. Gleichze:- 
tig ıst Marx jedoch auch Realist, insofern er nicht einfach wie Kuhn sagt, dass 
Wissenschaftlerinnen nach einem Paradigmenwechsel 'in einer neuen Welt! le- 
ben. Vielmehr unterscheidet er (in der Grundrisse-Einleitung) zwischen 'Ge- 
danken-Konkretum' und 'Real-Konkretum', zwischen 'Erkenntnisobjekt' und 
'Realobjekt'. Wissenschaftlerinnen mögen nach einer 'wissenschaftlichen Revo- 
lution' in einem neuen theoretischen Universum leben und mit ganz neuen 
'Erkenntnisobjekten' hantieren; der Ausschnitt der 'realen' Welt, der ihr 'Real- 
objekt' ist, bleibt davon zunächst (=unter Ausklammerung der 'performatıven' 
Dimension) unberührt: Elektronen haben schon vor der Quantenmechanik 
existiert und wenn irgendein Poststrukturalist den Kapitalismus als 'Signifikan- 
ten-ohne-Referent' bezeichnet, ändert das an der kapitalistischen 'Realität' zu- 
nächst auch nichts. Für Marx zielt Wissenschaft darauf ab, einen Ausschnitt 
aus der 'realen' Welt zu erklären - und 'Erklären' heißt das 'Erkenntnisobjekt' 
x an das 'Realobjekt' y 'annähern', indem x möglichst viel von den grundle- 
genden Eigenschaften von y erfasst. 

Charakteristisch für Marx ist dabei, dass er nicht von einer ontologischen 


„deep structures of domination - such as the gender-division of labor - that might shed 
light on those surface structures“ (1996, 279) vernachlässigt. 
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'Konstitution' der Welt durch die Theorie, sondern von einer praxisvermittel- 
ten 'kausalen Interdependenz' (Bhaskar 1979) zwischen beiden ausgeht: Theo- 
rien sind Teil der 'realen' Welt und als solche von ihr geprägt, während sıe 
gleichzeitig (in ıhrer 'performativen' Dimension) auf diese zurückwirken. Wer 
das Realobjekt im Erkenntnisobjekt auflöst, ist für Marx ein 'Idealist' - ein 
Vorwurf, den er vor allem an Hegel richtet.‘ Für mich stellt sich nun die Fra- 
ge, warum dieses Integrationspotenzial von Konstruktivismus und Realismus, 
das bei Marx - und auch Foucault - angelegt ist, bisher so wenig ausgeschöpft 
wurde. Warum fällt es vielen Leuten so schwer, ein Bewusstsein für die historı- 
sche und soziale Verfasstheit theoretischer Kriterien mit starken Erklärungsan- 
sprüchen zu verbinden? Warum wird so oft die 'explikative' Dimension in die 
'kriteriale' aufgelöst? Ich denke, hieran hat der philosophische Pragmatismus, 
dessen Hauptvertreter Charles Sanders Peirce, John Dewey, Jürgen Habermas 
und Richard Rorty sind, einen nicht unerheblichen Anteil. Pragmatisten präfe- 
rieren eine 'Konsenstheorie' der Wahrheit, die im Gegensatz zur Alltagssprache 
keinen Unterschied zwischen 'Wahrheit' und 'Für-Wahr-Halten' macht, und 
Wahrheit mit (in der 'kriterialen' Dimension angesiedelten) 'Verifikationsver- 
fahren' gleichsetzt. Philosophiegeschichtlich gibt es dabei zwei Züge: den ratı- 
onalistischen von Peirce und Habermas, nach dem 'Wahrheit' äquivalent ist 
mit 'gerechtfertigter Behauptbarkeit'(warrented assertability) ın einer 'idealen 
Sprechsituation'‘; und den relativistischen Zug von Dewey und Rorty, der 
Wahrheit damit erläutert, was innerhalb bestimmter 'Begriffsschemata', Voka- 
bulare' oder 'Paradigmen' als wahr gilt. Wenn Foucault nun sagt, dass er mit 
Wahrheit die „Gesamtheit der Regeln“ meint, „denen entsprechend man das 
Wahre vom Falschen scheidet“ (Schriften III, 212), und für eine „Geschichte 
der Wahrheit“ (2004, 60) plädiert, dann ist seine Position ziemlich eindeutig: 
Er vertritt einen „historisch relativierten verifikationistischen Wahrheitsbegriff“ 
(Detel 1998, 54), wobei die „Wahrheitsordnung“ einer Gesellschaft für ıhn 
weitgehend zusammen zu fallen scheint mit einer „Politik der Wahrheit“ 
(Schriften III, 210). Und manchmal legt Foucault sogar nahe, dass verschiede- 
ne 'Wahrheitsordnungen' miteinander 'inkommensurabel' sind und daher je- 
weils gleiche Gültigkeit beanspruchen können. 

Ist hiermit nun der Punkt einer unüberbrückbaren Differenz zwischen Marx 
und Foucault erreicht? Ich denke, es ist wichtig zu sehen, dass beide zunächst 
nicht sonderlich weit voneinander entfernt sind. In den Feuerbachthesen ver- 


6 Ähnlich heißt es bei Foucault: „In Wirklichkeit hätte es überhaupt keinen Sinn, wenn man 
behauptete, nur der Diskurs existiere. Ein einfaches Beispiel: Die kapitalistische Ausbeutung 
ist in gewisser Weise realisiert worden, ohne dass man jemals ihre Theorie wirklich in einem 
Diskurs formuliert hätte. Doch im Nachhinein wurde sie durch einen analytischen Diskurs, 
durch einen historischen oder ökonomischen Diskurs aufgedeckt. Aber haben sich die histo- 
rischen Prozesse innerhalb eines Diskurses vollzogen? Sie haben sich am Leben der Men- 
schen vollzogen, an ihrem Körper, ihrer Arbeitszeit, an ihrem Leben und Tod.“ (Schriften II, 
783) 
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tritt Marx eine 'vulgärpragmatistische' Wahrheitskonzeption, in der Wahrheit 
mit der 'performativen' Dimension von Theorien, mit Wirksamkeit und 'Macht', 
gleichgesetzt wird: „Die Frage, ob dem menschlichen Denken gegenständliche 
Wahrheit zukomme - ist keine Frage der Theorie, sondern eine praktische Frage. 
In der Praxis muß der Mensch die Wahrheit, i.e. Wirklichkeit und Macht, Dies- 
seitigkeit seines Denkens beweisen.“ (MEW 3, 5). Allerdings hat sich die marx- 
sche Position im Zuge der Ausarbeitung der Kritik der politischen Ökonomie 
ziemlich verändert. In Lohn, Preis und Profit, einem Vortrag, den Marx 1865 
vor dem Zentralrat der Internationalen-Arbeiter-Assoziation hielt, heißt es: 
„Könnt Ihr den Profit nicht unter dieser Voraussetzung [der Bezugnahme auf den Wert - UL] er- 
klären, so könnt ihr ihn überhaupt nicht erklären. Dies scheint paradox und der alltäglichen Be- 
obachtung widersprechend. Es ist ebenso paradox, daß die Erde um die Sonne kreist und daß 
Wasser aus zwei äußerst leicht entflammenden Gasen besteht. Wissenschaftliche Wahrheit ist 
immer paradox vom Standpunkt der alltäglichen Erfahrung, der nur den täuschenden Schein der 
Dinge wahrnimmt.“ (MEW 16, 129). 

Maıx will den Profit 'erklären’ und unterscheidet dabeı zwischen dem, was die 
"alltägliche Beobachtung! für wahr hält, und dem, was dem Profit tatsächlich 
zugrunde liegt. Wir müssen die verlautbarte Verachtung für die "alltägliche Er- 
fahrung' nicht teilen - eine Verachtung, die schon in so manches philosophi- 
sche Wolkenkuckucksheim geführt hat. Fakt ist jedoch, dass 'Praxis' und 'Macht' 
nicht mehr auftauchen und nichts ın eine begründungstelativistische Richtung 
weist. Im Fall von 'wissenschaftlicher Wahrheit' geht es vielmehr - wie der 
'wissenschaftliche Realismus’ nicht müde wird zu betonen - darum, 'reale' Me- 
chanısmen und Strukturen zu rekonstruieren, die sich der direkten Beobach- 
tung entziehen. Dieser Wahrheitsbegriff, den Marx hier nahe legt, wird in der 
Philosophie üblicherweise als 'nicht-epistemisch' bezeichnet: Nicht das 'Für- 
Wahr-Halten' im Sinn spezifischer Verfikationsverfahren ist es, von dem die 
Wahrheit einer Aussage abhängt, sondern die Beschaffenheit der Welt. 

Sind wir jetzt endlich an der Demarkationslinie zwischen Marx und Foucault 
angelangt? In meinen Augen ist selbst hier noch ein integrativer Zug möglich: 
Der 'verifikationistische' und der 'nicht-epistemische' Wahrheitsbegriff müssen 
sich keineswegs ausschließen - sofern zwischen Wahrheitskriterien und Wahr- 
heitsgehalten unterschieden wird. Wenn Foucault eine Geschichte der Wahr- 
heitskriterien anmahnt, plädiert er für eine höchst sinnvolle Sache, der Wahr- 
heitsgehalt von Aussagen geht darin jedoch nicht auf. Mittlerweile hat auch 
Jürgen Habermas (in Wahrheit und Rechtfertigung von 1999) die Stärke des 
'realistischen' Wahrheitsbegriffs anerkannt und seine frühere, rationalistisch- 
pragmatistische Konzeption einer profunden Kritik unterzogen. Entsprechend 
lautet in meinen Augen die philosophisch relevante Frage heute nicht mehr 
(wie in den leidigen Debatten zwischen Habermasıanern und Foucauldiane- 
rinnen, die die deutsche Foucaultrezeption über mehr als zwei Jahrzehnte 
prägten): Rationalismus oder Relativismus? Vielmehr geht es um folgendes 
Problem: Wie lässt sich die historische und soziale 'Relativität' allen Wissens 


denken, ohne deshalb in einen 'Begründungsrelativismus' zu verfallen, für den 
unterschiedliche Theorien einen 'inkommensurablen' Realitätsbezug aufweisen 
und deshalb gleichermaßen gültig sind? 

Meiner Auffassung nach kann hier nur 'negativ' vorgegangen werden, indem 
aufgezeigt wird, dass der Begründungsrelativismus eine philosophisch unhalt- 
bare Position ist. Genau das aber hat Donald Davidson in seinem Aufsatz 
Was ıst eigentlich ein Begriffsschema? (1974) geleistet: Bereits wenn wir die 
Andersheit einer Sprache oder theoretischen Position feststellen, setzen wir ei- 
nen gemeinsam geteilten Bedeutungshorizont voraus. Nur vor dem Hinter- 
grund einer minimalen gemeinsamen 'Rationalität' lässt sich sagen: "Diese 
Sichtweise und dieser Realitätsbezug sind anders als die meinigen'; nur dann 
sind überhaupt Interpretationen möglich. Insofern verweist die Rede von 'In- 
kommensurabilität' gerade auf das gemeinsame Dritte, das sie bestreitet; da 
Differenz ohne Gemeinsamkeit keinen Sinn ergibt, ist der Begründungsrelati- 
vismus eine selbstwidersprüchliche Haltung.” Diese Überlegung lässt sich in 
einem zweiten Schritt anhand von Willard van Ornam Quines These von der 
'Unterdetermination der Theorie durch die Fakten’ weiter ausbauen. Ziel die- 
ser These ist ja nicht - wie poststrukturalistische Ansätze nahe legen -, den 
wissenschaftlichen Realitätsbezug als durch die jeweilige Theorie manipulierbar 
zu denken; vielmehr geht es um die einfache Tatsache, dass z.B. historische 
Quellen nicht für sich sprechen, sondern immer einen Deutungsspielraum 
aufweisen, der durch das Erkenntnisinteresse der Interpretin gefüllt wird. Inso- 
fern es sich um eine Spielraum handelt, impliziert das auch Grenzen, inner- 
halb derer sich wissenschaftliche Theorien bewegen (die Seite der 'Determina- 
tion’ in der "Unter-Determination'), so dass bestimmte 'absurde' Auffassungen 
von vornherein ausgeschlossen werden können. Mit dieser 'negativen' Argu- 
mentation kann in meinen Augen der Begründungrelativismus zumindest so 
weit zurückgedrängt werden, dass wissenschaftliche Erklärungen keineswegs 
mehr als 'willkürlich' erscheinen. Vielmehr sind sie in einem 'Spektrum des 
Wahren' angesiedelt, in dem zweifelsohne verschiedene Theorieoptionen mög- 


lich bleiben. 
2. Relationen und Dispositionen 
als Objekte wissenschaftlicher Erklärung 


Die gewitzte Leserin mag sich vielleicht schon gefragt haben, ob ich nicht 
hoffnungslos naiv bin, wenn ich die 'kriteriale' und die 'explikative' Dimensi- 


7 Die spannende Frage lautet natürlich, was diese minimal geteilte Rationalität alles umfasst. 
Ich kann hier nur einen sehr oberflächlichen Hinweis geben: In meinen Augen gibt es be- 
stimmte Tätigkeitsbegriffe und logische Prinzipien, die allen menschlichen Kulturen gemein- 
sam sind. Nach materialistischer Perspektive handelt es sich hier um eine 'material object 
language‘, die auf unhintergehbare gesellschaftliche Reproduktionsnotwendigkeiten verweist 


(Bhaskar 1986). 
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on wissenschaftlicher Theorien meine unterscheiden zu können. Gehört nicht 
das, was in einem Paradigma oder Vokabular als 'Erklärung' gilt, selbst un- 
trennbar zu dessen 'kriterialen' Aspekten? Ich kann - der zweiten Frage - zu- 
nächst nur zustimmen: In der Tat verstehen beispielsweise Empiristen unter 
einer 'Erklärung' etwas ziemlich anderes als Marx oder materialistische Femi- 
nistinnen. Nach dem (modifiziert) empiristischen Erklärungsmodell von Carl 
Gustav Hempel, dem sog. 'deduktiv-nomologischen Modell‘, etwa besteht eine 
wissenschaftliche Erklärung darin, ein Ereignis unter ein allgemeines Gesetz zu 
'subsumieren', wobei dieses Gesetz selbst eine empirische Regelmäßigkeit be- 
schreibt. Da Regelmäßigkeiten quantifizierbar sind, wird eine 'Symmetrie' zwi- 
schen Erklärung und Voraussage gefordert. Aus der Perspektive von Marx und 
der 'kausalitätstheoretischen' Strömung des 'wissenschaftlichen Realismus’ 
(Harr& 1970; Bhaskar 1975; Cartwright 1983) ist es dagegen fraglich, inwiefern 
es sich hier überhaupt um eine 'Erklärung' handelt: Logische 'Ableitbarkeit' 
und strikte Regelmäßigkeit sind weder hinreichende noch notwendige Bedin- 
gungen für eine Erklärung (Bartelborth 2007, Kap. 2). Aus realistischer Per- 
spektive heißt ein Ereignis erklären nicht, seine Singularität einer Regelmäßig- 
keit unterzuordnen, sondern die verschiedenen Strukturen und Mechanismen 
zu untersuchen, die es kontingenterweise bewirken. Dieses realistische Erklä- 
rungsmodell setzt - anders als 'hermeneutische' Sozialtheorien mit ihrer Op- 
positionsbildung zwischen 'Erklären' und 'Verstehen' - auch keinen Gegensatz 
zwischen der Singularität eines Ereignisses und einer Kausalerklärung voraus. 
Vorausgesetzt ıst allerdings, dass Strukturen und Mechanismen, mit denen ein 
Ereignis erklärt wird, (relativ) unabhängig von diesem existieren. 

In meinen Augen gibt es nun mindestens drei Gründe, dieses Erklärungsmo- 
dell nicht in einen 'Paradıgmenrelativismus', d.h. in die 'kriteriale' Dimension 
wissenschaftlicher Theorien aufzulösen. Erstens ist es durch die Alltagssprache 
gedeckt: 'Erklären' heißt einer Sache auf den Grund gehen und nicht, Ereignis- 
se zu Regelmäßigkeiten gruppieren. Zweitens operieren die meisten Naturwis- 
senschaftlerinnen de facto mit einem solchen realistischen Erklärungsmodell - 
was einer jeden nicht-kulturalistischen Sozialtheorie zu denken geben sollte. 
Drittens impliziert es einen politischen Einsatz: Wenn kritische Soztaltheorie 
überhaupt ein Spezifikum aufweisen soll, dann kann es ihr nicht in erster Li- 
nie um die Beschreibung von Regelmäßigkeiten gehen. Ihr Ziel ist - neben der 
Kritik an anderen, Herrschaft rechtfertigenden Ansätzen - vielmehr die Analy- 


8 Damit soll keine 'positivistische' Konzeption einer Einheitswissenschaft vertreten werden, 
genauso wenig wie ich eine spezifische Verstehensdimension der Sozialwissenschaften 
bestreiten möchte. Allerdings halte ich den 'hermeneutischen' Methodendualismus von 
'nomothetisch' und ideographisch' für eines der größten sozialwissenschaftlichen Erkenntnis- 
hindernisse und meine, dass es von der Praxis der Naturwissenschaften - im Gegensatz zu ih- 
rer Theoretisierung in 'empiristischen' Wissenschaftsphilosophien - viel zu lernen gibt (Ha- 
cking 1983). 


se von Herrschaftsstrukturen, um auf diese Weise einen (bescheidenen) Beitrag 
zu deren Überwindung zu leisten. Angesichts dieser Gründe erscheint es mir 
ziemlich unproblematisch, das 'Spektrum des Wahren', von dem ich oben ge- 
sprochen habe, anhand eines solchen Erklärungsmodells weiter einzugrenzen: 
Theorien, die nichts von ihrem Gegenstand erklären, mögen zwar in anderer 
Hinsicht aufschlussreich und interessant sein; sie sind jedoch weniger 'wahr' 
als Theorien, die grundlegende Eigenschaften ihres Objekts erfassen. Ich 
möchte hier von einem schwachen 'Wahrheitsindiz' sprechen: Dafür, dass ır- 
gendeine Wissenschaftlerin tatsächlich etwas von ihrem Gegenstand erfasst, 
gibt es keinerlei 'Garantien'; Wissenschaft ist ein offener sozialer Prozess, in 
dem provisorische Erkenntnisse produziert werden, die auf ihre Widerlegung 
warten. 

Nun hat der 'kausalitätstheoretische' Realismus in Kritik an empiristischen 
Wissenschaftsphilosophien und deren 'Anti-Tiefe-Krieg' seine Aufmerksamkeit 
vor allem auf zwei Entitäten gerichtet, die diese unter Metaphysikverdacht ge- 
stellt hatten: 'Relationen' und 'Dispositionen'/'Fähigkeiten'.” In beiden Fällen 
handelt es sich um Entitäten, die sich nur anhand ihrer Wirkungen bzw. in ih- 
ter Ausübung zeigen, die also nicht direkt '"beobachtbar' sind. Zu ihrer Er- 
kenntnis bedarf es der theoretisch-begrifflichen Rekonstruktion, weshalb sie 
nach empiristischer Auffassung, für die 'Realität' gleichbedeutend ist mit 'Be- 
obachtbarkeit', auch keine Existenz außerhalb ihrer 'Anwendungssituation' be- 
sitzen. Genau gegen diese Reduktion von 'Realität' auf 'Beobachtbarkeit' op- 
poniert der 'wissenschaftliche Realismus’: Relationen und Dispositio- 
nen/Fähigkeiten sind ebenso 'real' wie Ereignisse und Verhalten/Handlungen; 
indem sie eine (historisch begrenzte) zeitliche Konstanz aufweisen, sind sie 
Erklärungsgrund für letztere. Interessanterweise waren es nun aber genau sol- 
che wissenschaftstheoretischen Fragen, die die anglo-amerikanische Machtde- 
batte geprägt haben: In den späten 1950er Jahren versuchten 'Behavioristen' 
wie der Politikwissenschaftler Robert Dahl, die Analyse von 'Macht' konse- 
quent auf ihre Ausübung, auf beobachtbares Verhalten zu beschränken. Seit 
den 1970er Jahren wurde diese Operation dagegen als Methodendogma kriti- 
siert und auf einer 'tieferen' Ebene zwischen 'Macht-Über' [power-over] und 
'Macht-Zu' [power-to] unterschieden: 'Macht-Über' impliziert ein soziales Ver- 
hältnis, in dem ein Akteur die 'Handlungsumwelt' eines anderen einschränkt 


9 Ich muss nun eine Präzisierung vornehmen: Unter 'Strukturen' verstehe ich mehrdimensio- 
nale Relationengefüge. Was ich im Folgenden über ‘Relationen’ sage, betrifft daher auch 
meine frühere Rede über 'Strukturen‘. Zudem möchte ich darauf hinweisen, dass in der Phı- 
losophie zwischen 'Dispositionen' und 'Fähigkeiten' unterschieden wird: 'Dispositionen' sind 
Eigenschaften, unter bestimmten Bedingungen auf bestimmte Weise zu (re-Jagieren; 'Fähig- 
keiten’ meint dagegen, dass dies willentlich-reflexiv geschieht. Ein Beispiel: Die allermeisten 
Menschen haben eine 'Disposition' zu weinen, die dann 'aktiviert' wird, wenn sie von ıhren 
Gefühlen überwältigt werden. Doch besitzen manche Menschen auch die 'Fähigkeit' zu wei- 
nen, wenn sie z.B. gute Schauspieler sind. 
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(Wartenberg 1990); 'Macht-Zu' ist dagegen in erster Linie eine Dispositt- 
on/Fähigkeit, etwas bestimmtes zu tun. 

Was hat das mit Foucault zu tun? In meinen Augen ist seine Machtanalytik in 
beiden Fragen, sowohl was 'Macht-Über' als auch was 'Macht-Zu' betrifft, von 
einer instruktiven Zweideutigkeit gekennzeichnet. Zuerst zu 'Macht-Über'. In 
Kapitel IV.2 von Der Wille zum Wissen, einem Text des 'deklarativen' Fou- 
cault, heißt es: „Unter Macht, scheint mir, ist zunächst zu verstehen: Die Viel- 
fältigkeit der Kraftverhältnisse, die einem Bereich immanent sind, in dem sie 
vollzogen werden [ou ils's exercent], und die konstitutiv sind für seine Organı- 
sation“ (1976, 113, korr. Übers.). Foucault spricht an dieser Stelle davon, dass 
Verhältnisse 'vollzogen' werden. Dagegen hatte die Ordinary-Language- 
Philosophin Hanna Pitkin wenige Jahre zuvor festgestellt: „One does not 'e- 
xercise' a 'relationship' at all.” (1972, 276). Was ist hier passiert? Ich sehe zwei 
Interpretationsmöglichkeiten. Die erste lautet, dass Foucault sich nicht ent- 
scheiden kann, ob er Realist oder Empirist sein will: Er möchte relational 
denken, meint aber, die Existenz eines Machtverhältnisses an die Ausübung 
von Macht koppeln zu müssen. Das ist insofern ein Problem, als relationale 
Machttheorien auf diese Weise um ihre Pointe gebracht werden: Ein Akteur 
kann in einem Machtfeld ungeheure Macht haben, ohne irgend etwas tun zu 
müssen; z.B. wenn er über ein Drohpotenzial verfügt, nach dem sich alle an- 
deren richten. Die zweite Interpretationsmöglichkeit ist vermutlich nicht we- 
niger brisant. Es gibt nämlich einen spezifischen juridischen Relationentyp, 
dessen Existenz tatsächlich an seinem Vollzug hängt: Zumindest nach traditi- 
oneller Sichtweise gilt das Eheverhältnis erst dann als existent, wenn es 'voll- 
zogen’ wurde.'” Wenn diese Deutung triftig ist, würde Foucault durchaus noch 
im "yuridisch-diskursiven Machtmodell' stecken, als dessen vehementester Kri- 
tiker er auftritt. Dass bei ihm ein „totaler Relationismus“ (Brieler 2002, 55) 
anzutreffen sei, ist also zumindest erläuterungsbedürftig. Foucault ist in dieser 
Frage derart uneindeutig, dass poststrukturalistische Ansätze sie zugunsten der 
Ereignisseite auflösen konnten, während die Tradition von Marx an die Rela- 
tionenseite anknüpfte.'' 


10 Diesen Hinweis verdanke ich Frieder Wolf. 

11 Auch in dem späteren Text Subjekt und Macht hat Foucault diese Ambivalenz nicht völlig 
überwunden: „Macht existiert nur als Handlung, auch wenn sie natürlich innerhalb eines 
weiten Möglichkeitsfeldes liegt, das sich auf dauerhafte Strukturen stützt.“ (Schriften IV, 285) 
Wenn der späte Foucault zudem Macht im Unterschied zu Herrschaft an „Praktiken der 
Freiheit“ (878) koppelt, dann zeichnet er ein Bild von Herrschaft, in dem die Handlungsfä- 
higkeit der Subalternen dramatisch heruntergespielt wird. Demgegenüber ist nicht nur auf 
die Handlungskompetenz (= Agency) sozialer Akteure zu verweisen - und damit auf die sub- 
jektive Seite von ‘Macht-Zu' -, sondern mit Thomas Wartenberg lässt sich auch innerhalb 
von 'Macht-Über' zwischen 'domination' und 'transformative power" unterscheiden (1990, 
Kap. 9 und 10). Beide Male sind asymmetrische Beziehungen vorausgesetzt; was sich unter- 
scheidet, ist jedoch der Zweck, zu dem Macht ausgeübt wird: Das eine Mal zuungunsten de- 
rer, die sich in der untergeordneten Position befinden; das andere Mal geht es um 'empo- 


Was das Problem von 'Macht-Zu' anbelangt, so bleibt es bei Foucault auf be- 
zeichnende Weise untertheoretisiert. Zwar spricht er in Überwachen und Stra- 
fen von 'gelehrigen Kötpern' und „Fertigkeiten [aptitudes]* (1975, 248, korr. 
Übers.); diese werden jedoch nur aus der Perspektive der Konformität mit 
herrschaftlichen Leistungsvorgaben betrachtet. Zwar bestimmt er in Der Wille 
zum Wissen die Körper und Lüste als Widerstandspunkte gegenüber kulturel- 
len Normierungen - was ihm prompt als 'Essentialismus' angekreidet wurde 
(Butler 1990); worin das körperliche Widerstandspotential besteht, bleibt je- 
doch unklar. Später, in dem Aufsatz Subjekt und Macht, weist Foucault aller- 
dings explizit auf das Problem von 'Macht-Zu' hin und spricht nun von „ob- 
jektbezogene[n] Fähigkeiten [capacıtes objectives]* (Schriften IV, 282, korr. 
Übers.), die von 'Kommunikationsbeziehungen' und 'Machtbeziehungen' zu 
unterscheiden seien. Die 'objektbezogenen Fähigkeiten‘ erläutert er anhand 
„zweckrationalen Handeln[s]* und „technische[r] Fähigkeiten“ (283), womit - 
via Habermas - 'Macht-Zu' in die Nähe des marxschen Begriffs der Arbeits- 
kraft gerückt wird. Gleichzeitig sagt Foucault aber auch, dass „Macht nur über 
"freie Subjekte' ausgeübt werden [kann], insofern sie 'frei' sind“ (287). Ich finde 
die Lücke zwischen beiden Redeweisen bezeichnend: Warum wird der Begriff der 
Fähigkeit auf 'objektbezogene Fähigkeiten‘ eingeschränkt? Setzt die Rede von 
"freien Subjekten' nicht vielmehr voraus, dass diese 'Fähigkeiten' besitzen? Sind 
Sprachkompetenz und Reflexionsvermögen etwa keine 'Fähigkeiten'? Meine 
These lautet, dass Foucaults vielfach beklagte subjekttheoretische Defizite da- 
mit zusammenhängen, dass er menschliche Subjekte nicht - zumindest nicht 
hinreichend - in Fähigkeits- und Dispositionsbegriffen denkt.'” Damit vergibt 
er sich nicht nur die Möglichkeit, Handlungs- und Entscheidungsfreiheit zu 
differenzieren und letztere als (sozial mehr oder weniger ausgebildete) Fähig- 
keit zu begreifen, sich anders entscheiden zu können als man es gerade tut 
(Keil 2007); er verspielt auch die Möglichkeit, Prozesse des 'empowerment' 
und genereller des Lernens als Entwicklung von 'atenten' zu 'tatsächlichen' 
Fähigkeiten/Dispositionen zu theoretisieren (zu dieser Unterscheidung Morriss 
1987, Chap. 8). 


werment' und damit zumindest in the long run um Auflösung der asymmetrischen Bezie- 
hung. Während Foucault Mitte der 1970er Jahre Beziehungen wie die von Eltern - Kind, 
Lehrerin - Schülerin, Therapeutin - Patientin monolithisch gerieten, lässt sich mit Warten- 
berg hier klarer schen: Einerseits besitzen diese Beziehungen in gegenwärtigen Gesellschaften 
sicherlich herrschaftliche Aspekte wie z.B. Einübung von Unterordnung oder Anpassung an 
Leistungsnormen. Andrerseits kann in solchen Beziehungen Macht aber auch so ausgeübt 
werden, dass sie die Entwicklung 'freier' und sozial kompetenter Subjekte fördert. Die Trans- 
formationsmacht kommt demnach nicht von nirgendwo, sondern ist Aspekt einer 'wider- 
sprüchlichen' gesellschaftlichen 'Realität'. 

12 Ein weiterer Grund dürfte sein, dass Foucault - genau wie Althusser - sich niemals vollstän- 
dig von der lacanschen Denkfigur gelöst hat, dass jede Subjektbildung eine "Ünterwerfung' 
beinhaltet (bei Lacan unter das mit der 'symbolischen Ordnung! identifizierte 'Gesetz des 
Vaters‘). Eine gute Kritik dieser Figur findet sich bei Nancy Fraser (1997). 
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Wenn es für eine kritische Sozialtheorie also ratsam sein dürfte, sowohl ın Re- 
lations- als auch in Dispositionsbegriffen zu denken, dann stellt sich die Frage, 
wie soziale Relationen und die Fähigkeiten/Dispositionen menschlicher Sub- 
jekte zusammenhängen. Würden poststrukturalistische Ansätze ihren "Anti- 
Tiefe-Krieg' konsequent führen, müssten sie auf soziale Verhältnisse, die mehr 
sind als einmalige Interaktionsbeziehungen, ganz verzichten; de facto tun sie 
das natürlich nur sehr selten und nehmen - wie die meisten anderen kritischen 
Theorien auch - eine relationale Sichtweise für sich in Anspruch. Die Frage 
des ‘(Antı-)Essentialismus' verlagert sich dann in die Subjekttheorie: Besitzen 
menschliche Subjekte Eigenschaften unabhängig von den jeweiligen sozialen 
Praktiken, in denen sie gerade stehen, und inwiefern sind diese Eigenschaften 
in biologischen Mechanismen fundiert? Ich denke, hier ist die 6. Feuerbach- 
these von Marx nach wie vor hilfreich: Menschen kommen als Bündel von 
biologisch verankerten, latenten Fähigkeiten/Dispositionen zur Welt. Damit 
diese zu tatsächlichen werden, damit sich z.B. Sprachvermögen oder Entschei- 
dungskompetenz entwickeln, bedarf es immer der Gesellschaft. Das 'Selbst' ist 
also nur als 'relationales' zu haben: Das heißt, dass sowohl seine Ausbildung 
als auch seine Aufrechterhaltung unhintergehbar in sozialen Praktiken statt- 
finden - ohne dass deshalb die Eigenschaften menschlicher Subjekte in den 
jeweiligen sozialen Relationen aufgehen würden. Sowenig wie das Selbst durch 
Natur, so wenig ist es durch Kultur/Gesellschaft 'determiniert' (Archer 2000). 
Vielmehr handelt es sich hierbei um Bedingungen, zu denen sich menschliche 
Subjekte als einem "Thema der Freiheit! (Nagl-Docekal 2000) verhalten müs- 
sen. Aus konsequent antiessentialistischer Perspektive ist daher der (poststruk- 
turalistische) Kulturalismus/Soziologismus ebenso abzulehnen wie der Biolo- 
gismus: Es sind dies zwei Seiten ein und derselben reduktionistischen Medail- 


le. 


3. Schluss: Realismus und Wahrheitspolitik 


Ich habe in meinem Text versucht, den Antiessentialismus als reflexive Hal- 
tung von zwei Positionen zu trennen, die keineswegs notwendig zu ıhm gehö- 
ren: 'Begründungsrelativismus' und 'Anti-Tiefe-Krieg'. Zunächst ging es mir 
darum zu zeigen, dass sich die historische und soziale Relativität allen Den- 
kens sehr wohl aufrechterhalten lässt, ohne dabei dem Fehlschluss zu erliegen, 
alle (wissenschaftlichen) Aussagen könnten gleiche Gültigkeit beanspruchen. 
In einem zweiten Schritt habe ich dann gegenüber dem empiristischen wie 
poststrukturalistischen "Anti-Tiefe-Krieg' versucht, ein wenig Klarheit über den 
'ontologischen' Status von Relationen und Dispositionen zu gewinnen. Wie 
sich nach meiner Argumentation unschwer vermuten lässt, halte ich die Rol- 
lenverteilung Foucault = guter Antiessentialist, Marx und der 'wissenschaftli- 
che Realismus’ = böse Essentialisten für unangemessen. Vielmehr ermöglichen 


es gerade letztere, Foucault vor seinen begründungsrelativistischen Anwand- 
lungen zu retten und sein Schwanken in Punkto Relationen und Dispositio- 
nen besser zu verstehen. Sicherlich lassen sich dabei im Werk von Marx jede 
Menge Essentialismen finden: Sie aufzuarbeiten, wird die 'Neue Marx-Lektüre' 
noch einige Zeit beschäftigen. Der marxsche Anspruch auf wissenschaftliche 
Wahrheit und die Unterscheidung von 'Oberfläche' und '"Tiefe' gehören je- 
doch nicht ın diese Rubrik. 

Ich habe bei meinen Ausführungen zu Foucaults Wahrheitskonzeption darauf 
hingewiesen, dass der Begriff der Wahrheitspolitik bei ihm insofern unausge- 
arbeitet bleibt, als er weitgehend zusammen zu fallen scheint mit dem der 
Wahrheitsordnung bzw. mit der Frage nach Wahrheitskriterien. "Wahrheitspo- 
litik' wurde dann auch von vielen Foucauldianern begründungsrelativistisch 
aufgefasst, mit wissenschaftlichen Erklärungen als bloßen politischen Artefak- 
ten. Demgegenüber hat Alain Badiou darauf bestanden, dass Wahrheit keine 
Sache ist, die verhandelt werden könnte. 'Wahrheitspolitik' heißt bei ihm, dass 
es ein politischer Einsatz ist, am Realitätsbezug von Wissen festzuhalten: 
„Wenn |...) die Kategorie der Wahrheit aufgegeben wird, dann wird die Philo- 
sophie nicht der Herausforderung einer der Warenzirkulation oder den Alo- 
gismen der Kommunikation unterjochten Existenz begegnen können.“ (1997, 
21). So sympathisch ich diese Konzeption finde, so sehr sehe ich doch zwei 
Probleme: Zum einen will Badiou seine Position auf den „Endpunkt eines 
unbedingten Anspruches“ (ebd.) gründen. Die Historizität theoretischer Ge- 
bilde löst er klassisch 'rationalistisch' auf, indem er „als Ideal der Philosophie 
[...] das Mathem“ (23) verkündet. Zum anderen ist seine Wahrheitskonzeption 
mit einer entschiedenen Abwertung der Humanwissenschaften verbunden, die 
als „Ort des statistischen Durchschnitts“ (25) dargestellt werden. Bei Badiou 
tritt die Philosophie auf den Plan, um die 'Singularität' des (revolutionären) 
Freignisses zu retten. Das ist nun in der Tat nichts anderes als philosophischer 
Maoismus: Voluntarismus gepaart mit tendenziell totalitären Wahrheitsan- 
sprüchen. 

Gegenüber der Alternative von 'relativistischer' und 'rationalistischer' Wahr- 
heitspolitik, halte ich eine ‘realistische’ Wahrheitspolitik für an der Zeit. Einer 
radikalen Philosophie‘ (Wolf 2002), die eine solche vertritt, geht es nicht, wie 
Badiou, um die Produktion separater philosophischer Wahrheiten. Vielmehr 
sieht sie ihre Aufgabe im underlabouring, in der informierten Zuarbeit für 
Wissenschaft, Kunst und Politik. Am Realitätsbezug von Wissen festhalten 
kcann daher nicht bedeuten, die Wissenschaften abzuwerten, sondern das Ziel 
heißt, theoretische Instrumente bereitzustellen, die (sozial-Jwissenschaftliche 
Forschung vor den Attacken anderer Philosophien schützen. Dazu gehört ne- 
ben der Abwehr des Begründungsrelativismus auch die Abwehr des umgekehr- 
ten Extrems, von wissenschaftlichen und philosophischen Absolutheitsansprü- 
chen. Genauso wenig wie alles beliebig ist, genauso wenig ist die Welt eine 
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einzige große Wahrheitsfrage. Eine realistische Wahrheitspolitik macht daher 
wissenschaftliche Wahrheiten stark und weiß zugleich, dass es immer einen 
Punkt des Streits und der Entscheidung gibt: An diesem geht es dann nicht 
mehr um das (gemeinsame) Aufsuchen von Wahrheit, sondern um die irredu- 
zibel politische Frage, wie die Gesellschaft eingerichtet sein soll. 
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Theoretisch keine Brüder: 
Foucault und Marx als Antagonisten 


Einleitung 


Ein Gespenst geht um in Foucaults Machtanalytik - das Gespenst der Marx- 
schen Ökonomickritik. Dies ist eine der Thesen dieses Artikels, der das Ver- 
hältnis von Machtanalytik und Kritik der politischen Ökonomie klären und 
daraus Schlussfolgerungen ziehen soll für die Frage, ob sich Foucault und 
Marx für eine materialistische Gesellschaftsanalyse verbinden lassen. Meine 
Voreingenommenheit gegenüber dem Thema besteht darin, dass ich die Öko- 
nomiekritik' für die immer noch überzeugendste Ausgangslage für eine Gesell- 


schaftskritik halte.” Ich verstehe die Marxsche Kapitalismuskritik als ein Raster, 
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für die Frage hat, ob und inwieweit sich die Ansätze von Foucault und Marx 
verbinden lassen. Ausserdem werde ich versuchen aufzuzeigen, dass für die 
Einschätzung des Verhältnisses von Foucault und Marx die Ökonomickritik 
die grosse Bruchlinie darstellt. Ich beziehe mich bei Foucault auf die Jahre 
1973 bıs 1976. Dies beinhaltet mit Die Anormalen, Die Macht der Psychia- 
4 ; , 8 trıe, und In Verteidigung der Gesellschaft die drei Vorlesungen am College de 
Die Monatszeitschrift mit Biss. France sowie die beiden Monographien Überwachen und Strafen und der Wil- 
Probeheft auf www.blaetter.de. le zum Wissen. Dieser Zeitraum zeichnet sich durch eine hohe Dichte an Tex- 
| ten aus. Er umfasst das Entstehen und die erste Ausarbeitung von Foucaults 


Herausgegeben von: Norman Birnbaum, Micha Brumlik, 


Dan Diner, Jürgen Habermas, Rudolf Hickel, 1 Ich orientiere mich insbesondere an Michael Heinrichs Interpretation der Ökonomiekritik 
Jörg Huffschmid, Walter Jens, Claus Leggewie, (Heinrich 1999). Auf einer allgemeineren Ebene verstehe ich die Ökonomiekritik von Marx 
als Versuch einer systematischen Bestimmung des Verhältnisses der Ökonomie zum gesell- 
schaftlichen Ganzen. 
2 Unter einem zentralen feministischen Vorbehalt (Bauböck 1991; Scholz 1992). 
3 Zur Bedeutung des Begriffs „bedingen“ bei Marx vgl. Fleischer (1969: 59, 75, 130). 
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Machtanalytik.* Foucault äußert sich in dieser Zeit im Zusammenhang mit der 
Machtanalytik häufig zu Marx und zum Marxismus. Meine Ausgangslage 
führt tendenziell dazu, die Machtanalytik mit der Kritik der politischen Öko- 
nomie zu kontrastieren und die Gegensätze zu betonen. Es geht mir nicht um 
die Frage, was Marx außer einem Ökonomickritiker auch noch sein könnte. 
Obwohl ich durchaus Gemeinsamkeiten zwischen Foucault und Marx sehe, 
halte ich diese für unspezifisch. 

Im ersten, Foucault gewidmeten Teil kommt der Machtbegriff zur Sprache, 
dabei werden auch Foucaults Kommentare zu Marx berücksichtigt. Des Wei- 
teren soll der theoretische Status bestimmt werden, den die Rhetorik in Fou- 
caults Denken innehat. Der zweite Teil ist dem Verhältnis von Foucault und 
Marx gewidmet. Nach einem kurzen Abstecher in die Sekundärliteratur geht 
es um einen Vergleich von Disziplinarmacht und Rechtskritik bei Foucault 
und Marx. Am Ende soll geklärt werden, was der Preis einer Verbindung von 
Foucault und Marx ıst. 


1. Foucault 
1.1. Ökonomiebegriff und Machtanalytik 


Die Aussage, dass die Ökonomie im Verhältnis von Foucault und Marx eine 
gewisse Rolle spielt, ist weder originell noch umstritten. Umso mehr fällt auf, 
dass in der Literatur die Frage der Ökonomie - wenn überhaupt - meistens 
bloß im Zusammenhang mit Marx thematisiert wird. Foucaults Verständnis 
von ökonomischen Zusammenhängen steht nicht im Vordergrund, wenn es 
darum geht, ihn zu Marx in Beziehung zu setzen. Einer der Gründe dafür mag 
sein, dass Foucault zwar in seiner Machtanalytik ökonomische Prozesse er- 
wähnt, aber den Kapitalismus als ökonomisches System nicht analysiert. We- 
der geht es in der Machttheorie vorrangig um ökonomische Entwicklungen, 
noch findet sich darin der Anspruch, die Kritik der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse zu betreiben. Neben einem in diesem Sinn nicht-kritischen engen 
Ökonomiebegriff existiert bei Foucault aber noch ein anderer, äußerst breiter 
Begriff von Ökonomie. Ökonomie ist in diesem Fall eine Bezeichnung für ein 
Funktionieren (Foucault 1991a: 88). Mit dem Begriff „Ökonomie der Macht“ 
oder „Machtökonomie“ (Foucault 1991b: 281) sind die Regeln gemeint, nach 
denen Macht ausgeübt wird. Foucault versteht Ökonomie als Bezeichnung für 
ein „Funktionieren“ oder eine Art und Weise, wie etwas organisiert ist (Fou- 


4 Ab 1973 grenzt Foucault seinen Begriff der produktiven Macht deutlich gegen eine „negati- 
ve“ Konzeption der Macht ab und führt den Machttyp der Disziplin ein. Die Einführung 
der Biomacht im Jahr 1976 nehme ich als den Abschlusspunkt einer ersten Ausarbeitung der 
Machtanalytik. 

5  Kenntnisreiche Überblicke zu diesen Gemeinsamkeiten liefern Marti (1988: 110-124) und 
Brieler (2002). 
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cault 1991a: 88). Teilweise geht sein Gebrauch des Begriffs noch mehr in die 
Breite. Zum Beispiel ist die Rede von einer „Ökonomie der Sichtbarkeit“ 
(Foucault 1991b: 241) und einer „Ökonomie der innerfamiliären Verhältnisse“ 
(Foucault 2003: 427).° 

Der Gegensatz zwischen der unauflälligen Verwendung des engen Ökonomie- 
begriffs einerseits und der prominenten Präsenz des breiten Ökonomiebegriffs 
andererseits, ist programmatisch. Lemke schreibt zu Recht, dass Foucault eine 
„Dezentrierung der Ökonomie durch die Ausweitung der Kategorie des Öko- 
nomischen“ anstrebe (Lemke 2003: 272). Jedoch scheint der analytische Nut- 
zen dieser Dezentrierung fraglich. Denn abgesehen von der Abgrenzung ge- 
genüber Machttheorien, die von ökonomischen Analysen ausgehen, scheint 
mir die Möglichkeit, durch die Begriffsausweiıtung nicht-ökonomische Phäno- 
mene besser zu erfassen, beschränkt. Denn der scheinbare Gewinn an analyti- 
scher Reichweite eines solchen Begriffs von Ökonomie wird durch den Verlust 
an begrifllicher Trennschärfe relativiert. 

Bevor im Folgenden geklärt werden soll, wie der dezentrierte Ökonomiebegriff 
zum Machtbegriff steht, muss der Machtbegriff selbst kurz erläutert werden. 
Foucault insistiert darauf, dass es ihm nicht um die Frage gehe, was Macht seı, 
sondern dass er vielmehr das Funktionieren der Macht untersuchen wolle. 
Doch eine solche Untersuchung impliziert immer eine Vorstellung darüber, 
was Macht ist. Es lassen sich deshalb einzelne Topoi des Machtverständnisses 
von Foucault rekonstruieren: Macht als Herrschaft, Macht als Situation, 
Macht als Mikrophysik der Körper, die diffuse Macht, Macht als positiv- 
produktive Macht, Macht als Kampf; Macht als Macht-Wissen (Schärer 2001: 
24-35). Diese Topoi befinden sich auf der Ebene einer allgemeinen Charakte- 
risierung von Macht. Neben diesen allgemeinen Charakterisierungen von 
Macht lässt sich bei Foucault außerdem zwischen verschiedenen Machttypen 
unterscheiden.’ Für die Moderne unterscheidet Foucault grundsätzlich zwei 
Machttypen, die sich beide auf die biologisch-körperliche Ebene des mensch- 
lichen Lebens richten. Es sind dies die Disziplin und die Biomacht.? Alle Ei- 
genschaften, mit denen Foucault die Macht im Allgemeinen charakterisiert, 
sind auch für die einzelnen Machttypen gültig. 

Im Folgenden soll es um den bekanntesten der allgemeinen Macht-Topoi ge- 
hen: Die produktive Macht. Sie kann als eines der wichtigsten und originell- 
sten Elemente von Foucaults Denken überhaupt gelten. Der Begriff der pro- 


6 Allein 1973-1976 verwendet Foucault den Begriff Ökonomie in unzähligen Varianten. Zu 
den Beispielen in Überwachen und Strafen vgl.: Schärer (2001: 40f.). 

7 Die Unterscheidung einer allgemeinen Ebene der Macht und einer Ebene der Macht-Typen 
findet sich ın dieser Form nicht bei Foucault, sie ist eine heuristische Hilfskonstruktion 
(Schärer 2001: 21). 

8 Die Disziplin zielt auf das Individuum und dessen Körper, die Biomacht ist auf die Bevölke- 
rung gerichtet (Foucault 1991a: 166). 
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duktiven Macht hängt zusammen mit Foucaults dezentriertem Ökonomiebe- 
griff und er teilt dessen Problem, nämlich den Verlust an Trennschärfe durch 
Begriffsausweitung. Produktivität und Ökonomie sind bei Foucault zwei Be- 
griffe, die genauso zusammengehören, wie die herkömmlichen Begriffe von 
Produktivität und Ökonomie. Nur dass bei Foucault, das was produziert wird, 
viel breiter gefasst wird. Lemke bringt dies unzweideutig auf den Punkt: „Fou- 
caults These der 'Produktivität' der Macht unterläuft die Trennungslinie zwi- 
schen dem Ökonomischen und dem Nicht-Ökonomischen“ (Lemke 2003: 
273). Gemäss Foucault „produziert [die Macht] Gegenstandsbereiche und 
Wahrheitsrituale: das Individuum und seine Erkenntnis sind Ergebnisse dieser 
Produktion.“ (Foucault 1991b: 250). Doch die Macht produziert mehr als das. 
Es handelt sich um „die Produktion von Wissen und Fähigkeiten in der Schu- 
le, die Produktion von Gesundheit in den Spitälern, die Produktion von Zer- 
störungskraft mit der Armee“ (Foucault 1991b: 281). Foucault grenzt sich 
wiederholt von der Vorstellung einer „negativen“ Macht ab: „Man muss auf- 
hören, die Wirkungen der Macht immer negativ zu beschreiben, als ob sie nur 
'ausschliessen', 'unterdrücken', 'verdrängen', 'zensieren', 'abstrahieren', 'mas- 
kieren', 'verschleiern' würde“ (Foucault 1991b: 250). Den negativen Macht- 
begriff bezeichnet Foucault auch mit dem Begriff „Repressionshypothese“ 
(Foucault 1991a: 65). 

Allerdings gelingt es ihm in der Bestimmung der positiv-produktiven Macht 
nicht immer, Negatives konsequent auszuklammern, was zu Inkonsistenzen 
führt. Dies ist der Fall, wenn Foucault schreibt, die Macht sei produktiv „um 
dann allerdings um so mehr entziehen und entnehmen zu können“ (Foucault, 
1991b: 220). Ein anderes Beispiel für Inkonsistenz betrifft die „Produktion 
von Zerstörungskraft“ durch die Armee: „Die Armee als Produktion von Lei- 
chen - das ist es, was perfektioniert wurde“ (Foucault 1995: 29). Einerseits 
subsumiert Foucault Phänomene unter seine produktive Macht, die nur mit 
Zwang darunter zu subsumieren sind, und andererseits beschreibt er teilweise 
Prozesse, die auch mit einem „negativen“ Machtbegriff sehr gut erfasst werden 
könnten, oder bei denen nicht ersichtlich ıst, weshalb sie überhaupt unter 
dem Stichwort Macht verhandelt werden sollen. Spannungsreich ist auch Fou- 
caults Ansatz, mit seiner Machtanalytik unter der Hand eine gleichsam unge- 
sellschaftliche Machtebene einzuführen indem er einen Machtbegriff postu- 
liert, der sich gerade dadurch von herkömmlichen Macht- und Herrschaftsana- 
lysen unterscheidet, dass er ohne Bezug auf juristische, ökonomische oder an- 
dere gesellschaftliche Strukturen formuliert wird.” An dieser Ungesellschaft- 
lichkeit interessiert hier besonders der Nicht-Bezug auf die ökonomische 


9 Dem entspricht Foucaults Abgrenzung gegen eine grosse Zahl von wissenschaftlichen Dis- 
ziplinen und theoretischen Ansätzen. Es sind dies unter anderem: Ideologiekritik, Ideenge- 
schichte, Institutionenanalyse, Semiologie, Soziologie, Mentalitätsgeschichte und Herr- 
schaftstheorie. 
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Sphäre. Foucault versucht, eine „nicht-ökonomische Analyse der Macht“ zu 
leisten (Foucault 1978: 70). Problematisch ist dies, weil er ın Überwachen und 
Strafen, der ersten Macht-Monographie, die anschaulichsten Beispiele für seinen 
Machtbegriff in der ökonomischen Sphäre findet. Es handelt sich um die Be- 
schreibungen der militärischen Disziplin ın der Fabrik, die Foucault bei Marx im 
Kapital findet.” Das Verhältnis zwischen nicht-ökonomischem Machtbegriff und 
ökonomischen Beispielen ist spannungsreich. Denn die theoretische Reichweite 
der Machtanalytik weist mit den Themen Gefängnis, Psychiatrie, Schule, Spital, 
‚Armee und Sexualität deutlich über die ökonomische Sphäre hinaus. 

Ein weiteres Beispiel für die zwiespältige Rolle der ökonomischen Sphäre als 
mögliche Inspiratorin von Foucaults Machtbegriff ist der Taylorismus. Dieser 
ist bei Foucault kein Thema, obwohl die Disziplinarmacht frappant an die 
tayloristische Rationalisierung betrieblicher Arbeitsabläufe erinnert. Foucault 
ist der Ansicht, dass „die Macht Wissen hervorbringt (und nicht bloß fördert, 
anwendet, ausnutzt)“ (Foucault 1991b: 39). Die Disziplin ist gemäss Foucault 
„das einheitliche technische Verfahren [...], durch welches die Kraft des Kör- 
pers zu den geringsten Kosten als 'politische' Kraft zurückgeschraubt und als 
nutzbare Kraft gesteigert wird“ (Foucault 1991b: 284). In Foucaults Sprache 
könnte man demnach den Taylorismus als eine Macht verstehen, die ein Wis- 
sen hervorbringt, welches die Produktivität des Körpers mit dessen Unterwer- 
fung verbindet und beide gleichzeitig intensiviert. Vermutlich benennt Fou- 
cault diesen Bezug auch deshalb nicht, weil er mit seinem Machtbegriff der 
Ökonomie entkommen möchte. 


1.2. Ökonomismus der Macht und Marx-Rezeption 


Oben wurde der Begriff Ökonomie der Macht erwähnt. Dieser Begriff ist 
nicht zu verwechseln mit dem Ausdruck Ökonomismus in der Machttheorie, 
um den es im Folgenden geht. Er ist aufschlussreich für das Verständnis von 
Foucaults Imperativ, die Macht nicht aus der Ökonomie abzuleiten." Der 
Ausdruck Ökonomismus in der Machttheorie hat für Foucault dieselbe Funk- 
tion wie der Begriff Repressionshypothese. Er dient dazu, die Machtanalytik 
gegen andere Ansätze abzugrenzen." Des Weiteren lassen sich daran - unab- 
hängig von den konkreten Inhalten - gewisse typische Argumentationsformen 
aufzeigen. Diese Argumentationsformen werden in Abschnitt 1.3. behandelt. 

Foucaults Ausgangsfrage lautet: „[K]ann die Analyse der Macht oder der ein- 
zelnen Machtformen in der einen oder anderen Weise von der Ökonomie ab- 


10 Foucault bezieht sich in Überwachen und Strafen mehrmals und ausschliesslich positiv auf 
Marx; im speziellen auf das Kapital. Wenn er aber Marx’ historische Brörterungen wörtlich 
zitiert, schneidet er mit chirurgischer Präzision alle ökonomiekritischen Bezüge darin heraus 
(Schärer 2001: 50-72). 

11 Alle Zitate aus Foucault (1978: 68-70). 

12 In beiden Fällen spielt die Abgrenzung gegen den Marxismus eine wichtige Rolle, 
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geleitet werden?“ Foucault verneint diese Frage erwartungsgemäß und be- 
schreibt zwei Machtkonzeptionen, die er als ökonomistisch kritisiert. Die eine 
nennt er die juristische oder liberale Konzeption politischer Macht, die andere 
die marxistische Konzeption. Die problematische Gemeinsamkeit, die Fou- 
cault in diesen beiden Konzeptionen sieht, nennt er den „Ökonomismus in 
der Theorie der Macht“. 

Die liberale Konzeption zeichnet sich dadurch aus, dass sie Macht als Ware 
versteht, die angehäuft oder veräußert werden kann. Es ist die Rede von der 
„Form eines vertragsmäßigen Tausches“ und gemäss Foucault ist in dieser 
Konzeption die Macht „der Ware nachgeformt“. Die liberale Machtkonzep- 
tion hat „ihr formales Modell im Austauschprozess, in der Ökonomie der Gü- 
terzirkulation“. Die marxistische Konzeption hingegen behauptet eine Funkti- 
onalisierung der Macht durch die Ökonomie. Die Macht wird nicht als Phä- 
nomen eigenen Rechts analysiert, sondern immer als von der Ökonomie ab- 
hängig verstanden. Die Ökonomie benutzt die Macht, um sich zu reproduzie- 
ren. Dies bezeichnet Foucault als „ökonomische Funktionalität der Macht“. Die 
Macht, hätte demnach „ihren historischen Daseinsgrund und das Prinzip ihrer 
konkreten Form und ihrer gegenwärtigen Funktionsweise in der Ökonomie“. 
Foucaults eigene Position ist, dass „die Machtverhältnisse tiefgehend mit und 
ın die ökonomischen Verhältnisse verflochten sind“. Er fährt dann fort: „In 
diesem Fall hätte die Untrennbarkeit von Ökonomie und Politik weder den 
Rang einer funktionalen Unterordnung noch besäße sie jenen formalen Iso- 
morphismus, sondern sie gehörte einer anderen Ordnung an, die es gerade he- 
rauszufinden gälte.“ An dieser Stelle kommt Foucaults Ansatz, die „nicht- 
ökonomische Analyse der Macht“, ins Spiel, gemäss der die Macht ein „Kräf 
teverhältnis“ ist, das „nur ın actu existiert“. 

An dieser Ökonomismuskritik fällt folgendes auf. Foucault verwendet zwei 
sehr unterschiedliche und asymmetrische Ökonomismusbegriffe. Im einen Fall 
geht es um die Modellierung von Macht als Warentausch. Es geht demnach 
um die Frage, was Macht sei und wie sie funktioniere. Im anderen Fall geht es 
um das Verhältnis von Macht und Ökonomie. Was sagt uns dies über den 
dahinterliegenden Ökonomiebegriff Foucaults? Im ersten Fall versteht Fou- 
cault unter Ökonomie den Warentausch in der Zirkulationssphäre. Was er im 
zweiten Fall unter Ökonomie versteht, bleibt hingegen offen. Begonnen hat 
Foucault seine Erörterung mit der Kritik zweier Machtkonzeptionen. Ein In- 
strument dieser Kritik ist der doppelte asymmetrische Ökonomismusvorwurf. 
Am Schluss bietet Foucault seine eigene Machtanalytik an, als Antwort auf die 
Frage, wie die Untrennbarkeit von Ökonomie und Macht zu analysieren sei. 
Was hier auffällt ist das völlige Fehlen einer Auseinandersetzung mit dem Beg- 
riff der Ware bei Marx. Die Doppelnatur der Ware stellt bei Marx einen von 
mehreren Zugängen zur Klärung der Verbindung von Ökonomie und Herr- 
schaft dar. Die Marxsche Verbindung Ware-Macht existiert bei Foucault nicht. 
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Foucault verwendet ausschliesslich einen nicht-marxschen Warenbegriff"”. Der 
Begriff der Ware erscheint bei Foucault denn auch bloss im Zusammenhang 
mit der liberalen Machtkonzeption. Anders wäre Foucaults Gegenüberstellung 
einer liberalen und einer marxistischen Machtkonzeption nicht durchführbar 
(Janmohamed 1995: 40). Der Ökonomismus ist nach Foucault das gemeinsa- 
me Merkmal der beiden Machtkonzeptionen. Dieses Merkmal ist die Bedin- 
gung dafür, dass die beiden Konzeptionen überhaupt verglichen werden kön- 
nen. Man könnte nun einwenden, Foucault habe es gar nicht nötig, diese bei- 
den Machtkonzeptionen über den Ökonomismus vergleichbar zu machen. 
Denn das naheliegendste Vergleichskriterium für zwei Machtkonzeptionen ist 
ihr Machtbegriff. Doch dieser wird in Foucaults Erörterung der marxistischen 
Konzeption nicht wirklich behandelt. Und wenn es tatsächlich nur um einen 
Vergleich zweier Machtkonzeptionen ginge, bliebe immer noch unerklärt, wa- 
rum Foucault die Erörterung mit seinem nicht-Skonomischen Machtbegriff 
beginnt, aber am Schluss das Verhältnis von Ökonomie und Macht themati- 
siert. Mit anderen Worten: Er beginnt mit einer Position der Äquidistanz zu 
Marxismus und Liberalismus und endet schließlich damit, seine eigene Macht- 
Analyse als Antwort auf die marxistische Frage des Verhältnisses von Öko- 
nomie und Macht anzubieten. 

Die hier vorgestellte Argumentation ist in vielerlei Hinsicht problematisch. 
Foucaults Auseinandersetzung mit dem Marxismus wirkt oberflächlich. Dies 
zeigt sich darin, dass er weder Louis Althussers Gedanken zum Verhältnis von 
Ökononomie und Gesellschaft noch Nicos Poulantzas' Analysen des Staats 
zur Kenntnis zu nehmen scheint. Der pauschale Charakter von Foucaults 
Marxismuskritik erschwert eine definitive Antwort auf die Frage, ob sich Fou- 
cault auf demselben Feld bewegt wie der Marxismus oder ob er versucht, sein 
eigenes Feld zu schaffen. Doch vieles deutet auf letzteren Fall. Eindeutig ist 
jedenfalls Foucaults konsequente begriffliche Trennung zwischen Macht und 
Ökonomie. Es zeigt sich, dass Foucault die Kritik der politischen Ökonomie 
nicht als Herrschafts- oder Machtkritik versteht. Das zeigt sich z.B. in der 
Aussage Foucaults, Marx genüge vielleicht nicht „zur Erkenntnis dieser so rät- 
selhaften Sache, [...] die man die Macht nennt. [...] Man weiss in etwa, wer 
ausbeutet, wohin der Profit geht, zwischen wem er hin und her wandert, wo er 
wieder investiert wird. Aber die Macht?“ (Foucault 1993: 112).! 

Dass sich Foucault trotz seines Anspruchs, Marx genauer gelesen zu haben als 
mancher Marxist, weder mit dem Ökonomen Marx noch mit dem Ökono- 
miekritiker Marx vertieft auseinandersetzt, zeigt sich deutlich in Foucaults ex- 
pliziten Marx-Bezügen. Dies ist eine der Schlussfolgerungen aus der Unter- 


13 Foucault versteht den Wert nicht wie Marx als versachlichte Form eines sozialen Verhältnisses. 

14 Vgl. auch: „Nietzsche ist derjenige, der als wesentliche Zielscheibe [...] für den philosophi- 
schen Diskurs das Machtverhältnis ausgegeben hat. Während es für Marx das Produktions- 
verhältnis war“ (Foucault 2002b: 931f.). 
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suchung von Marx-Kommentaren Foucaults aus dem Zeitraum von 1966 bis 
1982 (Schärer 2001: 44-49). Spätestens ab 1966 verdoppelt Foucault Marx ei- 
nerseits ın einen Gesellschaftstheoretiker, auf den er sich positiv bezieht und 
andererseits in einen Ökonomen, auf den er sich negativ bezieht. Den letzte- 
ren hält er für einen im Denkrahmen von Ricardo verbleibenden und somit 
historisch überholten Ökonomen. Foucault ist der Ansicht, Marx habe zwar 
den Kapitalismus des 19. Jahrhunderts klarsichtig erfasst, doch nicht den Kapi- 
talismus des 20. Jahrhunderts. Der kleinste gemeinsame Nenner des positiven 
Marx-Bildes von Foucault ist jenes von Marx als Gesellschafts- und Machtkri- 
tiker mit Sinn für Geschichte und Diskontinuitäten. Das negative Marx-Bild 
Foucaults ist weniger facettenreich. Man findet bei Foucault bloss eine kleine 
Anzahl von Bemerkungen zu Marx als Ökonom und fast nichts zu Marx als 
Ökonomiekritiker. Marx als systematischer Kapitalismuskritiker kommt bei 
Foucault nicht vor. Indem sich Foucault von der einen Seite her positiv auf 
Marx als Historiker und Gesellschaftstheoretiker bezieht und sich von der an- 
deren Seite her gegen Marx als historisch überholtem Ökonomen abgrenzt, 
lässt er Marx als Ökonom und als Ökonomicekritiker verschwinden. Da sich 
aber alle von Foucault positiv genannten Elemente des Denkens von Marx 
mit dessen Ökonomiekritik überschneiden, stellt sich die Frage, ob es über- 
haupt möglich ist, bei Marx zwischen dem Gesellschaftstheoretiker, Histori- 
ker, Machttheoretiker einerseits und dem Ökonomen und Ökonomickritiker 
andererseits zu unterscheiden.'” Wer bei Marx die Ökonomiekritik außen vor 
lässt, ignoriert die theoretische Originalität von Marx und damit auch dessen 
Konzeptionalisierung unpersönlicher Herrschaftsverhältnisse. Gleichzeitig las- 
sen Foucaults meist äußerst positiv gehaltene Marx-Bezüge diesen aber als 
Machttheoretiker Foucaultschen Zuschnitts erscheinen (Schärer 2001: 44-49). 
Letztlich dienen Foucault die positiven Marx-Bezüge - ähnlich wie die Kritik 
am Marxismus - der Plausibilisierung seines eigenen Ansatzes. Foucaults 
Marx-Bild lässt sich als eine Chiffre für Foucaults Selbstverständigung verste- 
hen. Es handelt sich folglich nicht um einen Dialog mit Marx, sondern um 
einen Monolog: Foucault spricht mit Foucault. Eine Theorie, in der die öko- 
nomischen Verhältnisse keinen systematischen Ort haben, ist - unabhängig 
von ihrer Intention - tendenziell affırmativ. Einige der Aporien von Foucaults 
Machtbegriff lassen sich mit dessen ökonomischem blinden Fleck erklären. 
Ob dieser blinde Fleck Ursache oder Ergebnis von Foucaults Anti-Marxismus 
ist, wäre noch zu klären. 


15 Foucault bricht die Marxsche Theorie als einheitliches Objekt auf. Kammler schreibt, dass 
Foucault sich auf die selbe Art auch auf den Strukturalismus und die Psychoanalyse beziehe 
und dass dieser Bezug „die Identität ihrer Objekte als ganzheitliche Theorien nicht intakt“ 
lasse (Kammler 1986: 66). 
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1.3. Zu Foucaufts rhetorischen Argumentationsformen 


Es ist unbestritten, dass Rhetorik bei Foucault eine große Rolle spielt: „Fou- 
cault ist zwar für die Präzision seiner Analysen berühmt, wirksam aber wurde 
er durch die Suggestion seiner Thesen“, schreibt Welsch (1991: 138). Im Fol- 
genden soll bestimmt werden, was dies für die Auseinandersetzung mit Marx 
bedeutet. In Foucaults Auseinandersetzung mit dem so genannten Ökono- 
mismus in der Machttheorie und in seinen Marx-Kommentaren lassen sich 
zwei rhetorische Argumentationsformen rekonstruieren. Es handelt sich um 
die Form des Ausweichens und die Form der Überredung. Die Art, in der 
Foucault der Auseinandersetzung mit der Ökonomiekritik ausweicht, lässt sich 
nach Janıcaud im gesamten Werk Foucaults finden. Janicaud nennt es eine 
„Jlaktik des seitlichen Ausweichens“ (Janıcaud 1991: 267). Auch Roedig ent- 
deckt eine Ausweichbewegung: „Foucaults Methode der Abgrenzung besteht 
gerade darin, einer direkten Konfrontation auszuweichen, |[...] und alles zu 
vermeiden, was ihn in eine [...] Beziehung zu seinen 'Gegnern' setzen könnte.“ 
(Roedig 1997: 13). Sie vertritt die These, dass „Foucaults Denken selbst sich in 
der Form der Abgrenzung entwickelt und daher meist auf einer - teilweise 
nachträglich verleugneten - Opposition beruht“ (Roedig 1997: 17F.). 

Saar deutet an, dass Foucaults Rhetorik nicht bloß ein Oberflächenphänomen 
ist. Er sieht die Darstellungsform als zentrales Element von Foucaults Genea- 
logie und spricht von einer „performativen Textart“ (Saar 2003: 176). Es exis- 
tiert „keine genealogische Kritik [...] außerhalb dieser Darstellungsform“ (Saar 
2003: 174). Schäfer (1995: 85) scheint noch einen Schritt weiter zu gehen, 
wenn er in Foucaults Rhetorik eine alternative Form der philosophischen Be- 
gründung erkennt. Foucault versuche demnach mit der Rhetorik „das Prinzip 
der logisch vorgehenden 'Begründung' durch dasjenige der 'Darstellungsweise' 
zu ersetzen.“ Das Ziel ist, vertraute Perspektiven zu erschüttern. Es geht nicht 
darum, neue Argumente in Einklang zu bringen mit den Prämissen der zu ü- 
berzeugenden Person, sondern auf die Person selbst so einzuwirken, dass sie 
von ihren Prämissen ablässt und die neue Perspektive ausprobiert. Foucaults 
Ökonomismuskritik (vgl. 1.2.) ist ein Beispiel dafür. Foucault argumentiert 
nicht gegen die Ökonomiekritik von Marx, sondern bietet einfach eine andere 
Perspektive an. Dies beinhaltet sicherlich ein Element der Freiheit. Allerdings 
bleibt die Frage offen, welchen Gewinn es darstellt, wenn man sich die Ausei- 
nandersetzung mit dem, wozu man eine Alternative bieten will, erspart. 


2. Foucault und Marx 


Im ersten Teil dieses Beitrags lag der Fokus auf Foucaults Machtbegriff und auf ser- 
nem Verhältnis zu Marx. Im zweiten Teil geht es nun um die Frage, wie sich Fou- 
caults Nicht-Verhältnis zur Ökonomiekritik auf seine eigene Theorie auswirkt und 
welche Folgen dies für einen systematischen Vergleich der beiden Theorien zeitigt. 
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2.1. Ökonomiekritik als Bruchlinie 


Ich formuliere im Folgenden einen thesenhaften Überblick über in der Literatur 
vertretene Positionen zum Verhältnis von Foucault und Marx. Zuerst sollen jene 
Autoren vorgestellt werden, die von einer Nähe Foucaults zu Marx und - in re- 
duzierter Form - zum Marxismus ausgehen. Diese Autoren richten sich insbe- 
sondere gegen marxistische Kritiken an Foucault. Kammler (1986: 146-153), 
Lemke (1997: 101-105) und Marsden (1999) betonen die Verwandtschaft zwi- 
schen Foucaults Disziplinarmacht und der Analyse, die Marx im Kapital zur 
Disziplin in der Fabrik anstellt. Brieler betont die Gemeinsamkeiten zwischen 
Foucault und Marx und bezeichnet Foucaults gebrochenes Verhältnis zum Mar- 
xismus als „negative]...] Affirmation“ (2002: 44). Des Weiteren wird die Meinung 
vertreten, Foucault habe die Ökonomiekritik vertieft (Lemke 2003) oder ergänzt 
(Balıbar 1991). Man findet bei Foucault bisher verdeckte marxistische Züge (Leg- 
rand 2004; Janmohamed 1995) und es heißt, Marx und Foucault betrieben beide 
die „Genealogie des Kapitalismus“ (Nigro 2002). 

Einige Autoren versuchen gar eine neue Foucault-Marxsche Theorie zu formu- 
lieren (Janmohamed 1995, Marsden 1999). Doch ein solcher systematischer 
Zugang ist tatsächlich selten, wie Brieler zu Recht anmerkt (Brieler 2002: 42). 
Der Grund für die Seltenheit solcher Studien liegt vermutlich darin, dass sie 
der gängigen Rezeptionsweise zuwiderlaufen. Foucaults gegen Systeme gerich- 
tetes Denken lädt bei jenen, die sich positiv auf ihn beziehen, eher zu einer 
unsystematischen Bezugnahme ein, während die ökonomiekritischen Foucault- 
Skeptiker bei Foucault gar kein System finden, das sich mit jenem von Marx 
in Beziehung bringen ließe. Man belässt es deshalb bei der Feststellung, dass 
Foucault die Ökonomiekritik nicht rezipiere und versucht, die immanenten 
Probleme von Foucaults Theorie dadurch zu erklären. Von der Marxschen 
Ökonomiekritik her kommen Autoren wie Dahlmann (2000), Bar (o. J.) und 
Huiskens (2004). Dahlmann nennt Foucaults Theorie nominalistisch, was er- 
kläre, warum dieser die nicht-nominalistischen, realabstrakten Marxschen Ka- 
tegorien wie den Wert - und die gesellschaftliche Dynamik, wofür der Wert 
stehe - nicht erfassen könne, Deshalb verstehe Foucault das, was aus dem öko- 
nomischen Prozess resultiere, als Ergebnis der Macht. Ähnlich argumentieren 
Bar und Huiskens, die kritisieren, dass Foucault den gesellschaftlichen Charak- 
ter von Realabstraktionen wie zum Beispiel dem Geld, verkenne und diese 
deshalb auch nicht als die Form erkenne, in der die Herrschaft des Kapitals 
sich manifestiere. Die große Bruchlinie in der Rezeption des Verhältnisses von 
Foucault und Marx ist interessanterweise nicht generell der Marxismus, son- 
dern die Ökonomiekritik. Das zeigt sich bei Poulantzas und Marti, die ein- 
deutig mehr Gemeinsamkeiten zwischen Foucault und Marx sehen als etwa 
Dahlmann, Bar und Huiskens. Bei Poulantzas (2002: 176-185), der von einer 
marxistischen, aber nicht dezidiert ökonomickritischen Warte aus argumen- 


tiert, halten sich die Gemeinsamkeiten und Gegensätze zwischen Foucault und 
dem Marxismus die Waage. Auch Marti (1988: 110-124) legt kein besonderes 
Gewicht auf die Ökonomiekritik, wenn er die Gemeinsamkeiten zwischen 
Foucault und dem Marxismus betont. 

Zugespitzt kann man sagen: Wer die Gemeinsamkeiten von Foucault und 
Marx betont, spricht nicht von der Ökonomiekritik, und wer die Unterschie- 
de betont, tut dies aus einer ökonomiekritischen Perspektive. 


2.2. Fabrikdisziplin und die Kritik des Rechts 


Im Folgenden vergleiche ich Foucaults Analyse des Verhältnisses von Disziplin 
und Recht mit Marx’ Analyse dieses Verhältnisses. Spezielles Augenmerk gilt 
dabei den Implikationen, welche diese Analysen für die jeweilige Theorie- 
struktur haben. Wie sieht die Foucaultsche Erörterung der Disziplin ın der 
Fabrik, die sich positiv auf Marx' Erörterung der Fabrikdisziplin bezieht, aus? 
Für diese Frage muss zuerst die Rechtskritik zur Sprache kommen. Foucault 
unterscheidet in seiner Analyse der Machtsituation in der Fabrik zwischen ei- 
ner vertraglichen und einer privaten Ebene: „Zunächst schafft die Disziplin 
zwischen den Individuen ein 'privates' Band, das ein von der vertraglichen 
Verpflichtung gänzlich unterschiedenes Zwangsverhältnis ist“ (Foucault 1991b: 
285). Im Folgenden heißt es: „Es ist bekannt, wıe viele wirkliche Verfahren die 
Rechtsfiktion des Arbeitsvertrages verbiegen: die Disziplin am Arbeitsplatz ist 
davon nicht die unwichtigste.“ (Foucault 1991b: 286). Die Foucaultsche 
„Rechtsfiktion“ bezieht sich wahrscheinlich auf die „fictio juris des Kontrakts“ 
bei Marx. Wie sieht diese aus? Der Käufer und der Verkäufer der Arbeitskraft 
„kontrahieren als freie, rechtlich ebenbürtige Personen“ (Marx 1993: 190). Im 
Kontrast mit früheren Herrschaftsverhältnissen scheint hier gar keine Asym- 
metrie zu existieren. Doch dies ist eine Täuschung, wie Marx erläutert: „Der 
römische Sklave war durch Ketten, der Lohnarbeiter ist durch unsichtbare Fä- 
den an seinen Eigentümer gebunden. Der Schein seiner Unabhängigkeit wird 
durch den beständigen Wechsel der individuellen Lohnherrn und die fictio ju- 
ris des Kontrakts aufrechterhalten“ (Marx 1993: 599). Könnte man nun nicht 
sagen, dass die asymmetrischen Verhältnisse, die Marx beschreibt, dem ent- 
sprechen, was Foucault mit der Disziplin meint? Nun redet Marx zwar von 
der militärischen Disziplin, die in der Fabrik herrscht. Doch es geht ihm nicht 
darum, zu zeigen, dass die Disziplin eine Machttechnik darstellt oder dass sie 
an sich die Ursache der asymmetrischen Verhältnisse ist. 

Bei Marx werden die schöne Welt des Rechts und des Vertrags nicht bloß mit 
der Fabrikdisziplin kontrastiert, sondern in letzter Instanz mit dem Zwang 
und der Ungleichheit, die in der ökonomischen Sphäre herrschen. Marx 
schreibt: „Dies Rechtsverhältnis, dessen Form der Vertrag ist, ob nun legal 
entwickelt oder nicht, ist eın Willensverhältnis, worin sich das ökonomische 
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Verhältnis widerspiegelt. Der Inhalt ist durch das ökonomische Verhältnis 
selbst gegeben.“ (Marx 1993: 99). Dieses ökonomische Verhältnis zeigt sich 
unter anderem darin, dass die ArbeiterInnen unbezahlte Mehrarbeit leisten 
müssen, was aber durch die Lohnform verdeckt wird: „Die Form des Arbeits- 
lohns löscht also jede Spur der Teilung des Arbeitstags in notwendige Arbeit 
und Mehrarbeit, in bezahlte und unbezahlte Arbeit aus. Alle Arbeit erscheint 
als bezahlte Arbeit. [...][|Hier verbirgt] das Geldverhältnis das Umsonstarbeiten 
des Lohnarbeiters. [...] Auf dieser Erscheinungsform, die das wirkliche Verhält- 
nis unsichtbar macht und grade sein Gegenteil zeigt, beruhn alle Rechtsvor- 
stellungen des Arbeiters wie des Kapitalisten, alle ihre Freiheitsillusionen“ 
(Marx 1993: 562). Die rechtlichen Freiheitsillusionen werden als Ausdruck eı- 
nes Vertragsverhältnisses erklärt, das wiederum auf die Aneignung von Mehr- 
arbeit verweist. Dies wiederum impliziert den stummen Zwang der ökonomı- 
schen Verhältnisse, ohne den niemand in die Fabrik gehen würde. Marx’ An- 
liegen ist es zu klären, wie es zu einer Dynamik von Sachzwängen kommt, die 
zwar Ergebnis von menschlichem Handeln sind, die durch dieses aber nicht 
beherrscht werden können. 

Während für Marx die Disziplinierung in der Fabrik ein vermitteltes Ergebnis 
dieser Dynamik ist, stellt sich bei Foucault das Problem der Vermittlung einer 
strukturellen mit einer Handlungsebene gar nicht. Es existiert bei Foucault nur 
die Handlungsebene, die er - entgegen seiner ursprünglichen Intention - nur 
als homogenen Raum denken kann.'* Foucaults Verbindung von Disziplin 
und kapitalistischer Dynamik ist deshalb bloß als historische Beschreibung 
von parallelen Prozessen möglich. Es ist Dahlmann zuzustimmen, wenn er 
schreibt, die Dressur durch die Disziplinarmacht vollziehe sich bei Foucault 
„hinter der großen Abstraktion des Tausches - und nicht in dieser.“ (Dahl- 
mann 2000: 5). Foucault spricht zwar reale Prozesse und Tendenzen an, doch 
er verdinglicht diese zu Machtformen. 


2.3. Zur kategorialen Verfasstheit von Machtanalytik 
und Ökonomiekritik 


Wie unterscheiden sich nun die Strukturen von Foucaults und Marx' Theorie? 
Bei Foucault besteht eine gewisse Schwierigkeit, zwischen Reflexionen über 
den Gegenstand der Theorie einerseits und metatheoretischen Reflexionen an- 
dererseits zu unterscheiden.'” Ausserdem ist es fragwürdig, ob Foucaults Ge- 
genstand tatsächlich die Gesellschaft ist, wie seine in der Sekundärliteratur 


16 Eine Vermittlung der Herrschaft der Verhältnisse mit der Herrschaft von Menschen über 
Menschen findet sich beiden Denkern nicht. Doch während es fraglich ist, ob sich mit Fou- 
cault eine solche Vermittlung denken lässt, stellt die Ökonomicktitik die begrifflichen Mittel 
zur Verfügung, die Frage der Vermittlung überhaupt aufzuwerfen. 

17 Dies ist auch programmatisch zu verstehen: „Es gibt keinen philosophischen Diskurs ohne 
Gegenstand“ (Foucault 2002a: 649). 
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häufige und selbstverständliche Zuordnung zur Gesellschaftskritik vermuten 
lässt, - denn Gesellschaft ist für Foucault keine zentrale Kategorie. Stattdessen 
führt er neue theoretische Objekte ein, wie etwa den Diskurs, das Dispositiv 
und die Macht. Doch deren theoretischer Status bleibt ungeklärt. Eindeutig 
ist bloß, dass es Foucault nicht - oder nicht nur - um die kapitalistische Ge- 
sellschaft geht. Dazu sind zwei Erläuterungen anzufügen. 

Erstens lehnt Foucault die Vorstellung vom Kapitalismus als Einheit, als Sys- 
tem oder als Totalität ab. Er tut dies, weil er von einer fragmentierten gesell- 
schaftlichen Realität ausgeht, die nicht auf den Punkt zu bringen ist." Fou- 
cault bezeichnet sich als „Experimentator“'” und nicht als „Theoretiker“ und 
ist der Meinung, dass globale Theorien wie der Marxismus zwar „lokal ein- 
setzbare Instrumente“ geliefert haben, aber dass sie dies nur unter der Be- 
dingung getan haben, „dass die theoretische Einheit des Diskurses [...] zerfetzt, 
umgedreht, verschoben“ wird (Foucault 2000: 14). Dies impliziert, dass eine 
fragmentierte Realität mit einer fragmentierten Theorie erfasst werden muss. Fou- 
cault setzt tendenziell Machtkritik mit einer als Wahrheitskritik verstandenen 
Theoriekritik gleich. Deshalb ist es Foucaults Selbstverständnis angemessen, seine 
Theorie als „antitotalitäre Macht- und Wahrheitskritik“° zu bezeichnen. 
Zweitens geht es Foucault um mehr als nur den Kapitalismus, denn seine 
Machtanalyse betrifft auch nicht-kapitalistische Gesellschaften. Doch die Ab- 
senz eines strukturierten Gesellschaftsbegriffs und die Breite seines Macht- 
begriffs lassen Foucault das Spezifische der kapitalistischen Verhältnisse ver- 
passen. Deshalb ist mit Foucault auf kategorialer Ebene der Unterschied zwi- 
schen kapitalistischen und nicht-kapitalistischen Verhältnissen kaum zu erfas- 
sen. Er begreift außerdem ökonomische Verhältnisse nicht explizit als histo- 
tisch formbestimmt. Dementsprechend steht Foucaults Macht-Ebene kategori- 
al unvermittelt neben den kapitalistischen Verhältnissen und ihrer herrschaftli- 
chen Prägung. Die historische Bestimmtheit der Macht geht bei Foucault 
nicht mit der historischen Bestimmtheit der ökonomischen Verhältnisse ein- 
her. Stattdessen leitet Foucault Machtformen historisch aus anderen Macht- 
formen her. 

Wie sieht nun Marx’ Theorieverständnis aus? Marx schreibt: „Alle Wissen- 
schaft wäre überflüssig, wenn die Erscheinungsform und das Wesen der Dinge 
unmittelbar zusammenfielen“ (Marx 1989: 825). Er unterscheidet systematisch 
zwischen Theorie und Objekt und verfügt damit gegenüber Foucault über eine 


18 Breuer schreibt von der „strikten Weigerung“ Foucaults, sich um „einen strukturierten Ge- 
sellschaftsbegriff zu bemühen“ (Breuer 1985: 6). Für Foucault sei die Gesellschaft „keine To- 
talität mehr“ sondern „ein polyzentrisches Geflecht von Machtbeziehungen“. Es wäre aber 
gemäss Breuer ein Irrtum, bei Foucault dies als „einen Verzicht auf Gesellschaftstheorie“ zu 
sehen (Breuer 1985: 1). 

19 „Ich bin ein Experimentator und kein Theoretiker. Als Theoretiker bezeichne ich jemanden, 
der ein allgemeines System errichtet“ (Foucault 1997: 24). 

20 So der Untertitel der brillanten Foucault-Monographie von Schäfer (1995). 
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zusätzliche Reflexionsebene. Marx’ Objekt ist der Kapitalismus und seine Ge- 
setze. Foucault scheint diese bei Marx als Gesetze formulierten Tendenzen als 
überhistorische Aussagen misszuverstehen. Dabei berücksichtigt Foucault nicht, 
dass diese Gesetze nur gültig sind, solange kapitalistisch produziert wird. 

Die unpersönliche Herrschaft der Verhältnisse benennt Marx unter anderem 
im Wertbegriff. Die Realität einer Realabstraktion?! wie dem Wert drückt sich 
darin aus, dass der Wert in Form eines automatischen Subjekts zwar ein Er- 
gebnis gesellschaftlicher Praxis ist, aber gleichzeitig hinter und auf dem Rü- 
cken der Individuen sein Unwesen treibt. Dies alles kommt einer Theorie wie 
jener von Foucault als falsche Totalität? und als schlechte Metaphysik?” vor. 
Doch der von Foucault abgelehnte globale und systematische Charakter von 
Marx' Theorie entspricht der realen Existenz des Kapitalismus als einem Sys- 
tem mit globalisierender Tendenz. 

Was bedeutet dies nun für eine Verbindung von Machtanalytik und Ökono- 
miekritik? Wenn es nicht nur um die Feststellung bestimmter allgemeiner Ge- 
meinsamkeiten der beiden Ansätze geht, sondern um eine systematische Ver- 
bindung, zeigen sich gewisse Probleme. Da meines Erachtens meist unter- 
schätzt wird, in welchem Ausmaß sich Foucaults Theorie - gewollt oder nicht 
- gegen Marx und den Marxismus richtet, sehe ich hier das größte Problem. 
Im Detail muss unterschieden werden, ob man von Foucault oder von Marx 
her kommt. Wer von Foucault her kommt, richtet sich tendenziell auch nach 
Foucaults Perspektive auf Marx. Das heißt, Marx’ systematischer Anspruch 
muss auf Kleinformat eingedampft werden, um mit Foucaults antisystematı- 
scher Machttheorie koppelbar zu werden. Mir scheint eine Verbindung von 
Foucault und Marx fruchtbarer zu sein, wenn man von Marx her kommt. 
Man könnte versuchen, die von Foucault durchaus scharfsichtig erkannten ge- 
sellschaftlichen Entwicklungen vor einem ökonomickritischen Hintergrund zu 
re-interpretieren, ohne sie dabei - wie dies Foucault selbst tut - zu Formen eı- 
ner ominösen „Macht“ zu verdinglichen. Eine solche Re-Interpretation dürfte 
nicht von der häufig anzutreffenden Sichtweise ausgehen, dass Marx den glo- 
balen ökonomischen Analyserahmen vorgibt und Foucault für die Klärung der 
Funktionsweise der Macht im Detail zuständig ist. Denn erstens reproduziert 
eine solche Perspektive Foucaults problematische Trennung zwischen Macht 
und Ökonomie und zweitens spricht Foucault zwar programmatisch von der 
Notwendigkeit einer Mikroanalyse, führt aber meines Erachtens eine solche 


21 Marx (1993: 88). Zur Realabstraktion vgl. Sohn-Rethel (1970: 35) und Heinrich (1999: 209). 

22 So schreibt zum Beispiel Lemke im Anschluss an Foucault: „Statt vom Kapitalismus als Sys- 
tem zu sprechen oder von einer Totalität auszugehen, die nach einer ihr immanenten Logik 
funktioniert, ist er eher als [...] eine 'Maschine' zu betrachten, die sich aus vielen heteroge- 
nen Einzelstücken zusammensetzt” (Lemke 2003: 274). 

23 Vgl. Dahlmanns Erklärung, warum eine positivistische Theorie Aussagen über die grundsätz- 
liche Destruktivität des Kapitalismus als metaphysisch verstehen muss (Dahlmann 2000: 11). 
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wegen grundsätzlicher methodologischer Schwierigkeiten nicht durch. Meines 
Erachtens ist Foucault als Theoretiker von gesellschaftlichen Tendenzen auf 
der Makroebene am fruchtbarsten. 

Des weiteren müsste für eine Verbindung von Foucault und Marx geklärt wer- 
den, inwiefern Foucaults philosophiekritische Intention, die sich in der Infra- 
gestellung von Argumentationsstandards und Wahrheitsansprüchen zeigt, für 
die Re-Interpretation seiner Untersuchungen ein Hindernis darstellt. Foucault 
und Marx theoretisieren zwar beide philosophiekritisch und historisierend, 
aber man sollte nicht übersehen, dass sich diese Analyseinstrumente bezüglich 
Form, Inhalt und Intention deutlich unterscheiden. Die Nachteile einer me- 
thodologisch nicht reflektierten, „gleichberechtigten“ Verbindung von Fou- 
cault und Marx überwiegen deshalb meines Erachtens gegenüber den Vortei- 
len eines solchen Unternehmens, bei dem es im übrigen häufig unklar bleibt, 
warum man Foucault und Marx verbinden möchte. Es wäre sicherlich in- 
teressant, die politischen und theoriepolitischen Implikationen der Absenz ei- 
ner solchen Selbstreflexion zu untersuchen. 
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Christian Schmidt 


Die Reproduktion der Gesellschaft und die 
Praktiken der Freiheit 


Wenn es ein Text wie der folgende unternimmt, grundlegende Gemeinsamkei- 
ten zwischen dem Denken von Marx und Foucault zu bestimmen, sollte ihm 
grundsätzlich mit einer gewissen Skepsis begegnet werden. Denn die augen- 
scheinlichste Gemeinsamkeit zwischen Karl Marx und Michel Foucault ist, 
dass beide in ihrem Denken und ihren Analysen immer wieder die eingeschla- 
genen Wege verlassen, ihre Systematiken und Analysekategorien verworfen 
bzw. neuen Einsichten angepasst haben. 

Es gibt also sehr gute Gründe, in Zweifel zu ziehen, dass es „Marx“ oder „Fou- 
cault“ als je sich selbst gleiche Autoren überhaupt gegeben hat.' Warum dann 
aber gegen den Augenschein und gegen anerkannte Expertisen den Texten die 
Gewalt der Analyse eines gemeinsamen Interesses antun, das Marx und 
Foucault teilen, sodass postum Foucault zum Marxisten mutiert, der er nie 
war, und Marx gegen alle zeitliche Logik ins Lager der Verbündeten Foucaults 
gezählt wird? Unabhängig von den Verschlingungen und der Vielfältigkeit der 
Werke können große Teile der Texte etwas zu der Fragestellung beitragen, die 
Marx und Foucault im Folgenden als gemeinsam unterstellt wird. Die Unter- 
stellung soll damit einen Schlüssel liefern, mit dem sich zwar nicht alles er- 
schließen lässt, was von Marx und Foucault überliefert wurde, der aber Zu- 
gänge zu beiden Werken und auch zu einem wenig beachteten Tunnel zwi- 
schen ihnen öffnet. 


Gesellschaftliche Reproduktion und 
der materialistische Ideologiebegriff 


Im Jahr 1971 erschien in der französischen Zeitschrift La Pensee Louis Althus- 
sers berühmter Text Ideologie und ideologische Staatsapparate?. Der Text wird 


1 Zu den Brüchen im Marx’schen Denken vgl. Heinrich (1999), wo die Wendungen und Ent- 
wicklungen zentraler Konzepte der Gesellschafts- und Ökonomiekritik nachgezeichnet wer- 
den. Zu Michel Foucault vgl. Schneider (2004), wo es u.a. heißt: „Die ständige Bewegung 
und dauernde Übung markierten jedenfalls [Foucaults] Methodologie. Der Wechsel der 
wichtigsten Kategorien ist dafür ein Beispiel: Archäologie, Genealogie und Problematisierung 
waren ihm niemals systematisch so wertvoll, dass er sie nicht für die nächste gedankliche 
Herausforderung geopfert hätte.“ (14) 

2 Der Text ist Teil eines größeren Manuskripts, das erst postum unter dem Titel Sur la repro- 
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viel zitiert - vor allem die Abschnitte zum Staat und zur Ideologie. Kaum zı- 
tiert wird dagegen sein Anfang „Über die Reproduktion der Produktionsbe- 
dingungen“, der die Einbindung der Überlegungen zu Staat und Ideologie in 
das Denken Althussers deutlich macht. Dieses Denken ist bestimmt von der 
Frage nach den Bedingungen der gesellschaftlichen Reproduktion. Banaler 
Weise und wie seit dem zweiten Band des Kapital alle wüssten, gehöre - so 
Althusser - zu dieser Reproduktion, „daß man jedes Jahr für den Ersatz dessen 
sorgen muß, was sich aufbraucht oder abnutzt ın der Produktion: Rohstoffe, 
feste Anlagen (Gebäude), Produktionsinstrumente (Maschinen) usw.“ (Althus- 
ser 1977: 109) Doch in dieser von der betrieblichen Perspektive geprägten Fas- 
sung ist das Problem der gesellschaftlichen Reproduktion noch nicht annä- 
hernd erfasst. Allein um die Produktion aufrecht erhalten zu können, muss ei- 
ne Gesellschaft auch die Verhältnisse, in denen produziert wird, und die pro- 
duzierenden Arbeitskräfte reproduzieren. Letztere sind dabei nicht nur phy- 
sisch wieder herzustellen. 

„Die Entwicklung der Produktivkräfte und die historisch konstitutive Form 
der Einheit der Produktivkräfte zu einem gegebenen Zeitpunkt produzieren als 
Ergebnis, daß die Arbeitskraft (verschieden) qualifiziert sein und also als sol- 
che reproduziert werden muß. Verschieden bedeutet: je nach den Erfordernis- 
sen der gesellschaftlich-technischen Arbeitsteilung, d.h. an ihren verschiedenen 
'Posten' und 'Stellen'.“ (Ebd.: 111). Soweit referiert Althusser im Wesentlichen 
Marx. Doch während die Überlegungen zur Reproduktion der qualifizierten 
Arbeitskraft bei Marx vor allem im Zusammenhang mit den daraus erwach- 
senden Kosten diskutiert werden, die einen Bestandteil des Werts der Ware 
Arbeitskraft bilden, nimmt das Argument bei Althusser eine neue Wendung. 
Die Ausbildung zur Qualifikation als Arbeitskraft erfolgt im Kapitalismus „ten- 
denziell“ außerhalb der eigentlichen Produktion. Sie hat ihre eigenen Institu- 
tionen: die Familie, alle möglichen Formen von Schulen, aber auch solche 
„Resozialisierungseinrichtungen“ wie Gefängnisse. Und sie vermittelt nicht nur 
technisches Wissen. „Daneben und auch gleichzeitig mit diesen Techniken 
und Kenntnissen lernt man auf der Schule die 'Regeln' des guten Anstands, 
d.h. des Verhaltens, das jeder Träger der Arbeitsteilung einhalten muß, je nach 
dem Posten, den er einzunehmen 'bestimmt' ist: Regeln der Moral, des staats- 
bürgerlichen und beruflichen Bewußtseins, was klarer ausgedrückt heißt: Re- 
geln der Einhaltung der gesellschaftlich-technischen Arbeitsteilung und letzt- 
lich Regeln der durch die Klassenherrschaft etablierten Ordnung“ (ebd.: 112). 
Die Innovation von Althussers Analyse liegt darin, Institutionen außerhalb der 
Ökonomie als entscheidende Instanzen der gesellschaftlichen Reproduktion 


duction (Über die Reproduktion) zusammen mit einem Wiederabdruck der Version aus La 
Pensee veröffentlicht wurde (Althusser 1995, im Folgenden in eigener Übersetzung zitiert). 
Seine deutsche Übersetzung (Althusser 1977) ist seit Langem vergriffen, taucht aber ab und 
an im Internet auf. 
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sichtbar zu machen. Damit wird auch erklärbar, wie in solchen Institutionen 
den einzelnen Menschen Überzeugungen und Handlungsmuster vermittelt 
werden, die auf eine jenseits des ökonomischen Handelns liegende Weise, den 
gesamtgesellschaftlichen Ausbeutungszusammenhang stützen und legitimieren. 
Allerdings scheint Althusser auf den ersten Blick selbst dazu beizutragen, diese 
Innovation zu relativeren, wenn er etwa schreibt: „[DJie Reproduktion ist bloß 
die Voraussetzung der andauernden Existenz der Produktion. D.h., dass sich 
die Ausbeutung, die die materielle Bedingung der kapitalistischen Produkti- 
onsweise ist, ın der Produktion, ausschließlich in der Produktion und nicht in 
der Reproduktion vollzieht.“ (Alhusser 1995: 156). 

Auch scheint es so, dass Foucault, diese Relativierungen weitgehend ignorie- 
rend, Althussers Gedanken aufnimmt, dass sich die Formung der Menschen 
zu Subjekten, die ihre Rolle ın einer gesellschaftlichen Ordnung spielen kön- 
nen, vor allem im Rahmen der außerökonomischen Reproduktion vollzieht. 
Dort erfolgt die Finübung in Praktiken, die Althusser Ideologie nennt und die 
die fundamentale Voraussetzung dafür sind, dass überhaupt Subjekte ın einer 
Gesellschaft vorhanden sind. 

Meine These ist dagegen, dass Althussers erweiterte Konzeption gesellschaftli- 
cher Reproduktion, eine Konzeption, die nicht nur nach der materiellen Re- 
produktion, sondern auch nach den komplexen Bedingungen der Reprodukti- 
on der Arbeitskraft und der Produktionsverhältnisse fragt, die Verbindung zwi- 
schen den Arbeiten von Marx und Foucault herstellt, die sonst vage bleiben 
muss, da Marx vorrangig die ökonomischen Aspekte des Reproduktionspro- 
zesses betrachtet und seine außerökonomischen Teile nur erwähnt, insoweit 
im Rahmen der Ökonomie die Ressourcen für diese Teile produziert werden 
müssen, während Foucault die Analyse der außerökonomischen Aspekte ver- 
folgt, den Beziehungen dieser Verhältnisse zu den ökonomischen Begebenhei- 
ten jedoch nur - wenn auch regelmäßig - Randbemerkungen widmet. Die 
These lautet genauer, dass sowohl Marx als auch Foucault die Frage nach den 
Reproduktionszusammenhängen der modernen Gesellschaft stellen und dass 
Althussers Überlegungen zeigen, dass einerseits die politische Ökonomie in 
dieser Frage nicht rein ökonomisch bleiben kann und andererseits die Unter- 
suchung außerökonomischer Reproduktionsprozesse, wie sie bei Foucault zu 
finden sind, immer wieder auf den Reproduktionszusammenhang der Gesell- 
schaft als Ganze verwiesen sind. 


3  Althusser will mit solchen Aussagen die Bedeutung der Ausbeutung gegen andere Deutun- 
gen der gesellschaftlichen Herrschaftsverhältnisse betonen, die mit seiner Ausweitung des 
Verständnisses gesellschaftlicher Reproduktion auf außerökonomische Institutionen auch 
möglich werden. „Man muss es immer und immer wiederholen, in einer Zeit, in der uns be- 
stimmte Entertainer den anarchistischen Trödel hervorkramen, der die kapitalistische Pro- 
duktionsweise auf die Unterdrückung, oder - noch schlimmer - auf ... ‚die Autorität‘ redu- 
ziert.“ (Althusser 1995: 186). 
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In diesem Sinne fragt schon Marx, wie eben angedeutet, nicht allein nach den 
materiellen Bedingungen der Ersetzung von Rohstoffen und Arbeitskraft, son- 
dern will verstehen, wie sich der Produktionsprozess als gesamtgesellschaftli- 
cher Prozess, der die Ausbeutung einschließt, unter den Bedingungen einer 
kapitalistischen Ökonomie verstetigen kann. Althusser verknüpft dazu die 
Frage nach der Reproduktion von Produktionsmitteln, qualifizierten Arbeits- 
kräften und den Bedingungen der Produktion mit der Fragestellung der Ideo- 
logie, die sich bei Marx und Engels ın Die deutsche Ideologie findet. Im Beg- 
riff der Ideologie verbinden sich für ihn über die Praktiken und Regeln, durch 
die die gesellschaftliche Reproduktion gesichert wird, die materiellen Repro- 
duktionsbedingen mit den Vorstellungen, die dieses Reproduktionsgeschehen 
begleitend entwickelt werden. Da die „deutsche“ Ideologie aber nur eine be- 
sondere Weise der Ideologie kennzeichnet, muss Althusser für sein theoreti- 
sches Anliegen diesen Ideologiebegriff auf die bürgerlichen Verhältnisse insge- 
samt verallgemeinern. Die Fragen des Fetischismus und der Mystifikation tat- 
sächlicher gesellschaftlicher Verhältnisse durch die ökonomischen Prozesse, 
die Marx im Kapital diskutiert, sind nur als Elemente in dieser Verallgemeine- 
rung enthalten. 

In ıhrer deutschen Variante ist die Ideologie eine aus der historischen Ent- 
wicklung zu erklärende Illusion über den tatsächlichen Zusammenhang von 
Ideen und gesellschaftlichen Verhältnissen. Der tiefere Grund des ideologi- 
schen Sonderwegs in Deutschland wird von Marx und Engels darin gesehen, 
dass dte Entwicklung des Kapitalismus hier nur verspätet und mit den Napo- 
leonischen Kriegen noch dazu von außen einsetzte, mit dem Ergebnis, dass 
den Deutschen „nicht nur die Auffassungsfähigkeit und das Material, sondern 
auch die 'sinnliche Gewißheit' abgeht und man jenseits des Rheins über diese 
Dinge keine Erfahrung machen kann, weil dort keine Geschichte mehr vor- 
geht.“ (Marx/Engels 1845/46 3: 30). Diese Abgeschiedenheit von den ent- 
scheidenden historischen Entwicklungen der Zeit hat eine Verselbstständigung 
der Erklärungen über die Verhältnisse in einer bürgerlich-kapitalistischen Ge- 
sellschaft zur Folge. „Kant [...] sowohl wie die deutschen Bürger, deren be- 
schönigender Wortführer er war, merkten nicht, daß diesen theoretischen Ge- 
danken der Bourgeois [gemeint ist der französische Liberalismus, C.S.] mate- 
rielle Interessen und ein durch die materiellen Produktionsverhältnisse beding- 
ter und bestimmter Wille zugrunde lag; er trennte daher diesen theoretischen 
Ausdruck von den Interessen, die er ausdrückt, machte die materiell motivier- 
ten Bestimmungen des Willens der französischen Bourgeois zu reinen Selbst- 
bestimmungen der 'freien Willen‘, des Willens an und für sich, des menschli- 
chen Willens, und verwandelte ihn so in rein ideologische Begriffsbestimmun- 
gen und moralische Postulate.“ (Ebd.: 178). 

In Bezug auf die „bürgerliche“ Variante der Ideologie, über deren Abweichung 
von der Wirklichkeit weiter unten ausführlicher zu sprechen sein wird, ist die 
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„deutsche“ Ideologie eine Abstraktion. Sie abstrahiert die „bürgerliche“ Ideo- 
logie von ihrer konkreten gesellschaftlichen Verankerung und lässt so den 
Schein entstehen, eine vernünftige oder gerechte Ordnung sei in erster Linie 
eine Frage der Entwicklung des Bewusstseins, der Überwindung falscher Vor- 
stellung und der daraus abgeleiteten Entscheidung für das richtige Verhalten. 
Dagegen behaupten Marx und Engels: „Die Moral, Religion, Metaphysik und 
sonstige Ideologie und die ihnen entsprechenden Bewußtseinsformen [...] ha- 
ben keine Geschichte, sie haben keine Entwicklung, sondern die ihre materiel- 
le Produktion und ihren materiellen Verkehr entwickelnden Menschen, ändern 
mit dieser Wirklichkeit auch ihr Denken und die Produkte ihres Denkens. 
Nicht das Bewußtsein bestimmt das Leben, sondern das Leben bestimmt das 
Bewußtsein.“ (Ebd.: 26f.). 

In dieser polemischen Entgegensetzung scheinen die Dinge allerdings klarer zu 
sein, als sie es tatsächlich sind. Soll die Veränderung der „materiellen Produk- 
tion“ und des „materiellen Verkehrs“, also die Veränderung der tatsächlichen 
Beziehung der Menschen zueinander, nicht als ein sich hinter dem Rücken 
der Menschen vollziehender historischer Prozess gefasst werden, bei dem aus 
der Erfindung der Dampfmaschine, das heißt aus der Entwicklung der Pro- 
duktivkräfte, die gesellschaftliche Veränderung mit historischer Notwendigkeit 
folgt, dann stellt sich die Frage nach den Bedingungen, unter denen sich 
durch eine Praxis der Freiheit die Materialität der Gesellschaft verändern lässt 
- und damit nach den Bedingungen ihrer Reproduktion. 

Wie zentral für Althusser diese Frage bei seiner Diskussion der Ideologie war, 
zeigt sich in einem Anhang zum Manuskript Sur la reproduction. Dort hat sie 
die Form folgender These: „Im Rahmen der speziellen Einheit aus Produktiv- 
kräften und Produktionsverhältnissen, die eine Produktionsweise bilden, sind 
es, auf dem Fundament der bestehenden Produktivkräfte und der von ihnen 
festgelegten objektiven Grenzen, die Produktionsverhältnisse, die die entschei- 
dende Rolle spielen.“ (Althusser 1995: 244). Durch die Betonung der Produk- 
tionsverhältnisse, also jener Verhältnissen, zu deren Reproduktion die Men- 
schen auch durch die Einhaltung von moralisch begründeten und juridisch 
gesicherten Regeln aktiv beitragen, wendet sich Althusser nicht nur gegen die 
berühmte anders lautende These von Marx etwa im Elend der Philosophie 
(Marx 1847 4: 130) oder im Vorwort zur Kritik der politischen Ökonomie 
(Marx 1859: 9), er nimmt auch gegen den Historischen Materialismus und für 
eine theoretische Position Stellung, die den Klassenkampf als aktives Moment 
revolutionärer Politik betont. 

Die Frage, was das theoretisch für das Verhältnis von materiellen Verhältnissen 
und Bewusstsein bedeutet, ist mit Althussers Parteinahme zwar in ihrer Wich- 
tigkeit betont, sie ist aber damit keineswegs auch schon beantwortet. Foucault 
wird diese Frage einmal so formulieren: „Worüber ich gern im Ausgang von 
Marx diskutieren würde, ist |...] die strategische Methode, die den Kampf be- 
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trıfft. Dort ıst mein Interesse an Marx verankert, und von dort aus möchte ıch 
gerne die Probleme stellen.“ (Foucault 1978b: 761). 


Ideologie und Reproduktion als Phänomene 


Ausgehend von Marx gruppieren sich bei Marx, Althusser und Foucault damit 
schon drei Themen zu einem Problemkomplex: die gesamtgesellschaftliche 
Reproduktion, die Rolle der Ideologie und die Frage des Kampfes, also der re- 
alen Möglichkeit gesellschaftlicher Veränderung. Es ist natürlich das letzte 
Thema, die Praktiken der Freiheit angesichts des Funktionierens der gesell- 
schaftlichen Reproduktion und der mit ihr verbundenen ideologischen Prakti- 
ken, von dem ausgehend die anderen ihre Dringlichkeit entwickeln. Es sınd 
aber die Themen der Reproduktion und der Ideologie, ohne die sich die Prob- 
lematik, zu deren Bearbeitung Marx, Althusser und Foucault ihre Theorien 
entwickeln, nicht verstehen lässt. 

Nachdem die Behandlung der „deutschen“ Ideologie noch den einfachen 
Ausweg zu ermöglichen scheint, über eine Analyse der tatsächlichen Verhält- 
nisse, die Bewusstseinsformen mit den jeweiligen Interessenlagen in Verbin- 
dung zu bringen und so auf eine effektive Neuordnung der Verhältnisse in der 
„wirklich bestehenden Welt“ hinzuwirken, steht Marx bei der Kritik dessen, 
was sich im Anschluss an Althusser „bürgerliche“ Ideologie nennen ließe, zum 
ersten Mal vor dem eigentlichen Problem, dass die Reproduktion der kapita- 
listischen Ökonomie sich notwendig mit einem Bewusstsein verknüpft, das 
nicht einfach auf einem Verkennen der Wirklichkeit beruht, wie dies bei der 
„deutschen“ Ideologie der Fall war, aber trotzdem eine Abstraktion von der 
Wirklichkeit darstellt. Die „bürgerliche“ Ideologie ist dadurch gekennzeichnet, 
nur Teile des gesellschaftlichen Geschehens als wesentlich anzuerkennen. Sie 
mystifiziert damit zum einen Zusammenhänge. Zum anderen erfasst sie aber 
durchaus richtig, was für die einzelnen Akte der Produktion und Reprodukti- 
on der gesellschaftlichen Verhältnisse tatsächlich wesentlich ist. Mystifiziert 
wird nur der Gesamtzusammenhang der gesellschaftlichen Reproduktion. Mit 
dieser Mystifikation werden aber zugleich die konkreten Quellen des gesell- 
schaftlichen Reichtums und sozialen Formen seiner Aneignung verschleiert. 
Was hier die „bürgerliche“ Ideologie genannt wird, ist also nicht in erster Li 
nie eine Ansammlung von irrigen Meinungen in ökonomischen Ansichten 
und Theorien, von denen sich Marx kritisch‘ absetzt. Diese Absetzungen gibt 
es ım Marxschen Werk zwar auch ın aller Schärfe und Ausführlichkeit, verstö- 
render sind aber jene Irrtümer, die mit Notwendigkeit erfolgen und sich - wie 


4 Der Untertitel zum Kapital, Kritik der politischen Ökonomie, lässt sich in einer älteren Be- 
deutung des Wortes „Kritik“ wesentlich milder verstehen, als es der heutige Gebrauch nahe- 
legt. „Kritik der politischen Ökonomie“ heißt dann nur „wissenschaftliche Beurteilung“ des 
Gebietes der Politischen Ökonomie (vgl. etwa den Gebrauch des Kritik-Begriffs bei Kant). 


im folgenden Beispiel - auch durch eine wissenschaftliche Aufklärung nicht 
auflösen lassen: „Die Menschen beziehen |[...] ihre Arbeitsprodukte nicht auf- 
einander als Werte, weil diese Sachen ihnen als bloß sachliche Hüllen gleichar- 
tig menschlicher Arbeit gelten. Umgekehrt. Indem sie ihre verschiednen Pro- 
dukte einander im Austausch als Werte gleichsetzen, setzen sie ihre verschied- 
nen Arbeiten einander als menschliche Arbeit gleich. Sie wissen das nicht, aber 
sie tun es. [...] Die späte wissenschaftliche Entdeckung, daß die Arbeitsproduk- 
te, soweit sie Werte, bloß sachliche Ausdrücke der in ihrer Produktion veraus- 
gabten menschlichen Arbeit sind, macht Epoche in der Entwicklungsgeschich- 
te der Menschheit, aber verscheucht keineswegs den gegenständlichen Schein 
der gesellschaftlichen Charaktere der Arbeit.“ (Marx 1890: 88). 

Foucault bemerkt bei der Interpretation dieser Stelle „eine gewisse Bösartig- 
keit“ des Geldes als Zeichen des Wertes. Mit der Marxschen Analyse gilt 
plötzlich: „Zeichen sind Interpretationen, die sich zu rechtfertigen versuchen, 
und nicht umgekehrt.“ (Foucault 1967: 735f.). Die Zeichen, die symbolischen 
Instrumente der Austauschprozesse, nehmen die Rolle der eigentlichen Subjek- 
te ein. Durch die besondere Form der gesellschaftlichen Produktion, die die 
Warenproduktion darstellt, sieht sich Marx gezwungen, einen Schein anzuer- 
kennen, für den der Ausdruck „Schein“ kaum noch angemessen ist, da er 
selbst zur gesellschaftlichen Realıtät wird, als ein „gegenständlicher“ Schein. 
Um die „kapitalistische Produktionsweise und die ihr entsprechenden Produk- 
tions- und Verkehrsverhältnisse“ (Marx 1890: 12) erforschen zu können, sieht 
Marx sich deshalb gezwungen, ausgehend vom Scheinbaren die Bestimmun- 
gen des Verhältnisses der Erscheinungen zu analysieren. „Die Formen, welche 
Arbeitsprodukte zu Waren stempeln und daher der Warenzirkulation voraus- 
gesetzt sind, besitzen bereits die Festigkeit von Naturformen des gesellschaftli- 
chen Lebens, bevor die Menschen sich Rechenschaft zu geben suchen nicht 
über den historischen Charakter dieser Formen, die ihnen vielmehr als un- 
wandelbar gelten, sondern über deren Gehalt. [...] Es ist aber ebendiese fertige 
Form - die Geldform - der Warenwelt, welche den gesellschaftlichen Charak- 
ter der Privatarbeiten und daher die gesellschaftlichen Verhältnisse der Privat- 
arbeiter sachlich verschleiert, statt sie zu offenbaren.“ (Ebd.: 89.) 

Anhand dieses Zitats offenbaren sich zwei Wege, der bürgerlichen Ideologie zu 
begegnen. Die historisch informierte Kritik der „Naturformen“ des gesell- 
schaftlichen Lebens ist ein erster Weg, der die Gegenständlichkeit der „Natur- 
formen“ durch dıe Konfrontation mit den von ihnen verschiedenen Formen 
anderer Zeiten erschüttert oder mit dem Verfahren der Erzählung ihrer Entste- 
hungsgeschichte, das heißt durch die Erzählung einer Genealogie, die Prozesse 
der Naturalisierung und Vergegenständlichung offen legt. Diesen Weg geht 
Foucault. Ein zweiter Weg ließe sich im Unterschied dazu als „Phänomenolo- 
gie“ bezeichnen. Beide Wege zielen auf die Zerstörung des Reproduktionszu- 
sammenhangs, indem sie seine ideologischen Formen angreifen und sie als 
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historisch zufällig - im Falle der Genealogie - oder den Blick auf die Grundla- 
gen einer selbstbewussten Praxis der Freiheit verstellend - im Falle der Phä- 
nomenologie - aufweisen. 

Die Phänomenologie ist der Weg, den Marx trotz aller historischen Bemer- 
kungen im Kapital vor allem wählt. Sie widmet sich der Analyse der Verhält- 
nisse („logie“) der Erscheinungen („Phänomene“). Es ist also kein Zufall, dass 
das Kapital schon im allerersten Satz mit „Erscheinungen“, mit Phänomenen, 
beginnt: „Der Reichtum der Gesellschaften, in welchen die kapitalistische Pro- 
duktionsweise herrscht, erscheint als eine "ungeheure Warensammlung', die 
einzelne Ware als seine Elementarform.“ (Ebd.: 49). 

Wie aber kann die Phänomenologie etwas anderes sein als die Verdoppelung 
der Erscheinungen, die ja gerade deshalb Schein und „bürgerliche“ Ideologie 
sind, weıl sie in ihrem Zusammenhang die tatsächlichen Verhältnisse verschlei- 
ern, statt sie zu offenbaren - oder, um den Hinweis Foucaults aufzugreifen, 
die eine bestimmte Interpretation ihrer selbst erzwingen, die zur Reproduktion 
ihrer Verhältnisse und damit zu ihrer Unabänderlichkeit führt? Die Phänome- 
nologie muss die Ordnung der Phänomene zerstören und durch eine andere 
Ordnung eısetzen, die die Phänomene selbst unangetastet lässt, am Ende aber 
ihren Zusammenhang offenbart. Das heißt, die Phänomenologie unterläuft die 
Unterscheidung von bloßem Schein auf der einen und Erscheinungen von et- 
was auf der anderen Seite. Auch der bloße Schein muss sich in das System der 
Erscheinungen einordnen und damit zur Erscheinung von etwas werden, wäh- 
rend auch jede Erscheinung zu Schein werden kann, wenn ihre Wirklichkeit 
im Verweiszusammenhang verfehlt wird. 

Der Zerstörung der Ordnung der Erscheinungen, ihrer Auflösung - in wörtli- 
cher Übertragung des Begriffs „Analyse“ -, „kann weder das Mikroskop dienen 
noch chemische Reagentien. Die Abstraktionskraft muss beide ersetzen.“ 
(Ebd.: 12). Das ist bemerkenswert. Marx, der beklagt, dass die Erscheinungen, 
immer nur einen Teil der gesamtgesellschaftlichen Wirklichkeit offenbaren, ei- 
nen anderen aber verbergen, wählt für Entdeckung dieser verborgenen Wahr- 
heiten die Methode der Abstraktion, das heißt, der noch weiteren Beschrän- 
kung des Wahrgenommenen. Denn die Abstraktion ist nichts anderes als das 
von Marx im Kapital immer wieder vorgenommene „Absehen“ von den Prei- 
sen, von der Konkurrenz, von den tatsächlichen Austauschbeziehungen usw. 
Der „einfache Warentausch“ ist die auf die Spitze getriebene Abstraktion. Er 
beschreibt etwas, das so nicht Teil einer tatsächlichen Genealogie der kapitalis- 
tischen Vergesellschaftungsform ist. Niemals hätte sich die marktförmige Ver- 
mittlung der Einzelarbeiten von sonst nicht koordinierten, aber gleichwohl 
hochgradig arbeitsteilig vorgehenden Produzierenden aus dem einfachen Wa- 
rentausch entwickeln können. Vielmehr ist der einfache Tausch einer beliebi- 
gen Ware gegen spezifische Mengen aller anderen Waren nur in einer kapita- 
listischen Ökonomie überhaupt eine sinnvolle Handlung, wenn durch ihn ein 


Austausch der Arbeit, die zur Herstellung der ersten Ware nötig war, gegen die 
notwendigen Arbeiten, die für die Herstellung der je anderen Waren benötigt 
werden, stattfindet. In allen anderen Gesellschaften, deren materielle Repro- 
duktion anders organisiert ist, hat der Austausch von Dingen einen anderen 
Charakter und folgt anderen Kriterien, weil mit ihm gar nicht das Gleichge- 
wicht von Einzelarbeiten hergestellt werden muss. Deshalb schreibt Marx: „Es 
ist nur das bestimmte gesellschaftliche Verhältnis der Menschen selbst, welches 
jim Tausch] für sie die phantasmagorische Form eines Verhältnisses von Din- 
gen annimmt.“ (Ebd.: 86). Der Wert ist keine Eigenschaft der Dinge, sondern 
eine (Teil-JForm gesellschaftlicher Vermittlung. 

Die Analyse der Erscheinungen, ihre abstrakte Darstellung, geht also über ın 
die Rekonstruktion formaler Beziehungen, die sich in der „Vereinfachung“ erst 
als konstitutiv erweisen. Die „einfachen“ Dinge sind es dabei, die einerseits 
„die meiste Schwierigkeit machen“ (ebd.: 11). Andererseits sind es die „einfa- 
chen“ Dinge aber auch, mit denen sich allein das formale Element vorführen 
lässt, das unter der Empirie sonst verborgen bliebe, und die in diesem Sinne 
tatsächlich viel „einfacher“ sind als die Wirklichkeit. Das zeigt sich schon bei 
Frage der im Warentausch getauschten Quanten „einfacher Arbeit“. Ohne 
diese Fiktion wären die getauschten Arbeiten untereinander genauso verschie- 
den wie die getauschten Waren, und die Wahrheit, dass es im kapitalistischen 
Tausch um die Vermittlung der verschiedenen produktiven Tätigkeiten mit- 
einander geht, bliebe weiter unerreichbar. 

Es entsteht jedoch die Frage, wıe die Marxsche Neuanordnung der abstrakten 
Elemente des gegenständlichen Scheins der Gefahr entgeht, selbst wieder zur 
Ideologie zu werden, und zwar nicht zur zerstörten „bürgerlichen“, sondern 
zur „deutschen“, die sich frei von „sinnlicher Erfahrung“ die Elemente des 
Denkens nimmt, um sie zu idealtypischen Systemen ohne Bezug zur Wirk- 
lichkeit zu verbinden. Um dieser Gefahr zu entgehen, muss die Phänomeno- 
logie immer ein Versprechen enthalten: Das Versprechen, in ihrer die verbor- 
gene Wahrheit aufdeckenden Rekonstruktion der Ordnung der von ihr ge- 
schaffenen Elemente des Scheins die Erscheinungen wieder einzuholen. „Die 
Gestaltungen des Kapitals, wie wir sie in diesem Buch entwickeln, nähern sich 
also schrittweis der Form, worin sie auf der Oberfläche der Gesellschaft, in der 


5  „Komplizierte Arbeit gilt nur als potenzierte oder vielmehr multiplizierte einfache Arbeit, so 
daß ein kleines Quantum komplizierter Arbeit gleich einem größeren Quantum einfacher 
Arbeit. Daß diese Reduktion beständig vorgeht, zeigt die Erfahrung. Eine Ware mag das 
Produkt der kompliziertesten Arbeit sein, ihr Wert setzt sie dem Produkt einfacher Arbeit 
gleich und stellt daher selbst nur ein bestimmtes Quantum einfacher Arbeit dar. Die ver- 
schiednen Proportionen, worin verschiedne Arbeitsarten auf einfache Arbeit als ihre Maß- 
einheit reduziert sind, werden durch einen gesellschaftlichen Prozeß hinter dem Rücken der 
Produzenten festgesetzt und scheinen ihnen daher durch das Herkommen gegeben. Der 
Vereinfachung halber gilt uns im Folgenden jede Art Arbeitskraft unmittelbar für einfache 
Arbeitskraft, wodurch nur die Mühe der Reduktion erspart wird.“ (Ebd.: 59). 
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Aktion der verschiedenen Kapıtale aufeinander, der Konkurrenz, und im gewöhn- 
lichen Bewußtsein der Produktionsagenten selbst auftreten.“ (Marx 1894: 33). 
Um der Gefahr der Ideologisierung zu entgehen, muss die phänomenologische 
Rekonstruktion beim Übergang von einer Stufe der Abstraktion zur nächsten 
jeden Schematismus vermeiden und sich stattdessen an die gegebenen Er- 
scheinungen halten. Genauso wie die bisher rekonstruierte Ordnung der For- 
men sind die Erscheinungen ihr Leitfaden der Interpretation, wobei sich Ord- 
nung und Erscheinung gegenseitig in Schach halten. „Schrittweis“ nimmt 
Marx die gemachten Voraussetzungen, das heißt den Grad der Abstraktion zu- 
rück, nachdem die jeweilige Entwicklung der formalen Zusammenhänge abge- 
schlossen ist. Dann setzt die Rettung der Phänomene wieder ein. Die Frage- 
stellung wird in Richtung der tatsächlichen Zusammenhänge verkompliziert. 
Beispielhaft für dieses Vorgehen ist die Einführung der „einfachen Reproduk- 
tion“ im zweiten Band des Kapital (Marx 1893: 392). Zuerst erfolgt die Rück- 
nahme einer bisher gültigen Abstraktionsbedingung: „Wir können uns jetzt 
nicht mehr damit begnügen, wie bei Analyse des Produktionswerts des einzel- 
nen Kapitals, mit der Voraussetzung, daß der einzelne Kapitalist die Bestand- 
teile seines Kapitals durch Verkauf seines Warenprodukts erst in Geld umset- 
zen und dann durch Wiederkauf der Produktionselemente auf dem Waren- 
markt in produktives Kapital rückverwandeln kann.“ Dann die neue Fragestel- 
lung eingeführt, die sich aus der Zurücknahme der Voraussetzung sachlich er- 
gibt: „Wie wird das in der Produktion verzehrte Kapital seinem Wert nach aus 
dem jährlichen Produkt ersetzt, und wie verschlingt sich die Bewegung dieses 
Ersatzes mit der Konsumtion des Mehrwerts durch die Kapitalisten und des 
Arbeitslohns durch die Arbeiter?“ Und schließlich werden die neuen Abstrak- 
tionsbedingungen für diese Ebene der Untersuchung angegeben: „Es handelt 
sich also zunächst um die Reproduktion auf einfacher Stufenleiter. Ferner wird 
unterstellt nicht nur, daß die Produkte ihrem Wert nach sich austauschen, 
sondern auch das keine Wertrevolution in den Bestandteilen des produktiven 
Kapitals vorgehe.“ 

Bei diesem Verfahren der formalen Entwicklung und ihrer Konfrontation mit 
den tatsächlichen Erscheinungsweisen wird die Verkehrung der Marxschen 
Überführung verschiedener Analyseebenen ineinander gegenüber der Hegel- 
schen Dialektik deutlich. Hegels Phänomenologie des Geistes verbindet Ebe- 
nen der Selbstreflexion des Wissens, um sie schließlich in einer Praxis der kol- 
lektiv kontrollierten Begriftsbildung und -verwendung zum Abschluss kommen 
zu lassen. Bei Marx entspricht diese abschließende Praxis, der kommunisti- 
schen Gesellschaftsordnung, in der sich die Menschen als Kollektiv die For- 
men und Bedingungen ihrer Produktion und Reproduktion angeeignet haben. 
Seine phänomenologische Rekonstruktion enthält aber nicht das Versprechen 
und folglich auch nicht das Ziel, die Elemente des Kommunismus darzustel- 
len, sondern sie will die Ökonomie des Kapitalismus begreifen. 


Foucault hat gesehen, dass dieser Anspruch uneinlösbar ist. „Die Interpretati- 
on sieht sich gezwungen, sich selbst immer wieder zu interpretieren; sich 
selbst immer wieder neu aufzunehmen.“ (Foucault 1967: 736). Ihre Merkmale 
sind das „Gewaltsame, Unabgeschlossen, Endlose“, in deren Aufgabe „wir den 
Marxismus nach Marx“ erkennen (ebd.: 737). Ein Abschluss der Rekonstruk- 
tion kann nämlich nur gelingen, wenn die Abstraktion vernachlässigt wird und 
die Ergebnisse einer Analyseebene einfach zur endgültigen Wahrheit erklärt 
werden. Die Wirklichkeit spielt dann keine Rolle mehr, die Theorie erstarrt 
zum Dogma und zur Ideologie. Dem zu entgehen und trotzdem der Unend- 
lichkeit der Interpretation einen Abschluss zu geben, dient die marxistische 
Obsession der Totalität. Im Begriff „Totalität“ ist das Versprechen der Phä- 
nomenologie zusammengefasst, das schon allein dadurch, dass das Ganze jetzt 
einen Namen hat, seiner Erfüllung näher gerückt zu sein scheint. 

Auf eine solche Lösung zielte Marx mit seinen Analysen jedoch keineswegs 
ab, denn offensichtlich droht hier eine Verkehrung der Verhältnisse. Das Ver- 
sprechen der Marxschen Phänomenologie besteht darin, die verschiedenen 
Phänomen- und Analyseebenen in einen Gesamtzusammenhang zu bringen. 
Der Begriff der Totalität als Kategorie der Analyse wiederum, behauptet diesen 
Gesamtzusammenhang und erfordert nun seinerseits einen formalen Zusam- 
menhang zwischen der Gesamtheit der Phänomene, wobei die Ordnung der 
Ebenen, die von Marx eingeführt wurde, als im Wesentlichen korrekt unter- 
stellt wird. Durch diese methodische Verwechselung verliert der Marxismus 
seine analytische Kraft. Es verliert sich das hochgesteckte Ziel des phänomeno- 
logischen Ansatzes, zur gleichen Zeit - erstens - die Ordnung des idealen Zu- 
sammenhangs der Kategorien der kapitalistischen Ökonomie, also das Schema 
ihrer gelingenden Reproduktion, darzustellen, - zweitens - die Darstellung der 
aus diesem Zusammenhang folgenden Ideologie, ihren den idealen Zusam- 
menhang verdeckenden, sich aber ebenfalls reproduzierenden und so verge- 
genständlichenden Schein, zu entwickeln, sowie - drittens - die hinter allem 
liegende Wahrheit als Grund für die Differenzen zwischen idealer Ordnung 
und Schein aufzudecken, die zugleich enthüllt, dass die Reproduktion immer 
nur krisenhaft funktioniert und dass nur die Anerkennung der gesellschaftlich 
koordinierten Tätigkeit als Fundament jeder Produktion und Reproduktion 
diese Krisen beenden kann. 


Jenseits der Totalität 


Althussers Intervention in den Marxismus - auch wenn Foucault sie als Ab- 
wehr dessen verspottet, „wie das wirkliche Wort des Propheten Marx fehlin- 
terpretiert wurde“ (Foucault 1978b: 768) - zieht ihre Bedeutung daraus, dass 
es Althusser durch seine erweiterte Konzeption der Reproduktion gelingt, den 
phänomenologischen Zusammenhang der Totalität zu unterlaufen. Er betont 
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die Differenz zwischen Produktion und Reproduktion auch, weil der phäno- 
menolögische Zusammenhang von Marx nur für die Produktion untersucht 
wurde. Die Zusammenhänge zu den anderen Bereichen der gesellschaftlichen 
Reproduktion sind dagegen durch ein Moment der Vagheit und der möglichen 
Umkehr der Ordnung gekennzeichnet. „Ihr Wirksamkeitsmerkmal (oder Deter- 
minterungsmerkmal) wird in der marxistischen Tradition als bestimmt durch 
die Determination in letzter Instanz durch die Basis auf zwei Arten gedacht: 
1) es gibt eine 'relative Autonomie’ des Überbaus gegenüber der Basis; 2) es 
gibt eine 'Rückwirkung' des Überbaus auf die Basis.“ (Althusser 1977: 114). 
Zugleich ist der Marxismus Althussers aber für dessen Theorie von einer au- 
ßerordentlichen Bedeutung, weil der von ihm vorgeschlagene Weg der Analyse 
den Zusammenhang der Formen der Reflexion und der praktischen Handlun- 
gen des Marzschen Denkens beibehält. Auch in der Sphäre der Althusserschen 
Reproduktion sind die Formen des Handelns und Denkens wie in der Marx- 
schen Ideologiekonzeption miteinander verwoben. „'Knie nieder und bewege 
die Lippen wie zum Gebet und Du wirst glauben‘. [...] Glückseliger Skandal, 
der [Blaise Pascal] in jansenistischer Herausforderung eine Sprache sprechen 
läßt, die die Wirklichkeit beim Namen nennt.“ (Ebd.: 138). 

Zum anderen bleibt auch die Vorstellung des Zusammenhangs der einzelnen 
gesellschaftlichen Institutionen in einem Reproduktionszusammenhang ein 
Anklang an Marx. Dessen Programm der Suche nach tatsächlichen Zusam- 
menhängen wird gegen die Totalitätsvorstellung des Marxismus wieder aufge- 
nommen. In diesem Zusammenhang erwähnt Althusser auch Foucaults Arbei- 
ten zur institutionellen Genese des Wahnsinns und der Wahnsinnigen, die er 
in sein Programm der Reproduktionsapparate integrieren möchte: „Wir haben 
bisher von dem geschwiegen, was wohl berechtigterweise im Rahmen unserer 
gesellschaftlichen Formierungen des Kapitalismus der medizinische ideologi- 
sche Staatsapparat genannt werden kann. Ihm gebührte allein eine ganze Stu- 
die, für die uns das bemerkenswerte Werk Foucaults® [...] die Geschichte der 
wichtigen Elemente liefert. Denn die Geschichte des 'Wahnsinns', ist die fort- 
gesetzte, obschon durch den Humanismus von Pinel und die Pharmazie De- 
lays gemilderte Geschichte einer Unterdrückung. Und diese übersteigt bei wei- 
tem das, was zu ihrer Bequemlichkeit, zahlreiche Mediziner den 'Wahnsinn' 
nennen.“ (Althusser 1995: 192 Anm.). 


Diskontinuierliches und Totalität 


Foucault nimmt, ohne dies explizit zu erwähnen, zu Althussers Integration seiner 
Arbeiten in den Kontext des Marxismus in seiner einleitenden Vorlesung des 
Winters 1975/76 am College de France Stellung. In dieser Vorlesung zieht Fou- 
cault ein Resümee seiner theoretischen Bemühungen von der Zeit nach dem Er- 


6 Gemeint ist Wahnsinn und Gesellschaft (Foucault 1969). 
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scheinen der französischen Ausgabe von Wahnsinn und Gesellschaft bis zum 
ersten Band von Sexualität und Wahrheit, an dessen Abfassung er gerade arbei- 
tet. Dieses Resümee ist einerseits Ausdruck einer tiefen theoretischen Krise: „Im 
Grunde wird immer dasselbe gesagt und besagt vielleicht gar nichts; es verknäult 
sıch zu einem kaum entzifferbaren Wirrwarr, der sich schwerlich organisieren 
läßt; kurz: es führt, wie man so schön sagt, zu nichts.“ (Foucault 1976b: 16). 
Andererseits ist dieses Resümee aber auch die Behauptung der Arbeit zur Ent- 
stehung des Konkreten, Diskontinuserlichen, das eben von medizinischen 
Diskursen bis zur Architektur von Gefängnissen, von der Organisation des 
Wissens bis zur Befragung der Gläubigen über ihr Begehren reicht. „Die Ge- 
nealogie wäre also im Hinblick auf das Projekt der Einschreibung des Wissens 
in die der Wissenschaft eigene Machthierarchie eine Art Unternehmen, um die 
historischen Wissen aus der Unterwerfung zu befreien, d.h., sie fähig zu ma- 
chen zu Widerstand und Kampf gegen den Zwang eines einheitlichen und 
theoretischen Wissenschaftsdiskurses.“ (Ebd.: 25). Die theoretischen Umar- 
mungen Althussers erscheinen aus dieser Perspektive als die drohende „Gefahr, 
daß, sobald die Fragmente der Genealogie offengelegt und diese Wissensele- 
mente, die man zu entstauben versucht hat, zur Geltung und in Umlauf ge- 
bracht sind, diese ihrerseits wieder kodiert und durch die einheitlichen Dis- 
kurse rekolonialisiert werden“ (ebd.: 27). Gegen diese Rekolonaalisierung „geht 
es darum zu bestimmen, wie die verschiedenen Machtdispositive in ihren Me- 
chanismen, Wirkungen und Beziehungen auf so unterschiedlichen Ebenen 
und in Bereichen mit so unterschiedlichem Umfang aussehen.“ (Ebd.: 29). 

Es ist bei der Interpretation dieser Zeilen ein wenig Vorsicht geboten. Schließ- 
lich umgibt in jenen Jahren der Marxismus Foucaults Denken, wie das Wasser 
den Fisch. Jedoch ist die Genealogie sicher nicht der Weg der Phänomenolo- 
gie, um die Kritik der „Naturformen“ zu leisten. Aber sie ist wie die Marxsche 
Phänomenologie eine solche Kritik, nur eben jene, die mit der Rekonstruktion 
ihrer Entstehungen arbeitet. Im Gegensatz zur Phänomenologie hat das zu- 
nächst tatsächlich methodologische Vorteile. Die Gegenstände müssen nicht 
erst im Zuge der Abstraktion aufgelöst und schließlich als Totalität rekon- 
struiert werden. Die Erschütterung des Glaubens an die unverrückbare Natur 
gesellschaftlicher Formen erfolgt durch die Konfrontation von Vorstellungen 
und Praktiken die zu verschiedenen Zeiten gleich sein müssten, aber stattdes- 
sen vollkommen unterschiedlich funktionieren. Ein prominentes Beispiel un- 
ter zahlreichen: „Am Ende des 18. Jahrhunderts, zu Beginn des 19. Jahrhun- 
derts ist das düstere Fest der Strafe, trotz einigen großen letzten Aufflackerns, 
im Begriff zu erlöschen [...] man schafft den gemarterten Körper beiseite; man 
verbannt die Inszenierung des Leidens aus der Züchtigung. Man tritt ins Zeit- 
alter der Strafnüchternheit ein.“ (Foucault 1976a: 15/23). 

Das wirft natürlich die Frage auf: „Wie geschieht es, daß das Denken sich von 
jenen Ufern löst, die es einst bewohnte [...], und daß es genau das ın Irrtum, 
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die Schimäre und das Nicht-Wissen taumeln läßt, was noch nicht einmal 
zwanzig Jahre zuvor im lichten Raum der Erkenntnis angesiedelt und bestätigt 
wurde? Welchem Ereignis oder welchem Gesetz gehorchen diese Veränderun- 
gen, die bewirken, daß die Dinge plötzlich nicht mehr auf die gleiche Weise 
perzipiert, beschrieben, genannt, charakterisiert, klassifiziert und gelernt wer- 
den [...]?* (Foucault 1971: 269). Aber die Methode der historischen Kritik der 
„Naturformen“, ob sie nun gerade Archäologie oder Genealogie heißt, hütet 
sich vor Antworten auf solche Fragen, dıe Kontinuität herstellen, wo der dra- 
matische Bruch das Mittel ist, den Glauben an die Unverrückbarkeit und Na- 
türlichkeit der gesellschaftlichen Formen zu erschüttern. Stattdessen wird die 
jeweilige Verfahrensweise „berichten, wie die jeder Positivität eigenen Konfigu- 
rationen sich modifiziert haben [...]. Sie wird die Veränderung der empirischen 
Wesen analysieren, die die Positivitäten bevölkern [...]. Sie wird die Verlage- 
rung der Positivitäten in ihrer Beziehung zueinander untersuchen“ (ebd.: 270). 
Das heißt, die historisch-kritische Methode erschöpft sich nicht in der Kon- 
frontation der historischen Formen. Sie erhebt zugleich, wie die Phänomeno- 
logie auch, den Anspruch die Verhältnisse der Gegebenheiten zu rekonstruie- 
ren. Genauso wie die Phänomenologie ist sie dabei auf die vorgefundenen Ge- 
gebenheiten verwiesen - jene zitierten „Positivitäten“ -, deren Herausbildung 
und deren Zusammenwirken sie in ihrer Beschreibung einholen muss. Es geht 
also auch bei der historisch-kritischen Methode „keineswegs darum, der ab- 
strakten Einheit der Theorie die konkrete Vielheit der Tatsachen gegenüberzu- 
stellen; es geht keineswegs darum, das spekulative Moment zu disqualifizieren 
und ihm in der Form eines Szientismus die Starre gut begründeter Kenntnisse 
gegenüberzustellen. [...] Vielmehr geht es darum, lokale, unzusammenhängen- 
de, disqualifizierte, nicht legitimierte Wissen gegen die theoretische Einheitsin- 
stanz ins Spiel zu bringen, die den Anspruch erhebt, sie im Namen wahrer Er- 
kenntnis, im Namen der Rechte einer von gewissen Leuten betriebenen Wis- 
senschaft zu filtern, zu hierarchisieren und zu ordnen.“ (Foucault 1976b: 23). 

Die verhaltene Sympathie Foucaults gegenüber dem Marxschen Projekt erklärt 
sich aus dieser Konvergenz genauso wie die Abscheu vor dem „wissenschaftli- 
chen“ Marxismus nach Marx, der aufgrund seiner methodischen Verständnis- 
losigkeit bezüglich der Phänomenologie „empiristisch und kraftlos“ (Foucault 
1973: 505), unwissenschaftlich” und zudem der Versuch einer Ausstattung mit 
Machteffekten sei, „die das Abendland nunmehr seit dem Mittelalter der Wis- 
senschaft verliehen und jenen vorbehalten hat, die einen wissenschaftlichen 
Diskurs führen.“ (Foucault 1976b: 25) Weil die historisch-kritische Methode 
den Phänomenen in den verschiedenen Ordnungen des Wissens eine Bresche 


7 „Einem Marxisten, der mir sagt, dass Marxismus eine Wissenschaft sei, antworte ich: Ich 
werde erst an dem Tag glauben, dass Sie den Marxismus als Wissenschaft praktizieren, an 
dem Sie mir im Namen dieser Wissenschaft zeigen, worin sich Marx geirrt hat.“ (Foucault 
1973: 509) 
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schlagen will, ist sie „Anti-Wissenschaft“ (ebd.: 23). Und da sie dieses Ziel mit 
der Marxschen Phänomenologie teilt, muss auch diese für Foucault eine Anti- 
Wissenschaft sein, die es gegen dıe Einordnung unter die Wissenschaften 
durch ihre Anhänger in Schutz zu nehmen gilt. 

Das spekulative oder, wie es heute gebräuchlicherweise heißt: systematische 
Moment der Genealogie gleicht dabei ebenfalls dem aus der Phänomenologie 
bekannten Verfahren. Wo es nicht länger um die bloße Konfrontation histori- 
scher Ordnungen geht, wird der Wirkungszusammenhang zwischen den Phä- 
nomenen gesucht. Auch in der Genealogie sind die Phänomene in erster Linie 
Ergebnisse menschlichen Handelns, das auf je spezifische Weise miteinander 
koordiniert ist. Die Bedeutung der Rede von Machteffekten und Machtbezie- 
hungen bei Foucault besteht genau darin, die Folgen von Praktiken und die 
Weisen ihrer Koordination zu beschreiben. 

Von besonderem Interesse sind dabei jene Formen der Koordination, die sich 
gegenseitig stützen und hervorbringen - der Terminus technicus für solche 
Zusammenhänge ist „Dispositiv“ - mit anderen Worten Formen der Repro- 
duktion, wie sie beispielsweise das Dispositiv der Sexualität (Foucault 1977) 
oder das „Kerkersystem“ des modernen Strafens darstellen. „Das Kerkersystem 
schließt Diskurse und Architekturen, Zwangsregelungen und wissenschaftliche 
Thesen, wirkliche gesellschaftliche Effekte und nicht aus der Welt zu schaffen- 
de Utopien, Programme zur Besserung der Delinquenten und Mechanismen 
zur Verfestigung der Delinquenz zu einem einzigen Komplex zusammen.“ 
(Foucault 1976a: 349). Selbst „der angebliche Mißerfolg der Gefängnisse |ge- 
hört] in seinen Funktionszusammenhang hinein“ (ebd.) 

Diese Formen der Reproduktion passen einerseits tatsächlich - wie von Althusser 
gesehen - in das Programm einer Beschreibung der gesamtgesellschaftlichen 
Reproduktion, von der sie Teilaspekte beleuchten. Andererseits legt Foucault 
auf eine fundamentale Unterscheidung wert, nämlich, „daß die Macht nicht ın 
erster Linie Erhaltung und Reproduktion der ökonomischen Verhältnisse, 
sondern vor allem ein Kräfteverhältnis in sich selbst ist.“ (Foucault 1976b: 31). 
Das heißt aber wiederum nicht, dass die einzelnen Dispositive zwangsläufig 
abgeschottet von der Ökonomie zu untersuchen wären. Sowohl in Überwa- 
chen und Strafen als auch in Der Wille zum Wissen zeigt Foucault die Über- 
gänge vor allem auf den Gebieten, in denen sie auch Althusser gesucht hat, 
bei der Einübung einer Moral, die der Aufrechterhaltung der ökonomischen 
Ordnung dient oder zumindest mit ihr verträglich ist. 

Dass Foucault aber gerade die Autonomie der von ihm untersuchten Zusam- 
menhänge der nicht-ökonomischer Produktion und Reproduktion betont, von 
der Althusser sagt, sie sei eine relative, hat nur zum Teil mit der Rekoloniali- 
sierung zu tun, die Althussers Öffnung der marxistischen Analyse droht. Sie 


8 Vgl. unter zahlreichen Beispielen Foucault (1976a: 368f.) und Foucault (1977: 152). 
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hat auch mit Foucaults Interesse für das Veränderungspotenzial im Alltäglı- 
chen und den Gefahren der nicht-Skonomischen Praktiken zu tun. Bezüglich 
der Gefahren sind es vor allem Nationalsozialismus und Stalinismus, die es 
notwendig machen, eine Analytik der Macht zu entwickeln, die sich der Tat- 
sache bewusst ist, dass es auch eine Gefahr der Verwirklichung revolutionärer 
Möglichkeiten, gefährliche Formen der Ansammlung von Macht gibt. Diese 
gefährlichen Formen sind keine historisch singulären Ereignisse. „Wir müssen 
ganz im Gegenteil in Betracht ziehen, dass in unseren Gesellschaften perma- 
nent gewissermaßen strukturelle Virtualitäten, die unseren Systemen immanent 
sind, existieren, die bei der geringsten Gelegenheit zu Tage treten können, die 
beständig diese Arten von großen Auswüchsen der Macht möglich machen, 
jene Auswüchse der Macht, deren Beispiele, und zwar unvermeidliche Beispie- 
le die Systeme Mussolinis, Hitlers, Stalins, das gegenwärtige System in Chile, 
das gegenwärtige System Kambodschas bilden.“ (Foucault 1978a: 676f.). 

So wenig außergewöhnlich diese diagnostische Besorgnis ist, so ungewöhnlich 
ist Foucaults Reaktion auf sie. „Hegels, Nietzsches und Marx' [...] Philoso- 
phien der Freiheit [...] haben stets Formen der Macht Raum gegeben, die, sei 
es in der Form des Terrors, sei es in Gestalt der Bürokratie oder sei es in der 
Gestalt bürokratischen Terrors, das Gegenteil des Regimes der Freiheit waren [...] 
Vielleicht kann die Philosophie noch eine Rolle auf der Seite der Gegen-Macht 
spielen, unter der Bedingung, dass [...] sie es sich zur Aufgabe macht, die Strate- 
gien der Gegner innerhalb der Machtbeziehungen, die angewandten Praktiken, 
die Widerstandsherde zu analysieren, zu erhellen, sichtbar zu machen und folg- 
lich die Kämpfe zu intensivieren, die sich um die Macht herum abspielen, indem 
die Philosophie aufhört, die Frage der Macht in Begriffen von Gut und Böse zu 
stellen, sondern vielmehr im Begriff von Existenz.“ (Ebd.: 680/ 682). 

Diese Fassung des Problems politischer Macht steht in enger Verbindung mit 
dem, was Foucault schon seit Wahnsinn und Gesellschaft interessiert, nämlich 
„die Gesamtheit der mehr oder weniger geregelten, mehr oder weniger reflek- 
tierten, mehr oder weniger zielgerichteten Tätigkeitsweisen, durch die hin- 
durch sich sowohl das abzeichnete, was für diejenigen als wirklich konstituiert 
wurde, die es zu denken und zu verwalten trachteten, als auch die Art und 
Weise, wie diejenigen sich als Subjekte konstituierten, die das Wirkliche zu er- 
kennen, zu analysieren und gegebenenfalls abzuändern im Stande sind.“ (Fou- 
cault 1984a: 781). Im Spätwerk Foucaults bekommt die Haltung zu diesen 
Praktiken den Namen einer „Ethik“ und der Versuch ihrer Kontrolle den Titel 
„Askese“. Die Askese dient angesichts der Gefahr von Auswüchsen der Macht 
der Suche nach einer neuen Philosophie der Freiheit. Sie ist aufgrund der Be- 
tonung der Begrenzung der Wirkungen der Experimente und ihrer Beziehung 
auf das alltägliche Leben oft nicht als das verstanden worden, als was Foucault 
sie immer noch konzipiert hatte: der Versuch einer revolutionären Politik, die 
am Wesentlichen orientiert bleibt. „Wichtig an der Revolution ist nicht die 
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Revolution selbst, sondern das, was in den Köpfen derer vorgeht, die sie nıcht 
machen oder die jedenfalls nicht ihre Hauptakteure sind, ist das Verhältnis, 
das sie selbst zu dieser Revolution haben, deren aktive Handlungsträger sie 
nicht sind.“ (Foucault 1984b: 844) 

Soll eine Revolution erfolgreich sein, muss bei jener Mehrheit, die nur am 
Rande oder nur zuschauend an den Ereignissen der Revolution beteiligt ist, 
die Veränderung der gesellschaftlichen Formen einsetzen. Nur durch die Teil- 
nahme dieser Mehrheit kann sich die gesamtgesellschaftliche Reproduktion 
verändern. Die Revolution selbst ist nur das Zeichen eines solchen Verände- 
rungsprozesses. Die Möglichkeit der Veränderung, für deren Existenz eine Re- 
volution ein Zeichen ist, betrifft nämlich immer die gesellschaftlichen Formen 
der individuellen Lebenskunst. Deshalb ist das Verständnis dieser Formen, auf 
das Foucaults Genealogie und Marx' Phänomenologie gleichermaßen zielen, 
so wichtig. Werden diese Formen nicht durchschaut, trägt ihre fortgesetzte 
Aktualisierung bestenfalls zur Reproduktion der revolutionär zu überwinden- 
den Gesellschaft bei, schlimmstenfalls erzeugt sie gerade im Streben nach 
Freiheit die „Auswüchse der Macht“, 

Das Gegenprogramm der Entwicklung von Praktiken der Freiheit erwähnen 
ebenfalls sowohl Marx als auch Foucault. Foucaults angestrebte Genealogie 
der Formen der Freiheit, die bis in die Gegenwart reichen sollte und eine Aus- 
führung dieses Gegenprogramms gewesen wäre, hätte, um nicht dem Althus- 
serschen Verdikt vom „anarchistischen Trödel“ zu verfallen, zu den Themen 
der Reproduktion und der eventuell sogar bis zur Totalität gesteigerten Dispo- 
sitive zurückkehren müssen - eine Aufgabe, die weit über den geplanten, jedoch 
nie fertig gestellten vierten Band von Sexualität und Wahrheit hinausgegangen 
und vielleicht selbst „gewaltsam, unabgeschlossen, endlos“ geworden wäre. 


Literatur 


Althusser, Louis (1977): Ideologie und ideologische Staatsapparate, Hamburg und Berlin. 

— (1995): Sur la reproduction, Paris (Presses Universitaires de France). 

Foucault, Michel (1967): Nietzsche, Freud, Marx, in: ders.: Schriften, Bd. 1, Nr. 46. 

— (1969): Wahnsinn und Gesellschaft. Eine Geschichte des Wahns im Zeitalter der Vernunft, 
Frankfurt/M. 

— (1971): Die Ordnung der Dinge. Eine Archäologie der Humanwissenschaften, Frankfurt/M. 

— (1973): Von der Archäologie zur Dynastik, in: ders. Schriften, Bd. 2, Nr. 119. 

— (19763): Überwachen und Strafen. Die Geburt des Gefängnisses, Frankfurt/ M. 

— (1976b): Vorlesung vom 7. Januar 1976, in: ders. (2001): In Verteidigung der Gesellschaft, 

Frankfurt/M. 

— (1977); Der Wille zum Wissen. Sexualität und Wahrheit. Erster Band, Frankfurt/M. 

— (1978a): Die analytische Philosophie der Politik, in: ders.: Schriften, Bd. 3, Nr. 232. 

— (1978b): Methodologie zur Erkenntnis der Welt: Wie man sich vom Marxismus befreien kann, 

in: ders.: Schriften, Bd. 3, Nr. 235, 

— (1984a): Foucault, in: ders.: Schriften, Bd. 4, Nr. 345. 

— (1984b): Was ist Aufklärung?, in: ders.: Schriften, Bd. 4, Nr. 351. 

— (2001/2/3/5): Schriften in vier Bänden. Dits et Ecrits, Frankfurt/M. 

Heinrich, Michael (1999): Die Wissenschaft vom Wert, Münster. 


254 Christian Schmidt 


Marx, Karl (1846/47): Das Elend der Philosophie, in: MEW Bd. 4, Berlin, 1972. 

— (1857/58): Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie, in: MEW, Bd. 42, Berlin, 1983. 
— (1859): Kritik der politischen Ökonomie. Vorwort, in: MEW, Bd. 13, Berlin, 1961. 

— (1890): Das Kapital, Bd. 1, in: MEW, Bd. 23, Berlin, 1962. 

— (1893): Das Kapıtal, Bd. 2, ın: MEW, Bd. 24, Berlin, 1963. 

— (1894): Das Kapital, Bd. 3, in: MEW, Bd. 25, Berlin, 1964. 

— und Engels, Friedrich (1845/46): Die deutsche Ideologie, in: MEW, Bd. 3, Berlin 1958. 
Schneider, Ulrich Johannes (2004): Michel Foucault, Darmstadt. 


Beiträge zu 
sozialistischer Politik 


Weltordnung, Kriege und 
Sicherheit 


Nukleare Abschreckung; Mittlerer und Naher Osten; 
Militärmacht EU, Bundeswehr in Afghanistan und 
Völkerrecht; Schweiz: Gesamtverteidigung, 
Rüstungsindustrie, Sicherheits- und Friedenspolitik; 
Geschlechterordnung und Militärgewalt; Terroris- 
musbekämpfung, Justiz, Feindstrafrecht und Folter 


D.Senghaas, M. Massarat, Th. Roithner, 

N. Paech/K. Seifer, R.Moosmann/J.Lang, 
A.Cassee /T. Cassee, R. Gysin, B. Degen, 

R. Seifert, S. Krasmann, H. Busch, V. Györffy 


Diskussion 


R. Kurz: Rüstungsdollar und US-Militärmaschine 
J. Wagner: Neoliberaler Kolonialismus 

J. Wissel: Neuer Imperialismus 

K. Majchrzak: H. Arendts Imperialismus-Kritik 

N. Levine / FO. Wolf: Kapital-Lektüren 


232 Seiten, € 16.- (Abonnement € 27.-) 
zu beziehen im Buchhandel oder bei 


WIDERSPRUCH, Postfach, CH - 8031 Zürich 
Tel./Fax 0041 44 273 03.02 
vertrieb@widerspruch.ch: : : www.widerspruch;.ch 


Florian Kappeler 


Die Ordnung des Wissens 
Was leistet Michel Foucaults Diskursanalyse 
für eine kritische Gesellschaftstheorie? 


Michel Foucault hat seine Schriften einmal beiläufig als „Werkzeugkisten“ be- 
zeichnet, von denen man eklektizistisch und nach eigenem Interesse Gebrauch 
machen könne (DE 11/1975: 887£). Diese an sich sympathische Bescheiden- 
heit wurde z.T. leider zum Stichwort für eine Rezeption, die nicht einmal 
mehr instrumentalistisch, sondern eher beliebig genannt werden kann. Dies 
lässt sich in besonderem Maße an diskursanalytischen Ansätzen beobachten, 
denen Foucault eher als Stichwortgeber denn als methodologische Referenz 
dient. Dabei wird oft übersehen, dass Foucaults diesbezügliche methodologi- 
sche Ausführungen zur Diskursanalyse „nicht nur [...] die Gebrauchsanweisung 
für seine Instrumente liefer[n], sondern [...] erst den Status eines wissenschaft- 
lichen Werkzeugs, also von Status und Methode kläre[n]“ (Diaz-Bone 2006: 
77, vgl. AdW: 166f.). 

Diesen Überlegungen folgend erscheint es mir sinnvoll, Foucault eher als 
„Diskursivitätsbegründer“ zu lesen. Dieser ebenfalls von Foucault selbst ge- 
prägte Begriff bezieht sich auf Diskurse (z.B. Marxismus oder Psychoanalyse), 
bei denen „man die theoretische Gültigkeit einer Aussage in Beziehung auf 
das Werk ihrer Gründer definiert“ (DE 1/1969: 1025), d.h. die kritische Lektü- 
re von Texten solcher Begründer modifiziert den Diskurs selbst. Erst mittels 
eines solchen Rückgriffs kann - so meine Hypothese - die Spezifik der Fou- 
caultschen Diskursanalyse und ihre mögliche heutige Relevanz überhaupt zur 
Diskussion gestellt werden. 

Die Diskursanalyse ist in Johannes Angermüllers Studie „Nach dem Struktura- 
lismus“ in ihrem französischen Entstehungskontext situiert worden. Schon vor 
Foucault war dort die Organisation von Zeichen jenseits grammatischer und 
semantischer Kategorien ein wesentlicher Gegenstand der linguistischen De- 
batte (Angermüller 2007: 107). Foucault hat diesen Ansatz aufgegriffen und 
radikalisiert. Bei ihm wie in der französischen Diskursanalyse überhaupt wird 
die „klassisch sozialwissenschaftliche Dialektik von Individuum und Gesell- 
schaft, Freiheit und Zwang, Handeln und Struktur“ verabschiedet (ders. 2001: 
13). Entscheidender Fokus der Analyse sind weder kommunikationstheoreti- 
sche Ansätze (Sender-Empfänger-Modell) noch die Analyse intersubjektiv pro- 
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Was leistet Michel Foucaults Diskursanalyse 
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zeichnet, von denen man eklektizistisch und nach eigenem Interesse Gebrauch 
machen könne (DE 11/1975: 887£). Diese an sich sympathische Bescheiden- 
heit wurde z.T. leider zum Stichwort für eine Rezeption, die nicht einmal 
mehr instrumentalistisch, sondern eher beliebig genannt werden kann. Dies 
lässt sich in besonderem Maße an diskursanalytischen Ansätzen beobachten, 
denen Foucault eher als Stichwortgeber denn als methodologische Referenz 
dient. Dabei wird oft übersehen, dass Foucaults diesbezügliche methodologi- 
sche Ausführungen zur Diskursanalyse „nicht nur [...] die Gebrauchsanweisung 
für seine Instrumente liefer[n], sondern [...] erst den Status eines wissenschaft- 
lichen Werkzeugs, also von Status und Methode kläre[n]“ (Diaz-Bone 2006: 
77, vgl. AdW: 166f.). 

Diesen Überlegungen folgend erscheint es mir sinnvoll, Foucault eher als 
„Diskursivitätsbegründer“ zu lesen. Dieser ebenfalls von Foucault selbst ge- 
prägte Begriff bezieht sich auf Diskurse (z.B. Marxismus oder Psychoanalyse), 
bei denen „man die theoretische Gültigkeit einer Aussage in Beziehung auf 
das Werk ihrer Gründer definiert“ (DE 1/1969: 1025), d.h. die kritische Lektü- 
re von Texten solcher Begründer modifiziert den Diskurs selbst. Erst mittels 
eines solchen Rückgriffs kann - so meine Hypothese - die Spezifik der Fou- 
caultschen Diskursanalyse und ihre mögliche heutige Relevanz überhaupt zur 
Diskussion gestellt werden. 

Die Diskursanalyse ist in Johannes Angermüllers Studie „Nach dem Struktura- 
lismus“ in ihrem französischen Entstehungskontext situiert worden. Schon vor 
Foucault war dort die Organisation von Zeichen jenseits grammatischer und 
semantischer Kategorien ein wesentlicher Gegenstand der linguistischen De- 
batte (Angermüller 2007: 107). Foucault hat diesen Ansatz aufgegriffen und 
radikalisiert. Bei ihm wie in der französischen Diskursanalyse überhaupt wird 
die „klassisch sozialwissenschaftliche Dialektik von Individuum und Gesell- 
schaft, Freiheit und Zwang, Handeln und Struktur“ verabschiedet (ders. 2001: 
13). Entscheidender Fokus der Analyse sind weder kommunikationstheoreti- 
sche Ansätze (Sender-Empfänger-Modell) noch die Analyse intersubjektiv pro- 
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duzierter und geteilter Bedeutungen, sondern die sozialhistorische und oft 
auch ideologietheoretische Analyse der diskursinternen und der „institutionel- 
len Bedingungen eines Orts, die die Hervorbringung und Verbreitung des Dis- 
kurses regeln“ (ebd.: 160).' 

Im Anschluss daran wende ich mich gegen Ansätze wie die wissenssoziologi- 
sche Diskursanalyse oder den poststrukturalistischen Dekonstruktivismus, wel- 
che die Analyse intersubjektiv bzw. textuell produzierter Bedeutungen wieder 
in den Vordergrund der Analyse rücken und gegen die besonders letzterem 
Ansatz immanente ‚Diskurs-Ontologie’ (aber auch gegen jede empiristische 
Ontologie).” Im Gegensatz dazu gehe ich davon aus, dass es in Foucaults Dis- 
kursanalyse gerade nıcht primär um die Interpretation intersubjektiv produ- 
zierter Bedeutungen geht’, sondern um die Bedingungen, unter denen transin- 
dividuelles institutionelles Wissen konstituiert wird. Des Weiteren erscheint es 
mir nicht sinnvoll, symbolische und semantische Elemente als konstitutiv für 
Gesellschaft überhaupt aufzufassen, da eine solche These geeignet ist, selbst 
die Zwänge des Marktes zu sprachlich dekonstruierbaren Ordnungen zu ver- 
klären.“ 

Im Folgenden soll die Foucaultsche Diskursanalyse ım Rückgriff auf die me- 
thodologische Schrift Archäologie des Wissens rekonstruiert werden (I). Dann 
werde ich mich mit der Stellung der Diskursanalyse innerhalb von Foucaults 
„Analytik der Macht“ (II) und ihrem Verhältnis zu von Karl Marx inspirierten 
Ansätzen kritischer Gesellschaftstheorie befassen (III). Geht es im ersten Ab- 
schnitt um Ansätze zu einer diskursanalytischen Methodologie, so im dritten 
und vierten um eine Theoretisierung von deren Rolle innerhalb eines Projektes 
kritischer Gesellschaftstheorie. 


1 In Frankreich ist die Diskursanalyse in ihrem weiteren Verlauf vom marzistischen Theoreti- 
ker und Althusser-Schüler Michel P&cheux geprägt worden. In der deutschen Rezeption ha- 
ben sich neben linguistischen eher klassisch sozialwissenschaftliche, im weitesten Sinne kri- 
tisch-materialistisch inspirierte und dekonstruktivistisch beeinflusste/poststrukturalistische 
Formen von Diskursanalyse herausgebildet (Angermüller 2007: 99ff.). Besonders in manchen 
sozialwissenschaftlichen und poststrukturalistischen Ansätzen gibt es dabei eine Tendenz zur 
„Retextualisierung des Diskursbegriffes“ (ders. 2001: 18), die erlaubt, mittels interpretativer 
Methoden aus Texten Bedeutungen zu rekonstruieren bzw. zu dekonstruieren. 

2 Unter „Ontologie“ verstehe ich hier schlicht Annahmen über die Verfasstheit der (sozialen) 
Realität. 

3 So aus sehr unterschiedlichen Perspektiven z.B. Keller (2006: 116ff., 2007: 97£f.) oder Sarasin 
(2006: 66£) 

4 So z.B. Hannelore Bublitz, welche die kausale und ontologische Priorität in der „materiali- 
sierenden Wirkung diskursiver Prozesse“ (Bublitz 2003: 190) sieht: „Insofern gibt es dann 
nichtdiskursive Wirklichkeit streng genommen nur als diskursiv hervorgebrachte“ (Dies. 
1999: 104). Jegliche materialistische Gesellschaftstheorie verkehrend folgt daraus im Extrem- 
fall: „Die Logiken von Märkten sind demnach Logiken von Diskursen“ (ebd.: 306). Doch 
selbst Siegfried Jäger, der einen eher materialistischen Ansatz vertritt, wirft Foucault vor, die- 
ser postuliere ein Primat der Realitätserzeugung durch Diskurse (Jäger 2006: 88ff.). 

5 Die Kategorien eines solchen interdisziplinär anzulegenden Projekts können und sollen frei- 
lich nicht Foucaults Schriften entnommen werden. Ich verstehe darunter die herrschaftskri- 


Die Ordnung des Wissens 257 


1. Die Archäologie des Wissens 


Ich stütze mich bei der Rekonstruktion von Foucaults Diskursanalyse auf die 
dafür zentrale methodologische Schrift, die Archäologie des Wissens, und die 
im Kontext ihres Erscheinens 1967-1971 publizierten Texte. Das erscheint 
sinnvoll, da Foucaults Beschäftigung mit diskursanalytischen Verfahren fast 
ausschließlich in diesen Zeitraum fällt. Auch vor der AdW bezeichnet Fou- 
cault sein Verfahren schon als „Archäologie“, nicht aber als Diskursanalyse. 
In Die Ordnung der Dinge (1966) nennt er den Gegenstand seiner Analysen 
„Episteme“ statt Diskurs. Ob dagegen der spätere Begriff des Diskurses etwa in 
„Der Wille zum Wissen“ (1976) noch ein diskursanalytischer Begriff ist, ein 
Teil der Machtanalyse oder einen ganz anderen Status besitzt, ist eine eigens 
zu klärende Frage (einige Bemerkungen dazu s.u.). 

Nun ist die AdW nicht allein ein methodologisches Buch, sondern zugleich 
Selbstkritik und Standortbestimmung: „Ich habe mich weniger um den Plan 
eines künftigen Gebäudes gekümmert als um die Bilanz dessen, was ich anläss- 
lich konkreter Untersuchungen unternommen hatte, wobei ich unterdes bereit 
war, viele Korrekturen anzubringen“ (AdW: 294, vgl. auch 27ff.). Dies impli- 
ziert eine Kritik früherer Schriften, besonders der Ordnung der Dinge. Fou- 
cault verwirft die strukturalistische Methode und besonders jede Kategorie 
kultureller Totalitäten, welche Epochen bestimmen und Subjekte determinie- 
ren würde: „Nichts wäre unrichtiger, als in der Analyse der diskursiven Forma- 
tion einen Versuch der totalitären Periodisierung zu schen: von einem be- 
stimmten Augenblick an und für eine bestimmte Zeit dächte jedermann trotz 
der oberflächlichen Unterschiede gleich“ (ebd.: 211). 

Dies scheint mir besonders einer Modifikation seiner Sozial- und Geschichts- 
theorie geschuldet zu sein, welche an die Annales-Schule (Marc Bloch, Fer- 
nand Braudel), die wissenschaftsgeschichtlichen Ansätze von Gaston Bachelard 
und Georges Canguilhem und nicht zuletzt die marxistische Theorie von 
Louis Althusser anknüpft (ebd.: 9ff., 23FF). Statt von „Episteme“ und kulturel- 
len Codes ist nun von einer „Allgemeinen Geschichte“ die Rede, welche Dis- 
kurse auf verschiedenen Ebenen im relationalen (d.h. laut Foucault kausalen, 
aber auch funktionalen oder komplementären) Zusammenhang analysiert und 
dabei Diskontinuitäten und Brüche ebenso beachtet wie Zusammenhänge und 
relative kausale Dominanzen (ebd.: 19ff., vgl. DE 1/1968: 838). Damit verbun- 
den ist eine Kritik der Annahme einer absoluten Autonomie des Diskurses, 


tisch inspirierte Suche nach Theoretisierungsweisen von grundlegenden Vergesellschaftungs- 
formen der kapitalistischen Moderne. Dabei spielen z.B. feministische bzw. genderkritische 
Ansätze oder die Kritik der politischen Ökonomie eine Rolle. 

6 Dagegen suggeriert der Text Die Ordnung des Diskurses meiner Ansicht nach, es gebe einen 
gesellschaftlichen Verhältnissen irgendwie äußerlichen Diskurs, der durch repressive Prozedu- 
ren kanalisiert würde (ODi: 10£.). Eine solche These lehnt Foucault vorher (AdW: 173£.) wie 
nachher (WzW: 85ff.) explizit ab. 
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wie sie die Ordnung des Diskurses durchaus zu suggerieren geeignet war: „Aber 
eine Beschreibung dieser autonomen Schicht der Diskurse lohnt sich nur, 
wenn man sie in ein Verhältnis zu anderen Schichten, Praktiken, Institutionen, 
sozialen und politischen Beziehungen setzen kann“ (DE 1/1967: 756f., vgl. DE 
1/1968: 838, 867, 901 etc. pp.)“. 

Foucault unterscheidet intradiskursive, interdiskursive und extradiskursive Zu- 
sammenhänge, die alle Teil seiner Methode sind, wenngleich die Ordnung der 
Dinge den Schwerpunkt auf die interdiskursiven und nicht auf die extradis- 
kursiven Dependenzen legt (ebd./1968: 867, AdW: 44f., 231). Eine diskursive 
Praktik wäre etwa die Aussage „Sie sind schizophren“ durch einen dazu auto- 
risierten Psychiater, eine interdiskursive Praktik dieselbe Aussage im Rahmen 
eines juristischen Diskurses um Zurechnungsfähigkeit” und eine nicht- 
diskursive Praktik die gewaltsame Finlieferung in die Psychiatrie. In der sozia- 
len Realität wirken diskursive und nicht-diskursive Anteile meist zusammen. 
Der Begriff „nicht-diskursive Praktiken“ bezieht sich auf die Anteile von Prak- 
tiken, die nicht zeichenförmig sind und die laut Foucault z.B. innerhalb von 
„Institutionen, politische[n] Ereignisse[n], ökonomische[n] Praktiken und Pro- 
zesse[n]“ wirken können (AdW: 231). 

Auf eine materielle Komponente des Diskurses verweisen auch schon die Ge- 
genstände, mittels derer Foucault die basalen Elemente seiner Analyse - die 
Aussagen - zu rekonstruieren versucht: „Monumente“, Dieser auf Anregung 
von Canguilhem eingeführte Ausdruck betont, dass Aussagen keineswegs nur 
mündliche und schriftliche Äußerungen umfassen, sondern z.B. auch Statisti- 
ken, Graphiken oder mathematische Formeln, also Zeichenkomplexe im wei- 
testen Sinne (ebd.: 119f.). Aussagen stehen dabei im Gegensatz zu Dokumen- 
ten, die laut Foucault immer „Zeichen für etwas anderes“ (ebd.: 198, meine 
Hervorh.) sind, in Relationen zu Anderem. Genauer: Zeichen im weitesten 
Sinne sind nur dann Aussagen, insofern sie in Relationen zu Anderem stehen. 
Unter diesem „Anderen“ versteht Foucault die Beziehungen zu Referenzräu- 
men, Subjektpositionen, anderen Aussagen und Materialitäten, welche die 
„Aussagefunktion“ konstituieren (ebd.: 133ff.). Mit Materialitäten ist gemeint, 
dass Aussagen immer eine materielle Existenz zukommt, die ihre Wiederhol- 


7 Mit Interdiskurs meint Foucault somit nicht dasselbe wie Link, sondern simpel Elemente, 
die in verschiedenen Diskursen eine konstitutive Rolle spielen. Allerdings bleibt dieser Be- 
griff bei Foucault recht unbestimmt, während Link einige interessante Ansätze zu seiner 
Konzeptualisierung bietet, etwa zur Frage des Transfers von Aussagen eines Diskurses in an- 
dere Diskurse. 

8 Die Unterscheidung von diskursiven und nicht-diskursiven Praktiken wurde des Öfteren kri- 
tisiert. So behaupten etwa Laclau/Mouffe (2000: 143ff.), es gebe keine Objekte außerhalb 
diskursiver Bedingungen und sie könnten ohne diskursive Kategorien nicht als Erkenntnis- 
objekte konzeptualisiert werden. Die erste Behauptung trifft Foucaults Kategorien nicht, da 
sie von Objekten statt von Anteilen an Praktiken spricht und die zweite ist ein epistemologi- 
sches Faktum, aus dem sich keine ontologische Aussage ableiten lässt. 
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barkeit erst ermöglicht: Substanz, Träger, Ort, Datum (ebd.: 145ff.). Dabei de- 
terminiert aber nicht - wie etwa der medientheoretische Ansatz um Friedrich 
A. Kittler (1985) annimmt - der mediale Träger die Aussage, sondern gesell- 
schaftliche ‚Materialitäten’, etwa Institutionen, definieren den medialen Träger; 
letztlich sind Aussagen Produkte gesellschaftlicher Praxis (ebd.: 149f., 153). 
Der zentrale Fokus der Diskursanalyse ist nicht auf die Bedeutungen gerichtet, 
die durch Zeichen repräsentiert werden. Sie versucht nicht, hinter den Zeichen 
Verweise auf (inter-) subjektive Intentionen oder präexistente Referenten bzw. 
Signifikate zu finden. Die Diskursanalyse interessiert sich auch nicht für die 
Vieldeutigkeit, die Produktion oder die Auflösung von Bedeutung, sondern für 
die spezifischen Verhältnisse von Zeichenmengen zu Objektbereichen, Sub- 
jektpositionen, Koexistenzfeldern von Aussagen und ihrer Matenialität, die ihre 
Existenz als Aussage erst definieren (ebd.: 159£., vgl. 173). Es geht ihr nicht - 
wie etwa Jacques Derrida - um die Analyse der textinternen Produktionsbe- 
dingungen und die Dekonstruktion von Bedeutungen, sondern um die Exis- 
tenzregeln, aber auch die Aneignungs- und Anwendungsbedingungen von 
Diskursen (ebd.: 177). 

Die Diskursanalyse bezieht sich damit auf einen sehr viel begrenzteren Bereich 
(Foucault spricht von der „Knappheit“ und „Seltenheit“ von Aussagen) als et- 
wa linguistische Analysen. Ihr Gegenstand sind nicht Sprache oder Zeichen an 
sich, welche durch eine „endliche Menge von Regeln [definiert sind], die eine 
unendliche Menge von Performanzen erlaubt“, sondern die „endliche und 
zeitlich begrenzte Menge allein der linguistischen Sequenzen, die formuliert 
worden sind“ (DE 1/1968: 899#f., vgl. auch AdW: 41f.), und zwar ın historisch 
spezifischen Relationen zu (nicht nur diskursiven) Praktiken. Von einem „lin- 
guistic turn“ in einer Weise zu sprechen, als ob die Diskursanalyse Sprachana- 
lysen an die Stelle der Analyse gesellschaftlicher Verhältnisse setzen würde, ist 
komplett falsch. Vielmehr fragt sie gerade nach diskursiven Materialitäten, die 
nicht nur untereinander, sondern auch zu nicht-diskursiven Materialitäten in 
Beziehungen stehen. Etwas paradox formuliert: Die Diskursanalyse interessiert 
sich nicht nur für Diskurse. Der Diskurs in seiner spezifischen Form wird we- 
sentlich durch intra-, inter- sowie extradiskursive Beziehungen konstituiert.'? 


9 Deshalb sind Foucaults Diskursanalyse unterfütternde „technological turns“ nach Kittler- 
schem Vorbild doppelt schief: Sie unterstellen Foucault eine rein auf Zeichensysteme be- 
schränkte Theorie und glauben, dies durch Technik /Medienanalysen kompensieren zu kön- 
nen. 

10 Dreyfus/Rabinow (1987: 82, 87) oder Keller (2007: 48) situieren Foucaults Übergang zu 
gesellschaftlichen Analysen erst in seiner Analytik der Macht. Diese These halte ich für 
falsch. Ebenso ist es völlig unplausibel, wenn Dreyfus/Rabinow Foucault einen „extreme n] 
phänomenologische[n] Positivismus“ andichten (1987: 76), auch wenn Foucault sich selbst 
gelegentlich - zu Unrecht - als ‚glücklichen Positivisten’ bezeichnet bat. Dagegen hat 
Maureen Cain (2003: 78ff.) überzeugend dargelegt, dass aus dem methodologischen Primat 
des Diskursiven in der AdW (und auch aus der These ihrer relativen Autonomie) kein 
ontologisches Primat folgt, ja, dass Foucault einem solcben explizit widerspricht. Ich bin 
mir nicht einmal sicher, ob von einem methodologischen Primat des Diskursiven 
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Insofern ist es auch verkürzt, Foucault für konstruktivistische oder für empi- 
ristische Positionen zu vereinnahmen. Aussagen sind durch das definiert, wo- 
mit sie in Beziehung stehen, und diese Beziehungen existieren real. Da Relati- 
onen aber nicht unmittelbar empirisch gegeben sind, sind auch Aussagen 
nicht einfach sichtbar, sondern nur theoretisch rekonstruierbar (AdW: 161). 
Daraus folgt aber nicht, dass sie nicht existieren. Diskursanalyse ist „eine Kon- 
struktion, die insofern exakt ist, als die beschriebenen Relationen dem behan- 
delten Material tatsächlich zugeschrieben werden können“ (DE 1/1967: 759). 
Da besonders die Relationen von Aussagen zu Anderem für den Diskurs kon- 
stitutiv sind (ebd./1968: 901f.), ist Foucaults Ansatz für alle Ansätze, für die 
Relationen entweder nicht konstitutiv oder nicht real sind, letztlich nicht 
kommensurabel.' 

Obwohl Foucault gesellschaftlich gegebene und autorisierte Einheiten von 
Aussagen”” zum Ausgangspunkt seiner Analyse macht - ohne diese zu natura- 
lisieren (AdW: 45) - geht es ihm nicht um die Beschreibung der durch diese 
Einheiten definierten Objekte, Subjekte, Begriffe oder Themen, sondern um 
deren diskursive wie nicht-diskursive „Formationsregeln“ bzw. „Existenzbedin- 
gungen“ (ebd.: 58). Diese werden definiert durch die Referenzräume, die der 
Diskurs erst als solche produziert, die Subjektpositionen, die er zuschreibt, die 
Organisationsformen, die er Begriffen und Methoden gibt, und die Anwen- 
dung von Themen und Theorien, die er ermöglicht. Erst diese Formationsre- 
geln machen Zeichenmengen zu Diskursen. 

So sind Referenzräume bestimmt durch die „Regeln, die während einer gege- 
benen Periode das Erscheinen von Objekten möglich machen“ (ebd.: 50). In 
Frage stehen nicht die Realobjekte in der Welt, auf die Wissenschaften letzt- 
lich referieren, sondern die spezifische Gestaltung von Erkenntnisobjekten 
durch diskursive, aber auch nicht-diskursive Praktiken (ebd.: 67). So kann es 
ein Wissensobjekt „anormale Psyche“ erst geben, wenn Menschen in Psychiat- 
rien interniert und untersucht werden. Subjektpositionen sind durch den insti- 


sicher, ob von einem methodologischen Primat des Diskursiven gesprochen werden kann. 

11 Es soll hier allerdings nicht verschwiegen werden, dass Foucault - möglicherweise, um sich 
vom Strukturalismus abzugrenzen - daneben mit dem Begriff des „diskursiven Ereignisses“ 
operiert, das strikt singulär sei. Im Gegensatz zur Untersuchung geregelter Relationen bleibt 
hier aber einigermaßen schleierhaft, wie Diskurse dann persistent und wirkmächtig werden 
können. 

12 Foucaults Diskursanalyse hat ausschließlich mehr oder weniger wissenschaftliche Disziplinen 
- namentlich die Humanwissenschaften (Psychologie, Humanmedizin, Soziologie, Philolo- 
gie, Geistesgeschichte) - zum Ausgangspunkt. Foucault sagt allerdings auch, diese seien nicht 
notwendig der einzige Gegenstand von Diskursanalysen, sondern hält Analysen künstleri- 
scher, ethischer oder politischer Diskurse zumindest für möglich (AdW: 274ff.). Ob es sinn- 
voll ist, Diskursanalysen darüber hinaus auch auf Alltagwissen auszudehnen (so etwa Link 
2006: 408f.), möchte ich an dieser Stelle als Problem offen lassen. Wie sich bei der Rekon- 
struktion der Kategorien Foucaults zeigt, können Diskurselemente zwar Teil von Alltagswis- 
sen werden; man kann aber darüber streiten, ob sie dann noch über geregelte Subjektpositi- 
onen, Referenzräume etc. verfügen. 
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tutionellen Status von Subjekten definiert, aufgrund dessen deren Äußerungen 
Geltungsansprüche zugeschrieben werden können. Sie umfasst Formen der 
Wahrnehmung (bei Ärzten etwa die Rollen als fragendes, betrachtendes, notie- 
rendes Subjekt) und die Verfügungsmacht über Informationen (ebd.: 78£.). Die 
Zeichenmenge „Sie haben Krebs“ von irgendjemanden geäußert ist z.B. keine 
Aussage und somit kein Element eines Diskurses. 

Anstelle von Begriffen und Methoden soll die Diskursanalyse die „Organisati- 
on des Feldes der Aussagen beschreiben, in dem sie auftauchen und zirkulie- 
ren“ (ebd.: 83). Dieses umfasst u.a. Formen der Abhängigkeit zwischen Begrif- 
fen, rhetorische Schemata sowie formalisierte Sprachen, aber auch For- 
schungsmethoden und Präsuppositionen. Die Analyse von „Strategien“, d.h. 
Themen und Theorien, die der Diskurs ermöglicht (ebd.: 94), richtet sich auf 
die Tatsache, dass der Diskurs nur bestimmte aller möglichen Kombinationen 
von Subjektpositionen, Referenzräumen und Begriffsfeldern verwirklicht. Fou- 
cault geht davon aus, dass die Realisierung solcher Kombinationen gesell- 
schaftlich - durch nicht-diskursive Praktiken - limitiert ist (ebd.: 97£f.)." 

Alle diese Elemente der Diskursanalyse zeigen: Diskurse sind von nicht- 
diskursiven Bedingungen nicht unabhängig, „es gibt |[...] keine Art idealen 
Diskurses“ (ebd.: 103, vgl. auch DE 1/1968: 879£.). Er kommt nicht nur ın- 
nerhalb von gesellschaftlichen Praktiken strategisch zum Einsatz, sondern die- 
se bedingen insbesondere die Konstituierung von Referenzräumen und Sub- 
jektpositionen entscheidend mit.'' Foucault selbst hat in der AdW seinen mit- 
unter uneindeutigen Gebrauch des Diskursbegriffes selbst thematisiert, der ın 
der Rezeption zu vielen Missverständnissen Anlass gegeben hat: Manchmal 
bezeichnet er so die Menge aller Aussagen, manchmal nur Gruppen von Aus- 
sagen. Manchmal meint er primär Zeichenmengen, manchmal sehr viel mehr. 
Letztlich soll der Begriff aber die geregelte Praxis bestimmter Aussagenmengen 
bezeichnen, d.h. die Interdependenz von Zeichen in den o.g. Relationen zu 
anderen Zeichen, aber auch zu nicht zeichenförmigen Praktiken (AdW: 115f.). 
Ebenso uneindeutig ist der Gebrauch der (meiner Meinung nach deckungs- 
gleichen) Begriffe „Formationsregel*“ bzw. „Existenzbedingung“ und ihr Ver- 
hältnis zu Foucaults Begriff der Interdependenz. Wenn man sich allerdings er- 
innert, dass Foucault in der AdW eine Geschichtstheorie übernimmt, die Dis- 


13 Eines seiner Beispiele hierfür ist übrigens die Aneignung und Anwendung des ökonomi- 
schen Diskurses durch kapitalistische Praktiken (AdW: 101). Dagegen praktiziert Marx, in- 
dem er sich auf diesen Diskurs bezieht, eine „Theorie und Kritik der Politischen Ökonomie“ 
(ebd.: 251), die einem politisch „revolutionäre[m] Wissen“ und „einer Gesellschaftstheorie 
Raum geben“ (ebd.: 278). 

14 Dass dies von den Begriffsfeldern und Methoden weniger gesagt werden kann, ist laut Fou- 
cault eın Grund dafür, dass sich die OdD der weniger für nicht-diskursive Praktiken interes- 
siert hat (DE 1/1968: 867). Wie die machtanalytischen Studien Foucaults zeigen, sind zu- 
mindest Methoden aber genauso abhängig von nicht-diskursiven Praktiken, s.u. Diese These 
vertritt Foucault auch schon 1968 (ebd.: 880f.). 
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kurse auf verschiedenen Ebenen im relationalen Zusammenhang analysiert 
und dabei Diskontinuitäten ebenso beachtet wie Zusammenhänge und relative 
kausale Dominanzen (ebd.: 19f.), ist es wohl nicht allzu spekulativ, die Regeln 
des Diskurses mit einem Begriff zu konzeptualisieren, den Louis Althusser (von 
Sigmund Freud) in die Gesellschaftstheorie übernommen hat: Überdeterminati- 
on (Althusser 1968: 66). Dieser bezeichnet genau die genannte Bestimmung: Zu- 
sammenhänge verschiedener Ebenen mit relativen kausalen Dominanzen. Die 
Interdependenzen von Zeichenmengen mit diskursiven und nicht-diskursiven 
Praktiken sind also überdeterminiert. Diskurse sind dann überdeterminierte In- 
terdependenzen von Zeichenmengen mit Referenzräumen, Subjektpositionen, 
Begriffsorganisationsregeln und strategischen Aneignungen von Themen. Die 
Produktion von Diskursen bezeichnet Foucault als „diskursive Praxis“, das Pro- 
dukt auch als „Wissen“, während im Diskursbegriff beides vermischt wird. 

Damit ergibt sich erstens, dass Diskursanalyse tendenziell mehr ist als reine 
Deskription von Zeichenkomplexen: Die Wechselwirkung von Zeichenmen- 
gen mit Referenzräumen, Subjektpositionen, Begriffsfeldern und Aneignungs- 
strategien wird durch die Begriffe der Regel bzw. der Überdetermination spezi- 
fiıziert. Diskurse erscheinen somit als durch diskursive (zeichenförmige) wie 
nicht-diskursive Praktiken überdeterminierte Interdependenzzusammenhänge. 
Da von einem Diskurs erst bei dieser spezifischen, interdependenten und über- 
determinierten Form von Zeichenmengen gesprochen werden kann, zeigt sich, 
dass Foucaults Diskursbegriff im Gegensatz zu dem mancher an ihn anschlie- 
ßenden Ansätze relativ eng ist. 

Zweitens ıst für Anschlüsse an Foucaults Diskursanalyse wichtig, dass das 
Konzept der Interpretation von (inter-Jsubjektiv produzierten und geteilten 
Bedeutungen von Foucault abgelehnt wird. Dies ist kein völlig originelles Pos- 
tulat - vielmehr ließe sich zeigen, dass gesellschaftstheoretisch niemand ande- 
rer als Marx ähnliche Konzeptionen verfolgt, so etwa in der Theorie der „Cha- 
raktermaske“ (Marx MEW 23: 16, Gamm 2001: 54). So impliziert Marx These 
- man erinnere sich nur an sein berühmtes Diktum, „Sie [die Subjekte] wissen 
das [dass sie ihre Produkte im Tausch als Werte gleichsetzen] nicht, aber sie 
tun es“ (MEW 23: 88) -, dass den von den Akteuren angenommenen Sinn- 
strukturen und Bedeutungen ein prädominanter Zusammenhang gesellschaftli- 
cher Praxis logisch vorausgesetzt ist (Gamm 2001: 54). 

Foucault aber interessiert sich für die Praxis eben dieses unbewussten Wissens 
im Bezug auf die Ordnung des Wissens selbst. Dreyfus/Rabinow überliefern 
den Ausspruch Foucaults, dass „die Leute wissen, was sie tun |[...]; was sie aber 
nicht wissen, ıst, was ıhr Tun tut“ (Dreyfus/Rabinow 1987: 219, vgl. 213). 
Dies kann nicht nur in dem Sinne verstanden werden, dass sie die Resultate 
ihrer Praxis nıcht überblicken können, sondern auch so, dass die Bedingungen 
ihres Wissens ihnen nicht bewusst sind. Diese den Subjekten vorgelagerten 
Bedingungen aufzuzeigen ist Aufgabe von Diskursanalysen. 
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2. Diskurs und Macht 


Bisher wurde die These vertreten, Foucaults Diskursanalyse beziehe sich nicht 
allein auf diskursive Praktiken. Trotzdem ist sie weder identisch mit seiner A- 
nalytik der Macht noch impliziert sie eine Theoretisierung kapitalistischer Ge- 
sellschaften. Zwar sind viele Begriffe in der AdW - wie bereits Dominique Le- 
court (1975) festgestellt hat - an marxistische Terminologien angelehnt (Rela- 
tion, Produktion, Praxis etc.); das Verhältnis diskursiver und nicht-diskursiver 
Praktiken wird aber nicht dahingehend bestimmt, dass letzteren eine relative 
kausale Dominanz zukommt. Dies holt Foucault in seinen genealogischen Ar- 
beiten („Überwachen und Strafen“, „Der Wille zum Wissen“) nach und situiert 
damit seinem Ansatz innerhalb eines „Materialismus der Praxis“ (Lindner 2008). 

Die Begriffe „Diskurs“ bzw. „Wissen“ spielen in WzW eine zentrale Rolle, 
werden aber nicht mehr diskurs-, sondern machtanalytisch unterfüttert. Dabei 
verändern sich nicht nur die analytischen Instrumentarien, sondern auch die 
Forschungsobjekte. Während theoretische Texte oder Organisationsformen 
von Begriffen kaum mehr eine Rolle spielen, ıst nun „das in den komplexen 
Systemen von Institutionen eingeschlossene Wissen“ (DE 1/1969: 1069.) Ge 
genstand des Interesses, so etwa „Dekrete, Regelwerke, Register von Hospitä- 
lern oder Gefängnissen und Gerichtsakten“, die über die „geregelte Praxis“ 
Auskunft geben sollen (ebd.: 1070.). 

Ich möchte an dieser Stelle nicht detailliert auf Foucaults machtanalytische 
Studien eingehen‘, sondern nur einige Konsequenzen skizzieren, welche die 
machtanalytische Wende bei Foucault für das Konzept der Diskursanalyse hat. 
Neu ist nicht, dass Diskurse in Zusammenhang mit nicht-diskursiven Prakti- 
ken analysiert werden, und die entscheidende Neuerung besteht auch nicht 
darin, dass diskursıve Praktiken gesellschaftliche Effekte haben können, indem 
sie bspw. Herrschaftsapparate stützen und autorisieren. Neu ist vielmehr die 
These, dass diskursive Praktiken direkt von nicht-diskursiven Praktiken domi- 
niert werden (WzW: 94, US: 39, vgl. Dreyfus/Rabinow 1987: 134.). 

Dem zufolge gibt es diskursive Faktoren - etwa Methoden zur Wissenspro- 
duktion -, die überhaupt erst von durch gesellschaftliche Machtverhältnisse 
strukturierten nicht-diskursiven Praktiken herbeigeführt werden. Das bedeutet 
nicht, dass diese Praktiken empirisch jenseits von diskursiven Praktiken exis- 
tieren. Sie stehen ıhnen gegenüber jedoch logisch (d.h. im weitesten Sinne 
kausal) in einem Verhältnis relativer Dominanz. Es verhält sich umgekehrt wie 
in vielen deutschen Anschlüssen an Foucault: Nicht Diskurse produzieren 
Machtstrukturen (obwohl sie solche natürlich stützen können), sondern durch 
Machtverhältnisse strukturierte Praktiken produzieren Diskurse. 


15 Dies hat Urs Lindner (2006) ausführlich in dieser Zeitschrift getan. Hier findet sich auch ei- 
ne originelle These zur Frage, warum Foucaults Machtbegriff so uneindeutig zwischen „po- 
wer“ und „domination“ schwankt. 
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Foucault hat das besonders an zwei Praktiken gezeigt, die bestimmten Hu- 
manwissenschaften zur Wissensproduktion dienen. Das „Geständnis“ (vgl. 
WzW, bes. Kap. IH) ist eine Praktik, die Subjekte zum Sprechen über sich 
selbst zwingt und die so produzierten Selbsterzählungen dann zum Gegens- 
tand diskursiver Wissensproduktion im sexualmedizinischen und psychiatri- 
schem Bereich macht. Die „Prüfung“ kommt dagegen in den Teilen der Hu- 
manwissenschaften zur Anwendung, die auf Beobachtung und Testverfahren 
basieren: (Schul-JPädagogik, klinische Medizin und bestimmte Teile der Sozio- 
logie und der Psychologie (vgl. ÜS: Kap. IN, bes. 238ff.). 

Diese Verfahren sind sowohl Voraussetzungen für die Bildung von Wissen als 
auch Generatoren machtgesteuerter Subjektivierungsprozesse. Denn sie formen, 
was sie zu erkennen behaupten: menschliche Subjekte. Diese sind Produkte von 
Praktiken, die in bestimmten Humanwissenschaften als Verfahren zur Wissens- 
produktion benutzt werden.‘ Eine Pointe der Analyse des Geständnisses ist 
dabei, dass dieses Verfahren die Interpretation der Äußerungen von Subjekten 
impliziert (WzW: 70), so dass Foucaults methodische Ablehnung der Interpre- 
tation von ıntersubjektiv produzierten Bedeutungen nun machtanalytisch fun- 
diert wird. Denn solche Interpretationen bekommen die Produktion der sie 
ausübenden Subjekte und Objekte durch die Machtpraktik der Interpretati- 
on selbst nicht in den Blick und setzen die Selbstverständnisse bzw. Eigen- 
schaften von Subjekten als vorgängig gegeben voraus (vgl. Dreyfus/Rabinow 
1987: 154). 

Daran anknüpfend stellen sich mindestens zwei Fragen. Erstens: Welche Rolle 
spielt nach dieser Modifikation der analytischen Instrumentarien von Foucault 
noch die Diskursanalyse? Zweitens: Welche Bedeutung kommt ihr heute im 
Rahmen eines Projekts kritischer Gesellschaftstheorie zu? Und, vielleicht, drıt- 
tens: Welche Funktion könnte sie für eine linke politische Praxis haben? 

Wie Foucaults spätere methodologische Texte (Was ist Aufklärung?, Was ist 
Kritik?*) andeuten, wird die Diskursanalyse von Foucault nicht prinzipiell auf- 
gegeben. Auch in WzW (127) ist die Rede davon, die dort praktizierten 
Machtanalysen ließen sich zu Archäologien etwa des psychoanalytischen Dis- 
kurses ın Beziehung setzen. Insgesagıt liefert die Analytik der Macht jedoch 
eher Ansätze zu einer Theorie des Diskurses im Feld gesellschaftlicher Praxis 
als dass sie selbst diskursanalytisch verfährt. Die Diskursanalyse ist gewisser- 
maßßen eine Betrachtung von Wissenssystemen primär von diesen selbst aus 
(interne Perspektive), was die Beschreibung der internen Bedingungen von 
Wissensproduktion (Verhältnis von Zeichen zu Referenzräumen, Begriffsfel- 
dern etc.) impliziert. Die Analytik der Macht (Genealogie) erklärt dem gegen- 


16 Der Einsatz - nicht die logische oder historische Genese - von sozialen wie diskursiven Ver- 
fahren zur Wissensproduktion und Herrschaftssicherung wird von Foucault „Dispositiv“ ge- 
nannt (vgl. z.B. DE III: 394£.). 
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über Existenz und Funktion der Diskurse durch die Machtpraktiken, welche 
sie induzieren und relativ dominieren (externe Perspektive). 

Da dies aber nicht das einzige Ziel der Analytik der Macht ist - sie ist darüber 
hinaus auch Gesellschaftstheorie wirkmächtiger Sozialpraktiken (etwa Diszip- 
linterung der Arbeitskraft durch die „Prüfung“, sexuelle Selbstdisziplinierung 
durch das „Geständnis“) -, kann, um die 0.g. erste Frage zu beantworten, von 
Diskursanalyse als übergreifender Methode bei Foucault nicht die Rede sein. 


3. Diskurs und Ideologie 


Was die zweite Frage nach der Relevanz von Diskursanalysen für kritische Ge- 
sellschaftstheorie angeht, so möchte ich diese in jenem Feld situieren, das ın 
an Marx orientierten Ansätzen mit dem Begriff der Ideologie konzeptualisiert 
wird. Nun werden in der deutschen Foucaultrezeption die Konzepte des Dis- 
kurses und der Ideologie oft einander gegenübergestellt. Selbst der marxistisch 
inspirierte Siegfried Jäger erzählt eine Geschichte der Überwindung „ideolo- 
giekritischer Befangenheit“ durch die Diskursanalyse (Jäger 2006). Wenn er 
dabei aber Jürgen Links Betonung der Materialität des Diskurses als Argument 
dazu anführt, zeigt er, dass Ideologie für ihn so etwas wie „falsches Bewusst- 
sein“ darstellt: Ideen statt Materialität, Schein oder Irrtum statt Wahrheit, Vor- 
stellungen herrschender Klassen statt reale gesellschaftliche Verhältnisse. 

Ein solches Verständnis ist in der Geschichte des Ideologiebegriffs durchaus 
angelegt. In marxistischen Theorien kann der Begriff „Ideologie“ den gesamten 
Bereich bezeichnen, der nicht zur politökonomischen „Basis“ gehört und wird 
dann auch (ideeller) „Überbau“ genannt. Er kann auch (entsprechend Marx 
Diktum in der „Deutschen Ideologie“) „die Gedanken der herrschenden Klas- 
se“ meinen, und schließlich, stärker an die Erkenntniskritik im „Kapital“ ange- 
lehnt, auf die fetischisierte Wahrnehmung kapitalistischer Vergesellschaftungs- 
formen referieren (KWM: 508ff.). Dabei gibt es besonders in den ersten beiden 
Verwendungsweisen Tendenzen, Ideologie keine eigene Materialität zuzu- 
schreiben und sie in idealistischer Tradition mit Unwahrheit und Unwirklich- 
keit zugleich zu assoziieren. Insbesondere Louis Althussers ideologietheoreti- 
scher Ansatz betont dagegen die genuine Materialität und gesellschaftliche Si- 
tuierung von Ideologie. Jäger hat allerdings, obwohl er Althusser merkwürdi- 
gerweise im 0.8. Interview zweimal erwähnt, gerade dessen Theoretisierung von 
Ideologie als Element gesellschaftlicher Praxis im Gegensatz zu Foucault an- 
scheinend nicht zur Kenntnis genommen. 

Auf der anderen (postmodernen) Seite des Spektrums behaupten etwa Andreas 
Hirseland und Werner Schneider, die Diskursanalyse transformiere das Ideolo- 
giekonzept, indem sie „Ideologie als den Versuch begreift, die zwangsläufig 
partikulare Perspektive jeder Diskursformation mit dem (hegemonialen) An- 
spruch zu versehen, einen totalisierenden und universalisierenden Sinnhori- 
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zont aufzuspannen“ (Hirseland/Schneider 2006: 396). Dieser Relativismus, der 
selbst eine totalisierende und universalisierende These aufstellt - eben dass al- 
les ideologisch, weil partikular sei -, wird zumindest Foucaults Diskursanalyse 
nicht gerecht. Die perspektivische Situiertheit von Diskursen ist für diese keı- 
nesfalls ein hinreichendes Kriterium für den ideologischen Charakter von Dis- 
kursen. Dass Diskurse perspektivisch sind, ist ein eher banales Faktum. Inte- 
ressant ist es, diskursanalytisch zu untersuchen, in welcher Weise etwa eine 
Subjektposition geregelt/überdeterminiert ıst. Aber dass etwa ein Arzt nur auf 
grund einer solchen „perspektivischen“ Position die Diagnose „Krebs“ erstel- 
len kann, kann wohl kaum schon „ideologisch“ genannt werden. 

Meine These ist - im Anschluss an Dominique Lecourt (1975: 98ff.) -, dass 
Foucault den gesellschaftstheoretisch fundierten Ideologiebegriff von 
Althusser übernimmt.” Daran anknüpfend betrachte ich als Minimalbedin- 
gung für ‚Ideologie’ die gesellschaftlich sıtuierte Affirmation von Herrschafts- 
verhältnissen, die nicht als historisch bedingt begriffen werden und so als 
‚wahr’ erscheinen. Foucault ersetzt das Ideologiekonzept nicht durch den Dis- 
kursbegriff, sondern geht über es hinaus und modifiziert es: „Es wird deutlich, 
dass wır die Humanwissenschaften [...] nicht als eine Ideologie begreifen kön- 
nen, die lediglich Reflex und Ausdruck der Produktionsverhältnisse ım 
menschlichen Bewusstsein wäre [...]. Macht und Wissen sind [...] tief ın den 
Produktionsverhältnissen verwurzelt und liegen nicht einfach darüber. Darum 
muss auch die Definition von Ideologie revidiert werden“ (DE 11/1974: 767). 
An dieser Stelle grenzt sich Foucault mit Althusser (1977: 113f.) vom Ba- 
sis/Überbau-Modell ab und stellt dem Ideologiebegriff zudem die Kategorien 
von Macht und Wissen zur Seite. 

In der AdW wird der Begriff der Ideologie - den Foucault auch hier also keı- 
neswegs aufgibt - im Zusammenhang mit der Unterscheidung der Begriffe 
Wissenschaft und Wissen/Diskurs thematisiert. Das von diskursiven Praktiken 
gebildete Wissen ist demnach eine notwendige, aber keine hinreichende Be- 
dingung für die Entstehung von Wissenschaften (AdW: 260f.). Diskursanalysen 
zeigen die Produktion für die Wissenschaften unabdingbarer Materialitäten 
(der Diskurse) auf, die aber weder Teil von Wissenschaften sein müssen noch 
definieren, was diese zu Wissenschaften macht. Diskurse können durchaus den 
Anspruch einer gewissen Kohärenz und Gültigkeit erheben, wissenschaftlich 
werden sie Foucault zufolge nur durch wissenschaftsinterne formale Kriterien. 
Wissenschaftlichkeit ist kein Kriterrum des Diskurses (ebd.: 265f.)."” 


17 Althusser spricht von Ideologie als durch gesellschaftliche Praktiken strukturiertes affırmati- 
ves und imaginäres Verhältnis der Subjekte zu ihren hertschaftsförmigen Existenzbedingun- 
gen (vgl. z.B. Althusser 1977: 133ff.). 

18 Allerdings kann Diskursanalyse ein Kriterrum für Wissenschaft bereitstellen. Foucault sagt 
z.B. in einem Interview: „Kennen Sie den Unterschied zwischen wahrer Wissenschaft und 
Pseudowissenschaften? Wahre Wissenschaft nimmt ihre eigene Geschichte zur Kenntnis“ 
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Das Verhältnis von Wissen und Ideologie spezifiziert sich nun im Spannungs- 
bereich von Wissenschaft und Wissen (ebd.: 263). In Althussers frühen Schrif 
ten (Für Marx, Das Kapital lesen) steht Ideologie in einem expliziten Gegen- 
satz zu „Wissenschaft“, wozu die Marxsche Theorie gezählt wird. Foucault wi- 
derspricht dieser Annahme: Ideologie und Wissenschaftlichkeit schließen sich 
ihm zufolge nicht aus. Wissenschaften können demnach keine Instanzen der 
Theoretisierung oder gar Kritik von Ideologien sein. Umgekehrt müssen Wis- 
senschaften aber nicht ideologisch sein. Foucault situiert die Ideologie viel- 
mehr in der spezifischen Konstellation diskursiver Praktiken, welche gerade 
nicht durch Wissenschaftlichkeit definiert (ebd.: 264f.), aber auch nicht mit 
dem Ideologiebegriff gleichgesetzt werden. 

Diese These wird von Foucault in späteren Schriften durch das Theorem der 
Wahrheitseffekte erweitert und modifiziert: „Nun glaube ich allerdings, dass 
das Problem nicht darin besteht, dass man die Teilung zwischen dem voll- 
zieht, was in einem Diskurs der Wissenschaftlichkeit und der Wahrheit unter- 
steht, und dann dem, was etwas anderem unterstehen würde, sondern [...], his- 
torisch zu erkennen, wie innerhalb von Diskursen [...]), Wahrheitswirkungen 
zustande kommen“ (DE II1/1977: 196f.). Damit gewinnt die These vom Dis- 
kurs als (durch institutionelle Subjektpositionen etc.) autorisiertem, aber den- 
noch nicht durch Wissenschaftlichkeit definierten Aussagenzusammenhang 
zusätzliche Evidenz. Dabei wird deutlich, dass Foucault mit zwei Wahrheits- 
begriffen arbeitet. 

„Ich möchte die Hypothese aufstellen, dass es zwei Geschichten der Wahrheit 
gibt. Die erste ist gleichsam die interne Geschichte der Wahrheit, die Ge- 
schichte einer Wahrheit, die sich nach ihren eigenen Regulationsprinzipien 
korrigiert [...]. Auf der anderen Seite scheint es mir in der Gesellschaft [...] 
auch noch andere Orte zu geben, an denen Wahrheit entsteht und gewisse 
Spielregeln festgelegt werden [...], die bestimmte Formen von Subjektivität, be- 
stimmte Objektbereiche und bestimmte Arten von Wissen entstehen lassen. 
Und daraus ergibt sich die Möglichkeit einer anderen, externen Geschichte 
der Wahrheit“ (DE 1/1974: 672£., vgl. auch MdP: 340ff.). Es gibt laut Fou- 
cault wissenschaftliche Wahrheit, und die folgt in ihrer Gültigkeit nicht ein- 
fach aus externen gesellschaftlichen Faktoren. Diskurse können allerdings auch 
rein gesellschaftliche Wahrheitseffekte haben, wie etwa die Geständniswissen- 
schaften (s.o.). 

Ideologietheoretisch ausgedrückt: Die ideologische „Richtigkeit besteht in ih- 
rer Funktionalität für den gesellschaftlichen Gesamtzusammenhang, ihre 
Falschheit darin, daß sie [die Beherrschten] diesen nur soweit durchschauen 


(DE IV/1984: 962). Das erinnert an die feministische Standpunkt-Theorie (deren theoretische 
Nähe zu Foucault auch Cain behauptet), die annimmt, dass wissenschaftliche Objektivität 
gesteigert werden kann, wenn die Wissenschaften ihre Situiertheit zum Element ihrer For- 
schungen selbst machen (vgl. Harding 1994: 158ff.). 
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können, wie das jeweilige Herrschaftsinteresse reicht“ (Hirseland/Schneider a d 

2006: '381.).” Genau diese „Richtigkeit“, dieser Wahrheitseffekt nimmt, so Vorname = er | frankieren 

meine These, bei Foucault die Stelle ein, welche in anderen Ansätzen die Be- 

deutung des Begriffes „Ideologie“ ausmacht. Zum affırmativen Verhältnis von . Straße 

Subjekten zu von diesen nicht durchschauten herrschaftsförmigen Gesell- ’ 

schaftsstrukturen (Althusser) kommt nun das Wissen hinzu, das diese produ- PLZ/Ort e = 


zieren, benutzen und mit Wahrheitseffekten versehen. Dieses Wissen weist ei- 
gene, nicht auf die soziale Praxis reduzierbare Bedingungen auf, und genau E-Mail i 2 r 


diese sind es, die nur eine Diskursanalyse aufzeigen kann. 
Dabei geht es auch darum, Diskursen/Wissen den Schein von Dauerhaftigkeit 


und Natürlichkeit zu nehmen (ebd.: 396ff.), indem die diskursiven und nicht- Antwort 
diskursiven Bedingungen aufgezeigt werden, unter denen sie überhaupt entste- Verlag Westfälisches Dampfboot 
hen und funktionieren können. Diese den Subjekten unbewussten Bedingun- Hafenweg 26 a 


gen konstituieren und autorisieren nicht nur Wissen, sondern steigern qua Na- 

turalisierung dessen gesellschaftliche Akzeptanz.” Somit hängt die herrschafts- D - 48155 Münster 
förmige Wirkung gesellschaftlich situierten Wissens auch mit dessen internen 

Ordnungen zusammen, und insofern ist es für eine kritische Gesellschaftstheo- 

tie relevant, sich auch mit solchen internen Regelungen zu befassen. 

Ideologien einfach als Unwahrheiten zu denunzieren anstatt ihre Verflechtung 

mit symbolischen und gesellschaftlichen Praktiken aufzuzeigen ermöglicht 

nicht zu erkennen, wie sie funktionieren und bringt nichts außer der Gewiss- 2.4 — oo oo oo oo oo [ooo—_ oo -o.[0000. 
heit, man wisse es jedenfalls besser. Während die Ideologietheorie Althussers 

cher die Herrschaftsförmigkeit von Wissen und seinen Zusammenhang mit  Z 
allgemeineren Bedingungen der gesellschaftlichen Formation aufzuzeigen ver- Name | 
mag, bestimmt die Diskursanalyse die Praxis, welche die internen Ordnungen bitte | 
von Wissen real akzeptabel macht. ausreichend 
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scher Haltungen gegenüber Wissen und Wissenskritik keineswegs zu einer ge- 


genüber progressiven sozialen Bewegungen distanzierten Haltung. „Die Hast, 

mit der man üblicherweise die Inhalte eines wissenschaftlichen Diskurses mit PLZ/Ort 
politischer Praxis verknüpft, verdeckt nach meiner Meinung die Ebene, auf 

der die Verbindung begrifflich präzise beschrieben werden kann“ (DE 1/1968: E-Mail 
831). Aber „im Namen einer politischen Praxis kann man die Existenz- und - ee 
Funktionsweise einer Wissenschaft in Frage stellen“ (ebd.: 882.). Tut man das 


19 Althussers Unterscheidung von praktischen und diesen nachgeordneten theoretischen Ideo- ; AniWort zu 
logien folgend (Althusser 1985: 66) könnte man untersuchen, ob Foucaults Diskursanalyse ; Verlag Westfälisches Dampfboot 
die Ordnung der letzteren und die Analytik der Macht die ersteren erforschen. Erst die prak- ’ Hafenweg 263 
tischen Ideologien sind nämlich laut Althusser Zeichenkomplexe, die direkt innerhalb gesell- ; 
schaftlicher Praktiken als Norm wirken, wie es Foucault anhand von Prüfung und Geständ- 
nis zeigt (ebd.: 66) | D-48155 Münster 
20 Hier scheint mir eine gewisse Nähe zum Marzschen Fetischismuskonzept vorzuliegen. Eine \ 
genauere Analyse dieses Zusammenhangs wäre wünschenswert, kann hier aber nicht geleistet 
werden. 
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nicht, dann wird herrschendes Wissen einfach als wahr übernommen, ohne es 
als eigene Praxis zu begreifen und zu kritisieren, oder man denunziert es insge- 
samt als Wissen der Herrschenden, ohne seine Eigenlogik zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Politik, die nicht blind voluntaristisch oder instrumentalistisch agieren will, 
muss auch in Fragen des Diskurses/des Wissens die Bedingungen zur Kenntnis 
nehmen, unter denen sie sich artikulieren und zu denen sıe sich verhalten 
muss. Noch einmal mit Foucault gesagt: „Die Positivitäten, die festzustellen 
ich versucht habe, dürfen nicht als eine Menge von Determinationen begriffen 
werden, die sich von außen dem Denken der Individuen auferlegen oder es 
von innen und im vorhinein bewohnen. Sie bilden eher die Gesamtheit der 
Bedingungen, nach denen sich eine Praxis vollzieht [...]. Es handelt sich weni- 
ger um der Initiative der Subjekte gesetzte Grenzen als um das Feld, in dem 
sie sich artikuliert“ (AdW: 297). Die Auseinandersetzung um diese Bedingun- 
gen und ihre Veränderung ist genau der Punkt, an dem eine Politik des Wis- 
sens beginnt. Will sie bspw. nicht Biotechnologien moralistisch eine äußerli- 
che Ethik vorhalten oder Hirnforschung idealistisch mit dem Argument zu 
bannen versuchen, diese solle bitte gefälligst den freien Willen des Menschen 
nicht vergessen, wird sie zugleich komplizierter und rationaler. „Ich habe 
nicht verneint - ja ganz im Gegenteil -, daß die Möglichkeit der Veränderung 
des Diskurses besteht: ich habe das ausschließliche und augenblickliche Recht 
dazu der Souveränität des Subjekts entrissen“ (ebd.: 298f.). 
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Markus Griesser, Gundula Ludwig 


„Endlose Transaktionen” 
Eine hegemonietheoretische Aneignung Foucaults 
und deren Nutzen für die feministische Staatstheorie' 


Anfang der 1980er Jahre verwies Catharine MacKinnon darauf, dass dem Fe- 
minismus eine Staatstheorie fehle (1983: 635). Neben dem Umstand, dass der 
Staat lange Zeit in der Frauenbewegung und -forschung als „Anti-Institution“ 
galt, lag ein weiterer Grund dafür auch im Verhältnis zwischen feministischer 
und marzistischer Theorie, zumal sich erstere - zumindest im deutschsprachi- 
gen Raum - sehr stark in Auseinandersetzung mit dem Marxismus entwickelt 
hatte (u.a. Genetti 2008). Da hier lange ein instrumentalistisches Staatsver- 
ständnis vorherrschte, wurde der Theoretisierung des Staates und seiner 
Machtausübung wenig Bedeutung zugemessen, was sich auch in der femınisti- 
schen Theorie als Leerstelle niederschlug. Erst ab Ende der 1980er wurden in 
den USA und Westeuropa systematische Versuche unternommen, sowohl im 
Bereich der politischen Theorie als auch in den verschiedenen Policy-Feldern, 
Geschlecht und Geschlechterverhältnisse als konstitutives Element des bürger- 
lichen Staates heraus zu arbeiten (für eine Übersicht vgl. u.a. Sauer 2001). Aus 
einer materialistisch-feministischen Perspektive ıst vor allem relevant, wie der 
bürgerliche Staat mit patriarchalen Geschlechterverhältnissen in Beziehung 
steht. Dies impliziert die Frage, wie zum einen Geschlecht in den Staat einge- 
schrieben ist, und wie dieser zum anderen die Geschlechterverhältnisse regiert. 
Im Folgenden wollen wir aufzeigen, wie ein Rückgriff auf ein hegemonie- und 
gouvernementalitätstheoretisches Staatsverständnis für deren Beantwortung 
hilfreiche Anknüpfungspunkte bietet. 

Vorab soll dafür in einem ersten Schritt der von Michel Foucault in seinen 
Gouvernementalitätsstudien entwickelte Ansatz skizziert werden, welcher eine 
neue Perspektive auf den Staat vorschlägt, die auch für materialistische Analy- 
sen interessante Anschlussmöglichkeiten eröffnet. Daran anschließend werden 
wir entlang von vier Konvergenzpunkten zwischen Hegemonie- und Gouver- 
nementalitätstheorie den Nutzen einer an Antonıo Gramsci orientierten An- 
eignung dieses Ansatzes herausstellen. Im letzten Teil soll schließlich die for- 
schungsleitende Frage beantworten werden, wie das darüber gewonnene Staats- 
verständnis für eine feministische Analyse produktiv gemacht werden kann. 


1 Für produktive Anmerkungen danken wir Brigitte Bargetz. 
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„Endlose Transaktionen” 
Eine hegemonietheoretische Aneignung Foucaults 
und deren Nutzen für die feministische Staatstheorie' 


Anfang der 1980er Jahre verwies Catharine MacKinnon darauf, dass dem Fe- 
minismus eine Staatstheorie fehle (1983: 635). Neben dem Umstand, dass der 
Staat lange Zeit in der Frauenbewegung und -forschung als „Anti-Institution“ 
galt, lag ein weiterer Grund dafür auch im Verhältnis zwischen feministischer 
und marzistischer Theorie, zumal sich erstere - zumindest im deutschsprachi- 
gen Raum - sehr stark in Auseinandersetzung mit dem Marxismus entwickelt 
hatte (u.a. Genetti 2008). Da hier lange ein instrumentalistisches Staatsver- 
ständnis vorherrschte, wurde der Theoretisierung des Staates und seiner 
Machtausübung wenig Bedeutung zugemessen, was sich auch in der femınisti- 
schen Theorie als Leerstelle niederschlug. Erst ab Ende der 1980er wurden in 
den USA und Westeuropa systematische Versuche unternommen, sowohl im 
Bereich der politischen Theorie als auch in den verschiedenen Policy-Feldern, 
Geschlecht und Geschlechterverhältnisse als konstitutives Element des bürger- 
lichen Staates heraus zu arbeiten (für eine Übersicht vgl. u.a. Sauer 2001). Aus 
einer materialistisch-feministischen Perspektive ıst vor allem relevant, wie der 
bürgerliche Staat mit patriarchalen Geschlechterverhältnissen in Beziehung 
steht. Dies impliziert die Frage, wie zum einen Geschlecht in den Staat einge- 
schrieben ist, und wie dieser zum anderen die Geschlechterverhältnisse regiert. 
Im Folgenden wollen wir aufzeigen, wie ein Rückgriff auf ein hegemonie- und 
gouvernementalitätstheoretisches Staatsverständnis für deren Beantwortung 
hilfreiche Anknüpfungspunkte bietet. 

Vorab soll dafür in einem ersten Schritt der von Michel Foucault in seinen 
Gouvernementalitätsstudien entwickelte Ansatz skizziert werden, welcher eine 
neue Perspektive auf den Staat vorschlägt, die auch für materialistische Analy- 
sen interessante Anschlussmöglichkeiten eröffnet. Daran anschließend werden 
wir entlang von vier Konvergenzpunkten zwischen Hegemonie- und Gouver- 
nementalitätstheorie den Nutzen einer an Antonıo Gramsci orientierten An- 
eignung dieses Ansatzes herausstellen. Im letzten Teil soll schließlich die for- 
schungsleitende Frage beantworten werden, wie das darüber gewonnene Staats- 
verständnis für eine feministische Analyse produktiv gemacht werden kann. 


1 Für produktive Anmerkungen danken wir Brigitte Bargetz. 
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Voraussetzung für ein solches Vorhaben ist, wie zu zeigen sein wird, die sys- 
tematische Miteinbeziehung der Geschlechterverhältnissen in die Analyse des 
Staates, zumal weder Foucault noch Gramsci deren Bedeutung adäquat be- 
rücksichtigen. 


1. Geschichte der Gouvernementalität 


Foucaults Auseinandersetzung mit der Frage der Macht wird häufig als eine 
Reaktion auf das „methodologische Scheitern“ seines archäologischen Ansat- 
zes (u.a. Dreyfus/Rabinow 1987) und seine Ausarbeitung einer eigenständigen 
Konzeptualisierung von Machtverhältnissen als ein in drei Etappen sich voll- 
ziehender Prozess dargestellt (u.a. Lemke 1997): Nach einem ersten Anlauf An- 
fang der 1970er Jahre (vgl. OD), welcher Macht nach einem von Foucault 
bald schon als inadäquat erachteten Gesetzesmodell zu fassen versucht (u.a. 
DE III: 299), wagt er kurze Zeit später in Auseinandersetzung mit Nietzsche 
(vgl. DE II: 166ff.) einen zweiten, der sich an einem Kriegsmodell der Macht 
orientiert. Ab Mitte der 1970er Jahre beginnt Foucault jedoch damit, das ana- 
Iytische Potenzial dieser beiden Modelle infrage zu stellen (u.a. VG: 34), was 
ihn schließlich dazu führt, den der Macht eigenen Beziehungstypus auf Seiten 
„jenes einzigartigen, weder kriegerischen noch juristischen Handlungsmodus“ 
zu suchen, „den das Regieren darstellt“ (DE IV: 287; H.d.V.). Mit der Einfüh- 
rung des Regierungsmodells reagiert Foucault so auf die Aporien seiner frühe- 
ren Machtkonzeptionen, auf welche u.a. marxistische AutorInnen wie Nicos 
Poulantzas (u.a. 2002: 74, 180), bspw. im Zusammenhang mit seiner mangel- 
haften Konzeptualisierung von Fragen des Widerstands und des Staates, wie- 
derholt verwiesen haben. 

Als verbindliches Moment zwischen den beiden zuletzt genannten Modellen 
kann der „strikt relationale Charakter“ (WW: 117) betrachtet werden, welchen 
Foucault „der Macht“ zuschreibt. Diese ist ihm zufolge also nicht als eine 
Substanz zu begreifen, welche sich in (ausschließlichem) Besitz einer Person 
oder Gruppe befindet. Vielmehr ist sie als eine „Beziehung“ respektive als ein 
„gesellschaftliches Verhältnis“ zu analysieren und existiert mithin nur „in actu“ 
(u.a. VG: 31; DE IV: 285). Konzeptualisiert Foucault im Rahmen seines 
Kriegsmodells besagte Machtbeziehung noch in Form von Kämpfen’ - und 
die Politik, darauf basierend, als potenziell unabschließbare „Fortsetzung des 
Krieges mit anderen Mitteln“ (u.a. DE Il: 866; DE III: 201£; VG: 57£.) -, so fasst 
er sie in dem der Regierung als Führungen. Die Implikationen dieses neuen 
Modells der Macht sollen im Folgenden - zu heuristischen Zwecken unter 
Rekurs auf eine Unterscheidung Althussers - in den Dimensionen einer „Ihe- 


2 Dabei stellt er die marxistische Logik des Widerspruchs als ein Mittel zu deren Erfassung 
fundamental infrage (u.a. DE I: 192f./548ff; VG: 107ff.), was ihn letzten Endes zur Formu- 
lierung der These führt: „Wir kämpfen alle gegen alle.“ (DE III: 407). 
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orie der Macht im Allgemeinen“ und einer „Theorie der besonderen Mächte“ 
sowie ım Hinblick auf seine Analyse des modernen Staates dargestellt werden. 


1.1 Eine Theorie der Macht im Allgemeinen 


Im Rahmen seines Regierungsmodells reformuliert Foucault den allgemeinen 
Modus der Machtausübung als Führen der Führungen, womit er sich die 
Doppeldeutigkeit des Begriffs „Führung“ - im Sinne der Selbstführung als eine 
Form des Sich-Verhaltens, im Sinne der Fremdführung als eine des Einwirkens 
auf das Verhalten anderer - zu nutze macht (u.a. GG 1: 280; DE IV: 286). In- 
dem er so ein Feld von unterschiedlichen Verhaltens- und Selbstführungsmög- 
lichkeiten voraussetzt, akzentuiert Foucault ein Moment der Freiheit und 
Selbsttätigkeit auf Seiten der Regierten, auf das die Regierenden einzuwirken 
versuchen. Bereits hier wird deutlich, dass „Führen“ respektive „Regieren“ als 
Praxis auf Seiten der Regierenden stets mit einer spezifischen Form der Refle- 
xion und des Kalküls in Beziehung steht und auf jener der Regierten mit Zu- 
stimmung verbunden ist. Voll zur Geltung kommt dies allerdings erst im Zu- 
sammenhang mit dem Regieren in seiner „engen“, politischen Bedeutung, wel- 
che Foucault vom „weiten“ semantischen Feld des Begriffs abhebt und deren 
Auftreten er in seinen Gouvernementalitätsstudien im Kontext der Emergenz 
des Problems des Staates untersucht (u.a. GG I: 181ff.; GG Il: 13£). Dabei be- 
tont er, dass die Regierungskunst „ihre eigene Dimension“ erst mit dem Durch- 
bruch des Liberalismus finden kann und unterstreicht damit u.a., dass „Regie- 
ren“ auch im politischen Sinne die Existenz (formaler) Freiheiten voraussetzt 
(u.a. GG I: 152f£, 505%; GG IL 96ff.). Von hier aus bemüht sich Foucault dar- 
um, den Staat in neuer, nicht mehr auf die Frage der Größenordnung redu- 
zierter Form zu fassen (u.a. GG I: 514; GG Ol: 261) und reformuliert dıe Frage 
des Widerstands ın Begriffen des „Gegen-Verhaltens“, verstanden als „Kampf 
gegen die zum Führen von anderen eingesetzten Verfahren“ (GG 1: 292ff.). 


7.2 Eine Theorie der besonderen Mächte 


Mit Recht, Disziplin und Sicherheitstechnologien spezifiziert Foucault darüber 
hinaus drei besondere Modi der Machtausübung und ihre normativen, nor- 
mierenden bzw. normalisierenden Wirkungen (u.a. GG I: 19ff./88ff.). Diese 
werden jedoch nicht mehr als historisch sich ablösende und als Gesellschafts- 
formationen in ihrer Gesamtheit charakterisierende Machtmechanismen veı- 
standen (bspw. nach dem Modell der Disziplinargesellschaft), sondern als sich 
wechselseitig implizierende und in unterschiedlichen Dominanz- und Korrela- 
tionssystemen zueinander stehende Regierungstechniken (u.a. GG I: 22£/ 
159££). Sein Fokus liegt nunmehr auf der Analyse von Gouvernementalitäten 
in ihrer je spezifischen Form als „Prinzip und Methode der Rationalisierung 
der Regierungsausübung“ (GG II: 436). Foucault geht dabei von einer instru- 


274 Markus Griesser, Gundula Ludwig 


mentellen Bedeutung solcher Rationalitätstypen aus und untersucht, wie sich 
diese in bestimmte Praxen des Regierens einschreiben, da es „keine ‚Praktiken’ 
ohne ein bestimmtes Regime der Rationalität“ (DE IV: 33) geben könne. Der 
Begriff der Gouvernementalität verweist deshalb auf Ordnungen des Wissens 
im Sınne spezifischer Deutungsmuster der zu regierenden Wirklichkeit, die im 
Hinblick auf die Realisierung bestimmter Ziele die Anwendung bestimmter 
Mittel als vernünftig und legitim erscheinen lassen (vgl. Gordon 1991: 3). Im 
Mittelpunkt seiner Gouvernementalitätsstudien stehen dabei solche „Rationalı- 
tätstypen, die in den Verfahren ins Werk gesetzt sind, durch die man über die 
staatliche Verwaltung das Verhalten der Menschen“ (DE III: 1025; H.d.V.) zu 


regieren versucht. 


1.3 Analyse des Staates 


Foucaults methodologische Ausgangsfrage in Zusammenhang mit seinen 
Gouvernementalitätsstudien zielt darauf ab, die Geschichte des Staates von ei- 
nem „Außenstandpunkt“, nämlich dem der Gouvernementalität aus zu unter- 
suchen (u.a. GGI: 177ff.). In Abgrenzung zu staatstheoretischen Ansätzen, die 
ihren Gegenstand in einer seines Erachtens illusorischen Universalität, Einheit 
und Funktionalität implizit voraussetzen und so einer „kreisförmigen Ontolo- 
gie des Staates“ verfallen, beabsichtigt er, dessen historisch-spezifische Konsti- 
tution ausgehend von den Praxen der Menschen und ihrer Reflexion zu erfor- 
schen (u.a. GG 1: 162ff., 359£., 508; GG II: 14ff.). Im Fokus seines Interesses 
steht mithin das „Problem der Staatsbildung“ verstanden als ein Prozess „von 
endlosen Transaktionen“ (GG I: 114f.). Dabei begreift er den Terminus der 
Transaktion im wörtlichen Sinn als eine „Handlung zwischen’, d.h. [als] eine 
ganze Reihe von Konflikten, Übereinkünften, Diskussionen und gegenseitigen 
Zugeständnissen“ (GG II: 28) im Verhältnis zwischen Regierenden und Regier- 
ten, welche darüber bestimmt, was „öffentlich“ und was „privat“ ist, was als 
im „Allgemeininteresse“ stehend staatlicherseits bewerkstelligt werden muss 
und was als bloß „partikular“ im Verantwortungsbereich der Einzelnen zu 
verbleiben hat usw. 

Unter dem Stichwort der „Gouvernementalisierung des Staates“ fasst er einen 
Prozess, im Rahmen dessen eine Vielzahl bereits bestehender Apparate, Geset- 
ze und Verfahren vermittels eines „reflexiven Prismas“ (GG I: 399) als einheit- 
licher Gegenstand in das Feld des Denkens und des Handelns der Menschen 
eintritt, um so erst die Form des Staates anzunehmen (u.a. GG I: 181, 358ff.). 
Der Staat markiert im Rahmen dieser reflektierten Praxis der Regierenden, ih- 
rer Beraterlnnen usw. jedoch nicht bloß ein Deutungsprinzip, mit dessen Hil- 
fe die Relationen zwischen und das Wesen von solchen Elementen erfasst 
wird. Er fungiert insofern auch als ein Prinzip der Finalität, als er durch aktive 
Interventionen in seiner Integrität, seiner Vollendung usw. erst praktisch her- 
gestellt werden muss. Die Gouvernementalität ist deshalb zwar nicht der ent- 
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scheidende Faktor für die Entwicklung der Staatsapparate, sehr wohl jedoch 
für die Art und Weise, wie diese konkret Gestalt annehmen (u.a. GG I: 398ff., 
4l5ff.; GG II: 16). 

Die Emergenz des Problems des Staates an der Schwelle zum 17. Jahrhundert 
ist bei Foucault zentral mit der Gouvernementalität der Staatsräson verbun- 
den, welche ab der Mitte des 18. Jahrhunderts in die Krise gerät, um sukzessi- 
ve von dem abgelöst zu werden, was er als „moderne gouvernementale Ver- 
nunft“ (GG II: 25) begreift, nämlich dem Liberalismus. Ausgearbeitet wird die- 
ses neue „reflexive Prisma“ der Regierungskunst durch die klassische politische 
Ökonomie, welche in Form von „Markt“ bzw. „bürgerlicher Gesellschaft“ ei- 
nen neuen Gegenstandsbereich in die reflektierte Praxis des Regierens einführt, 
der als zugleich regulierendes und begrenzendes Prinzip dieser Praxis fungiert. 
Aufgrund seiner „intrinsischen Naturalität“ - z.B. in Gestalt der unsichtbaren 
Hand Adam Smiths, die auf spontane Weise die effiziente Allokation der Pro- 
duktionsfaktoren und darüber auch den Wohlstand sichert - läuft der Staat 
von nun an nämlich unablässıg Gefahr, im Hinblick auf diesen seinen Ge- 
genstand zu viel bzw. zu wenig zu regieren. Über das rechte Maß aber richtet 
der Markt nach dem Kriterium der Nützlichkeit - und Misserfolg als Resultat 
„unnützen Regierens“ ist Ausdruck der Unwissenheit der Regierung den Ge- 
genstand ihrer Intervention betreffend (u.a. GG I: 500ff.; GG II: 30ff., 379ff.). 
Das hierfür erforderliche Wissen jedoch kann nicht vom Staat, sondern einzig 
über wissenschaftliche Erkenntnisverfahren gewonnen werden, womit sich die 
politische Ökonomie zugleich als „reine Wissenschaft“ und als „Hilfswissen- 
schaft“ der Regierungskunst (u.a. GG I: 502ff.; GG II: 393) in ein neues, „äu- 
ßerliches“ Verhältnis zum Staat setzt. 


2. Die komplementäre Konvergenz von 
Gouvernementalitäts- und Hegemonietheorie 


Trotz zahlreicher Verweise auf Parallelen (u.a. Balibar 1991: 57£.) und Anschluss- 
möglichkeiten (u.a. Buci-Glucksmann 1982: 59ff.) zwischen den Theorien Fou- 
caults und jenen Antonio Gramscis - und obschon vielfach betont wurde, 
dass die „gouvernementalitätstheoretische Wende“ Foucaults eine neuartige 
Konvergenz der beiden Ansätze bedingte (u.a. Jessop 2007: 67) -, wurden bis- 
lang kaum systematische Versuche unternommen, dieses Verhältnis zu konkre- 
tisieren. Im Folgenden wollen wir daher in thesenartiger Form vier Konver- 
genzpunkte zwischen Gouvernementalitäts- und Hegemonietheorie herausar- 
beiten. Das impliziert den Versuch, eine mögliche Lesart der beiden fragmen- 
tarısch gebliebenen und durch zahlreiche Antinomien gekennzeichneten An- 
sätze aufzuzeigen und ihre wechselseitigen Überschüsse kenntlich zu machen. 
Auf diesem Weg soll der Nutzen einer an Gramsci orientierten, materialisti- 
schen Aneignung Foucaults für die Analyse des Staates herausgestellt werden. 
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2.1 Macht 


These 1: Foucault und Gramscı fassen unter dem Begriffe des Führens respektive Regie- 
rens gleichermaßen einen wesentlich auf Zustimmung basierenden Modus der Macht- 
ausübung, welcher im Kontext des bürgerlichen Staates eine dominante Rolle spielt. 
Regieren im politischen Sinne ist bei Foucault eng mit der Durchsetzung der 
liberalen Gouvernementalität verbunden und entwickelt sich erst im Zuge der 
Etablierung des bürgerlichen Staates zum dominanten Modus der Machtaus- 
übung. Die staatlicherseits über das Recht kodifizierte Ausübung physischer 
Gewalt bleibt dabei als besonderer Modus bestehen, allerdings verliert sie als 
eine von mehreren Techniken des Regierens an Bedeutung und bedarf in ihrer 
Anwendung der „Rationalisierung“ durch eine spezifische Form der Gouver- 
nementalität. In vergleichbarer Weise spezifiziert Gramsci unter dem Begriff des 
Führens respektive Regierens neben dem gewaltförmig operierenden einen kon- 
sensual verfahrenden Modus der Machtausübung. Über das Zusammenwirken 
dieser beiden Modi zeigt er, wie im Kontext der bürgerlichen Gesellschaft die 
Sicherung der Reproduktionsbedingungen - von dieser selbst auf der Basıs wa- 
renförmiger Vergesellschaftung alleine nicht zu gewährleisten - in neuer Form 
bewerkstelligt wird. Staat, so lautet im Anschluss daran die bekannte Formel 
Gramscis, ist „Hegemonie gepanzert mit Zwang“ (GH: 783). Obschon im Zu- 
sammenhang mit dieser Formel auf die Gefahr verwiesen wurde, die Rolle der 
Repression zu unterschätzen (u.a. Poulantzas 2002: 58), lässt sich der Konsens 
mit Perry Anderson als dominant charakterisieren, da erstere „selbst auf den 
Konsens derjenigen angewiesen [ist], die für ihre Ausübung ausgebildet wer- 
den“ (Anderson 1979: 59) - was im gesellschaftlichen Durchschnitt freilich 
auch für jene gelten muss, auf die (potenziell) Repression ausgeübt wird. 
Während Foucault im Zusammenhang mit seiner „Transaktionsthese“ zwar die 
Möglichkeit von Zugeständnissen ım Verhältnis zwischen Regierenden und 
Regierten einräumt, werden diese bei Gramsci zu einem zentralen Charakteris- 
tıkum des Führens. Die Gewinnung und der Erhalt von Hegemonie setzen al- 
so Konzessionen im Verhältnis sowohl zwischen den einzelnen Fraktionen der 
herrschenden Gruppe als auch zwischen dieser und den subalternen Gruppen 
voraus. Erst auf dieser Basis wırd laut Gramsci begreiflich, wıe der Staat ent- 
sprechend den Dynamiken kapitalistischer Entwicklung Wandlungsprozesse 
durchlaufen und die Bourgeoisie als ein „in beständiger Bewegung befindli- 
che[r] Organismus“ (GH: 943) langfristig ihre Hegemonie sichern kann. Zum 
Zweck der Analyse solcher Transformationen bemüht er sich deshalb um eine 
Neufassung der Beziehung zwischen Struktur und Superstrukturen im Sinne 
ihrer „notwendigen Wechselwirkung“ (GH: 1045). Ähnlich wie Foucault, aber 
ohne dessen Tendenz zum „Ideologismus“ (vgl. GH: 1557)’, lehnt Gramsci dabei 


3  Foucaults Verweis darauf, dass die „Krisen der Gouvernementalität“ zwar „nicht direkt aus 
den Krisen des Kapitalismus ableitbar“, allerdings auch „nicht unabhängig“ von diesen seien 
p » g » gig 


ökonomistische Ansätze zur Erklärung organischer Krisen und ihrer Überwin- 
dung ab (u.a. GH: 1563, 1577f.). Das in diesem Kontext eingeführte Konzept 
der „passiven Revolution“ soll eben jene Fähigkeit zur Selbstrevolutionierung/ 
-restauration erklären, vermittels der es der Bourgeoisie bspw. durch die refor- 
mistische Befriedigung eines Teils der von unten artikulierten Forderungen in 
Reaktion auf das „Umstürzlertum der Volksmassen“ (GH: 1130) gelingt, in mo- 
difizierter Form ihre Hegemonie immer wieder zu stabilisieren. Foucaults Ver- 
weis auf die Möglichkeit einer „Reintegration“ des von den Regierten im 
Rahmen von Revolten der Verhaltensführung (u.a. GG I: 282ff., 508ff.; DE IV: 
116ff.) entwickelten Gegen-Verhaltens in eine sich darüber „restaurierende“ 
Gouvernementalität (vgl. GG 1: 333) scheint in eine ähnliche Richtung zu wei- 
sen, ohne dies jedoch systematisch auszuführen (vgl. Rehmann 2005: 366). 


2.2 Wissen 


These 2: Foucault und Gramsci betonen gleichermaßen die konstitutive, also nicht 
bloß instrumentelle Bedeutung von Wissen für die Praxis der Machtausübung. 

Regieren ın seinem politischen Sinn als Praxis staatlicher Machtausübung setzt 
bei Foucault eine bestimmte Ordnung des Wissens in Bezug auf seine Gegens- 
tände, Mittel und Zwecke, also eine spezifische Form der Rationalisierung die- 
ser Praxis voraus. Erst dieses Wissen ermöglicht es, den Staat als einheitliches 
„Subjekt“ in ein Verhältnis zu seinem „Objekt“ zu setzen und dieses adäquat 
zu regieren. In vergleichbarer Form hat Gramsci auf die Rolle des von Intellek- 
tuellen ausgearbeiteten Wissens für die Praxis des Regierens verwiesen. In der 
Tradition von Marx und Engels (u.a. MEW 3: 31ff.) versucht Gramsci die Fra- 
ge der Intellektuellen dabei ausgehend von der gesellschaftlichen Arbeitster- 
lung in geistige und körperliche zu bestimmen (u.a. GH: 514f.; Demirovied 
2001). Auf der Basıs seines solcherart definierten Intellektuellenbegriffs streicht 
er deren Bedeutung zum einen im Zusammenhang mit der Ausarbeitung einer 
kohärenten Philosophie zum Zweck der Selbstverständigung der Regierenden 
heraus, welche laut Gramsci erst auf diesem Weg zu „Homogenität und Be- 
wußtheit ihrer eigenen Funktion“ (GH: 1497, 1505) kommen. Zum anderen 
bemühen sich diese jedoch auch um die ideologische „Assimilterung“ der In- 


(u.a. GG II: 104ff., 248, 269ff.), bleibt schließlich - ebenso wie seine wiederholte Beteuerung 
der bloß relativen Autonomie der Macht- gegenüber den Produktionsverhältnissen (u.a. DE 
MI: 789; DE IV: 113) - forschungspraktisch weitest gehend folgenlos. Aufgrund seiner „be- 
achtenden Nichtbeachtung ökonomischer Strukturen“ (Narr 2006: 348) unterlässt er es des- 
halb, bspw. die Krisen des Akkumulationsprozesses systematisch in seine Untersuchungen 
mit einzubeziehen oder gar sein Postulat der „relativen Autonomie“ theoretisch zu begrün- 
den. 

4 Wobei das Konzept der passiven Revolution, von Gramsci ursprünglich zur Analyse des ita- 
lienischen Risorgimento entwickelt und späterhin auf die „jeder komplexen Epoche histori- 
scher Umwälzungen“ (GH: 1782) wıe bspw. den Fordismus ausgeweitet, auch vielschichtiger 
ist (u.a. Buci-Glucksmann 1977). 
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tellektuellen anderer sozialer Gruppen sowie um die Vermittlung besagter Phı- 
losophie mit dem Alltagsverstand der Regierten (u.a. GH: 966f., 1500ff., 1531). 
Nur auf diesem Weg kann den Regierenden die gesellschaftliche Universalisie- 
rung ihrer Interessen und somit die Durchsetzung von Hegemonie gelingen. 
Angesprochen werden bei Gramsci und Foucault jedoch verschiedene Arten 
des Wissens und damit zusammenhängend auch zwei unterschiedliche Formen 
der Hegemonie, welche in der Realität freilich stark miteinander verwoben 
sind. Bei Foucault geht es nämlich in erster Linie um jenes wissenschaftliche 
Wissen, welches mit der Ablösung der alten „Berater“ durch die neuen „(Wirt- 
schafts-)Experten“ (vgl. GG II: 36) im Zuge der Durchsetzung der liberalen 
Gouvernementalität von außen an den Staat herangetragen wird. Dieses „bei 
Gramscı wenig hinterfragte [...] Herrschaftswissen akademischer Disziplinen“ 
(Scherrer 2007: 76) jedoch kann trotz seines „Herrschaftscharakters“ nicht 
unmittelbar z.B. einer bestimmten Klassenfraktion als dessen Urheberin zuge- 
schrieben werden. Mit Gramsci hingegen lässt sich stärker auf das von den or- 
ganischen Intellektuellen spezifischer sozialer Gruppen im Bemühen um die 
Universalisierung ihrer Interessen innerhalb des Staates formulierte taktische 
Wissen fokussieren’. Darüber wird nicht bloß die Ausleuchtung eines bei Fou- 
cault unterbelichteten Bereichs des Wissens möglich, sondern auch die Erklä- 
rung der bei ihm bloß angedeuteten „Ungleichzeitigkeiten“ zwischen politi- 
schen Rationalitäten und staatlichen Praxen (vgl. GG II: 91). 


2.3 Subjektivierung 


These 3: Ausgehend von ihrer Konzeptualisierung von Regieren als einem we- 
sentlich auf Zustimmung basierenden Modus der Machtausübung rückt bei 
Foucault und Gramsci gleichermaßen die Frage der Subjektivität der Regierten 
in den Fokus ihrer Auseinandersetzung mit dem bürgerlichen Staat. 

Insofern der Begriff des Regierens bei Foucault den „Kontaktpunkt“ markiert, 
„where the individuals are driven by others is tied to the way they conduct 
themselves“ (AB: 203), bemüht er sich im Rahmen seiner Gouvernementalı- 
tätsstudien um die Klärung der Frage, wie durch staatliche Machtausübung ei- 
ne Führung individueller wie kollektiver Lebensführungen erreicht wird. Zumal 
ein solcher Prozess der Subjektivierung - also der („ideellen“) Vergesellschaf- 
tung - auf Seiten der Regierten ein Moment der Freiheit und Selbsttätigkeit - 


5 Ingo Stützle hat darauf hingewiesen, dass von Foucault im Zusammenhang mit Statistik und 
politischer Arithmetik noch eine zweite Form des Wissens, nämlich „das Wissen des Staates 
über den Staat“ (GG I: 455, 394ff.), behandelt wird, welches er als abstraktes Wissen be- 
zeichnet. Zudem schlägt er vor, diese beiden Kategorien des abstrakten und des wissenschaft- 
lichen Wissens mit Poulantzas (2002: 85ff.) durch eine dritte zu ergänzen, nämlich die des 
strategischen Wissens, welches seitens des Staates in Reaktion auf das an ihn adressierte takti- 
sche Wissen einzelner Kapitalfraktionen als „Ausdruck der kompromisshaften Verallgemeine- 
rung partikularer Interessen“ formuliert wird (vgl. Stützle 2006). 
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d.h. der „Selbstvergesellschaftung“ - in Rechnung zu stellen hat, lässt sich die- 
ser allerdings nicht einseitig als einer der unterwerfenden „Fremdvergesellschaf 
tung“ konzeptualisieren (u.a. DE IV: 285ff.)°. Mittels seines in diesem Zusam- 
menhang eingeführten analytischen Rasters von Fremd- und Selbstführungs- 
weisen bzw. -techniken versucht Foucault deshalb zu zeigen, wie den Regierten 
seitens der Regierenden bestimmte Selbstführungsschemata vorgegeben bzw. 
aufgezwungen werden (u.a. DE IV: 887ff.), um auf die Ausrichtung ihrer Le- 
bensführung an fremdverfügten Zielen und auf deren selbsttätige Übernahme 
in ihre Lebensführung hinzuwirken’. Ausgehend von der Frage des Alltagsvers- 
tands der Regierten, begriffen als ein inkohärentes, aus unterschiedlichen ideo- 
logischen Versatzstücken zusammengesetztes Gebilde (u.a. GH: 1376f.), hat in 
vergleichbarer Form bereits Gramscı versucht, solche Vergesellschaftungspro- 
zesse zu konzeptualisieren: Durch die Förderung bestimmter Denk-, Verhal- 
tens- und Handlungsweisen - also dem, was Gramsci einen „Menschentypus“ 
(GH: 2086) nennt - versuchen die Regierenden, in einem „pädagogischen“ 
Verhältnis zu den Regierten stehend, an deren Alltagsverstand anzuschließen. 
Dieser als „Kampf politischer ‚Hegemonien’, kontrastierender Richtungen“ 
(GH: 1384) vorgestellte Prozess zielt auf die Mobilisierung von Konsens und 
auf die Durchsetzung kollektiv verbindlicher Lebensweisen auf Seiten der Re- 
gierten, was - wie er am Beispiel von Amerikanismus und Fordismus zeigt 
(vgl. GH: 2061ff.) - von entscheidender Bedeutung für den Erfolg einer Ak- 
kumulationsstrategie ist. Damit rückt bei Gramsci nicht bloß die Umkämpft- 
heit solcher Prozesse stärker in den Fokus der Analyse, auch lassen sich unter 
Rückgriff auf seine Differenzierung zwischen passivem und aktivem Konsens 
unterschiedliche Grade der Durchsetzung bestimmter Lebensweisen klarer 
bestimmen (u.a. GH: 1725f., 2194ff.). 


2.4 Staat 


These 4: Auf der Basis ihrer jeweiligen Konzepte von Macht, Wissen und Sub- 
jektivierung gelangen Foucault und Gramsci schließlich gleichermaßen zu eı- 
nem Begriff von Staat, welcher zentral auf den fortlaufenden Prozess seiner 
praktischen Herstellung und Reproduktion abhebt. 


6 In Auseinandersetzung mit Althussers Konzept des assujettissement (vgl. Althusser 1977) hat 
Foucault im Rahmen seines Kriegsmodells den Prozess der Subjektbildung noch - wie dieser 
- einseitig als einen der Unterwerfung gefasst. Das Subjekt erscheint ihm deshalb hier nicht 
bloß als „Resultat einer Unterwerfung“ (WW: 42), sondern wird aufgrund seiner Internalisie- 
rung der Machtverhältnisse letztlich sogar selbst „zum Prinzip seiner eigenen Unterwerfung“ 
(ÜS: 260) - eine Konzeption, welche er kurze Zeit später als reduktionistisch zurückweist 
(u.a. AB: 204, DE IV: 888ff., 969). 

7 Nicht systematisch mit einbezogen wird dabei die „Fremdvergesellschaftung“ über den 
Markt. Trotz seiner Auseinandersetzung mit der „bestimmten Art der Freiheit“, deren Ge- 
währleistung seitens der Regierung von Liberalen und Neoliberalen unablässig eingefordert 
wird, verliert sich der „stumme Zwang der ökonomischen Verhältnisse“ (MEW 23: 765) da- 
durch umfassend im „Lärm seiner ideologischen Vermittlung“. 
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Die Herausbildung eines autonomen Bereichs des Politischen in Form des 
Staates sowie das Auseinandertreten von Politik und Ökonomie markieren die 
zentralen Dimensionen jener von Foucault in seiner „Geschichte der Gouver- 
nementalität“ rekonstruierten Konfiguration, in der sich die Regierungskunst 
seit der Etablierung des bürgerlichen Staates reflektiert®. Innerhalb dieses poli- 
tisch-epistemologischen Raums allerdings kommt es zu ständigen Transforma- 
tionen, zumal der Staat in seinem historisch-konkreten Verhältnis zur bürgerli- 
chen Gesellschaft mit Foucault als eine auf der Basis unterschiedlicher Modi 
der Rationalisierung ausgearbeitete, variable „Form der Schematisierung“ (GG 
II: 438) und zugleich als eine im Verhältnis zwischen Regierenden und Regier- 
ten gemäß dieser Modi der Rationalisierung - und in Opposition zu ihnen - 
praktisch hergestellte „Transaktionsrealität“ (GG II: 407) begriffen werden 
muss. Das Terrain, auf dem das „reflexive Prisma“ der jeweiligen Regierungs- 
kunst ausgearbeitet und durchgesetzt wird - vom Erziehungs- und Bildungs- 
system, über unterschiedliche Forschungs- und Beratungsinstitute bis hin zu 
Medien und Verlagen -, lässt Foucault jedoch unbestimmt. Dabei handelt es 
sich freilich um einen Teilbereich jenes „Ensemble[s] der gemeinhin ‚privat’ 
genannten Organismen“ (GH: 1502), das Gramsci als Zivilgesellschaft be- 
zeichnet und „[z|wischen der ökonomischen Struktur und dem Staat mit sei- 
nem Zwang“ (GH: 1267) ansiedelt. Die Zivilgesellschaft repräsentiert hier jene 
Ebene des integralen Staates, auf der die Intellektuellen als „Funktionäre“ der 
Superstrukturen (vgl. GH: 1502) um die konkrete Ausgestaltung der ideologi- 
schen Formen ringen, innerhalb derer die Strukturkonflikte kapitalistischer 
Gesellschaften ausgefochten werden (vgl. MEW 13: 9; GH: 875ff.). Als Ge- 
genstand hegemonialer Kämpfe ist das im Staat repräsentierte „Allgemeininte- 
resse“ dabei als „ein ständiges Sich-Bilden und Überwunden-Werden instabiler 
Gleichgewichte [...] zwischen den Interessen der grundlegenden und denen der 
untergeordneten Gruppen“ (GH: 1561) zu verstehen und mithin Ausdruck 
dynamischer Kräfteverhältnisse zwischen Regierenden und Regierten. 

Auf der Basis der hier skizzierten komplementären Konvergenz von Hegemo- 
nie- und Gouvernementalitätstheorie lässt sich auf neue Weise Foucaults Bei- 
trag zu einer materialistischen Theorie des Staates ermessen. Indem er diesen 
nämlich „denaturalisiert und in Prozesse des Staat-Werdens auflöst“ (Saar 
2007: 33), nähert er sich jenen, u.a. an Gramsci anschließenden Positionen in 
diesem Feld an, welche betonen, dass die „Besonderung“ des Staates von der 
bürgerlichen Gesellschaft nicht als gegeben vorausgesetzt werden kann, son- 
dern als Resultat von Klassen- und anderen sozialen Kämpfen in ihrer histo- 


8 Eine theoretische Erklärung für „die Entstehung jener asymmetrischen Zweipoligkeit der Po- 
litik und Ökonomie“ (GG II: 39) enthält Foucault vor. Obwohl er also explizit darauf ver- 
weist, dass „der bestimmende Faktor für die Entwicklung der Staatsapparate“ (GG I: 399f.) 
nicht in der konkreten Art und Weise ihres Eintretens in die reflektierte Praxis der Men- 
schen gesucht werden könne, unterlässt er es, diesen „bestimmenden Faktor“ zu benennen. 


risch spezifischen Gestalt erst hervorgebracht (vgl. Hirsch 1983) bzw. ım 
Rahmen eines „sozialen Konstruktionsprozess[es]“ (Demirovid 2007: 186) von 
konkreten AkteurInnen in ihren Handlungen jeweils von neuem praktisch er- 
zeugt und reproduziert werden muss’. Mit seinem gouvernementalitätstheore- 
tischen Ansatz hat Foucault, wie gezeigt wurde, ein instruktives und anschluss- 
fähiges Instrumentarium für die Analyse solcher Prozesse der Staatsbildung 
ausgearbeitet. 


3. Überlegungen zu einer materialistisch-feministischen 
Staatstheorie 


Im Folgenden wollen wir feministische Anknüpfungsmöglichkeiten an ein he- 
gemonie- und gouvernementalitätstheoretisches Staatsverständnis ausloten. 
Dabei werden wir, anknüpfend an die vier Konvergenzpunkte, in einem ersten 
Schritt darstellen, wie sich Männlichkeit als Logik in staatliche Strukturen ein- 
schreibt, um daran anschließend der Frage nachzugehen, wie der Staat Ge- 
schlechterverhältnisse regiert. 


3.1 Gouvernementalität als vergeschlechtlichtes Ordnungsmuster 


Wie dargestellt wurde, muss der Staat in seiner Besonderung von der Gesell- 
schaft sowohl aus hegemonie- als auch aus gouvernementalitätstheoretischer 
Perspektive stets von neuem in sozialen Praxen und Auseinandersetzung her- 
gestellt werden. Diese Überlegung kann nutzbar gemacht werden, um den 
Staat in seiner vergeschlechtlichten Struktur zu begreifen. Dafür wollen wir 
vorschlagen, die liberale Gouvernementalität als vergeschlechtlichtes Ord- 
nungsmuster zu fassen, zumal die Einsicht, dass die Trennung von Staat und 
Gesellschaft, Öffentlichkeit und Privatheit hochgradig vergeschlechtlicht ist, 
einen Kern feministischer (Staats-)Theorie bildet. Carole Pateman hat bereits 
1981 in „Ihe Sexual Contract“ darauf hingewiesen, dass die liberale Begrün- 
dung des Staates aus dem Gesellschaftsvertrag auf einem impliziten Geschlech- 
tervertrag basiert, wodurch die „patriarchale Sozialordnung“ (Pateman 1994: 
73) fortgeschrieben wird. Das geht einher mit einer Grenzziehung zwischen 
Öffentlichkeit und Privatheit, die auf einem geschlechtsspezifischen Herr- 
schaftsverhältnis aufbaut, wobei Öffentlichkeit und Privatheit keine strikt ge- 
trennten Bereiche, sondern vielmehr „ordnende Konzepte, die soziale Bezie- 
hungen regulieren“ (Sauer 1997: 37), darstellen: Öffentlichkeit wird als Sphäre 
der Allgemeinheit und Vernunft, Privatheit als Ort von Familie und Intimität 
konstruiert. Die bürgerliche Konstituierung des Politischen als sich in der Öf- 


9 Wobei die Frage, ob die „Besonderung des Staates“ (Müller/Neusüss) resp. seine „relative 
Autonomie“ (Poulantzas) als kapitallogisch bestimmte nichtsdestotrotz formanalytisch be- 
gründet werden muss, hier durchaus umstritten ist (u.a. Hirsch 2005: 24ff.; Demirovie 2007: 
211fR.). 
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fentlichkeit vermittelndes Allgemeines setzt den Ausschluss des Privaten und 
Intimen voraus. Obschon, wie viele feministische Theoretikerinnen aufgezeigt 
haben, die geschlechtsspezifische Segregation der beiden Sphären historisch 
variabel und zu keiner Zeit umfassend war (u.a. Hausen 1992), dient ihre Ver- 
geschlechtlichung - Männlichkeit wird der öffentlich-politischen Sphäre zuge- 
ordnet, während Weiblichkeit der Unsichtbarkeit der Privatheit zugewiesen 
wird - als Legitimierung der Trennung. Umgekehrt ist diese eng mit der Ar- 
beitsteilung verbunden, da erst mit der Durchsetzung des Kapitalismus die 
produktiven Tätigkeiten allmählich aus dem Familienverband ausgelagert wur- 
den und die Trennung der Bereiche von Produktion und Reproduktion ent- 
stand (u.a. Beer 1990: 149ff.). Letztere aber wird durch den auch von Gramsci 
und Foucault geteilten Fokus auf die liberale Trennung von Staat und Markt 
tendenziell zum Verschwinden gebracht, wie v.a. im Bereich der feministischen 
Sozialstaatsfoschung gezeigt wurde. Die entsprechenden „boundaries between 
what is considered as a public responsibility, a market option or a private ob- 
ligation“ (Daly 1994: 110) müssen deshalb in die Analyse konkreter Gouver- 
nementalitäten miteinbezogen werden, um die Reproduktion dieses blinden 
Flecks zu vermeiden. In international wie historisch vergleichender Perspektive 
offenbaren diese Grenzziehungen dabei ihre Variabilität, wie auch die gegen- 
wärtig mit einer neuen Form der Gouvernementalisierung des Staates einher- 
gehenden Transformationsprozesse zeigen. Ausgehend von der Perspektive des 
fordistischen Sozialstaates mit seiner partiellen Anerkennung von Reproduktt- 
onsarbeit stellen sich die neoliberalen Grenzverschiebungen im Verhältnis zwi- 
schen Staat und Markt, wie auch zwischen Staat und Familie als Tendenzen 
der Reprivatisierung dar, die sich bspw. hinsichtlich ihrer geschlechtsspezifi- 
schen Impacts als ambivalent und häufig entlang von Klassen- und „ethni- 
schen“ Grenzen stratifiziert erweisen (u.a. Sauer 2001: 283ff.)'. 

Das Argument, dass diese Grenzziehungen von den Subjekten nicht einfach 
gemäß gouvernementaler Schemata hergestellt werden, sondern als Gegenstän- 
de sozialer Kämpfe in ihrem Verlauf kontingent sind, lässt sich auch aus femi- 
nistischer Perspektive nutzbar machen. Anders als v.a. Gramsci nahe legt, sind 
diese nämlich nicht auf Klassenkämpfe reduzierbar, wie z.B. die feministischen 
Kämpfe gegen unentlohnte Haus- und Reproduktionsarbeit in den 1970er und 
80er Jahren belegen, die auch für ein anderes Verhältnis von Staat, Markt und 
Familie eintraten. 

Die hegemonie- und gouvernementalitätstheoretische Perspektivierung des Staa- 
tes erweist sich so aufgrund ihrer Akzentuierung der Prozesshaftigkeit von Staat- 
lichkeit und ihrer Fokussierung der Variabilität des Grenzverlaufs zwischen 


10 Das selbe gilt auch für die Grenzverschiebung zwischen Staat und „Community“, „Neigh- 
bourhood“ usw., wie sie etwa in der neokommunitaristischen Mohilisierung „bürgergesell- 
schaftlichen Engagements“, also bspw. in der unentlobnten Übernahme vormals staatlicher- 
seits bewerkstelligter Dienstleistungen, zum Ausdruck kommt. 
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Staat und Markt bzw. Familie usw. als instruktiv für eine feministische Staats- 
theorie. Voraussetzung dafür allerdings ist ein Engendering dieser Perspektive 
und mithin das Herausarbeiten der gleichermaßen vergeschlechtlichten wie ver- 
geschlechtlichenden Dimensionen von Gouvernementalität und Hegemonie. 


3.2 Staat, Wissen und Geschlecht 


Dass Wissen konstitutiv für das Regieren im bürgerlichen Staat ist, haben wir 
als weitere Konvergenz zwischen hegemonie- und gouvernementalitätstheoreti- 
schen Perspektiven herausgearbeitet. Für die Frage, wie Geschlecht in den Staat 
eingeschrieben ist, lassen sich daraus folgende Anknüpfungspunkte gewinnen: 
Foucault argumentiert, dass das Wissen, durch welches der Staat gedacht wird, 
v.a. von der politischen Ökonomie als allgemeinem Reflexionsmedium der 
Gesellschaft ausgearbeitet wird. Feministische Ökonominnen haben in diesem 
Zusammenhang vielfach auf den Androzentrismus von scheinbar geschlechts- 
neutralen Konzepten wie „Markt“ oder „Arbeit“ verwiesen und gezeigt, wie im 
Rahmen politökonomischen Wissens patriarchale Geschlechterverhältnisse häufig 
als „natürlich“ vorausgesetzt und darüber festgeschrieben werden (u.a. Michalı- 
tisch 2006). Dieser Gender Bias nicht bloß (neo-)klassischer Ansätze im Bereich 
der politischen Ökonomie hat u.a. zur Folge, dass Asymmetrien hinsichtlich der 
Verteilung von materiellen Ressourcen, Macht oder Information aus dem Blick ge- 
raten und gerade der darüber beförderte „Egalitarismus“ politischer Maßnah- 
men eine Reproduktion inegalitärer Geschlechterverhältnisse bedingt. 

Solche Formen der Mobilisierung und Verstetigung geschlechtlicher Un- 
gleichheiten kennzeichnen häufig nicht bloß das von außen an den Staat he- 
rangetragene wissenschaftliche, sondern ebenso das von Gramsci thematisierte 
taktische Wissen, vermittels dem spezifische soziale Gruppen sich innerhalb 
des Staates um eine Universalisierung ihrer Werte, Normen und Interessen 
bemühen. In Bezug auf letzteres tritt jedoch die Frage nach der Selektivität des 
Staates hinzu, welche - analog zu seiner klassenspezifischen Selektivität (vgl. 
Offe 2006: 101f£) - die Filterung solcher Interessen nach geschlechtsspezifi- 
schen Kriterien bedingt. Entgegen der Annahme einer historisch invariablen 
Form der Marginalisierung oder gar Desartikulation von „weiblichen“ Interes- 
sen seitens des patriarchalen Staates, wäre aus der hier vorgeschlagenen Per- 
spektive eher nach seiner strategischen Selektivität in Bezug auf spezifische 
Geschlechterregime zu fragen, insofern unterschiedliche Formen der Gouver- 
nementalität verschiedene Konstruktionen von Männlichkeit (und Weiblich- 
keit) sowie damit verbundene Geschlechteridentitäten, -interessen usw. privile- 
gieren (vgl. Jessop 2001). Gerade aber weil der Staat den Anspruch erhebt, das 
„Allgemeininteresse“ zu verkörpern, und da das „Allgemeine“ und „Universa- 
le“ männlich konnotiert ist, kann davon ausgegangen werden, dass als „weib- 
lich“ - und historisch als „privat“ und „partikular“- geltende Interessen nicht 
in gleicher Weise im Staat universalisierbar sind wıe „männliche“. 
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Schließlich sind aus feministischer Perspektive auch die Produktionsbedingungen 
des hier behandelten Wissens auf ihre Gender-Dimension hin zu befragen, zumal 
die Orte solcher Wissensproduktion, wie Universitäten oder Politikberatungs- 
gremien, gerade auf den oberen Hierarchieebenen vielfach bis heute von män- 
nerbündischen Strukturen und scheinbar ent-emotionalisierten, „rationalen“ 
Denkstilen, Wissensformen und Regelsystemen geprägt sind (u.a. Kreisky 1992). 
Aus all diesen Aspekten folgt, dass in dem Wissen, das zentral ist für die Defi- 
nition dessen, was als Staat gilt, nicht nur eine Vorstellung des Staates sondern 
auch der Geschlechterverhältnisse ausgearbeitet wird. In das reflexive Prisma, 
durch das der Staat gedacht wird, ist Geschlecht konstitutiv eingeschrieben. 


2.3 Das Regieren der Geschlechterverhältnisse 


Aus einer hegemonie- und gouvernementalitätstheoretischen Perspektive gehen 
wir davon aus, dass der primäre Modus der Machtausübung im bürgerlichen 
Staat das Regieren darstellt, was insbesondere Gramsci lediglich auf das Klassen- 
verhältnis bezieht. Dagegen wollen wir argumentieren, dass auch Geschlechter- 
verhältnisse regiert werden, da die Mechanismen, die die Ungleichheit der Ge- 
schlechter produzieren und reproduzieren, sich nicht direkt in über das Recht 
legitimierter Repression erschöpfen (u.a. Connell 1992). Vielmehr kann gerade 
für die drei Jahrzehnte, die seit dem Aufkommen der zweiten Frauenbewegung 
in Europa und den USA mittlerweile vergangen sind, konstatiert werden, dass 
die in Gesetzen verankerte formale Ungleichheit der Geschlechter weitgehend 
aufgehoben wurde, was sich v.a. im Bereich des Eherechts und der gesetzlich 
legitimierten Gewalt an Frauen zeigt. Hier stellt der Begriff der Regierung ein 
Instrumentarium zur Verfügung, um Machtausübung jenseits des Rechts und 
der Disziplin über subtile Mechanismen der Führung fassen zu können. Auch 
geschlechtsspezifische Ungleichheiten im Zugang zu gesellschaftlichen, öko- 
nomischen und politischen Ressourcen ebenso wie die hierarchisch organisier- 
te geschlechtliche Arbeitsteilung werden nicht primär über Zwang reprodu- 
ziert, sondern über „kulturelle und moralische Führung“ (GH: 1239). 

Als Konsequenz daraus ergibt sich, dass Zugeständnisse und Kompromisse die 
Voraussetzung für Machtausübung sind. Die Mittel und Mechanismen, über 
welche die Zustimmung der Regierten hergestellt wird, sind daher nicht sta- 
tisch, sondern verändern sich historisch. Wie wir oben dargelegt haben, bleibt 
Foucault bei der Erklärung solcher Transformationsprozesse vage, was aber 
mit Gramscis Konzept der „passiven Revolution“ kompensiert werden kann. 
Damit lässt sich zeigen, wie in die gegenwärtigen Versprechungen, mit denen 
staatliche Führung unterfüttert wird, auch Forderungen der Frauenbewegung 
Eingang gefunden haben (vgl. Pühl 2003: 65). Exemplarisch sei hier auf die 
Entwicklung des Konzepts von Gender Mainstreaming verwiesen, das ur- 
sprünglich in frauenpolitischen NGOs in der Entwicklungszusammenarbeit 
entwickelt wurde und ab dem Amsterdamer Vertrag 1997 zum zentralen In- 
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strument der Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern avan- 
cierte, die dort erstmals primärrechtlich von der EU als notwendige Vorausset- 
zung für die Umsetzung eines demokratischen Europas definiert wurde. 
Wenngleich dies einerseits als Anerkennung der Dringlichkeit der Politisierung 
von Geschlechterverhältnissen interpretiert werden kann - weshalb einige fe- 
ministische Theoretikerinnen die Einführung von Gender Mainstreaming als 
progressiv einschätzen (u.a. Stiegler 2000) -, haben radikale feministische For- 
derungen, gesellschaftliche Strukturen zu verändern, ebenso wenig Eingang ın 
die Programmtexte der Europäischen Kommission gefunden wie jene nach ei- 
ner tiefgreifenden Veränderung der Arbeitsteilung insgesamt (vgl. Wöhl 2007). 


3.4 Staat, Subjektivierung und Geschlecht 


Ein hegemonie- und gouvernementalitätstheoretisches Staatsverständnis schlägt 
vor, den Staat als wesentlichen Akteur in der Konstitution von Subjektivität 
zu begreifen. Allerdings bleibt bei beiden Theoriesträngen die Bedeutung von 
Geschlecht dabei ausgeblendet. Wir wollen daher eine feministische Erweite- 
rung vorschlagen, um einerseits über Gramsci und Foucault hinauszugehen, 
andererseits aber auch um aufzuzeigen, wie damit für die bislang unterbelich- 
tete Theoretisierung des Verhältnisses von Staat und vergeschlechtlichter Sub- 
jektivierung!' instruktive Anregungen gewonnen werden können. 

U.a. Judith Butler hat aufgezeigt, dass nicht nur - wie es lange ın der feminis- 
tischen Theorie als „common sense“ galt - Gender kulturell und sozial herge- 
stellt wird, sondern auch das „biologische“ Geschlecht - Sex -, sowie spezifi- 
sche Formen des Zusammenwirkens von Sex, Gender und Begehren (vgl. But- 
ler 1991). Zugleich argumentiert sie, dass Geschlecht (im Sinne von Sex und 
Gender) eine zentrale Funktion in der Konstitution einer intelligiblen Subjek- 
tivität einnimmt, da in der Materialisierung des Körpers - über Geschlecht - 
erst Subjektivität ausgebildet wird (vgl. Butler 1995). Dabei gibt eine gesell- 
schaftlich institutionalisierte „heterosexuelle Matrix“ den Rahmen vor, ın dem 
Subjektivität, Körper und Begehren sprech-, denk- und lebbar werden. Ver- 
geschlechtlichte Subjektivität ist damit nicht naturgegeben, sondern ein Effekt 
von Machttechniken. Männlichkeit und Weiblichkeit sind Praktiken, in denen 
hegemoniale Normen wiederholt werden, die ihre Wirkmächtigkeit erst erlan- 
gen, wenn sie ständig erneuert werden (vgl. Demirovid/Pühl 1997: 222). 

In vielen poststrukturalistischen Arbeiten zu vergeschlechtlichter Subjektivie- 
rung bleibt die Definition von „Macht“ relatıv offen, ebenso wie die Frage, 
welche Bedeutung der Staat dabei hat und wie historisch spezifische Zuschrei- 


11 Ausnahmen dabei sind u.a. die Arbeiten von Wendy Brown, Rosemary Pringle und Sophie 
Watson, Katharina Pühl sowie Birgit Sauer, die versuchen, ein nicht-essentialistisches Ver- 
ständnis von Geschlecht in die Staatstheorie zu integrieren, statt die Konstitution von Ge- 
schlecht als vorstaatlich und damit die Existenz von Frauen und Männern als bereits gege- 
ben vorauszusetzen. 
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bungen von Männlichkeit und Weiblichkeit auch mit den Produktionsver- 
hältnissen in Verbindung gebracht werden können. Hier erscheint uns ein 
Rückgriff auf ein hegemonie- und gouvernementalitätstheoretisches Staatsver- 
ständnis nützlich, um aufzuzeigen, dass der Staat zum einen die Form ge- 
schlechtlicher Subjektivität festschreibt und damit ausschließlich zwei Formen 
als existenzfähig legitimiert. Zum anderen wird so sichtbar, dass der Staat - 
neben anderen AkteurInnen - daran beteiligt ist, diese abstrakten Subjektfor- 
men mit konkreten, sich historisch wandelnden Vorstellungen von „Weiblich- 
keit“ und „Männlichkeit“ zu füllen. Der Staat reguliert Zweigeschlechtlichkeit 
und Heteronormativität dabei einerseits durch das Arbeits-, Sozial- und Fami- 
lienrecht, andererseits durch vielfältige normierende und normalisierende Pra- 
xen in der Zivilgesellschaft. In zivilgesellschaftlichen Institutionen wie dem Er- 
zıehungssystem, der Kunst, den Wissenschaften, „bis hin zur Architektur, zur 
Anlage der Straßen und zu den Namen derselben“ (GH: 374) werden auch ge- 
schlechtsspezifische Normen und Zuschreibungen vermittelt, in denen sich 
die Subjekte selbst und ihre Umwelt (wieder-Jerkennen und ihr Selbst- und 
Weltverhältnis ausbilden. Geschlecht wird zwar auch - wie insbesondere medi- 
zinische Zuweisungspraxen bei intersexuellen Menschen zeigen - mit Zwang 
und Gewalt reguliert, die Zustimmung der Subjekte - auf einer gesamtgesell- 
schaftlichen Ebene - zu Vorstellungen von natürlicher Zweigeschlechtlichkeit 
ebenso wıe das ständige, selbsttätige Hineinarbeiten ın Vorstellungen von 
„Männlichkeit“ und „Weiblichkeit“ sind jedoch Voraussetzung für die Auf 
rechterhaltung der gegebenen heteronormativen Geschlechterordnung. 

Ein derartiges Verständnis vom Verhältnis von Staat und vergeschlechtlichter Sub- 
jektivierung verschiebt auch den Blick auf die Bedeutung des Staates für die 
Reproduktion der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung, da dieser nicht (nur) 
Arbeits- und Lebensbiographien von Männern und Frauen unterschiedlich re- 
guliert, sondern bereits davor, bei der Ausbildung von zwei Geschlechtern und 
bestimmten Zuschreibungen von Weiblichkeit und Männlichkeit, interveniert. 
Gramsci hat dies ın seiner Analyse des Fordismus zumindest angedacht, wo er 
beschreibt, wie die fordistische Produktionsweise einen ganz bestimmten „Men- 
schentypus“ zugleich verlangt und formt und wie darin die Differenz der Ge- 
schlechter eingeschrieben ist (vgl. GH: 2085ff.). Aus einer nicht-essentialisti- 
schen Perspektive auf Geschlecht ist die Übernahme von vergeschlechtlichten 
Subjektformen in den Alltagsverstand und die Lebensführung die Vorausset- 
zung dafür, dass eine historisch-spezifische Ordnung der Geschlechterverhält- 
nisse möglich ist. Da die Geschlechterverhältnisse mit den Produktionsverhält- 
nissen verwoben sind, impliziert jede Lebensführung, die sich mit den kapita- 
listischen Produktionsverhältnissen als kompatibel erweist, immer auch Vor- 
stellungen von geschlechtsspezifischen Zuständigkeiten und „Eigenschaften“. 
Allerdings lässt sich aus einer hegemonie- und gouvernementalitätstheoreti- 
schen Perspektive argumentieren, dass die jeweiligen Vorstellungen von Weib- 


lichkeit und Männlichkeit nicht nur als top-down Definition gefasst werden 
können. Vielmehr ist die Ausgestaltung des historisch-konkreten Geschlechter- 
regimes und damit auch der Vorstellungen von Weiblichkeit und Männlich- 
keit, die sich in den Staat einschreiben, immer auch das Ergebnis sozialer 
Kämpfe und Auseinandersetzungen (vgl. Connell 1992: 523). Feministische 
Politik bedeutet somit immer auch die Einmischung in den „Stellungskrieg“ 
(GH: 866) um hegemoniale Subjektivierungsformen. 

Um diese Prozesse theoretisch zu erfassen, kann - wie wir hoffen, aufgezeigt zu 
haben - ein feministisch-materialistisch angeeignetes Denken von Foucault, wie 
er es in den Gouvernementalitätsstudien vorgeschlagen hat, überaus herausfor- 
dernd und weiterführend sein. Inwieweit Geschlecht als Ordnungsmuster neu be- 
stimmt und eingespannt wird in die gegenwärtige Neuorganisation von Arbeits- 
verhältnissen sowie in die Neuartikulation der Grenzziehung zwischen Öffent- 
lichkeit und Privatheit hängt in dieser Perspektive, wie dargelegt wurde, auch von 
Intellektuellen und ihren Interventionen in soziale Auseinandersetzungen ab. 
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Urs Marti 


Kapitalistische Macht 
und neoliberales Regieren 


1978 erscheint in der italienischen Zeitschrift aut-aut ein Beitrag, in dem Mi- 
chel Foucault auf die vom kommunistischen Philosophen und Politiker Mas- 
sımo Cacciarı formulierte Kritik seiner Machtkonzeption reagiert (Foucault 
1994 III: 625-635/784-795, Erläuterungen zur Macht 1978)‘. Dreißig Jahre 
später mögen die damaligen Kontroversen von beschränktem Interesse sein; 
nach wie vor aufschlussreich ist jedoch Foucaults Verteidigungsstrategie: er 
dreht den Spieß um und bezichtigt die marzistische Seite der Fehler, die diese 
ihm anlastet. Als eigentlicher Gegner steht dabei nicht die Kommunistische 
Partei Italiens im Visier, sondern der nicht genannte Nicos Poulantzas (vgl. 
Poulantzas 1978; Jessop 2007: 53-89). Foucault bestreitet den von diesem er- 
hobenen Vorwurf, er vertrete eine ontologische Konzeption von Macht. 
Macht kann, so seine Hypothese, nur in Relationen entstehen; Machtbezie- 
hungen bilden sich zwar auch im Rahmen ökonomischer Prozesse, sind je- 
doch von den Produktionsverhältnissen relativ unabhängig. Diese Präzisierung 
beantwortet längst nicht alle Fragen, die damals an Foucault gestellt worden 
sind und sich heute angesichts der breiten Rezeption seiner Theorien in den 
Sozialwissenschaften immer noch stellen. 

Macht bleibe bei Foucault anonym und werde als Automatismus begriffen, so 
lautete bereits die Kritik an Surveiller et punir (vgl. Marti 2007). Dass Macht 
in sozialen Beziehungen wirkt, ist in den Sozialwissenschaften seit längerem 
bekannt (vgl. dazu Haugaard 2002); nach Webers Definition wird damit die 
Chance bezeichnet, innerhalb einer solchen Beziehung den eigenen Willen 
dem Verhalten anderer aufzuzwingen. Macht ist auch für Foucault Verhaltens- 
kontrolle; während jedoch sozialwissenschaftliche Theorien in der Regel die 
Existenz handelnder Subjekte, die ihren Willen dem Verhalten anderer Subjek- 
te aufzwingen, voraussetzen, möchte Foucault den Begriff reservieren für stra- 
tegische Situationen, für Kräfteverhältnisse sowie für das Spiel, das diese un- 
aufhörlich verändert. Erkennbar ist sie nicht als verursachende Instanz, son- 
dern nur als Kalkül, als Intention, die nicht jene eines individuellen oder insti- 
tutionellen Akteurs ist. Widerstand kann sich daher nur innerhalb der Macht- 


1 Texte von Foucault werden mit der Seitenzahl der französischen und der deutschen Ausgabe 
zitiert. 
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beziehungen formieren. Soweit die bekannten Ausführungen aus dem Metho- 
denkapitel von La volonte de savoir (Foucault 1976: 121-127/113-118). 

Die Kritik der „ontologischen Opposition“ von Macht und Widerstand rennt 
offene Türen ein. Dass Macht keine gleichsam überirdische Kraft ist, welcher 
bedauernswerte Opfer wehrlos ausgesetzt sind, ist keine so neue Einsicht. Ge- 
wiß neigen Ideologien dazu, den Gegensatz zwischen Konfliktparteien zu ver- 
absolutieren und von der Welt des Bösen einen Bereich der Unschuld abzu- 
trennen. Doch bereits Marx’ Befund, der einzelne Kapitalist könne nicht ver- 
antwortlich gemacht werden für Verhältnisse, „deren Geschöpf er sozial 
bleibt* (MEW 23: 16), impliziert eine Kritik dieser moralisierenden Sichtweise. 
Diese Kritik verneint aber nicht, dass Angehörige sozialer Klassen Träger von 
Interessen sind, die ihr Handeln erklären, ein Handeln, das auf die Verfesti- 
gung oder Veränderung der Verhältnisse zielt. 

Wird - ın der marzistischen so gut wie in anderen sozialwissenschaftlichen 
Schulen - von Macht gesprochen, so wird darunter gemeinhin eine Asymmet- 
rie, eine ungleiche Verteilung von Handlungsmöglichkeiten verstanden. Ge- 
fragt wird, wer die Konfliktpartner sind, wer die besseren Chancen hat, das 
Verhalten anderer zu kontrollieren, und wie die Chancen neu verteilt werden 
können, anders gesagt: wie ein Widerstand möglich wird. Kann Widerstand im 
Sinne der Neuverteilung von Handlungsmöglichkeiten in Foucaults Macht- 
analyse zum Thema werden? Um die Frage zu beantworten, möchte ich im 
Folgenden Foucaults Ausführungen zur liberalen und neoliberalen Regierung 
diskutieren und prüfen, inwiefern sie zum Verständnis jener Macht beitragen, 
die die linke Gesellschaftskritik im neoliberalen Projekt am Werk sieht. 


(Neo)liberales Regieren 


Selten hat sich Foucault in seinen Arbeiten so direkt auf die politischen Kon- 
troversen der Gegenwart bezogen wie in der im Frühjahr 1979 am College de 
France gehaltenen Vorlesung Naissance de la biopolitique, die den Neolibera- 
lismus als politisches Projekt vorstellt. Der ältere Liberalismus wird in der Vor- 
lesung vom Frühjahr 1978 abgehandelt. Foucault unterscheidet darin drei 
Funktionsweisen der Macht: das System des Rechts, den Disziplinarmecha- 
nismus und das Dispositiv der Sicherheit (Foucault 2004a: 7/19). Während 
Recht und Disziplin auf Einschränkung, Verbot, Zwang und Überwachung 
zielen, folgt die dritte Funktionsweise einer anderen Logik. Geht es in den ers- 
ten beiden Fällen um die Beseitigung von Übeln mittels Unterdrückung und 
Kontrolle, so geht es im dritten Fall darum, das zu bewältigende Problem als 
natürliches Ereignis zu begreifen und die Dinge ihren Lauf nehmen zu lassen. 
Die Rückbesinnung auf die Natur ermöglicht eine neue Konzeption des Re- 
gierens, die ihren exemplarischen Ausdruck in der physiokratischen Überzeu- 
gung findet, der freie Warenverkehr sei das wichtigste Prinzip der Wirtschafts- 
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politik. Die Natur soll regieren - diese im Wortsinn physiokratische Doktrin 
antizipiert den Liberalismus. Freiheit, verstanden als Zirkulationsfreiheit, ist 
eın notwendiges Element innerhalb der liberalen Machtkonstellation. 

Der Begriff der Regierung hat bei Foucault eine eigentümliche Bedeutung; er 
steht im Gegensatz zu jenem der Souveränität. Während der Souverän den 
Menschen ein Gesetz aufzwingt, verfügt die Regierung über die Dinge, sie ar- 
rangiert sie in der Absicht, ein bestimmtes Ziel zu erreichen (2004a: 
101/149). Die verwendeten Verben (imposer - disposer) suggerieren eine Dif- 
ferenz, die nicht ganz evident ist. Der Sache nach spielt sie nicht nur im libe- 
ralen, sondern auch im sozialistischen Denken eine wichtige Rolle, man denke 
an die von Saint-Simon und im Anschluss an ihn von Engels vorgenommene 
Unterscheidung zwischen der Herrschaft von Menschen über Menschen und 
der Verwaltung von Sachen (vgl. MEW 19: 195, Die Entwicklung des Sozia- 
lismus von der Utopie zur Wissenschaft). Doch „disposer“ impliziert so gut 
wie „imposer“ eine Einflussnahme auf das menschliche Verhalten, die auf des- 
sen Steuerung oder Manipulation zielt. Wenn die technokratische Rhetorik 
suggeriert, es gehe bloß um die Anordnung von Dingen oder die Organisation 
von Prozessen, so ist es tatsächlich immer noch der Mensch, der gezwungen 
oder dazu bewegt werden soll, mit der Befolgung bestimmter Verhaltensregeln 
den „natürlichen“ Lauf der Dinge, den reibungslosen Ablauf von Prozessen zu 
ermöglichen. 

Foucault leitet vom Begriff der Regierung (gouvernement) jenen der „gouver- 
nementalite“ ab; darunter versteht er die Gesamtheit von Institutionen, Proze- 
duren, Taktiken, Berechnungen, Überlegungen und Analysen, welche die Aus- 
übung einer spezifischen Form von Macht erlauben. Diese zielt auf die Bevöl- 
kerung, stützt sich auf das Wissen der politischen Ökonomie und bedient sich 
der Technik der Sicherheitsdispositive. „Gouvernementalit&* bezeichnet ın ei- 
nem weiteren Sinn die in der abendländischen Geschichte immer deutlicher 
sich abzeichnende Vorherrschaft eines Machttypus, den Foucault als „Regie- 
tung über alle anderen“ bezeichnet. Schließlich bezeichnet „gouvernementali- 
te“ eine Stufe in der Entwicklung des Staats: Der mittelalterliche Justizstaat 
wird vom frühneuzeitlichen Verwaltungsstaat und dieser wiederum vom Regie- 
rungsstaat abgelöst (Foucault 1994a: 111-113/162-165). 

Die Vorlesung vom Frühjahr 1979 wird mit der Präzisierung eingeleitet, Ge- 
genstand der Untersuchung sei ausschließlich die Regierung im Sinne der 
Ausübung politischer Souveränität (Foucault 2004b: 3/13f). Dem modernen 
Regierungsverständnis eigentümlich ist die Auffassung, die Regierung müsse 
das Prinzip ihrer Beschränkung in sich selbst finden, ohne auf naturrechtliche 
Kriterien zu rekurrieren. Im 18. Jahrhundert tritt an die Stelle des auf der Idee 
unveräußerlicher Freiheiten basierenden Rechtsprinzips die politische Öko- 
nomie. Die neue Regierungskunst, der zufolge enthaltsam regiert werden soll, 
findet ıhren „Ort der Wahrheit“ im Markt. Das Prinzip der Nicht-Intervention 
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wird nicht mehr im Namen des Rechts begründet. Während revolutionäre 
Lehren die Forderung nach Beschränkung der öffentlichen Macht im Namen 
der Menschenrechte erheben, fragen die englischen „Radical“ um Bentham 
und James Mill nach den Auswirkungen der Regierungstätigkeit. In der revolu- 
tionären oder Rousseauschen Sichtweise ıst das öffentliche Recht Ausdruck 
des kollektiven Willens, der auf den Schutz individueller Grundrechte zielt 
und Freiheitsbeschränkungen nur im Namen des Schutzes der gleichen Frei- 
heit aller Staatsbürger gutheißen kann. In der radikal-utilitaristischen Sichtwei- 
se ist das Gesetz Effekt einer Transaktion und markiert die Grenze zwischen 
dem öffentlichen und privaten Bereich. Im ersten Fall wird unter Freiheit ein 
Menschenrecht verstanden, im zweiten Fall die Unabhängigkeit der Regierten 
von den Regierenden. Der Utilitarismus prägt seit Beginn des 19. Jahrhunderts 
den Liberalismus und das Staatsverständnis in Europa (Foucault 2004b: 40- 
45/65-72). 

Liberalismus steht bei Foucault nicht für eine Ordnung, die mehr Freiheit ga- 
rantiert als andere Ordnungen, sondern für eine Regierung, die Freiheit „kon- 
sumiert,“ die auf Freiheit angewiesen ist, auf die Freiheit des Markts und die 
freie Ausübung des Rechts auf Privateigentum. Liberales Regieren erfordert aber 
auch Beschränkung, Kontrolle, Zwang und Verpflichtung; im Namen des 
Schutzes dieser Freiheiten lassen sich Interventionen der Regierung rechtferti- 
gen. So gibt denn letztlich nicht das Prinzip der Freiheit, sondern jenes der 
Sicherheit der liberalen Regierung die Richtung vor. Mit diesen Überlegungen 
leitet Foucault über zur Entstehung des Neoliberalismus in der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts. Krisen des Kapitalismus können interpretiert werden als 
Folgen eines Mißbrauchs der Freiheit durch die Marktakteure, eines 
Mißbrauchs, der neue Kontrollen und Interventionen provoziert. Sie können 
aber ebenso interpretiert werden als Folgen staatlich-gesetzgeberischer Eingrif- 
fe; diese zweite Interpretation ist jene des Neoliberalismus. 

Mit dem Begriff des Neoliberalismus bezeichnet Foucault mehrere Rıchtun- 
gen: den Ordoliberalismus der Freiburger Schule (Eucken, Böhm) und weiterer 
Theoretiker (Röpke, Rüstow), die Österreichische Schule (von Mises, von 
Hayek) sowie die Chicagoer Schule (insbesondere Becker), Richtungen, die 
den Neoliberalismus der Gegenwart maßgeblich geprägt haben. In der europä- 
ischen Nachkriegspolitik mit ihren teils radikalen ökonomischen und sozialen 
Programmen formiert sich der Neoliberalismus als Opposition gegen den 
Keynesianismus. Einfluß gewinnt er in Deutschland, wo er die Garantie wirt- 
schaftlicher Freiheit zur Legitimationsgrundlage des wiederaufzubauenden 
Staats erklärt. Er will eine ökonomische Rationalität wiederfinden, die es er- 
laubt, die soziale Irrationalität des Kapitalismus zu überwinden, also den Feh- 
ler des Systems nicht in der Unvernunft der ökonomischen Bewegungsgesetze 
zu suchen, sondern in der Unvernunft der Staatstätigkeit. Weil, so die 
neoliberale Prämisse, der Markt nicht irren kann und der Staat mit Mängeln 
behaftet ist, muss sich der Staat den vom Markt definierten Regulie- 
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ist, muss sich der Staat den vom Markt definierten Regulierungsprinzipien 
beugen. Der Markt wird als System der Konkurrenz begriffen, welches kein 
Abbild natürlicher Gesetze ist, sondern ein stets nur annähernd zu erreichen- 
des Ziel der Regierung. Der Staat darf folglich nicht passiv bleiben. Die Frei- 
heit des Marktes erfordert „eine äußerst aktive und wachsame Wirtschaftspol- 
tik [...], die sich dieses Zieles und der sich daraus ergebenden Beschränkung 
ihres Wirkungsfeldes voll bewußt ist,“ so formuliert es Wilhelm Röpke (1948: 
365; vgl. Foucault 2004b: 139/190). Die vorrangige Staatsaufgabe besteht in 
der Garantie jener Rahmenbedingungen, die eine Marktwirtschaft ermögli- 
chen. Es geht nicht darum, ın die Wirtschaft einzugreifen, um die negativen 
Auswirkungen des Marktes auf die Gesellschaft zu korrigieren, vielmehr dar- 
um, ın dıe Gesellschaft einzugreifen, damit die Mechanismen des Wettbewerbs 
ihre regulierende Macht ungehindert entfalten können; der Neoliberalismus 
fordert daher eine Gesellschaftspolitik. 

Was den rechtlichen Rahmen betrifft, auf den die Wettbewerbsgesellschaft an- 
gewiesen ist, so unterscheiden neoliberale Theoretiker zwischen allgemeinen 
Regeln und besonderen Entscheidungen der öffentlichen Gewalt. Der Rechts- 
staat kann allgemeine Maßnahmen formulieren, die aber formal bleiben müs- 
sen, also kein besonderes Ziel anstreben dürfen. Gesetze werden verstanden als 
unveränderliche Regeln, die nicht im Hinblick auf ihre Auswirkungen korri- 
giert werden dürfen. Weil jedoch der Rechtsstaat den Unternehmern größt- 
mögliche Freiheit zusichert, wächst der Regulierungsbedarf. Die Notwendig- 
keit, die unvermeidlichen Konflikte zu regeln, rechtfertigt einen weitreichen- 
den Interventionismus der Rechtsprechung; der soziale, auf die Konstitution 
des Menschen als Unternehmer zielende Interventionismus ist die notwendige 
Ergänzung der Marktwirtschaft. 

Der Neoliberalismus der Chicagoer Schule interessiert Foucault primär als 
Theorie des Humankapitals, als Interpretation menschlichen Verhaltens mittels 
ökonomischer Erklärungsmodelle. Bemerkenswert an dieser neuen Anthropo- 
logie ist der Umstand, dass zwischen Arbeit und Kapital nicht mehr unter- 
schieden werden kann. Arbeitskraft wird als Kapital begriffen, der Arbeiter 
wird als Eigner dieses Kapitals zum Unternehmer, und die Gesellschaft setzt 
sich zusammen aus Unternehmenseinheiten. Jeder Mensch ist ein Unterneh- 
mer seiner selbst, der in der Hoffnung auf Verbesserung seiner Situation Inves- 
titionen tätıgt und Kosten in Kauf nimmt. In diesem Kontext formuliert Fou- 
cault eine Aussage, die bereits in Surveiller et punir sowie im ersten Band der 
Histoire de la sexualit@ angetönt wırd: Der wirtschaftliche Aufstieg des Wes- 
tens seit dem 16. Jahrhundert beruht nicht so sehr auf der Akkumulation von 
physischem Kapital, sondern auf der Akkumulation von Humankapital (Fou- 
cault 2004b: 239/323), 

Fragen menschlicher Existenz und sozialer Beziehungen vermag das neolibera- 
le Denken zu beantworten, weil es sie mittels Kategorien von Angebot und 
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Nachfrage, von Investition, Kosten und Profit, von Reduktion der Transakti- 
onskosten in eine neue Sprache übersetzt. Es versteht sich, dass in dieser 
Sichtweise auch staatliche Tätigkeiten in Begriffen von Kosten und Nutzen zu 
bewerten sind; politisches Handeln muss sich vor dem Tribunal der Ökono- 
mie rechtfertigen. Das Konzept des homo oeconomicus erlaubt es, zu verste- 
hen, ın welchem Sinn das Individuum „gouvernementalisierbar“ ist. Stimmt 
das Rechtssubjekt zwecks Aufrechterhaltung der Rechtsordnung einer Begren- 
zung der ihm ursprünglich zustehenden Rechte zu, wird vom Interessenssub- 
jekt ein entsprechender Verzicht nicht verlangt. Wenn der ökonomische 
Mensch seinen Interessen nachgehen darf, so weil er der ihm unerreichbaren 
Weisheit der unsichtbaren Hand des Marktes blindlings vertrauen darf. Weil 
aber die Welt der Ökonomie der menschlichen Vernunft unverständlich und 
dem menschlichen Blick undurchdringlich bleibt, kann sie von der Politik 
nicht regiert werden. Die Realität der Ökonomie und die Idee einer rechtli- 
chen Souveränität sind unvereinbar; die unsichtbare Hand disqualifiziert den 
politischen Souverän. Als Regulierungsprinzip soll allein das rationale, vom 
Markt diktierte Verhalten der Regierten dienen; in dieser Auffassung erkennt 
Foucault eine spezifisch liberale Rationalität. 

Soweit ein kurzer Überblick über Foucaults Vorlesungen. Man kann darüber 
streiten, ob seine Interpretationen den ordo- und neoliberalen Theorien ge- 
recht werden, doch ist unbestreitbar, dass sie, geschrieben vor drei Jahrzehn- 
ten, ın der Frühzeit neoliberaler Politik, heute noch lesenswert sind und ber- 
tragen können zur Aufklärung über ein Projekt, das Markt- oder Wettbewerbs- 
fähigkeit zum menschlichen Telos erklärt. Allerdings ıst die Lektüre nicht im- 
mer einfach, zuweilen entsteht der Eindruck, Foucault selbst verliere in seinen 
meist spannenden Exkursen den Faden. Obgleich der Begriff der Gouverne- 
mentalität längst Eingang in die sozialwissenschaftliche Literatur gefunden hat, 
bleibt er schillernd, und offenbar besteht weder über seine präzise Bedeutung 
noch über sein Verhältnis zu Begriffen wie Herrschaft, Gesetz, Souveränität 
und Regierung ein Konsens. Nun handelt es sich beim diskutierten Text um 
eine Vorlesung, und der Reiz von Vorlesungen kann durchaus darin bestehen, 
neue Wege auszukundschaften und die Gefahr auf sich zu nehmen, sich in 
unwegsamem Gelände zu verirren. 

Vieles in Foucaults Ausführungen mag intuitiv einleuchten, aber sein Hang 
zur Spekulation trägt kaum zum genaueren Verständnis dessen bei, was in der 
Vorlesung als neuer Gegenstand der Forschung eingeführt wird. Klar ist allen- 
falls das Motiv, nämlich die Warnung vor einer Ontologisierung des Staats. 
Doch was besagt die Warnung? Macht, wer staatliche Institutionen analysiert, 
sich damit der Sünde der Ontologisierung schuldig? Laut Foucault ist der 
Staat nicht an sich eine autonome Quelle der Macht, er ist nichts anderes als 
der bewegliche Effekt eines Regimes vielfältiger Gouvernementalitäten (Fou- 
cault 2004b: 79/115). Der erste Teil der Aussage dürfte weniger strittig sein als 
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der zweite. Die Souveräne haben sich zu allen Zeiten den wirtschaftlichen 
Verhältnissen fügen müssen und haben ihnen nie das Gesetz diktiert, so hat es 
Marx formuliert, wobei er im Elend der Philosophie vom „Wollen der öko- 
nomischen Verhältnisse“ spricht (MEW 4: 109). Dagegen scheint es sich beim 
gouvernementalen Staat von Foucault, diesem Ensemble von Institutionen, 
Prozeduren, Taktiken und Analysen, um eine Wesenheit zu handeln, die, aus- 
gestattet mit einem Wissen und einem Willen, autonom agiert und sich die 
Realität nach Maßgabe ihrer Pläne zurechtlegt. 

Die „Kunst des Regierens“ ist allerdings nicht zu verwechseln mit der Praxis 
des Regierens (Foucault 2004b: 4/14). Thema der Untersuchung ist das Nach- 
denken über die beste Regierung, die Erfindung von Führungstechniken, die 
Rechtfertigung politischer Programme. Fs geht um die Analyse von Texten, 
die das Ersinnen von Machtstrategien dokumentieren, nicht um die Frage, ob 
und wie diese Strategien tatsächlich umgesetzt worden sind. Was beinhaltet 
dann aber, um ein Beispiel zu nehmen, die Aussage, der Verwaltungsstaat sei 
vom Regierungsstaat abgelöst worden? Bezieht sie sich auf die Wandlungen ım 
Nachdenken über die Aufgaben der Regierung, oder bezieht sie sich auf die 
Herausbildung neuer institutioneller Praktiken? 

Im Vorlesungsresümee (Foucault 1994 III: 818-825/1020-1027; Die Geburt der 
Biopolitik 1979) bezeichnet Foucault den Liberalismus als Praxis der Rationa- 
lisierung des Regierens, wobei Regierung nicht eine Institution meint, sondern 
eine Aktivität, die darin besteht, das Verhalten der Menschen im Rahmen des 
Staats und mittels staatlicher Instrumente zu lenken. Die lıberale Praxis sucht 
mit minimalem Aufwand einen maximalen Nutzen zu erzielen. Im Gegensatz 
zu älteren Konzeptionen zielt der Liberalismus nicht auf die Stärkung der 
Staatsmacht, sondern fragt im Namen der Gesellschaft nach Nutzen und 
Rechtmäßigkeit der Regierung; er ist weniger eine kohärente Doktrin als eine 
kritische Reflexion über die Praxis des Regierens. Diese Charakterisierung des 
Liberalismus überrascht. Zweifellos will der Liberalismus staatliche Herrschaft 
auf das nötige Minimum beschränken. Bereits Hobbes hat dieses Minimum 
bestimmt: Es soll verhindert werden, dass Menschen übereinander herfallen 
und im Kampf um knappe Güter jedes Mittel einsetzen. Dafür genügt die 
Androhung des Einsatzes staatlicher Gewalt zur Sanktionierung von Gesetzes- 
übertretungen, die Veränderung des Menschen ist nicht beabsichtigt. Der 
Neoliberalismus geht über dieses Minimum hinaus, wenn er, wie Foucault 
selbst darlegt, Menschen marktfähig machen will und die marktpolitische 
Enthaltsamkeit durch eine intensive gesellschaftspolitische Interventionstätig- 
keit kompensiert. 

Wie diese Tätigkeit konkret aussehen könnte, zeigt ein Blick auf Schriften von 
zwei der von Foucault zitierten Autoren. Alexander Rüstow schlägt im Bestre- 
ben, ein kohärentes Gegenprogramm gegen Kommunismus und Sozialdemo- 
kratie zu entwerfen, eine „Vitalpolitik“ vor. Diese soll nıcht auf Lohnerhöhung 
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Nachfrage, von Investition, Kosten und Profit, von Reduktion der Transaktı- 
onskosten in eine neue Sprache übersetzt. Es versteht sich, dass in dieser 
Sichtweise auch staatliche Tätigkeiten in Begriffen von Kosten und Nutzen zu 
bewerten sind; politisches Handeln muss sich vor dem Tribunal der Ökono- 
mie rechtfertigen. Das Konzept des homo oeconomicus erlaubt es, zu verste- 
hen, in welchem Sinn das Individuum „gouvernementalisierbar“ ist. Stimmt 
das Rechtssubjekt zwecks Aufrechterhaltung der Rechtsordnung einer Begren- 
zung der ihm ursprünglich zustehenden Rechte zu, wird vom Interessenssub- 
jekt ein entsprechender Verzicht nicht verlangt. Wenn der ökonomische 
Mensch seinen Interessen nachgehen darf, so weil er der ihm unerreichbaren 
Weisheit der unsichtbaren Hand des Marktes blindlings vertrauen darf. Weil 
aber die Welt der Ökonomie der menschlichen Vernunft unverständlich und 
dem menschlichen Blick undurchdringlich bleibt, kann sie von der Politik 
nicht regiert werden. Die Realität der Ökonomie und die Idee einer rechtli- 
chen Souveränität sind unvereinbar; die unsichtbare Hand disqualifiziert den 
politischen Souverän. Als Regulierungsprinzip soll allein das rationale, vom 
Markt diktierte Verhalten der Regierten dienen; in dieser Auffassung erkennt 
Foucault eine spezifisch liberale Rationalität. 

Soweit ein kurzer Überblick über Foucaults Vorlesungen. Man kann darüber 
streiten, ob seine Interpretationen den ordo- und neoliberalen Theorien ge- 
recht werden, doch ist unbestreitbar, dass sie, geschrieben vor drei Jahrzehn- 
ten, in der Frühzeit neoliberaler Politik, heute noch lesenswert sınd und beıi- 
tragen können zur Aufklärung über ein Projekt, das Markt- oder Wettbewerbs- 
fähigkeit zum menschlichen Telos erklärt. Allerdings ist die Lektüre nicht ım- 
mer einfach, zuweilen entsteht der Eindruck, Foucault selbst verliere ın seinen 
meist spannenden Exkursen den Faden. Obgleich der Begriff der Gouverne- 
mentalität längst Eingang in die sozialwissenschaftliche Literatur gefunden hat, 
bleibt er schillernd, und offenbar besteht weder über seine präzise Bedeutung 
noch über sein Verhältnis zu Begriffen wie Herrschaft, Gesetz, Souveränität 
und Regierung ein Konsens. Nun handelt es sich beim diskutierten Text um 
eine Vorlesung, und der Reiz von Vorlesungen kann durchaus darin bestehen, 
neue Wege auszukundschaften und die Gefahr auf sich zu nehmen, sich ın 
unwegsamem Gelände zu verirren. 

Vieles in Foucaults Ausführungen mag intuitiv einleuchten, aber sein Hang 
zur Spekulation trägt kaum zum genaueren Verständnis dessen bei, was in der 
Vorlesung als neuer Gegenstand der Forschung eingeführt wird. Klar ist allen- 
falls das Motiv, nämlich die Warnung vor einer Öntologisierung des Staats. 
Doch was besagt die Warnung? Macht, wer staatliche Institutionen analysiert, 
sich damit der Sünde der Ontologisierung schuldig? Laut Foucault ist der 
Staat nicht an sich eine autonome Quelle der Macht, er ist nichts anderes als 
der bewegliche Effekt eines Regimes vielfältiger Gouvernementalitäten (Fou- 
cault 2004b: 79/115). Der erste Teil der Aussage dürfte weniger strittig sein als 
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der zweite. Die Souveräne haben sich zu allen Zeiten den wirtschaftlichen 
Verhältnissen fügen müssen und haben ihnen nie das Gesetz diktiert, so hat es 
Marx formuliert, wobei er im Elend der Philosophie vom „Wollen der öko- 
nomischen Verhältnisse“ spricht (MEW 4: 109). Dagegen scheint es sich beim 
gouvernementalen Staat von Foucault, diesem Ensemble von Institutionen, 
Prozeduren, Taktiken und Analysen, um eine Wesenheit zu handeln, die, aus- 
gestattet mit einem Wissen und einem Willen, autonom agiert und sich die 
Realität nach Maßgabe ihrer Pläne zurechtlegt. 

Die „Kunst des Regierens“ ist allerdings nicht zu verwechseln mit der Praxis 
des Regierens (Foucault 2004b: 4/14). Thema der Untersuchung ist das Nach- 
denken über die beste Regierung, die Erfindung von Führungstechniken, die 
Rechtfertigung politischer Programme. Es geht um die Analyse von Texten, 
die das Ersinnen von Machtstrategien dokumentieren, nicht um die Frage, ob 
und wie diese Strategien tatsächlich umgesetzt worden sind. Was beinhaltet 
dann aber, um ein Beispiel zu nehmen, die Aussage, der Verwaltungsstaat sei 
vom Regierungsstaat abgelöst worden? Bezieht sie sich auf die Wandlungen im 
Nachdenken über die Aufgaben der Regierung, oder bezieht sıe sich auf die 
Herausbildung neuer institutioneller Praktiken? 

Im Vorlesungsresümee (Foucault 1994 III: 818-825/1020-1027; Die Geburt der 
Biopolitik 1979) bezeichnet Foucault den Liberalismus als Praxis der Rationa- 
lisierung des Regierens, wobei Regierung nicht eine Institution meint, sondern 
eine Aktivität, die darin besteht, das Verhalten der Menschen im Rahmen des 
Staats und mittels staatlicher Instrumente zu lenken. Die liberale Praxis sucht 
mit minimalem Aufwand einen maximalen Nutzen zu erzielen. Im Gegensatz 
zu älteren Konzeptionen zielt der Liberalismus nicht auf die Stärkung der 
Staatsmacht, sondern fragt im Namen der Gesellschaft nach Nutzen und 
Rechtmäßigkeit der Regierung; er ist weniger eine kohärente Doktrin als eine 
kritische Reflexion über die Praxis des Regierens. Diese Charakterisierung des 
Liberalismus überrascht. Zweifellos will der Liberalismus staatliche Herrschaft 
auf das nötige Minimum beschränken. Bereits Hobbes hat dieses Minimum 
bestimmt: Es soll verhindert werden, dass Menschen übereinander herfallen 
und im Kampf um knappe Güter jedes Mittel einsetzen. Dafür genügt die 
Androhung des Einsatzes staatlicher Gewalt zur Sanktionierung von Gesetzes- 
übertretungen, die Veränderung des Menschen ist nicht beabsichtigt. Der 
Neoliberalismus geht über dieses Minimum hinaus, wenn er, wie Foucault 
selbst darlegt, Menschen marktfähig machen will und die marktpolitische 
Enthaltsamkeit durch eine intensive gesellschaftspolitische Interventionstätig- 
keit kompensiert. 

Wie diese Tätigkeit konkret aussehen könnte, zeigt ein Blick auf Schriften von 
zwei der von Foucault zitierten Autoren. Alexander Rüstow schlägt im Bestre- 
ben, ein kohärentes Gegenprogramm gegen Kommunismus und Sozialdemo- 
kratie zu entwerfen, eine „Vitalpolitik“ vor. Diese soll nicht auf Lohnerhöhung 
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und Arbeitszeitverkürzung zielen, sondern „die gesamte Vitalsituation des ar- 
beitenden Menschen, seine wirkliche, konkrete Lebenslage von früh bis Abend 
und von Abend bis früh“ ins Auge fassen. So ist die Vitalsituation eines groß- 
städtischen Proletariers und Bewohners einer Mietskaserne wesentlich schlech- 
ter als jene eines Arbeiters, der auf dem Land ein eigenes Haus und Grund- 
stück besitzt. Die Menschen leiden in den kapitalistischen Gesellschaften des 
Westens an einer „Untersättigung des Eingliederungsbedürfnisses,“ es geht 
darum, das „lebendige Leben in seiner Gesamtheit, in der vitalen Einheit aller 
seiner Teilgebiete, ins Auge zu fassen.“ Fbenso geht es um praktische Konse- 
quenzen, die sich aus dieser Einsicht ergeben, um die Herstellung der Bedin- 
gungen, die für ein der menschlichen Natur angemessenes reiches und glückli- 
ches Leben nötig sind. Schließlich geht es um eine „Sinnesänderung, um ein 
Umfühlen und Umdenken, um eine Umgewöhnung, eine Neugestaltung des 
Verhältnisses von Mensch zu Mensch“ (Rüstow 1953: 103-107, vgl. Foucault 
2004b: 153f/210; 248/335). All dies tönt nicht ausgesprochen liberal, eher pla- 
tonisch oder, mit Foucault zu sprechen, pastoral. 

Detaillierter führt Röpke aus, wie die Gesellschaft gestaltet werden soll, damit 
eine Marktwirtschaft funktionieren kann. In der von Foucault zitierten Schrift 
Ist die deutsche Wirtschaftspolitik richtig? wird angeregt, „das Proletariat im 
Sinne einer freien Klasse von Beziehern kurzfristigen Lohneinkommens zu be- 
seitigen und eine neue Klasse von Arbeitern zu schaffen, die durch Eigentum, 
Reserven, Einbettung in Natur und Gemeinschaft, Mitverantwortung und ih- 
ren Sinn in sich selbst tragende Arbeit zu vollwertigen Bürgen einer Gesell- 
schaft freier Menschen werden.“ Die Mittel, die diese „grundsätzliche Ände- 
rung soziologischer Grundlagen,“ nämlich die „Entmassung und Entproletari- 
sierung“ ermöglichen, sind die „Auflockerung“ der Großbetriebe und die brei- 
te Streuung der Kleinbetriebe, die Förderung des Kleineigentums und die Um- 
verteilung der Bevölkerung zwischen Stadt und Land, Industrie und Landwirt- 
schaft (Röpke 1950: 25). 

Wenn Röpke in seiner Kritik des real existierenden Kapitalismus eine Politik 
fordert, die verhindert, dass Freiheit und Selbstbestimmung durch die Kon- 
zentration wirtschaftlicher Macht bedroht werden, so ist die Nähe zu Marx’ 
Kapitalismuskritik nur eine scheinbare. Röpke sieht im Proletariat die 
schlimmste Erkrankung der modernen Gesellschaft, eine Krankheit, die mit 
Lohnerhöhung, Arbeitszeitverkürzung und Sozialversicherung nicht zu heilen 
ist (Röpke 1948: 359). Es geht darum, „die Proletarier aus ihrer menschlich 
unangemessenen Existenzform zu erlösen, nämlich zu ‚verbürgerlichen’“ 
(Röpke 1944: 247). Die Arbeiterfrage ist auch für Röpke keine ökonomische, 
sondern eine vitale Frage. Was das heißt, hat er in seinen Schriften Die Gesell- 
schafiskrisis der Gegenwart und Civitas Humana ausführlich geschildert. 
Markt und Wettbewerb verdanken sich nicht staatlicher Passivität, sondern 
sind „ein außerordentlich gebrechliches und von vielen Bedingungen abhängı- 
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ges Kunstprodukt, das nicht nur eine hohe Wirtschaftsethik, sondern auch ci- 
nen Staat voraussetzt, der durch Gesetzgebung, Verwaltung, Rechtssprechung, 
Finanzpolitik und geistig-moralische Führung fortgesetzt für die Aufrechterhal- 
tung von Marktfreiheit und Wettbewerb sorgt“ (Röpke 1948: 364f). Der mo- 
derne Industrie- und Finanzkapitalismus mit seiner Konzentration von Macht 
und Kapital, seiner Zentralisation, seinen Großstädten und Industrierevieren 
sowie seinem Massenproletariat ist für Röpke eine mißratene Form der 
Marktwirtschaft (Röpke 1948: 189). Die Hoffnung auf die wohlgeratene Form 
liegt alleine in der „Rückkehr zu ökonomisch ausgeglichenen, natürlichen und 
menschlich befriedigenden Formen des Lebens und der Produktion.“ Ziel ist 
die Wiederbelebung der „bäuerlichen Landwirtschaft in ihrer subtilen und 
dem Bauernfremden schwer zu beschreibenden ökonomisch-sozial-geistigen 
Gesamtstruktur“ und der „jedem Konkurrenzgedanken fremden“ Gemein- 
schaftskultur (Röpke 1948: 323-326). Beklagt werden die Atomisierung und 
Nivellierung der Gesellschaft, gelobt die „organische Bindung der echten und 
spontanen Gemeinschaft“ sowie die Familie als „ursprüngliche und unvergäng- 
liche Basis jeder höheren Gemeinschaft (Röpke 1944: 240f). 

Rüstow und Röpke äußern sich nicht zu den Instrumenten, die es erlauben, 
das Proletariat abzuschaffen und eine neue Klasse arbeitender Kleineigentümer 
zu schaffen; sie denken dabei selbstredend nicht an die Korrektur der unglei- 
chen Verteilung ökonomischer Ressourcen mittels Klassenkampf oder staatli- 
cher Intervention. So muten denn ihre Visionen utopisch an und erinnern an 
die konservative Kapitalismuskritik des 19. Jahrhundert, an die Sehnsucht 
nach der heilen Welt der Vormoderne. Man kann solche Visionen als Gouver- 
nementalität bezeichnen, aber offensichtlich kommt darin der Wunsch zum 
Ausdruck, mittels staatlicher Politik die Gesellschaft radikal umzugestalten 
und das Rad der Geschichte zurückzudrehen. Foucault blendet diese Zusam- 
menhänge weitgehend aus. 

Die Aversion gegen den modernen Industriekapitaliimus kommt bei Hayek, 
wenn auch nur implizit, ebenfalls zum Ausdruck, so etwa in der Kritik der in 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte postulierten sozialen und ö- 
konomischen Rechte. Dieser Kritik liegt offenbar die Ansicht zugrunde, der 
moderne Kapitalismus habe einen Prozeß initiiert, in dem der Marktakteur als 
Rechtssubjekt vom Angestellten verdrängt wird (Hayek 2003: 256). Hayeks 
Rechtskonzeption ist im Rahmen seiner Polemik gegen den politischen Ratio- 
nalismus zu verstehen. Die Auffassung, der Staat oder das souveräne Volk sei- 
en als autonome Gesetzgeber Schöpfer des Rechts, hält er für unhaltbar. Jedes 
Recht beruht ihm zufolge auf Regeln der Gerechtigkeit, die nicht von Men- 
schen erfunden worden sind. Nur wenn solche Regeln befolgt werden, kann 
eine Ordnung auf der Grundlage des Privateigentums und des Vertragsrechts 
sich selbst erhalten. In diesem Sinne ist Gerechtigkeit Fundament und 
Schranke allen Rechts (vgl. Hayek 2003: 209-213). Der Gegensatz zwischen 
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negativen Rechten, die der Eingrenzung der Regierungsmacht dienen, und po- 
sitiven Rechten, deren Garantie zur Zerstörung der Marktordnung führt, ver- 
weist auf die Existenz von zwei normativen Ordnungen. Die demokratische 
Gesetzgebung muss sich einem „höheren Nomos“ unterwerfen (Hayek 1994: 
57). Der Liberalismus als eine Lehre über den zulässigen Inhalt der Gesetze 
verteidigt diesen Nomos, wenn er den Bereich der Staatstätigkeit eng begren- 
zen will (Hayek 2005: 132-137). Da nun, so Hayeks Argument, eine Mehrheit 
im Rahmen demokratischer Verfahren Gesetze mit unzulässigem Inhalt be- 
schließen kann, sollte eine neue Form der Gewaltenteilung dafür sorgen, dass 
der höhere Nomos sich gegenüber der demokratischen Gesetzgebung behaup- 
ten kann (Hayek 1994: 52-55; 60-74; 2003: 417-422). Foucault weist zwar auf 
Hayeks Idee der Rechtsstaatlichkeit und auf die Konkurrenz von zwei norma- 
tiven Ordnungen im Neoliberalismus hin (2004b: 172-179/235-245), unter- 
sucht aber nicht, wie die Rechtsordnung selbst im Neoliberalismus zum 
Machtfaktor wird. 


Macht bei Marx und Foucault 


Macht ist, so eine weitere Definition (Foucault 2004a: 4/14), ein Ensemble 
von Mechanismen und Prozeduren, deren Funktion darin besteht, die Macht 
zu sichern. Wird hier die klassische Definitionsregel verletzt, oder bezeichnet 
das Definiens einen Effekt, die Realität asymmetrischer Beziehungen zwischen 
sozialen Akteuren, das Definiendum hingegen die Ursachen des Effekts? Die 
Frage muss offenbleiben; den brauchbarsten Schlüssel zum Verständnis von 
Foucaults Theorie liefert die Unterscheidung zwischen einer negativen oder ju- 
ristischen sowie einer positiven Konzeption. Ein Text, der auf einen Vortrag 
von 1976 zurückgeht (Foucault 1994 IV: 184-189/226-231; Die Maschen der 
Macht 1981), erläutert den Unterschied. Während Macht ın den westlichen 
Gesellschaften bis ins 18. Jahrhundert ausschließlich negativ begriffen wird, als 
staatliches Gewaltmonopol, welches mittels Gesetz bestimmte Handlungen 
verbietet, zeichnet sich eine alternative Konzeption, welche die Aufmerksam- 
keit auf die positiven Effekte lenkt, in Marx’ Kapital (wohl nicht im zweiten 
Band über den Zirkulationsprozess, wie es in den Dits et Ecrits heißt) ab. Wie 
Marx zeigt, existiert Macht erstens nur im Plural; zweitens tragen „lokale“ o- 
der „regionale“ Machtformen zwar zur Herausbildung einer zentralisierten 
Staatsmacht bei, können aus dieser aber nicht abgeleitet werden, drittens liegt 
die primäre Funktion der Macht nicht in Verbot oder Verhinderung, sondern 
in der Erzeugung neuer Energien, in der Förderung von Effizienz und Fähig- 
keiten, in der Leistungssteigerung mittels Disziplinierung, viertens sind unter 
Macht Techniken zu verstehen, die erfunden, perfektioniert und fortwährend 
weiterentwickelt werden. Konkret versteht Foucault unter jener Macht, deren 
Entdeckung er Marx zuschreibt, Herrschafts- und Unterwerfungsformen in der 
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Werkstatt, der Fabrik, der Armee sowie in Eigentumsordnungen, die auf Skla- 
verei oder Knechtschaft beruhen. Es handelt sich um Machtformen, die auf 
spezifische Weisen funktionieren und ihre je eigenen Techniken besitzen. Ge- 
mäß Marx können sich in einer Gesellschaft neben der juridischen Macht des 
Staats relativ autonome Machtformen entfalten und behaupten, insbesondere 
jene des Fabrikherrn im Betrieb. 

Soweit Foucaults Marx-Interpretation aus dem Jahr 1981. Das Privateigentum 
an oder die Expropriation von Produktionsmitteln, der Arbeitsvertrag oder der 
„stumme Zwang der ökonomischen Verhältnisse“ (MEW 23: 765) spielen ın 
seiner Argumentation kaum eine Rolle. Eine Analyse, die Macht ausschließlich 
„positiv“ versteht, kann die im Kapitalismus wirksamen Mechanismen jedoch 
nur unvollständig erfassen. Foucault selbst erinnert daran, wie nicht nur die 
Monarchien seit dem ausgehenden Mittelalter das Recht als Waffe ım Kampf 
gegen die Feudalgesellschaft eingesetzt haben, sondern die Bourgeoisie im 
Bündnis mit der Monarchie zwecks Regelung des ökonomischen Austauschs 
die Institution des Rechts als neue Form von Macht gestärkt hat. Dass Macht 
auf diese Institution nicht reduziert werden kann, hat Foucault mit seinen Ar- 
beiten gezeigt, doch weshalb ist es ihm so wichtig, sich der juridischen 
Machtkonzeption zu entledigen? 

Man kann den Neoliberalismus als politisches Projekt verstehen, das darauf 
zielt, die Klassenmacht einer Elite zu stärken, als forcierte Privatisierung öko- 
nomıscher Ressourcen und politischer Entscheidungsmacht, als Verwandlung 
der Welt in eine Ware. In all diesen Fällen basiert die Kritik auf einer im wei- 
ten Sinn „negativen“ Konzeption: Neoliberale Macht wird verstanden als Ent- 
eignung oder Ausschluss, als Akt, der die davon Betroffenen in ihrer Hand- 
lungsfreiheit einschränkt und ihrer Partizipationschancen beraubt. Obwohl der 
Neoliberalismus sich bislang in keinem Land als konsensfähiges politisches 
Projekt dauerhaft hat behaupten können, sind neoliberale Wert- und Wahr- 
nehmungsmuster erstaunlich erfolgreich. Wie ist das zu erklären, wenn sich 
doch die negative oder privative Ausübung neoliberaler Macht für zahllose 
Menschen als nachteilig erweist? Angesichts dieser Sachlage liegt der Schluss 
nahe, neoliberale Macht wirke auch positiv oder produktiv, indem sie ein An- 
reizsystem schafft, welches mit mehr oder weniger sanften Mitteln zum mit- 
spielen einlädt. 

Die kaum mehr überblickbare Literatur zum Thema Gouvernementalität und 
Subjektivierung vermittelt diesbezüglich interessante Erkenntnisse. Sie analy- 
siert Zweck und Funktionsweise jener raffinierten neuen Unterwerfungsprakti- 
ken, dıe Menschen auf dem Arbeitsmarkt, in Arbeitsämtern, Privatbetrieben, 
öffentlichen Verwaltungen oder Bologna-reformierten Universitäten erleben 
und erleiden. Sie kann zeigen, wie im Namen betriebswirtschaftlicher Prinzi- 
pien Sprache und Verhalten diszipliniert und neu geregelt werden. Doch wie 
werden Menschen dazu gebracht, sich als Humankapitalisten zu verhalten, 
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und zwar selbst dann, wenn ein solches Verhalten für sie wegen des Mangels 
an Kapital und Kaufkraft irrational ist? Mit regierungstaktischen Verführungs- 
künsten allein lässt sich dies kaum bewerkstelligen; es ist die ungleiche Vertei- 
lung ökonomischer Ressourcen, die den Betroffenen entweder keine andere 
Wahl lässt, als mitzuspielen, oder ihnen doch zumindest den Ausstieg aus 
dem Spiel als unratsam erscheinen lässt. Dass das Projekt des Neoliberalismus, 
verstanden als Regierungskunst, in der Regulation der Gesellschaft durch 
Markt und Wettbewerb besteht (Foucault 2004b: 152), ist unbestritten. Wer 
jedoch wissen will, weshalb dem Kapitalismus trotz verlustreicher Krisen, 
wachsender Wohlstandsdisparitäten und ungleicher Verteilung von Entwick- 
lungschancen nicht stärkerer Widerstand erwächst, wird auf einen Machtbe- 
griff zurückgreifen müssen, der komplexer ist als derjenige, mit dem die „Gou- 
vernementalitäts-Studien“ operieren. 
Wenn Foucault in einem seiner letzten Interviews (Foucault 1994 IV: 708- 
729/875-902; Die Ethik der Sorge um sich als Praxis der Freiheit 1984) zwi- 
schen Herrschaft und Macht unterscheidet, so ist das selbstkritisch zu verste- 
hen. Er habe, so räumt er ein, in seinen früheren Arbeiten keine hinreichend 
klare Vorstellung von Macht gehabt. Menschliche Beziehungen sind zu einem 
guten Teil Machtbeziehungen, die beweglich bleiben und von den Akteuren 
fortwährend verändert werden. Es ist jedoch stets möglich, dass einige Akteure 
diese strategischen Spiele mittels ökonomischer, politischer oder militärischer 
Instrumente blockieren. Werden Machtbeziehungen starr und irreversibel, so 
ist von Herrschaft zu reden; diese kann von Institutionen, Regierungen, Klas- 
sen oder Individuen ausgeübt werden. Der Kampf gegen Herrschaft zielt somit 
auf die Verflüssigung der Machtbeziehungen. Diese setzen die Freiheit der Ak- 
teure voraus, und sei es bloß die Freiheit, sich das Leben zu nehmen, um ei- 
nem Befehl nicht gehorchen zu müssen. Daher ist die Möglichkeit des Wider- 
stands in Machtbeziehungen stets notwendig gegeben. Macht anwenden heißt 
versuchen, das Verhalten eines Anderen zu lenken, wobei der Andere frei ist, 
sich dem Spiel zu verweigern oder seinerseits zu versuchen, das Verhalten sei- 
nes Gegners zu lenken. Es kann sich dabei durchaus um ein lustvolles Spiel 
handeln; Foucault verweist zur Illustration seiner These vorwiegend auf sexuel- 
le Beziehungen. Zwischen Macht und Herrschaft gibt es ihm zufolge schließ- 
lich noch eine weitere Eben, jene der Regierungstechniken. Gouvernementali- 
tät meint jetzt nicht mehr wie in den Vorlesungen ausschließlich die Aus- 
übung politischer Souveränität, sondern ebenso privates Regieren. Sie setzt, 
wie Foucault meint, die Beziehung des Individuums zu sich selbst voraus; die 
Beziehung zu sich selbst und zu anderen ist für ihn offensichtlich gleichbe- 
deutend mit Freiheit. Es sind folglich stets freie Menschen, die regieren und 
regiert werden. Wird hingegen Macht als politische Institution begriffen, so 
kann, wie Foucault meint, das Individuum nur als Rechtssubjekt in Betrach- 
tung kommen, und als solches ist es nicht frei. 
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Einen Ausweg aus den machttheoretischen Aporien vermögen diese Ausfüh- 
rungen nicht zu weisen. Macht und Herrschaft werden als Aggregatszustände 
verstanden: Im ersten Fall sind Beziehungen flüssig, im zweiten starr. Doch 
dies sind selbstredend Abstraktionen von beschränkter Aussagekraft. Es wäre 
absurd, den Begriff der Herrschaft für Situationen zu reservieren, die den Un- 
terworfenen sogar der „Widerstandschance“ des Selbstmords berauben. Tat- 
sächlich handelt es sich, wie Foucault zugesteht, um graduelle Unterschiede 
Im Hinblick auf Herrschaft sowie „extreme“ Formen von Machtausübung 
spricht er zwar von Asymmetrie und Ungleichgewicht, bei der Beschreibung 
von Machtbeziehungen als strategischen Spielen zwischen Freiheiten ist davon 
aber nicht mehr die Rede. Hier scheint es sich um eine ideale Welt zu han- 
deln, in der alle Akteure mit gleichen Chancen ins Spiel einsteigen, gewinnen 
verlieren oder auch wieder aussteigen können; die ungleiche Verteilung von 
militärischer Gewalt, ökonomischen Gütern, administrativer Macht, Rechten 
psychischer Autonomie, Wissen kommt nicht in Betracht. Überdies ist nicht 
einsichtig, weshalb mit den gouvernementalen Technologien ein dritter Begriff 
eingeführt wird, beziehen sich diese doch einerseits genau wie Macht auf die 
strategischen Spiele zwischen freien Menschen, während andererseits ihre Ana- 
Iyse eben deshalb geboten ist, weil sich dank ihnen Herrschaft etablieren und 
erhalten kann. Die Zweideutigkeit des Begriffs kommt in einer anderen De- 
finition zum Ausdruck, in der die Begegnung zwischen Herrschafts- und 
Selbsttechniken als Gouvernementalität („Kontrollmentalität“ in der deut- 
schen Übersetzung) bezeichnet wird (Foucault 1994 IV: 785/969; Technolo- 
gien des Selbst 1982; vgl. Marti 2002). Wird der Begriff der Gouvernementali- 
tät in diesem umfassenden Sinn verstanden, so ist es kaum mehr möglich 
Selbst- von Fremdbestimmung zu unterscheiden. 
Regieren, so eine weitere Definition, heißt den Aktionsbereich der Anderen 
strukturieren (Foucault 1994 IV: 237/280; Subjekt und Macht 1982). Unter 
Neoliberalismus läßt sich ein Regierungsprojekt verstehen, das Menschen im 
Sinne einer moralischen Disziplinierung „marktfähig“ macht und Versuche, al- 
ternative Lebenspläne zu verwirklichen, sanktioniert. Man kann natürlich auch 
den Markt als strategisches Spiel zwischen freien Menschen verstehen, die 
Nutzen maximieren und Kosten minimieren. Dass die Ausgangsbedingungen 
der Spieler aufgrund ihrer Kaufkraft ungleich sind, dass die moralische Diszip- 
linierung ‚hauptsächlich deshalb erfolgreich ist, weil sie mit Sanktionsandro- 
hungen einhergeht, etwa mit der Androhung des Verlusts des Arbeitsplatzes 
wird in neoliberalen Doktrinen ausgeblendet. Die Spieler sind frei, das Spiel 
mitzuspielen, nicht aber, die Spielregeln zu ändern, würden sie doch andern- 
falls den „höheren Nomos“ missachten. Wird hingegen unter Freiheit die Fä- 
higkeit verstanden, die Spielregeln zwecks größerer Autonomie aller Spieler zu 
verändern, so ist, um ein klassisches Beispiel zu wählen, nicht bloß zu prüfen 
wie Waren getauscht werden, sondern wie Produkte hergestellt und een 
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werden. Wie Marx (MEW 23: 189f) gezeigt hat, kann, wer bloß die Zirkulati- 
onssphäre ins Auge faßt, die realen Unfreiheiten in der Produktionssphäre 
nicht erkennen. Foucault hat mit der Analyse des Strafsystems ebenfalls eine 
dem Prinzip formaler Freiheit verpflichtete Gesellschaft mit ihrem Unterbau 
realer Unfreiheit konfrontiert; in der Analyse von Gouvernementalitäten 
kommt dieser Unterbau kaum mehr ins Blickfeld. 
Die Zweideutigkeit des Gouvernementalitätsbegriffs erklärt vielleicht auch, 
weshalb Themen wie Widerstand und Befreiung im Spätwerk nur beiläufig er- 
wähnt werden. Wenn Foucault 1971 von „Entsubjektivierung“ („desassujettis- 
sement“), von der Befreiung des Willens zur Macht spricht, so versteht er dar- 
unter politische und Klassenkämpfe (Foucault 1994 II: 2268/277; Jenseits von 
Gut und Böse 1971). In der Vorlesung von 1978 wird Widerstand dann je- 
doch nur unter dem Stichwort eines „Gegenverhaltens“ (contre-conduite) 
thematisiert. Wenn die pastorale Macht menschliches Verhalten zu führen be- 
ansprucht, so gibt es gegen sie auch Widerstände, die vom Willen geleitet 
sind, anders geführt zu werden. So ist die Reformation Ausdruck des Bedürf- 
nisses nach einer anderen Art der Seelenführung. Foucault deutet freilich auch 
die Klubs ın der Französischen Revolution und die Arbeiterräte in der Russı- 
schen Revolution als Manifestationen von Verhaltensaufständen (Foucault 
2004a: 234/332). Muss man sich den Widerstand gegen den Neoliberalismus 
ebenfalls als einen Verhaltensaufstand vorstellen? Kann gar der Widerstand 
sich stets nur auf die Werte berufen, aus denen die bekämpfte Macht ihre 
Rechtfertigung bezieht, wie man aus Foucaults abschließenden Bemerkungen 
(2004a: 3631/509) folgern muss? 
So spannend diese Überlegungen sind, so fragwürdig ist die Reduktion von 
Macht und Widerstand auf Fragen der Verhaltensführung. Foucault spielt mit 
dem Doppelsinn des Wortes „conduite“ (Verhalten - Führung): Menschen 
verhalten sich, indem sie zwischen den gegebenen Möglichkeiten eine Wahl 
treffen, zugleich werden sie geführt, was stets mit Zwang verbunden ist. Wenn 
Foucault 1982 Macht mit Verhaltensführung (conduire des conduites) und 
mit Regierung gleichsetzt (Foucault 1994 IV: 237/280), betont er, sie könne 
nur über freie Subjekte ausgeübt werden. Problematisch ist diese Auffassung, 
weil die Doppeldeutigkeit des Subjektbegriffs - autonomes Handlungssubjekt 
und unterworfenes Subjekt - nun ausgeblendet wird, vor allem aber weil Frei- 
heit mit der Möglichkeit gleichgesetzt wird, zwischen mehreren Verhaltens- 
formen zu wählen. Es handelt sich hier um eine konventionelle Definition; eı- 
ne anspruchsvollere Auffassung versteht unter Freiheit die Macht, nicht bloß 
unter vorgegebenen Möglichkeiten zu wählen, sondern das Feld der Hand- 
lungsmöglichkeiten zu erweitern (vgl. Elster 1987: 211-243). Ob Menschen frei 
sind, als Marktakteure zwischen verschiedenen Angeboten zu wählen, oder 
ob sie frei sind, die ungleichen Ausgangsbedingungen der Marktakteure zu 
korrigieren, ist nicht dasselbe. Foucault hat sich mit solchen Themen nicht 
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auseinandergesetzt; ihn haben, vor allem in den späten Schriften, Widerstands- 
formen interessiert, die auf die Verweigerung „inquisitorischer® Identitätszu- 
schreibungen staatlich-administrativer, wissenschaftlicher oder familiärer Art 
zielen und neue Formen der Subjektivität erfinden (Foucault 1994 IV. 225 
232/273-280; Subjekt und Macht 1982). Angesichts des Zwangs der Shan 
schen Verhältnisse fällt es dem homo oeconomicus in modernen Celine 
ten freilich nicht leicht, die aufgezwungene oder selbst gewählte Rolle des „un- 
ternehmerischen Selbst“ abzulegen. Die bloße Verweigerung der aufoktröyien 
ten Identität oder die Suche nach neuen Formen der Subjektivierung she 
seine Handlungsfähigkeit nicht (vgl. Langemeyer 2004). Eben deshalb ist die 
marxistische Auffassung, wonach die Förderung individueller Selbstbestim- 
mung und Selbstverwirklichung eine kollektive Praxis voraussetzt, die zwecks 
Erweiterung der Handlungsfreiheit die Veränderung der sozloökönomisch 
Verhältnisse anstrebt, nach wie vor aktuell. = 
Es ist ın diesem Kontext schließlich daran zu erinnern, dass sich Foucault in 
seinen politischen Interventionen häufig an einer „etatistisch“ anmutenden 
Konzeption von Herrschaft und Widerstand orientiert. In einem 1977 publi- 
zıerten Artikel (Foucault 1994 II. 362/469, Wird Klaus Croissant 2 elie- 
fert?) postuliert er ein Recht der Regierten. Anders als die Menschen- und Bir. 
gerrechte sei dieses theoretisch nicht fundiert, angesichts der Aufblähung staat- 
licher Regierungsmacht, ihrer Einmischung in die alltäglichen Angelegenheiten 
der Menschen aber elementar. Das Motiv nimmt Foucault in einer 1981 ge- 
haltenen Rede (1994 IV: 7078/873-875, Den Regierenden gegenüber: die Rech. 
te der Menschen) wieder auf. Als Regierte seien die Menschen ale solida- 
risch; sie hätten die Pflicht, sich gegen jeden Machtmißbrauch zu erheben 
und den Regierungen den Monopolanspruch auf politisches Handeln streiti 
zu machen. Beschränkt sich die Auseinandersetzung mit Macht und Freiheit 
Sy das Verhältnis zwischen Regierenden und Regierten, werden entscheidende 
a des modernen, vor allem marxistischen Freiheitsverständnisses 
Erstaunlich ist, dass Foucault in diesen Stellungnahmen Rechte beans rucht 
hält er doch das Denken in juridischen Kategorien generell für wie 
Zwar müsse man, um die Disziplinarmacht zu bekämpfen, ein neues N 
ziplinäres, vom Souveränitätsprinzip befreites Recht erfinden, so feet er 1976 
an (Foucault 1994 III: 189/249, Vorlesung vom 14. Januar 1976) verfolgt aber 
den Gedanken nicht weiter. Die Gleichsetzung juridischer Macht mit a 
tistischer Herrschaft ist unhaltbar, und die Auseinandersetzung mit der ordo- 
liberalen Rechtsstaatskonzeption wirkt, wie Petra Gehring schreibt, „geradezu 
provozierend oberflächlich“ (Gehring 2007: 176). Die von nesliberale, Seite 
geforderte Ordnungspolitik ist auf Gesetze angewiesen, welche Eigentums- und 
Vertragsrechte festlegen und wirtschaftspolitische Eingriffe verbieten, die einem 
anderen Zweck dienen als der Erhaltung des Ordnungsrahmens. Fi solche 
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Regierung wäre nıcht möglich, könnte sie sich nicht zwecks Verteidigung öko- 
nomischer Machtverhältnisse auf die „juridische Macht“ verlassen. 

Marx hat ın der Geschichte der ursprünglichen Akkumulation gezeigt, wie die 
Transformation des Rechtssystems durch die sozioökonomische Transformatı- 
on erzwungen wird und dieser wiederum eine Legitimations- und Machtbasis 
verleiht. Kapitalistisches Privateigentum ist wirtschaftliche Verfügungsmacht, 
weil es zugleich garantiertes Recht ist. Man kann in modernen Gesellschaften 
nicht von Macht und Widerstand sprechen, ohne die Rechtsordnung wie auch 
die Kämpfe, die im Namen neuer Rechtsansprüche geführt werden, zu thema- 
tisieren. Transformationen des Rechtssystems ermöglichen die Neuverteilung 
von Macht; so zielen neoliberale Versuche, die Rechtsordnung neu zu definie- 
ren, auf die Erweiterung der Handlungsmöglichkeiten kapitalkräftiger Akteure 
und die Einschränkung jener der Nichtbesitzenden. Rechte können danach 
beurteilt werden, ob sie den Wettbewerb fördern oder verzerren, ob sie den 
Marktakteur stärken oder Marktmechanismen durchkreuzen. Sie werden in 
neoliberal orientierten Rechtstheorien daraufhin untersucht, ob sie auf „natür- 
liche“ Weise entstanden, Ausdruck einer sich selbst regulierenden „Privat- 
rechtsgesellschaft“ (vgl. Böhm 1980; Ladeur 2006) sind, oder ob sie auf indivi- 
duellen Rechtsansprüchen gründen und als Willensbekundungen einer politi- 
schen Institution den Prozess spontaner gesellschaftlicher „Selbstorganisation“ 
stören, was ın dieser Sichtweise bei der Garantie gleicher Selbst- und Mitbe- 
stimmungschancen im politischen und ökonomischen Bereich der Fall ist. 
Auch in den sozialen Konflikten der Gegenwart geht es somit um „Recht wi- 
der Recht“; Marx umschreibt mit diesem Begriff Konflikte, in denen die ge- 
gensätzlichen Ansprüche von Käufern und Verkäufern von Arbeitskraft aufein- 
ander stoßen (MEW 23: 249). Hier könnte ein neues Forschungsprogramm 
ansetzen, das sich von Marx wie von Foucault inspirieren läßt, ohne die Ein- 
dimensionalität des Gouvernementalitätsmodell zu übernehmen. Ein solches 
Programm kann nicht darauf verzichten, die in den analytischen Machttheorien 
intensiv diskutierten Probleme der Machtressourcen beziehungsweise der poten- 
tiellen Macht wieder ın die Untersuchung einzubeziehen; zu diesen Ressourcen 
gehört nach wie vor die private Verfügungsmacht über ökonomische Mittel. 
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Thomas Biebricher 


Staatlichkeit, Gouvernementalität 
und Neoliberalismus 


Bis hin zu seinen Vorlesungen über die Geschichte der Gouvernementalität 
1977/78 bleibt der Staat im Denken Michel Foucaults beständig im Hinter- 
grund. Teils in bewusster Abgrenzung von neo-marxistischen Staatstheorien, 
wie sie in den 70er Jahren von Althusser, Miliband oder Poulantzas entwickelt 
werden, konzentriert sich sein Forschungsinteresse lange Zeit auf konkrete 
Technologien der Macht, die gerade in Unabhängigkeit von einem vorgebli- 
chen Zentrum, wie etwa dem Staat, zu untersuchen seien. 
Erst mit den Vorlesungen über die Geschichte der Gouvernementalität widmet 
sich Foucault daher explizit der Frage des Staates, ohne jedoch eine Theorie 
des Staates formulieren zu wollen, die es zu vermeiden gelte, wie eine unge- 
nießbare Mahlzeit (Foucault 2004b: 114). Das Ergebnis dieser Bemühungen 
ist eine innovative wenn auch rudimentäre Konzeptionalisierung des Staates, 
der als Effekt von historisch variablen Regierungsrationalitäten begriffen wird. 
Streben aus Foucaults Perspektive “Theorien’ des Staates nach einer ahistori- 
schen Wesensbestimmung des Staates, so soll der Zugang über die reflektierten 
Praktiken des Regierens gerade eine Entsubstantialisterung des Staates bewir- 
ken. Dessen veränderte Form und Modus der Machtausübung in verschiede- 
nen Epochen ließe sich demnach auf historisch unterschiedliche Gouverne- 
mentalitäten zurückführen, welche ihrerseits keinerlei globalen Logik gehor- 
chen, sondern aus dem kontingenten Zusammenspiel unterschiedlichster dis- 
kursiver und nicht-diskursiver Faktoren hervorgehen. 
Im folgenden sollen zunächst die Konturen dieser Staatsanalytik auf der 
Grundlage unterschiedlicher Regierungsrationalitäten ausgeleuchtet werden (1). 
Im Anschluss hieran werden gewisse Stärken dieses Ansatzes herausgearbeitet, 
wie etwa die schon erwähnte Entsubstantialisterung des Staates aber auch die 
enge konzeptionelle Verbindung zwischen Formierung und Transformation 
des Staates einerseits sowie individueller und kollektiver Identitäten anderer- 
seits (2). Zuletzt soll dieser insgesamt vielversprechende Ansatz im Hinblick 
auf seine mangelnde Tiefenschärfe problematisiert werden, die sich aus einer 
gewissen Fixierung auf die Gouvernementalität des Neo-Liberalismus bzw. ei- 
ner fehlenden Differenzierung innerhalb dieser Kategorie ergibt (3). Diese Kri- 
tik lässt sich in gewisser Weise als analog zu den Argumenten verstehen, die 
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etwa aus der neo-marxistischen Perspektive Bob Jessops gegen klassisch mar- 
xistische Staatstheorien vorgebracht werden. 

Nach der hier vertretenen Auffassung verfügt Foucaults staatsanalytischer An- 
satz über vielfältige Stärken, bedarf jedoch einer Verfeinerung des theoretisch- 
konzeptionellen Instrumentariums, um historisch-spezifische Gegenwartsdiag- 
nosen im Hinblick auf Staatlichkeit zu entwickeln. Dies Wissen, was unser 
Heute vom Gestern unterscheidet, hat nicht zuletzt Foucault selbst einmal als 
Ethos des Kantischen Begriffs der Aufklärung bezeichnet, welches auch seine 
eigenen Forschungen anleite (Foucault 1990). 


1. Staatlichkeit und die Technologien des Regierens 


Bei dem Ausdruck ‘Gouvernementalität’ handelt es sich offensichtlich um ei- 
nen Neologismus, der zwar nicht von Foucault selbst entwickelt, aber erst ın 
seinen entsprechenden Vorlesungen zu einem umfassenden Konzept ausgear- 
beitet wird (Lemke 2007a). Entgegen früherer Lesarten (Dean 1999: 16), wel- 
che den Ausdruck aus einer Verbindung von Regieren (gouverner) und Menta- 
lität (mentalite) herleiteten, hat sich mittlerweile eine Interpretation durchge- 
setzt, der gemäß ‘gouvernemental’ im Gegensatz zu ‘souverain’ zu verstehen 
sei (Senellart 2004). Foucault bezeichnet Gouvernementalität als eine reflek- 
tierte Praxis des Regierens, teilweise sogar als „das Selbstbewusstsein des Regie- 
rens“ (Foucault 2004b: 14). Bei ‘Regierung’, einem Konzept, das Foucault als 
„Leitfaden“ seiner Forschungen bezeichnet (Foucault 2004a: 520), handelt es 
sich um das ‘Führen der Führungen’ wie es in dem wenig später erscheinen- 
den Aufsatz Das Subjekt und die Macht heißen wird (Foucault 1994a: 252). 
Dies verweist auf eine Neuorientierung Foucaults was sein Verständnis von 
Machtverhältnissen angeht, die hier aus Platzgründen jedoch nicht weiter erör- 
tert werden kann. ' 

Auf der Grundlage dieser Charakterisierungen wird schon eine erste Besonder- 
heit des Konzepts erkennbar. Foucaults Interesse gilt weder einer historisch- 
empirischen Policy-Forschung noch einer rein ideengeschichtlichen Aufarbei- 
tung der Literatur über Regierung. Stattdessen sollen diese beiden Aspekte im 
Konzept der Gouvernmentalität zusammengedacht werden. So geht es zwar 
um eine Analyse konkreter Regierungstechniken, aber vor allem auch um de- 
ren Verknüpfung mit bestimmten Formen ihrer Reflexion, oder allgemeiner, 
bestimmter Rationalitätsformen, in welche jene Techniken eingeschrieben 
sind. Diese Programme und Pläne der Regierung stellen immer schon eine ge- 
wisse Strukturierung der Realität dar und die Geschichte, welche Foucault zu 
schreiben versucht, betrifft nicht „die Ausführung eines Plans, sondern das, 


1 Siehe stattdessen die hervorragenden Rekonstruktionen dieser Transformationen in Fou- 
caults Machtanalytik in Lemke (1997), Saar (2007) und ergänzend Biebricher (2005: 293-302, 
325-332). 
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was ‘zwischen’ diesen beiden Ebenen [Plan und Ausführung] hegt“ (Lemke 
1997: 147). Die Geschichte der Gouvernementalität ist eine Abfolge immer 
neuer Regierungsprogramme, die von bestimmten Akteuren entworfen werden 
- und regelmäßig scheitern. Dieses Scheitern erweist sich jedoch immer wieder 
als funktional für andere Zwecke und Projekte, die möglicherweise von ande- 
ren Akteuren verfolgt werden. An dieser Stelle zeigt sich, dass die Geschichte 
der Gouvernementalität auch immer eine Geschichte von Machtverhältnissen 
darstellt, da die Effektivität jener Programme nicht nur durch alternative Re- 
gierungsprojekte sondern vor allem auch durch die Widerstände, „Verhaltens- 
revolten“ und „Gegen-Verhaltensformen“ (Foucault 2004a: 292-3) der Regier- 
ten beeinträchtigt wird, was wiederum Anlass zu erneuter Reflexion über die 
‘richtige’ Form des Regierens gibt.? Wichtig in diesem Zusammenhang ist je- 
doch, diese Widerstände nicht allein als negative Zurückweisung von Pro- 
grammen zu konzeptionalisieren. Laut Foucaults These von der Produktivität 
von Macht muss hier auch der Frage nachgegangen werden, „in welcher Weise 
soziale Kämpfe konstitutiv sind für bestimmte Formen von Regierung (statt 
sie lediglich zu ver- oder behindern)“ (Lemke 2000: 15). 

Die Dynamik hinsichtlich der Transformation von Regierungsrationalitäten ist 
demnach von einer starken Kontingenz gekennzeichnet, welche nicht zuletzt 
auf die erratische Logik von Auseinandersetzungen über das richtige Regieren 
zurückzuführen ist. Allerdings, so Foucault, besteht dennoch die Möglichkeit, 
retrospektiv globale Strategien zu identifizieren, in denen sich lokale Kraftver- 
hältnisse, Taktiken bzw. Projekte des Regierens verstetigen und stabilisieren. 
Schon in Der Wille zum Wissen hatte Foucault von Strategien gesprochen, „ın 
denen sie [Kraftverhältnisse] zur Wirkung gelangen und deren große Linien 
und institutionelle Kristallisierungen sich in den Staatsapparaten |[...] verkör- 
pern“ (Foucault 1998: 113-14).? 

Als theoriestrategisch entscheidende Weichenstellung erweist sich darüber hin- 
aus Foucaults Wahl des Ausgangspunktes für seine Analyse, nämlich die 
„konkreten Praktiken“ (Foucault 2004b: 15) des Regierens. Diese Herange- 
hensweise hatte sich schon im Kontext der genealogischen Arbeiten bewährt, 
und Foucault hebt die entsprechende Analogie folgendermaßen hervor: „Gibt 
es hinsichtlich des Staates einen umfassenden Gesichtspunkt, so wie es den 
Gesichtspunkt der Disziplinen gibt hinsichtlich der lokalen und begrenzten 
Institutionen?“ [...] Kann man von etwas wie einer ‘Gouvernementalhtät’” spre- 
chen, die für den Staat das wäre, was die Absonderungstechniken für die Psy- 
chiatrie waren, was die Disziplinartechniken für das Strafrechtssystem waren, 


2 Vgl. zu diesen Mechanismen die klassische Analyse der Auswirkungen der Community De- 
velopment Programme im Kontext der ‚Great Society’ Reformen unter Lyndon B. Johnson 
in Cruikshank 1999. 

3 Mit Blick auf diese Konzeptionalisierung ließe sich also der Staat selbst als Strategie verste- 
hen (vgl. Jessop 1990: 248 ff.). 
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was die Biopolitik für die medizinischen Institutionen war?“ (Foucault 2004a: 
177, 180). Diese Herangehensweise lässt sich dahingehend zuspitzen, dass der 
Staat als „eine Praxis“ (ebd.: 400) bzw. als „zusammengewürfelte Wirklichkeit“ 
(ebd.: 163) und „nichts anderes als der bewegliche Effekt eines Systems von 
mehreren Gouvernementalitäten“ (Foucault 2004b: 115) erscheint. Diese Be- 
tonung der Praktiken bzw. Technologien des Regierens bewirkt nicht nur eine 
Abkehr von institutionalistischen Konzeptionalisierungen des Staates, sie imp- 
liziert auch eine Akzentverschiebung in der Art der Fragestellung. Anstelle des 
‘Warum?, welches laut Foucault in konventionellen staatstheoretischen Ansät- 
zen im Vordergrund steht, interessiert sich die Analytik des Staates vor allem 
für Fragen des ‘Wie? Dementsprechend gilt das Interesse des Gouvernementa- 
litätsansatzes weniger der Erklärung bestimmter arbeitsmarktpolitischer Pro- 
gramme mit Verweis auf die Interessen bestimmter gesellschaftlicher Gruppen 
oder Klassen. Vielmehr gilt es zu klären, wie diese Programme konkret durch- 
geführt werden und auf welche Weise sie von Ministerien, Behörden und 
“Think Tanks? reflektiert werden: „the means for the collection, collation, stor- 
age and retrieval of information about specific populations of clients; the de- 
sign, layout and location of various offices; the procedures of reception of clı- 
ents, and methods of queuing, interviewing and assessing them; the design 
and use of assets tests, eligibility criteria, waiting periods, forms of certifica- 
tion...” (Dean 1999: 28). 

Zusammenfassend lässt sich also Foucaults staatsanalytische Herangehensweise 
als dreifache Verschiebung beschreiben, die diesbezüglich eine starke Kontinu- 
ität im Hinblick auf die genealogischen Forschungen aufweist. Es geht darum, 


„die Machtbeziehungen hinsichtlich der Institution freizulegen, um sie unter dem Gesichtspunkt 
der Technologien zu analysieren, sie ebenso hinsichtlich der Funktion freizulegen, um sie in ei 
ner strategischen Analyse wiederaufzunehmen, und sie hinsichtlich des Privilegs des Objekts fle- 
xibel zu machen, um zu versuchen, sie vom Standpunkt der Konstituierung der Felder, Bereiche 
und Wissensgegenstände zu positionieren. Wenn, was die Disziplinen anbelangt, diese dreifache 
Bewegung des Übergangs nach Außen gewagt wurde, dann ist es diese Möglichkeit, die ich jetzt 
hinsichtlich des Staates erforschen möchte“ (Foucault 2004a: 177). 

Ausgehend von diesen methodischen Prämissen wird Foucault in seinen Vor- 
lesungen zur Geschichte der Gouvernementalität nachzeichnen, wie die Gou- 
vernementalität der Staatsräson und des Merkantilismus den Polizeistaat her- 
vorbringt, welcher sich wiederum mit der physiokratischen Kritik konfrontiert 
sieht. Fin entscheidender Wendepunkt in dieser Geschichte der reflektierten 
Praktiken des Regierens ist in der Folge das Aufkommen liberaler Regierungs- 
rationalitäten, die erstmals als interne Begrenzung der Regierungsaktivität fun- 
gieren und stattdessen die Freiheit und Verantwortlichkeit der zu regierenden 
Individuen betonen, wobei erstere selbst zu Bestandteilen der Regierungspraxis 
werden (Rose 1999). Foucaults Vorlesungen schließen mit der Analyse zweier 
Formen des Neoliberalismus: Der Ordo-Liberalismus der Freiburger Schule 
sowie dem Pendant der Chicago-School, welche auf der Grundlage der Vorstel- 
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lung von “Humankapital’ (Becker) Transformationen unterschiedlichster Ge- 
sellschaftsbereiche nach dem Vorbild ökonomischer Märkte und unternehme- 
rischem Verhalten anregt. Hiervon betroffen ist nicht zuletzt auch die Sphäre 
der Politik, welche dementsprechend laut Foucault in der Gegenwart durch 
eine „Gouvernementalisierung’ des Staates“ (Foucault 2004a: 163) gekenn- 
zeichnet ist. 


2. Das kritisch-analytische Potential 
des Gouvernementalitätsansatzes 


Worin besteht nun die innovative Kraft einer solchen Sichtweise auf den Staat 
bzw. wodurch unterscheidet sich Foucaults Ansatz von existierenden staats- 
theoretischen Schulen wie etwa dem Institutionalismus oder der Public Choice 
Theorie? Im folgenden sollen zwei miteinander verbundene Aspekte hervorge- 
hoben werden. Zunächst ist hier Foucaults Verschiebung in Richtung der 
Technologien des Regierens zu erwähnen. Aus dieser Perspektive erscheint ins- 
besondere der Staat nıcht länger als Ausgangspunkt und explanans staatstheo- 
retischer Fragestellungen. Derartige Universalien sollen vielmehr nun als expla- 
nandum gelten, bzw. ihre Existenz soll zumindest nicht mehr vorausgesetzt 
werden: „Also nicht die Universalien befragen, indem ich als kritische Metho- 
de die Geschichte verwende, sondern von der Entscheidung der Nichtexistenz 
der Universalien ausgehen, um die Frage zu stellen, was für eine Geschichte 
man schreiben könnte“ (Foucault 2004b: 16). Staatlichkeit ist demnach nicht 
gegeben, sie muss erst geschaffen und immer wieder reproduziert werden, teils 
unter prekären Bedingungen, welche auch die Möglichkeit eines relativen oder 
vollständigen Scheiterns eines solchen Projektes implizieren. Was gemeinhin 
als ein monolithischer und stabiler Staatsapparat erscheint, verflüssigt sich so 
aus Foucaults Perspektive in die schon oben erwähnte historisch variable „zu- 
sammengewürfelte Wirklichkeit“, deren Integration und innere Konsistenz keı- 
neswegs gewährleistet ist. Bob Jessop, dessen Ansatz im nächsten Abschnitt 
noch ausführlicher behandelt wird, hat den Begriff des „state project“ (Jessop 
1990: 9) geprägt, welches derartige Integrationsversuche beschreibt. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass Foucaults Abkehr von dem, was 
er als „Institutionalozentrismus’“ (Foucault 2004a: 175) bezeichnet, eine radi- 
kale Entsubstantialisierung und Historisierung des Staates zur Folge hat, des- 
sen Reproduktion beständig von der Gefahr des Scheiterns bedroht ist und 
dessen Existenz somit auch als grundsätzlich fragwürdig erscheint.” Foucault 
spricht in diesem Zusammenhang von Staat und Zivilgesellschaft als „Transak- 


4 Vgl. in diesem Zusammenhang der kontrovers diskutierte Beitrag von Mitchell (1992), in 
dem erstmals eine derartige Foucaultsche Position hinsichtlich des Staates, allerdings mit Be- 
zug auf Überwachen und Strafen, formuliert wird. Siehe auch Bendix et al. (1992) zur 
entsprechenden Kritik an der Infragestellung des Staates. 
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tionsrealitäten“, die „also gewissermaßen an der Schnittstelle der Regierenden 
und der Regierten entstehen“ (Foucault 2004b: 407) und analog zu Wahnsinn 
oder Sexualität zu verstehen seien. Auch hier lässt sich auf Jessop verweisen, 
der von „state effects“ (Jessop 1990: 7) spricht, welche unabhängig von der 
Frage der ontologischen Existenz des Staates zur Geltung kommen können. 
Abgesehen von den kritischen Effekten, die aus dieser radikalen Entnaturalisie- 
rung von Staatlichkeit resultieren, enthält eine solch dezidiert nominalistische 
Perspektive auch die Möglichkeit einer strategischen Analytik des Staates. Falls 
es möglich ist, die globale Einheit des Staates als reinen ‘state effect’ zu ent- 
zaubern, hinter dem höchst disparate und widersprüchliche Gouvernementali- 
täten bzw. state projects erkennbar werden, so erlaubt dies eine strategische 
Topographie der Konfliktlinien, welche in den ‘Staat’ eingeschrieben sind. Die 
Kenntnis dieser Konfliktlinien kann wiederum überaus instruktiv für Akteure 
sein, welche oppositionelle politische Projekte verfolgen und zu diesem Zweck 
etwa versuchen könnten, entsprechende ‘Risse’ innerhalb einer nur scheinbar 
monolithischen Exekutive für ihre eigenen Zielsetzungen auszunutzen. In je- 
dem Fall ist eine solche Analytik geeignet, die Transformationspotentiale hin- 
sichtlich der fragilen Existenz des ‘Staates’ und der verschiedenen Formen sei- 
ner Machtausübung zu betonen und zeitigt damit Effekte, die gerade das Ge- 
genteil des ‘Betäubungseffekt’ (Foucault 2000: 234) darstellen, welcher nach 
Auffassung einiger Kommentatoren von Foucaults genealogischen Studien 
und insbesondere ihrer düstereren Rhetorik ausging, welche kaum Potentiale 
bewusster gesellschaftlicher Transformation zuzulassen schien. 

Ein zweiter Aspekt, der zum innovativen kritisch-analytischen Potential des 
Gouvernementalitätsansatzes beiträgt, besteht in der systematischen Auswei- 
tung des Radius von staatsanalytischen Fragestellungen. Im Gegensatz zu etwa 
klassisch-institutionalistischen Herangehensweisen findet die Problematik des 
Regierens keineswegs ihre Grenze in den Ausläufern des Staatsapparates - wie 
auch immer dieser definiert sei. Vielmehr bleibt Foucault in dieser Hinsicht 
den machtanalytischen Annahmen der genealogischen Phase treu und ver- 
sucht Staatlichkeit zu denken, ohne in dieser ein autonomes Zentrum der 
Macht zu sehen. Der Staat existiert immer innerhalb einer Infrastruktur von 
anderen Institutionen und Formen der Führung bzw. Technologien des Regie- 
rens, welche seine prekäre Existenz ermöglichen, jedoch auch in Frage stellen 
können (Foucault 1998). Insbesondere im Hinblick auf post-liberale Gouver- 
nementalitäten impliziert dies, dass auch Formen der Regierung jenseits des 
Staates’ systematisch in entsprechende Analysen mit einzubeziehen sind 
(Miller/Rose: 1992). Die neo-liberale Transformation von Staatlichkeit lässt 
sich dann nicht nur als bloßer Rückzug des Staates verstehen, sondern als eine 
Verschiebung von ‘governance’, die dem Staat eine veränderte Rolle zuspricht 
und vor allem auf der Grundlage einer ‘Ermächtigung’ zivilgesellschaftlicher 
Akteure operiert. Im Hinblick auf zeitgenössische Gouvernementalitäten neo- 


liberaler Provinienz betont Foucault nicht so sehr das schwierige Zusammen- 
spiel von staatlichen, para-staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren und In- 
stitutionen, welches von der Governance-Forschung seit einiger Zeit detailliert 
analysiert wird. Stattdessen hebt Foucault die Korrespondenzen zwischen 
Formen neoliberalen Regierens und Selbstverhältnissen oder Identitäten her- 
vor. In aller Deutlichkeit formuliert er diesen Zusammenhang ım Rahmen 
einer 1983 gehaltenen Vorlesung: „The contact point, where the individuals 
are driven by others is tied to the way they conduct themselves, is what we 
can call, I think government“ (Foucault 1993: 203-4). So ließe sich etwa im 
Hinblick auf neoliberale Gouvernementalitäten der Gegenwart argumentieren, 
dass unter dieser Art des Regierens Subjekte auf eine bestimmte Art und Weise 
angesprochen oder ‘interpelliert’ (Althusser) werden, welche die Herausbildung 
bestimmter Identitäten wie etwa die des ‘Unternehmer seiner Selbst’ als Unter- 
art des Homo Oeconomicus fördert. Denn schließlich ıst eine Gouvernemen- 
talität, welche versucht, ın gewisser Weise durch die freie Entscheidung der 
Individuen zu regieren, nur tragfähig, insofern die Individuen quasi aus eige- 
nem Antrieb verantwortlichen und produktiven Gebrauch von dieser Freiheit 
machen (Bröckling et al. 2000). In diesem Zusammenhang ist die innovative 
Verquickung von Staats- und Selbsttransformationsprozessen hinsichtlich ihres 
analytischen aber auch genuin kritischen Potentials als Stärke des Ansatzes 
hervorzuheben. Denn schließlich suggeriert diese Verbindung, dass oppositio- 
nelle Praktiken auch und gerade auf dem Feld von Selbstverhältnissen, Identu- 
täten und Rationalitäten, in welche erstere eingeschrieben sind, stattfinden 
können. Die Strategie oppositioneller politischer Projekte ist somit nicht not- 
wendigerweise auf die Übernahme bzw. Zerschlagung des Staatsapparates aus- 
gerichtet - eine Strategie, die schon Gramsci als ungeeignet für westliche Ge- 
sellschaften hielt. Es ist vielmehr die Ablehnung bestimmter Identitäten, die 
Weigerung auf eine bestimmte Art und Weise regiert zu werden, es sind die 
von Foucault wenn auch nur viel zu knapp besprochenen Verhaltensrevolten, 
welche hierdurch zur oppositionellen Praxis par excellence erhoben werden: 
„Wir müssen nach neuen Formen von Subjektivität suchen und die Art von 
Individualität zurückweisen, die man uns seit Jahren aufzwingt* (Foucault 
1982: 280). In Kombination mit der Berücksichtigung der prekären Existenz 
des Staates, die immer wıeder durch rivalisierende Gouvernementalitäten aufs 
Spiel gesetzt wird, welche wiederum durch Verhaltensrevolten der Regierten 
herausgefordert und problematisiert werden können, ergibt sich so das Bild 


5 Hier muss jedoch erneut betont werden, dass derartige Zurückweisungen konstitutiv für be- 
stimmte Regierungsrationalitäten sein können. So ließen sich neoliberale Vorstellungen be- 
züglich vermehrter Eigenverantwortung und -initiative durchaus auch als Reaktion auf ent- 
sprechende gesellschaftspolitische Forderungen oppositioneller Akteure der 60er und 70er 
Jahre verstehen, welche hiermit z.B. gegen einen als anonym und paternalistisch kritisierten 
Wohlfahrtsstaat der Nachkriegszeit opponierten. 
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von Staatlichkeit als machtbeladenem, kontingentem und offenem Prozess, 
welches zumindest als kritisch-analytisches Potential in der Geschichte der 
Gouvernementalität enthalten ist. Jedoch droht dieses Potential in den Go- 
vernmentality Studies oftmals nur einseitig verwirklicht zu werden. 


3. Neo-Liberalismus und Governmentality Studies: 
Probleme und Forschungsperspektiven 


Bei den Governmentality Studies handelt es sich um ein überaus heterogenes 
Forschungsparadigma, in dessen Rahmen Formen des Regierens auf unter- 
schiedlichste Weise mit Bezug auf Foucauldianische Konzepte analysiert wer- 
den (Lemke 2000, Dean 1999: 4-5). Es steht außer Frage, dass diese lose zu- 
sammenhängende ForscherInnengemeinschaft wichtige und innovative Studien 
zur Frage von Staatlichkeit, Regierung und Führung vorgelegt hat. Jedoch 
werden gegenüber einigen Aspekten, welche einer Vielzahl dieser ansonsten 
vergleichsweise heterogenen Arbeiten gemeinsam sind, auch immer wieder teils 
schwerwiegende Bedenken vorgebracht (O’Malley et al. 1997, Lemke 2000). 
Im folgenden sollen diese Bedenken im Hinblick auf die Analyse der Gouver- 
nementalität des Neoliberalismus thematisiert und aus der Perspektive der 
neo-marzistischen Staatstheorie Bob Jessops problematisiert werden. Zwar las- 
sen sich die meisten jener Punkte auch aus anderen theoretischen Blickwin- 
keln heraus formulieren, doch Bob Jessops strategisch-relationale Staatstheorie 
steht dem Foucaultschen Ansatz in gewisser Hinsicht überraschend nah° und 
die Kritik an den Governmentality Studies lässt sich analog zu Jessops Vor- 
würfen gegenüber anderen (neo-) marxistischen Staatstheorien verstehen. 

Jessop beschäftigt sich seit über zwanzig Jahren mit staatstheoretischen Frage- 
stellungen und hat zu Beginn der 90er Jahre eine seitdem immer weiter ausge- 
arbeitete strategisch-relationale Staatstheorie formuliert, welche sich vor allem 
auf die Arbeiten Nicos Poulantzas’ und dessen Verständnis von Staatlichkeit 
als sozialem Verhältnis stützt, darüber hinaus aber Elemente aus einer Vielzahl 
von Forschungstraditionen von Systemtheorie bis zu Regulationstheorie mit 
einbezieht (Jessop 2007).” Dieser Ansatz, welcher Staatlichkeit aus dem Zu- 
sammenspiel von strategisch selektiven Strukturen und lernfähigen (Kollektiv-) 
Akteuren, die unterschiedliche Strategien verfolgen, zu erklären versucht, ge- 
nügt laut Jessop einigen grundlegenden Kriterien, welche eine neo-marxistische 
Theorie des Staates erfüllen muss (Jessop 1990: 25). Hierzu gehören Anti- 
Reduktionismus, Anti-Essentialismus und Anti-Ökonomismus. Daneben sehen 
sich marxistische Ansätze laut Jessop jedoch auch immer wieder mit der 


6 Vgl. Biebricher (2007) zu einer von Jessops Ansatz inspirierten Lesart von Foucaults Staats- 
analytik sowie Lemke (2007b), der die Korrespondenzen hinsichtlich der strategischen Di- 
mension von Staatlichkeit betont. 

7 Die Theorie kann hier aus Platzgründen offensichtlich nicht detailliert dargestellt und analy- 
siert werden. Vgl. jedoch die konzise Zusammenfassung in Kelly 1999. 


Schwierigkeit konfrontiert, die unterschiedlichen Formen und Funktionen von 
Staatlichkeit in unterschiedlichen geographischen und historischen Kontexten 
zu erklären. Offensichtlich stellt diese Anforderung beispielsweise einen ‘har- 
ten’ Strukturalismus bzw. Funktionalismus, wie er von Poulantzas im Rahmen 
der berühmten Debatte zwischen ihm und Miliband vertreten wurde, vor er- 
hebliche Probleme. Falls Staatlichkeit sich aus ihrer Funktionalität bezüglich 
der Reproduktion kapitalistischer Produktionsverhältnisse ableiten lässt, dann 
kann diese Position - in Abwesenheit einer Typologie verschiedener Formen 
von Spätkapitalismus - kaum die beträchtlichen Unterschiede in Form und 
Funktion des Staates in Deutschland, Frankreich oder Großbritannien erklä- 
ren. Derartigen Perspektiven mangelt es also an theoretischer Auflösungskraft 
bzw. Tiefenschärfe, um die Bandbreite empirisch existierender Formen von 
Staatlichkeit adäquat zu erfassen. Stattdessen erscheinen Staat und Kapitalis- 
mus im schlimmsten Fall als globale Konzepte im Singular mit den entspre- 
chenden Einbußen bezüglich ihres Erklärungspotentials und zweifelhaften po- 
litisch-strategischen Implikationen. 

Eine ähnlich gelagerte Kritik hinsichtlich einer mangelnden historisch- 
geographischen Spezifizität lässt sich nun auch gegenüber einer Vielzahl von 
Arbeiten in den Governmentality Studies formulieren. Die Problematik ent- 
springt in diesem Fall aus einer fragwürdigen Konzeptionalisierung von Gou- 
vernementalität im Allgemeinen und der des Neoliberalismus im Besonderen. 
Vor allem Thomas Lemke hat darauf hingewiesen, dass es sowohl aus theoreti- 
schen wie auch politischen Gründen notwendig wäre, im Hinblick auf das 
Konzept der Gouvernementalität „weniger die Kohärenz und Konsistenz als 
vielmehr die Ambivalenz und Widersprüchlichkeit von Rationalitäten und 
Technologien herauszuarbeiten“ (Lemke 2000: 15). Dies kann beispielsweise 
mit Verweis auf die kontingenten Effekte sozialer Kämpfe auf gouvernementale 
Dynamiken und ihre Spezifizität geschehen, doch jene Auseinandersetzungen 
finden in der entsprechenden Literatur bedenklicherweise nur vereinzelt Be- 
achtung - wobei dieses Manko auch Foucaults eigenen Vorlesungen anzukrei- 
den ist (Biebricher 2008). Zur Illustration der mangelnden Erklärungskraft eı- 
ner monolithisch geronnenen Gouvernementalität lassen sich vielfältige Bei- 
spiele aus der Gegenwart heranziehen: Neoliberale Staatlichkeit wird weithin 
als durch eine zumindest tendenzielle zentrifugale Dynamik gekennzeichnet 
angesehen. Privatisierung und privat-öffentliche Partnerschaften zur Durchfüh- 
rungen öffentlicher Aufgaben bewirken diesen Trend in Richtung der Verlage- 
rung von Kompetenzen und Zuständigkeiten in Richtung der staatlichen Peri- 
pherie. Jedoch steht diesem Trend eine energische Konsolidierungs- und Zent- 
ralisierungsbewegung im Fall der US-Exekutive gegenüber - gemäß der Dokt- 
rın der ‘unified executive’ - welche im Gegensatz zu diesen Annahmen steht. 
Dies bedeutet nicht, dass der US-amerikanische Staat nicht auch durch Priva- 
tisierung etc. gekennzeichnet sei, wie etwa dıe Bedeutung privater Sicherheits- 
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firmen ım Irak-Krieg veranschaulicht. Diese Widersprüchlichkeit muss jedoch 
theoretisch aufgearbeitet und nicht zugunsten einer Seite aufgelöst werden. 
Laut Foucault und den Governmentality Studies hat die zeitgenössische Gou- 
vernementalität vor allem die Bevölkerung als Objekt, während die juridischen 
Gouvernementalitäten der Souveränität noch insbesondere das Staatsterritori- 
um und dessen Sicherung als Gegenstand hatten. Diese Problematik erweist 
sich jedoch im Zusammenhang der derzeitigen Kontroversen um (illegale) 
Einwanderung sowohl in den USA als auch Furopa als höchst aktuell. Fou- 
cault selbst hatte angeregt von einem „Dreieck“ der Machtformen Regierung, 
Disziplin und Souveränität auszugehen (Foucault 2004a: 161). Dementspre- 
chend bedürfte die Heterogenität dieses ‘Dreiecks’ einer stärkeren Betonung. 

Im Zusammenhang mit der immer wieder - und zurecht - formulierten Diag- 
nose einer “Verantwortlichmachung’ von formal freien neo-liberalen Subjekten 
kann eine ähnliche Einseitigkeit ausgemacht werden. Sicherlich trifft es zu, 
dass der Interpellation von Subjekten als verantwortliche und rationale Akteu- 
re, welche in ihre eigene Arbeitskraft investieren und sich um ihre private Al- 
tersvorsorge sorgen, zentrale gesellschaftliche Bedeutung zukommt und eine 
spezifische Form kapitalistischen Wirtschaftens ermöglicht. Andererseits darf 
jedoch diese Formierung rationaler und verantwortlicher Individuen nicht ver- 
absolutiert werden, steht ihr doch gegenüber, was als systematische Entverant- 
wortlichung bezeichnet werden könnte. Zuletzt hat Benjamin Barber eindring- 
lich auf die immense Bedeutung eines „ethos of infantility“ (Barber 2007) in 
offensichtlichem Gegensatz zur protestantischen Arbeitsethik hingewiesen. 
Dieses Ethos ermutige Individuen insbesondere in ihrer Rolle als Konsumen- 
ten zu dezidiert irrationalem und unverantwortlichem Verhalten. Die empiri- 
schen Auswirkungen jenes Fthos lassen sich in der Form von einer dramatisch 
steigenden Zahl von überschuldeten Haushalten vor allem, aber nicht nur in 
den USA besichtigen. Sogar die momentane Immobilien- und Kreditkrise 
kann schließlich zumindest in gewisser Weise auf jenes Fthos der Unverant- 
wortlichkeit zurückgeführt werden. Steht sie doch im Zusammenhang mit ag- 
gressivem Marketing im Bereich der sogenannten ‘Sub-Prime’ Hypotheken, 
welches (zukünftige) Hausbesitzer in teils prekären finanziellen Umständen zu 
rıskanten Hypothekenkrediten anriet. Kurz, der Anfachung libidinösen Ver- 
langens und dessen sofortiger Befriedigung als Konsumenten, steht der ver- 
antwortungsbewusste und rationale Produzent und Klient von privaten Versi- 
cherungen gegenüber. Wird dem einen die Verwirklichung seiner Wünsche im 
Hier und Jetzt versprochen, sieht sich der andere etwa mit der Frage konfron- 
tiert, welches Einkommensniveau er in dreißig Jahren aufrechterhalten möchte 
und welche Beiträge hierfür erforderlich sind.® Diese Widersprüchlichkeiten 


8 Am Rande sei hier auf eine weitere Widersprüchlichkeit hingewiesen, die sich aus der Beto- 
nung von freien, verantwortlichen Individuen und den Ergebnissen der zeitgenössischen 


theoretisch zu erfassen, würde zu einer erheblichen Nuancierung der gouver- 
nementalen Gegenwartsdiagnostik beitragen und in bester Foucauldianischer 
Manier zeigen, wie das ‘Scheitern’ von Technologien und Programmen, aber 
eben auch Identitäten durchaus erfolgreich sein kann. Schließlich würden die 
kapitalistischen Wirtschaftssysteme akut in ihrer Existenz bedroht, falls der ra- 
tional-verantwortungsbewusste Akteur als Modell des Selbstverhältnisses sich 
tatsächlich durchsetzen sollte und nicht durch das hedonistisch-irrationale 
Gegenmodell komplementiert würde, welcher die Gefahr von massiven Über- 
produktionskrisen in Schach hält. Diese Art von Widersprüchlichkeit, welche 
Foucault am Fall des Gefängnisses demonstriert hat, müsste also, nicht nur 
nach Einschätzung von Lemke, breiten Raum auf der Agenda der Governmen- 
tality Studies einnehmen (Larner 2000). 

Wie ließe sich eine nuanciertere Lesart zeitgenössischer 'neoliberaler” Gesell- 
schaften operationalisieren? Zweifellos würde dies eine größere interne Diffe- 
renzierung der Kategorie “Neoliberalismus’ erforderlich machen, so dass natio- 
nale Unterschiede möglicherweise mit Verweis auf unterschiedliche Kombina- 
tionen von Elementen, die neoliberaler Gouvernmentalität eigen sind bzw. ei- 
ner Kombination unterschiedlicher Gouvernementalitäten erklärbar werden. 
Hier lohnt sich nun ein Blick auf die Art und Weise wie Jessop und andere 
neo-marxistische AutorInnen die neo-liberale Gegenwart in ihrer jeweiligen 
Spezifität zu erfassen versuchen: Jessop argumentiert auf der Basis einer Vor- 
stellung von Liberalismus und damit auch Neoliberalismus als „complex, mul- 
tifaceted phenomenon“ (Jessop 2002: 453). Die unterschiedlichen Elemente 
neoliberalen Regierens können demnach in historisch und geographisch vari- 
terenden Kombinationen auftreten. Jessop schlägt vor, diese Kombinationen 
mit Hilfe von vier Idealtypen zu analysieren (Neoliberalism, Neocorporatism, 
Neostatism, Neocommunitarianism): „Individual mixes depend on institu- 
tional legacies, the balance of political forces, and the changing economic and 
political conjunctures in which different strategies are pursued“ (ebd.: 461). So 
lässt sich etwa das Flexicurity Regime in Dänemark oder den Niederlanden als 
Kombination von aktiver öffentlicher Arbeitsmarkpolitik (neostatism) und 
neoliberalem Flexibilitätsdenken verstehen. Wohingegen die New Labor Regie- 
rung in Großbritannien eher durch eine Artikulation von neoliberalen und 
neokommunitaristischen Elementen gekennzeichnet ist. Auf diese Weise lassen 
sich auch ein Wiedererstarken des Staates, wie er derzeit für Deutschland di- 
agnostiziert wird (Niejahr/Schmidt 2007) sowie die konsolidierte US-Exekutive 
thematisieren. Aufgrund einer einseitigen Überbetonung der neoliberalen Ele- 
mente blieben derartige Phänomene etwa in der klassischen Analyse des Regie- 


Hirnforschung ergibt, welche altehrwürdige Konzepte wie Bewusstsein und freien Willen 
Schritt für Schritt in Namen eines neuen Naturalismus auf biochemische Prozesse reduziert, 
welcher die Annahme rational-verantwortlicher Individuen zusehends fragwürdig erscheinen 
lässt. 
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rens ‘jenseits des Staates’ durch die Gouvernementalisten Miller und Rose au- 
ßen vor (Curtis 1995) - welche somit ironischerweise die Skepsis bezüglich der 
Rolle des Staates in den frühen Werken Foucaults reproduzierten, die ın den 
Vorlesungen zur Gouvernementalität ja gerade einer nuancierteren Betrachtung 
der spezifischen Bedeutung von Staatlichkeit gewichen war. 

Zwar haben prominente Vertreter der Governmentality-Schule der Verwendung 
von Idealtypen eine Absage erteilt (Dean 1999: 58), diese Position sollte je- 
doch meiner Ansicht nach überdacht werden, handelt es sich doch um eine 
Forschungsstrategie, welche zumindest geeignet ist, einen Beitrag zu einer 
nicht-monolithischen Konzeptionalisierung von reflektieren Praktiken des Re- 
gierens ın der Gegenwart zu leisten. 

Zuletzt soll hier eine gewisse Fixierung der Governmentality Studies auf die 
Gouvernementalität des Neoliberalismus problematisiert werden. Selbstver- 
ständlich geht diese Gewichtung auch auf den breiten Raum zurück, welche 
die zwei weiter oben erwähnten Spielarten des Neoliberalismus in Foucaults 
Vorlesungen einnehmen.” Allerdings scheint in diesem Zusammenhang die 
Frage angebracht, inwieweit der derzeitige Neoliberalismus - in seinen unter- 
schiedlichen Varianten und Artikulationen - noch unter den Vorzeichen Fou- 
caults eigener Analyse Ende der 70er Jahre verstanden werden kann. Zuge- 
spitzt formuliert, gälte es zu klären, ob sich schon von einem zumindest in 
groben Konturen erkennbarem gouvernementalen Zeitalter „After Neolibera- 
lism“ (Bevir 2007) sprechen ließe.” Mit anderen Worten geht es hier ein weite- 
res Mal um die Notwendigkeit, eine übermäßig homogene Konzeptionalisie- 
rung von Gouvernementalität zu vermeiden, in diesem Fall jedoch nicht auf 
der synchron-geographischen sondern der diachron-temporalen Ebene. Dies 
kann sowohl durch die Postulierung einer post-neoliberalen Gouvernementali- 
tät als auch insbesondere durch eine interne temporale Differenzierung der 
Kategorie Neoliberalismus geschehen. Welche empirischen Phänomene ließen 
sich zur Illustration einer neuen’ Gouvernementalität anführen? Sicherlich 
kann hier etwa auf die schon oben angesprochene “Wiederkehr” des Staates im 
deutschen Kontext und einige andere schon erwähnte Punkte verwiesen wer- 
den. Darüber hinaus sei auf die politische Entwicklung in Australien hingewie- 
sen, welches neben Neuseeland lange als neoliberale Bastion galt, in jüngster 
Zeit jedoch trotz beträchtlichem Wirtschaftswachstum eine amtierende Regie- 
rung abwählte, was politische Beobachter auch auf eine wachsende Unzufrie- 
denheit ın der Bevölkerung bezüglich des Deregulierungs- und Privatisierungs- 
kurs der Regierung zurückführten (Sprothen, 2007). Nun wäre es natürlich 


9 Vgl. Biebricher (2008) zu einer Problematisierung von Foucaults Geschichte der Gouverne- 
mentalität hinsichtlich der in diesem Abschnitt angesprochenen Punkte. 

10 Bevir verweist in seinem Aufsatz auf die weit größere Wertschätzung von ‚community’ ge- 
genüber dem Individuum, die mit der Transformation von Neoliberalismus nach Thatcher 
und insbesondere unter Tony Blairs New Labor Regierung einhergeht. 
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vosschnell, derartige Tendenzen allein schon zum Anlass zu nehmen, den 
Neoliberalismus für tot zu erklären, schließlich finden solche und ähnliche 
Korrekturprozesse wie etwa der derzeitige Versuch einer stärkeren Regulierung 
des Bankensektors in den USA immer wieder statt, ohne dass dies eine grund- 
sätzliche Abkehr von neoliberalen Praktiken bedeuten müsste. Um so mehr 
bedarf es jedoch zumindest einer Konzeptionalisierung von Neoliberalismus 
als Prozess, um solche Tendenzen und Gegentendenzen adäquat zu erfassen. 
Auch hier lohnt sich der Blick auf die Art und Weise, wie Jessop - aber auch 
Jamie Peck und andere - das Phänomen Neoliberalismus zu analysieren versu- 
chen. Ersterer betont etwa in beinahe neo-institutionalistischer Manier die un- 
terschiedlichen ‘Pfade’, denen die Entwicklung des Neoliberalismus ım Zu- 
sammenhang mit gouvernementalen Krisen und deren Bewältigung folgen 
können (Jessop 2002: 457). 

Noch eingehender haben jedoch Peck und Tickell die temporale Dimension 
von Neoliberalismus behandelt. Sie schlagen eine Einteilung in Phasen ein, 
welche von einem Proto-Neoliberalismus in den Werken von Hayek und an- 
deren über den ‘Roll Back’ Neoliberalismus des Thatcherismus und der “Rea- 
gan Revolution’ bis hin zum ‘Roll Out’ Neoliberalismus im Rahmen des ‘Drit- 
ten Weges’ oder unter den New Democrats in den USA reicht (Peck/Tickell 
2002: 387ff.) - wobei diese Periodisierung offensichtlich bis in die Gegenwart 
weiterzuentwickeln wäre.'' Allerdings erfasst diese Phaseneinteilung vor allem 
den anglo-amerikanischen Entwicklungspfad, der von einer weit radikaleren 
Regimetransformation im Rahmen des ‘Roll Back’ Neoliberalismus gekenn- 
zeichnet ist als dies in den kontinentaleuropäischen und skandinavischen Ge- 
sellschaften der 80er Jahre der Fall war. Wie Jessop zutreffenderweise anmerkt, 
findet in jenen Fällen kein neoliberaler „regime shift“, sondern nur ein ent- 
sprechendes „policy adjustment“ in Reaktion auf einen krisenhaftes fordisti- 
sches Produktionsregime statt. Diese ‘Neujustierung’ bedarf dementsprechend 
nicht in gleichem Maße einer Konsolidierung auf der Basis des ‘Roll Out’ 
Neoliberalismus (Jessop 2002: 458). 

Erschöpfende Typologisierungen und Periodisierungen von Neoliberalismus 
sind kein Wert an sich. Nach der hier vertretenen Auffassung handelt es sich 
jedoch um überaus wichtige Methoden bzw. Heuristiken, bei denen es um 
mehr geht als die Frage, wann genau ein post-neoliberales Zeitalter der Gou- 
vernementalität anbricht. Was auf dem Spiel steht, ist die Fähigkeit, im Rah- 
men dessen, was Foucault als „historische Ontologie unserer selbst“ (Foucault 
1994b: 275) bezeichnet hat, herauszuarbeiten, was unser Heute vom Gestern 


11 ‚Roll Back’ Neoliberalismus betont die Unterminierung bzw. Abschaffung nicht marktför- 
miger Institutionen bzw. Institutionen, die das Wirken von Märkten beschränken. ‚Roll Out’ 
Neoliberalismus regiert auf die Schwierigkeiten des Regierens derart individualisierter Gesell- 
schaften auf Marktbasis durch Versuche, flankierende Institutionen (Familie, Nachbarschaft, 
Regulierungsbehörden, Glaubensgemeinschaften) zu schaffen bzw. wiederzubeleben. 
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unterscheidet, mit anderen Worten die historisch-geographische Spezifizität 
der reflektierten Praxis der Regierung. In dieser Frage nach dem, was unsere 
Gegenwart in ihrer Aktualität ausmacht, und ob diese Gegenwart notwendi- 
gerweise so sein muss, wie sie ist, sah Foucault das Ethos der Kantischen Auf- 
klärung am Werk, welches er auch zuletzt für seine eigenen Forschungen ın 
Anspruch genommen hat (Foucault 1990). 


4. Schlussfolgerungen 


Foucaults Konzeptionalisierung von Staatlichkeit auf der Basis von historisch 
variablen reflektierten Praktiken des Regierens, welche sich vor allem für Fra- 
gen des ‘Wie’ interessiert und den Staat als „zusammengewürfelte Wirklich- 
keit“ betrachtet, um ihn einer strategischen Analyse zu unterziehen, kann eine 
Vielzahl von kritisch-analytischen Stärken bescheinigt werden. Der ‘Staat’ er- 
fährt eine radikale Entsubstantialisierung ist er doch vor allem als Effekt von 
bestimmten gouvernementalen Praktiken zu begreifen. Er wird als historisch 
variables und äußerst prekäres Konglomerat von Praktiken des Regierens be- 
trachtet, in denen Technologien, Wissen, Reflexionsformen und Rationalitäten 
auf immer wieder unterschiedliche Weise zusammenspielen. Der Staat ist nie- 
mals, er wird beständig. Für eine hegelianisch-metaphysische Überhöhung des 
Staates wie auch andere Formen von Essentialismus bietet dieser Ansatz kei- 
nerlei Raum. Vielmehr ist Staatlichkeit ein von Kontingenz und dem errati- 
schen Spiel von Macht und Widerstand geprägter Prozess. Analytisch geschen 
besteht die Innovationskraft des Ansatzes etwa im Vergleich zu unterschiedli- 
chen (Neo-) Institutionalismen in der Umkehrung der Fragestellung hinsicht- 
lich explanans und explanandum: Geht der Institutionalismus vom Staat als 
Institutionenensemble aus, um das Verhalten von Akteuren zu erklären und 
setzt dabei oftmals Konzepte von Staat und Zivilgesellschaft implizit voraus, 
so geht es dem Gouvernementalitätsansatz um eine Entnaturalisierung solcher 
“Universalien’, wıe Foucault sie bezeichnet, welche gerade der Erklärung bedür- 
fen. Darüber hinaus liegt das analytische Innovationspotential des Gouverne- 
mentalitätsansatzes in seiner engen Verknüpfung von staatlich-politischer Re- 
gierung und Selbstführung, welche die - allerdings immer unzureichende - 
Korrespondenz zwischen Formen des Regierens und bestimmten Identitäts- 
modellen wie dem Homo Oeconomicus hervorhebt. 

Der kritisch-politische Aspekt des Forschungsprogramms zeigt sich vor allem 
in seiner Betonung der Rolle sozialer Kämpfe und der prinzipiellen Veränder- 
barkeit von staatlichen Formen und der entsprechenden Machtausübung auf- 
grund interner Risse” im vermeintlich monolithischen Gebäude des Staates. 
Oppositionelle politische Praxen erscheinen so zumindest als möglich und 
nicht a priori sinnlos: „These things have been made, they can be unmade, as 
long as we know how it was that they were made” (Foucault 1994c: 127). 
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Das so bezeichnete kritisch-analytische Potential des Ansatzes läuft jedoch Ge- 
fahr, nicht voll ausgeschöpft zu werden, was im vorliegenden Beitrag vor allem 
auf eine problematisch homogene Konzeptionalisierung von Gouvernementa- 
lität aber auch einer gewissen Fixierung auf die des Neoliberalismus zurückzu- 
führen ist. 

In der hier vorgebrachten Kritik geht es vor allem darum, ein höheres Maß 
von historisch-spezifischer Tiefenschärfe von Seiten des Gouvernementalitäts- 
ansatzes anzumahnen, etwa durch die diachrone Verflüssigung von Neolibera- 
lısmus in einen Prozess mit verschiedenen Stadien, wobei dessen aktuelle Pha- 
se möglicherweise über diese Gouvernementalität hinaus verweist, oder aber 
durch eine Betonung der Widersprüchlichkeit innerhalb bzw. zwischen simul- 
tan existierenden Gouvernmentalitäten. Hierdurch erscheint es möglich, die 
nationalen, regionalen und historischen Unterschiede in den konkreten Aus- 
formungen eines generisch verstandenen Neoliberalismus besser auszuleuchten 
und auf dieser Basis könnte der Gouvernementalitätsansatz auch als ernstzu- 
nehmende Alternative im Feld der Theorien der Komparatistik von Public 
Choice bis Institutionalismus gelten.” Bis dato haben sich die Governmentali- 
ty Studies einer solchen konstruktiven Auseinandersetzung jedoch in einer 
„Art selbstgewähltem theoretischem Isolationismus“ (Lemke 2000: 18) weitge- 
hend entzogen. Dass hierdurch „wichtige Weiterentwicklungen und notwendı- 
ge Korrekturen dieser Forschungsperspektive“ (ebd.) verhindert werden, ist zu 
befürchten. Der vorliegende Artikel versteht sich daher nicht zuletzt als Bei- 
trag zu einer solch produktiven Auseinandersetzung zwischen unterschiedli- 
chen Herangehensweisen an die Problematik von Staatlichkeit, von der die 
Governmentality Studies in der Verfeinerung ihres analytischen Instrumentari- 
ums im Abgleich mit konkurrierenden Ansätzen letztendlich nur profitieren 
können. 
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Der Streik der Lokführer-Gewerkschaft GDL 
Anfang vom Ende des deutschen Systems der 
industriellen Beziehungen? 


Kaum ein Ereignis hat die allgemeine Öffentlichkeit und insbesondere linke 
Gruppierungen so nachhaltig beschäftigt wie der monatelange Tarifkonflikt 
zwischen der Lokführergewerkschaft GDL und der Deutschen Bahn vom Juli 
2007 bis zum März 2008. Die radikalen Forderungen und die radikalen Mittel 
beflügelten die Phantasie mancher Systemkritiker, die in dem ökonomischen 
schnell schon einen politischen Kampf sehen wollten und uneingeschränkte 
Solidarität forderten (siehe www.bahnstreik-soli.de)'. Seitdem wurde erbittert 
darüber gestritten, ob die GDL nun Speerspitze einer sich erneuernden Ge 
werkschaftsbewegung sei, die sich gegen den neoliberalen Kapitalismus formie- 
re oder Spalterorganisation mit egoistischen Organisationsinteressen. Mit un- 
serem Beitrag wollen wir zur Versachlichung der Diskussion beitragen, die 
häufig recht informationsarm geführt worden, durch Mythen angereichert und 
von projektiven Erwartungen bestimmt gewesen ist. 

In den letzten zehn Jahren sind bei der Interessenvertretung der lohnabhängig 
Beschäftigten in der Bundesrepublik zwei organisationspolitische Tendenzen 
deutlich geworden: Auf der einen Seite haben sich Gewerkschaften - im we- 
sentlichen aufgrund finanzieller Probleme, die durch die Vereinigung entstan- 
den sind - zu größeren Einheiten zusammen geschlossen, sei es in Form der 
Fusion von einzelnen Industrie-, Status- und Unternehmensgewerkschaften wie 
im Falle von Verdi und IG BCE (vgl. dazu Waddington et al. 2005, Kahmann 
2004), sei es in Form des Anschlusses einzelner Industriegewerkschaften an 
große Einzelgewerkschaften wie im Falle von Holz/Kunststoff und Textil, die 
sich der IG Metall angeschlossen haben. Diese neuen, multisektoralen Ge- 
werkschaften bemühen sich zwar, den differenzierten Interessen ihrer alten 
und neuen Mitglieder durch die Erhöhung organisatorischer Komplexität ent- 


1 Typisch dafür Thiess Gleiss, Mitglied im Bundesvorstand der Partei ‘Die Linke’: „Der Ar- 
beitskampf der GDL beginnt grundsätzliche und politische Dimensionen anzunehmen, die 
ihn nicht nur auf die höchste Stufe der gewerkschaftlichen und betrieblichen Kämpfe der 
jüngeren Geschichte in Deutschland heben, sondern die jede Gewerkschaft, jeden Linken 
und jede Linke zu eindeutiger Positionierung und aktiver Kampfunterstützung verpflichten. 
(...) Hier und jetzt findet der politische Streik statt, in dessen Dienst sich die Linke und 
DIE LINKE stellen muss“ (Stellungnahme v.14.11.07, in: www.bahnstreik-soli.de). 
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Alex Demirovic 


Das Wahr-Sagen des Marxismus: 
Foucault und Marx 


Foucault kritisiert die Macht, die mit dem Wahr-Sagen in der Theorie von Marx 
und im Marxismus verbunden ist. Diese Kritik unterscheidet nicht zwischen den 
Buchstaben der Texte von Marx, einem an Marx anschließenden Theoriepro- 
gramm oder Weltanschauungsmarxismus, sondern zielt auf das grundsätzlichere 
Problem, ob Emanzipation im Namen der Wahrheit erreicht werden kann. Es ist 
Aufklärung über Aufklärung. Im folgenden wird zunächst dargelegt, welches Ver- 
hältnis Foucault selbst zu Marx und Marxismus einnimmt. Anders als dies häu- 
fig nahegelegt wird, lässt sich zeigen, dass Foucaults Arbeiten sich im Horizont 
der von Marx umrissenen Theorie befinden, sich erst in diesem Theoriepro- 
gramm angemessen erschließen, es aufnehmen und erweitern (1-2). Der Dissens 
mit Marx, so wird im weiteren gezeigt, besteht im Verständnis dessen, was die 
Kämpfe sind und ob sie ein Ziel haben. An einem solchen Ziel orientiert sich 
die Wahrheit und gewinnt ihre Macht (3). Foucault analysiert die Techniken, mit 
denen innerhalb des Marxismus die von ihm selbst ausgehende autoritäre Dy- 
namıik geleugnet, verdrängt oder verharmlost wird (4). Eine machttheoretische 
Schlussfolgerung ist, dass es besser wäre, mit der Macht in konkreten Befrei- 
ungspraktiken umzugehen und sie immer wieder aufs neue zu transformieren als 
auf ıhr Ende zu spekulieren und sich nicht weiter um sie zu kümmern. Wenn 
aber die Wahrheit eine besondere Machtbeziehung in der Form der Wissenschaft 
ist, dann kann sie sowenig außer Betracht gelassen werden wie andere Praktiken 
der Macht. Foucault setzt sich deswegen für eine Leidenschaft, eine neue Praktik 
des Marxschen Textes ein (5). 


1. Foucault - im Horizont der Marxschen Theorie 


Michel Foucault wurde - worauf er betroffen und ironisch in Interviews hinwies - 
aus ganz verschiedenen Richtungen des akademischen und politischen Spekt- 
rums kritisiert: als Anarchist, Linksradikaler, Marxist, Kryptomarzist, Nihilist, 
Antiwissenschaftler und Irrationalist, Antimarxist, Neoliberaler, gaullistischer 
Technokrat oder Rechter; von der Rechten kam der Vorwurf, dass er jede Macht 
in Frage stelle und eine Gefahr für die geistige Gesundheit der Studenten sei, von 
anderen wie Jean Paul Sartre wurde ihm entgegengehalten, letztes Bollwerk der 
Bourgeoisie zu sein oder in der Nähe von Hitlers Mein Kampf zu stehen (Fou- 
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cault 1984a, 727, Foucault 1980a, 39; Foucault 1984b, 963). In Deutschland 
wurde er ın den 1980er Jahren ın eine Traditionslinie des bürgerlichen Pessimis- 
mus gestellt, die sich vermeintlich von Hobbes bis Nietzsche ziehen soll. Daraus 
wurde geschlussfolgert, dass er zwangsläufig ein Renegat seın müsse, der nach der 
Erfahrung der plötzlichen Enttäuschung seines politischen Engagements Anfang 
der 1970er Jahre heftig mit seinen früheren Überzeugungen gebrochen und sich 
immer weiter von der politischen Linken und der marxistischen Orthodoxie ent- 
fernt habe (Habermas 1985, 302). Zwanzig Jahre später, in einer anderen poli- 
tisch-theoretischen Konjunktur und gestützt auf andere Texte Foucaults, wurde 
dann zu zeigen versucht, dass Foucault ein Liberaler, sogar ein Neoliberaler ge- 
wesen seı (vgl. in diesem Sinne kritisch Reitz 2003, positiv Sarasın 2007, 479 und 
die kritische Replik von Seebach, Feustel 2008). Eine schillernde Figur also. In- 
dem Habermas Foucault vorhielt, sich von der politischen Linken und vom or- 
thodoxen Marxismus zu entfernen - was aus Sicht von Habermas, der selbst 
reichlich Distanz zu Marx gesucht hat, kein Zeichen für Renegatentum sein 
dürfte -, nimmt er für sıch gleichwohl in Anspruch, derjenige zu sein, der über 
die Maßstäbe der Kritik entscheidet. Der Gerichtshof der Vernunft, die autoritä- 
ren Gesten funktionieren auch ohne Bezug auf Marx; Habermas wie eine Reihe 
anderer Autoren verschaffen sich das Recht dazu, indem sie Aufklärung und 
Humanismus zu einer Partei machen, aus der sie Foucault glauben ausschließen 
zu dürfen. Es gibt Habermas offenkundig eine gewisse Genugtuung, dass alle die, 
die einmal mehr wollten, am Ende doch nur enttäuscht klein beigeben würden - 
und man deswegen, belehrt durch die richtige Theone, die vor Pessimismus 
schützt, auch dieses Mehr erst gar nicht versuchen sollte. 

Doch der Ausschluss läuft ins Leere. Gerade den Humanismus, in dessen Namen 
er ausgeschlossen wird, hat Foucault selbst angegriffen und verworfen; Aufklä- 
rung, Vernunft, Wahrheit hingegen hat er im Zweifelsfall verteidigt. Hat er klein 
beigegeben? War er pessimistisch? Es scheint nicht so. Wohl sah er nirgendwo 
mehr ein Licht der Hoffnung, kein revolutionäres Vorbild, keine historischen 
Bezugspunkte. Aber dies ist - und darin denkt er ganz ähnlich wie Max Hork- 
heimer - Anlass zu einer kritischen Wendung auf die eigene Tradition und die 
Bemühung um den Neubeginn (vgl. Demirovid 1999, 695ff). „Ich glaube, wır 
sind auf das Jahr 1830 zurückgeworfen. [...] Wir müssen wieder ganz von vorn 
anfangen und uns fragen, worauf wir die Kritik unserer Gesellschaft in einer Situ- 
ation stützen können, in der die bisherige implizite oder explizite Grundlage un- 
serer Kritik weggebrochen ist. Mit einem Wort, wır müssen die bedeutende Tra- 
dition des Sozialismus grundlegend in Frage stellen, denn alles, was diese Tradı- 
tion ın der Geschichte hervorgebracht hat, ıst zu verdammen.“ Er wisse um die 
Schwierigkeit des Neubeginns, aber er sei optimistisch und sage: „Fangen wır 
von vorn an! Es muss möglich sein, von vorn anzufangen.“ (Foucault 1977g, 
514). 1830, das Jahr des ersten großen Arbeiteraufstands, wird von ihm als Null- 
punkt der selbstkritischen Reflexion festgelegt. Das ist einige Zeit vor Marz, und 


auch dieser wird Gegenstand einer Prüfung. Vom orthodoxen Marxismus hat 
Foucault sich nicht entfernt - denn er stand ihm nie nahe. Foucault behauptet 
von sich so apodiktisch wie seinerzeit Marx: „Ich bin niemals Marxist gewesen.“ 
(Foucault 1983, 528; vgl. Engels an Bernstein, 2./3.11.1882). Aber er hat immer 
wieder, mal positiv, mal negativ Bezug auf Marx genommen. Er zitiere Marx 
häufig, ohne es zu sagen und gelte deswegen bei denen, die nicht fähig seien, die 
Marxtexte zu erkennen, nicht als Marxist. Er arbeite mit Marx, wie Physiker mit 
Newton oder Einstein arbeiteten, doch gehe es ihm nicht darum zu beweisen, 
wie treu er gegenüber dem Meister sei. Diese ironisch-irreführende Textpraxis 
richtet sich auch gegen das Definitionsmonopol der kommunistischen Parteien, 
die die Macht beanspruchen, zu definieren, wer ein Marxist sei (Foucault 1975a, 
930f). Er weist darauf hin, dass er sachlich und methodisch von Marx gelernt 
habe und etwas tun wollte, was auch dieser gemacht hatte: habe dieser die ge- 
wöhnlichen Erklärungen des Elends zurückgewiesen und mit der Analyse der 
Produktion eine neue Problematik eröffnet, so wolle Foucault mutatis mutandi 
das sexuelle Elend nicht mehr durch Unterdrückung erklären, sondern die Me- 
chanismen der Produktion von Sexualität erfassen (Foucault 1977, 339). 

Titienne Balibar vertritt die Hypothese, dass „ein wirklicher Kampf mit Marx das 
gesamte Werk Foucaults begleitet hat und eine wesentliche Triebfeder seiner 
Produktivität war“, dass dieser Kampf aber kein einfaches Duell war, weil die 
Auseinandersetzung mit Marx nicht immer mit derselben Entschiedenheit ge- 
führt wurde und nicht immer demselben ‘Marx’ oder demselben ‘Marxismus’ 
galt (Balibar 1991, 40). Ich will noch stärker dahingehend argumentieren, dass 
Foucault in ähnlicher Weise wie die Kritische Theorie in Marx’ Theorie einen 
Ausgangspunkt der eigenen Arbeit sah, dass er sich in einer Problematik beweg- 
te, der er Marx zurechnete, auf dessen Fragen er mit neuen Fragen und Antwor- 
ten reagierte. Es sei derzeit unmöglich, Geschichte zu schreiben - und Foucault 
sagte von sich, dass er nichts als Geschichte schreibe -, „ohne einen Ratten- 
schwanz von direkt oder indirekt mit dem Marx’schen Denken verbundenen 
Begriffen zu verwenden und ohne sich in einen Horizont zu versetzen, der von 
Marx beschrieben und definiert wurde. [...] Und innerhalb dieses durch Marx de- 
finierten und codierten allgemeinen Horizonts beginnt dann die Diskussion.“ 
(Foucault 1975, 931). Die Marxsche Theorie ist aus Foucaults Sicht eine Wis- 
senspraxis, in deren Horizont er sich bewegt, an die er kritisch anschließt und 
die er verändern will, um die Subalternen in ihren Kämpfen um Emanzipation 
zu stützen. Nach Foucault lässt sich jene Praxis nicht mehr in derselben Weise 
fortsetzen wie vorher - und die, die es tun, zahlen den Preis eines Marxismus ın 
primitiver Form. So wie die Kritische Theorie unter fordistischen Bedingungen 
zur Tradierung und Aktualisierung der Aufklärung und der Marxschen Theorie 
bis zur Schwelle von 1968 beigetragen hat, so konnte sich Foucault mit seinen 
Studien über Wahnsinn, Klinik und Humanwissenschaften endlich ın der Bewe- 
gung von 1968 entdecken und auf der Grundlage dieser Bewegung die Tradition 
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der kritischen Theorie weiterentwickeln. Wie Horkheimer oder Adorno hatte 
auch er’ manchen Vorbehalt gegen die Aktivisten von ‘68: An wen er denke 
wenn er von Marxisten-Leninisten und Maoisten spreche, die im Namen yon 
Marx Zensur an ihm üben, ihn exkommunizieren, ihn mit Bannfluch belegen 
wollten: „An diejenigen, die nach dem Mai 68 hypermarxistische Diskurse führ- 
ten und dafür sorgten, dass die Maibewegung in Frankreich ein von Marx eı- 
borgtes Vokabular verbreitete, wie man es vorher nie gehört hatte, und die dann 
nach ein paar Jahren alles fallen ließen.“ (Foucault 1980, 87). Er wollte nicht al- 
les fallen lassen, er war vielmehr einer derjenigen, die sich bemühten, dieser his- 
torischen Bewegung zu einem Vokabular zu verhelfen, er verstand, dass mit einer 
neuen Phase der kapitalistischen Vergesellschaftung die Kritik einen enormen 
Aufschwung nahm und es um die Weiterentwicklung der Marxschen Theorie 
über die Orthodoxie hinaus ging, neue Themen aufgebracht und neue Kämpfe 
geführt wurden, die das Feld der Theorie veränderten und erweiterten: die 
Macht, die Wahrheit, das Wissen von unten, die Psychiatrie, die Gefängnisse 
die Kontrolle der Körper und Bewegungen, der Sexualitätswahn, der Feat 
zur Identität. „Die Macht im sowjetischen Sozialismus wurde von seinen Geg- 
nern Totalitarismus genannt; und im westlichen Kapitalismus wurde sie von den 
Masxisten als Klassenherrschaft angeprangert, die Mechanik der Macht jedoch 
wurde niemals analysiert. Mit dieser Arbeit konnte erst nach 1968 begonnen 
werden, das heißt ausgehend von den alltäglichen und an der Basis geführten 
Kämpfen. L..] Solange man die Frage der Macht so stellte, dass man sie der In- 
stanz der Ökonomie und dem von ihr gewährleisteten Interessensystem unter- 
stellte, musste man diese Probleme zwangsläufig für wenig bedeutend halten.“ 
(Foucault 1977a, 194). Foucault wendet sich zu Recht gegen eine Ableitung der 
Macht aus der Ökonomie, eine Reduktion der Macht auf staatliche oder rechtli- 
che Macht. Umgekehrt allerdings findet Foucaults Arbeit ihre Grenzen dort, wo 


sie vor den Ansprüchen der an Marx anschließenden Gesellschaftstheorie zu- 
rückgeschreckt ist. 


2. Interpretiert Foucault Marx? 


Der Vorwurf, er sei das letzte ideologische Bollwerk der Bourgeoisie, veranlasste 
Foucault zu dem verwunderten Seufzer: arme Bourgeoisie. Wenn Foucault, wie 
der Vorwurf lautete, ein Renegat gewesen wäre, er wäre ein sehr does Re- 
negat gewesen - und man möchte sich wünschen, es hätte mehr wie ihn gege- 
ben. Denn immer wieder war er bereit, sich auf der Seite der Linken zu engagie- 
ten - doch dies keineswegs im Namen von Marx oder Marxismus. Als kurz vor 
dem Ende des Franco-Regimes, im September 1975, die Vollstreckung der To- 
desstrafe an zwölf linksradikalen Aktivisten zu erwarten war und an vielen Orten 
Europas Demonstrationen stattfanden, fuhr er mit anderen Prominenten nach 
Madrid, um dort öffentlich zu protestieren. Nach Paris zurückgekehrt, nahm er 


an Demonstrationen vor der spanischen Botschaft teil. Von einem jungen Akti- 
visten gefragt, ob er gekommen sei, um vor den Kreisen seiner Organisation über 
Marx zu sprechen, reagierte Foucault verärgert - was angesichts des ebenso nai- 
ven wie absurden Ansinnens durchaus verständlich ist. Claude Mauriac gibt als 
Antwort Foucaults wieder: „Man höre mir doch nur ja mit Marx auf! Ich will 
nie mehr von diesem Herrn reden hören. Wendet euch an die, deren Beruf das 
ist. Die dafür bezahlt werden. Die auf diesem Gebiet Funktionäre sind. Ich selbst 
bin mit Marx vollkommen fertig.“ (Zit. nach Eribon 1999, 380; vgl. Foucault 
1975b, 941ft). Das sollte nicht das letzte Wort zu Marx sein. In einem im April 
1978 geführten Gespräch mit R. Yoshimoto sagt Foucault das Gegenteil: „Ich 
finde es nicht sehr sachdienlich, mit Marx selbst Schluss zu machen.“ Obwohl 
diese Formulierung ausdrücklich auf die sachliche Bedeutung von Marx hin- 
weist, bleibt die Distanz. Denn er historisiert Marx, indem er erläuternd hinzu- 
fügt: „Marx’ Leistungen sind unbestreitbar. Er hat zweifellos bestimmte Dinge 
zum Ausdruck gebracht, d.h. er ist als historisches Ereignis nicht zu verleugnen: 
Ein solches Ereignis kann man logischerweise nicht einfach übergehen.“ (Fou- 
cault 1978b, 753). Das ist nicht ganz trivial, denn es gab und gibt viele, die ın 
Marx’ Werk keine oder allenfalls eine negative Leistung zu erkennen vermöchten; 
aber gleichzeitig, so legt der erste Blick nahe, neutralisiert Foucault Marx zu ci- 
nem intellektuellen Freignis, das zu leugnen selbst pathologische Züge tragen 
würde. 
Foucault neigt zur Historisierung der Theorie von Marx. Das lässt sich in der 
Ordnung der Dinge beobachten. Während einer seiner frühen Lehrer aus der 
Ecole normale superieure, Louis Althusser, in den 1960er Jahren im Rahmen ei- 
ner Neulektüre von Marx die Epistemologie Gaston Bachelards und Georges 
Canguilhems für den Nachweis fruchtbar zu machen suchte, dass Marx der Be- 
gründer einer neuen Wissenschaft, der Wissenschaft der Geschichte, gewesen sei 
und einen Bruch mit der Vorgeschichte von Ökonomie, Philosophie und Recht 
vollzogen habe, rückt Foucault Marx wieder in die Nachbarschaft der ökonomi- 
schen Tradition. Ricardo und Marx seien nur zwei unterschiedliche Antworten 
auf ein einziges Problem gewesen. „In der Tiefe des abendländischen Wissens hat 
der Marxismus keinen wirklichen Einschnitt erbracht. [...| Der Marxismus ruht 
im Denken des neunzehnten Jahrhunderts wie ein Fisch im Wasser. Das heißt: 
überall sonst hört er auf zu atmen. Wenn er sich den ‚bürgerlichen? Theorien der 
Ökonomie entgegenstellt, und wenn er in dieser Opposition eine radikale Wen- 
de der Geschichte entwirft, haben dieser Konflikt und dieser Entwurf als Bedin- 
gung ihrer Möglichkeit nicht die Wiederingriffnahme der ganzen Geschichte, 
sondern ein Ereignis, das von der ganzen Archäologie mit Präzision eingeordnet 
werden kann und das gleichzeitig auf die gleiche Weise die bürgerliche und die 
revolutionäre Ökonomie des neunzehnten Jahrhundert vorgeschrieben hat. Ihre 
Auseinandersetzungen werfen vergeblich einige Wogen auf und zeichnen an der 
Oberfläche einige Falten ab: Es sind lediglich Stürme ım Wasserglas.“ (Foucault 
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1966, 320). Die Aufregung, die diese Sätze ausgelöst hatten, hielt Foucault für 
unangemessen. Zu sagen, dass der ökonomische Diskurs den Formationsregeln, 
die für wissenschaftliche Diskurse im neunzehnten Jahrhundert eigentümlich wa- 
ren, sei nichts Ungeheuerliches. „Es ist merkwürdig, dass die Leute das nicht er- 
tragen haben. Die traditionellen Marxisten wollten nicht im Mindesten dulden, 
dass man irgendetwas sagte, das Marx womöglich nicht die Position eines Grün- 
dervaters zugebilligt hätte. [...] Das war bei dieser ganzen Generation KP- 
oppositioneller Marxisten so, dass sie Marx als das Höchste verherrlichten und 
als Schwelle absoluter Wissenschaftlichkeit bewerteten, mit der sich die Weltge- 
schichte verändert habe.“ (Foucault 1980b, 86f.). Dominique Lecourt weist auf 
die Richtigkeit der Überlegung Foucaults hin, die im Prinzip von Marx selbst 
bestätigt werde, wenn der sich in die Kontinuität von David Ricardo stelle. Ri- 
cardo, der klassischste Vertreter der Bourgeoisie und stoischste Gegner des Prole- 
tariats, so Marx, habe bewusst den Gegensatz der Klasseninteressen zum Spring- 
punkt seiner Forschungen gemacht, allerdings naiv, indem er diesen Gegensatz 
als gesellschaftliches Naturgesetz auffasste. „Damit war aber auch die bürgerliche 
Wissenschaft der Ökonomie bei ihrer unüberschreitbaren Schranke angelangt.“ 
(Marx 1867, 20; vgl. auch Marx an Weydemeyer, 5.3.1852). Lecourt (1975, 104) 
unterstreicht aber auch, dass Foucault die Verschiebungen angemessen nach- 
zeichne, die Marx in der diskursiven Formation der bürgerlichen Ökonomie be- 
wirkt habe. Begriffe wie Mehrwert oder tendenzieller Fall der Profitrate können 
im System der Positivitäten beschrieben werden, das im Werk von Ricardo vor- 
handen sei, doch gleichzeitig gehören sie bei Marx auch einer ganz anderen dis- 
kursiven Praxis an. Es handele sich nicht mehr um eine neue politische Öko- 
nomie, sondern um einen Diskurs, der die Bedingungen definiert, „unter denen 
der Diskurs der Ökonomen sich vollzieht, und also als Theorie und Kritik der 
Politischen Ökonomie gelten kann“ (Foucault 1969, 251), 

Foucault trägt also in seinen weiteren Analysen Marxens Bemühung um einen 
Bruch mit den vorherrschenden Denkweisen, um eine Art des Wissens, das auf 
eine völlig andere Ordnung der Dinge hinauswill, durchaus Rechnung. Eine Un- 
zulänglichkeit Foucaults sei jedoch darin zu sehen, so der Einwand Lecourts, 
dass er Marx’ diskursive Praxis allein epistemologisch als Bruch oder Einschnitt 
beschreibe. Es fehle Foucaults Archäologie ein Begriff des Klassenstandpunkts, 
der diese von Marx bewirkte Verschiebung erkläre, die ihn zum Initiator einer 
neuen diskursiven Praxis habe werden lassen. Lecourt sieht Foucault vor die 
Wahl der einen oder anderen Seite gestellt. Das klingt so, als ob der Klassen- 
standpunkt der Erkenntnis von außen eine Grenze ziehe, die durch eine Ent- 
scheidung zugunsten der proletarischen Klasse überwunden werden könnte. Die- 
se Logik des Klassenstandpunkts hat sich für die Linke und den Marxismus als 
verheerend erwiesen. Denn die Wissenschaft erscheint dann schnell bloß als ein 
Instrument, ein Mittel, das den Zielen der Emanzipation, der Praxis untergeord- 
net werden kann. Gerade diese Unterordnung der Wahrheit unter politische 


Zwecke, dieses Exerzitium der Ich-Auflösung, das Individuen dazu bringt, An- 

sichten vertreten zu müssen, die ın diametralem Widerspruch zu dem stehen, 

was man für plausibel halte, war für Foucault Anlass, im Winter 1952 wieder aus 

der KPF auszutreten, in die er 1950 eingetreten war (Foucault 1980b, 63). Marx 

spricht davon, dass er hoffe, „unserer Partei einen wissenschaftlichen Sieg zu er- 

ringen“ (Marx an Weydemeyer, 1.2.1859). Die theoretische und politische Auf 

gabe besteht also darin, beide Gesichtspunkte: Wissenschaft und Parteilichkeit 

zusammenzubringen, die Parteilichkeit darf nicht von außen eingreifen oder 

Grenzen ziehen. Foucault geht es um die Politik der wissenschaftlichen Aussage; 

es geht ihm darum herauszufinden, „nicht, welches die Macht ist, die von außen 

her auf der Wissenschaft lastet, sondern welche Machtwirkungen noch zwischen 

den wissenschaftlichen Aussagen zirkulieren; welches gewissermaßen ihre innere 

Machtordnung ist, und wie und warum sie sich in bestimmten Momenten um- 
fassend modifiziert“ (Foucault 1977a, 190f). Die Wissenschaften selbst sind ein 
Kräftefeld, die Parteilichkeiten bilden sich auf diesem Terrain, die Auseinander- 
setzungen finden in der Wissenschaft statt und darum, ob es Wissenschaft gibt 
und was als wissenschaftlich gelten soll. Hier wird auf eine spezifische Weise ein 
Kampf um Emanzipation geführt, und die Bezugnahme auf Klassenstandpunkte 
untergräbt die Freiheit. Das ist eines der Probleme, die Foucault im Anschluss an 
Marx bearbeitet. Dies führt ıhn, im Zusammenhang seiner Analytik der Macht, 
zu der Frage, ob die Wissenschaft ein Feld ist, auf dem überhaupt Siege zu errn- 
gen sind, wie Marx glaubte, oder ob es sich nicht um ein Terrain handelt, auf 
dem das Wissen der Leute zum Verstummen gebracht wird oder nur nach be- 
stimmten Regeln geduldet ist. 

Die Strategie der Historisierung findet sich auch in Foucaults machtanalytischer 
Argumentation. Seine Hinwendung zur Analyse der Macht seit Beginn der 
1970er Jahre begründet Foucault damit, dass wir in den Kämpfen immer noch 
nicht wüssten, was die Macht scı. Im 19. Jahrhundert sei das Hauptproblem das 
Elend, die ökonomische Ausbeutung, die Entstehung von Reichtum gewesen 
und habe den Marxismus hervorgebracht. Im 20. Jahrhundert, nach den Erfah- 
rungen mit Faschismus und Stalinismus, sei das Hauptproblem die übermäßige 
Macht des Staates. Das Versprechen, mit der Lösung der ökonomischen Prob- 
leme würden auch die Auswirkungen übermäßiiger Macht behoben, habe sich 
nicht erfüllt. Mit den verfügbaren Konzepten und theoretischen Instrumenten 
ließß sich das Problem der Macht nicht erfassen, da das 19. Jahrhundert das Prob- 
lem nur über ökonomische Kategorien wahrgenommen habe. Marx und Freud 
reichten nicht aus, diese so rätselhafte, anwesende und verborgene Sache zu er- 
kennen, die die Macht genannt werde (vgl. Foucault 1972b, 389, Foucault 
1977b, 517; vgl. Demirovid 2008). Diese Sätze sind zweideutig: Zum einen legen 
sie nahe, dass Marx’ Projekt historisch überholt ist und völlig neue Aufgaben an- 
stehen. So gesehen, handelte es sich um ein Ideologem des Bürgertums, das seit 
Jahrzehnten behauptet, die Theorie von Marx sei überholt. Zum anderen aber 
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legt Foucault nahe, dass das Projekt von Marx, dem es um eın radikales Wissen 
der Kämpfe von unten geht, nur fortgesetzt werden kann, wenn endlich die 
Macht analysiert wird. Foucault will offensichtlich mehr als jenen Sturm im 
Wasserglas. Vielleicht hat er das Selbstverständnis seiner Studentenzeit nie ganz 
aufgegeben, ein „nietzscheanischer Kommunist“ zu sein, der vom Kommunis- 
mus das ganz Andere repräsentiert sah, das er bei Nietzsche und Bataille formu- 
liert fand und in der Kommunistischen Partei Frankreichs suchte: den Bruch mit 
der historischen Kontinuität, die Möglichkeit, das Verhältnis zu sich zu zerbre- 
chen (Foucault 1980b, 62f). So vage dies klingen mag, hat dies für Foucault 
doch einen bestimmten Sinn. Es geht ihm nicht darum, den verlorenen Men- 
schen wiederzufinden, dem entfremdeten Individuum eine neue Heimstätte 
sinnerfüllten Lebens wiederzugeben, es geht ihm auch nicht um die allseits ent- 
faltete Persönlichkeit - ein Projekt, das ambivalent ist, in Teilen tief in der ıdea- 
listischen Tradition wurzelt und konservative Züge trägt -, sondern, wie Foucault 
sagt, einen Satz von Marx variierend, wonach der Mensch den Menschen er- 
zeugt: „wir haben etwas zu schaffen, das noch nicht existiert, und von dem wır 
nicht wissen können, was es sein wird“ (Foucault 1980b, 92f). 

Die Macht unterwirft uns zu Subjekten, individualisiert und bindet uns an unse- 
re Identität und an unsere Geschichte. Die Kämpfe der sozialen Bewegungen, auf 
die Foucault in den 1980er Jahren in besonderer Weise hinweist, sind vorrangig 
Kämpfe gegen Identität: „Im 19. Jahrhundert trat dann der Kampf gegen die 
Ausbeutung in den Vordergrund. Und heute gewinnt der Kampf gegen die For- 
men der »Objektivierung« - gegen die Unterwerfung der Subjektivität - immer 
größere Bedeutung, auch wenn der Kampf gegen die Herrschaft und Ausbeutung 
nicht verschwunden ist, im Gegenteil.“ (Foucault 1982, 275f) Dies meint nicht, 
für ein Subjekt einzutreten, das von der unterwerfenden Objektivierung ver- 
schont wird, sondern das Hauptziel zu verfolgen, „abzulehnen, was wir sind“ 
(ebd., 280). Es sind Kämpfe gegen Mechanismen, die die Einzelnen an sich 
selbst binden und zu Gefangenen der eigenen Geschichte machen (ebd., 272). 
Foucault geht es um eine Schöpfung von etwas ganz anderem, und dieser Erzeu- 
gung des Menschen durch den Menschen soll keine feste Erzeugungsregel, kein 
wesentliches Ziel vorgegeben sein (Foucault 1980, 928). Er schreibt sich ın eine 
identitätskritische Argumentation ein, dıe von Marx über Adorno bis zu Althus- 
ser reicht. In dieser Traditionslinie wird das Individuum als Ensemble der gesell- 
schaftlichen Verhältnisse verstanden. Marx geht es um die Überwindung der pro- 
letarischen Klassenposition und -identität. Die Befreiung des Proletariats zielt 
nicht auf die Verwirklichung des Proletariats, sondern dazu, in weltgeschichtli- 
cher Dimension jede Art von ausgebeuteter Klasse, von Klasse überhaupt zu ü- 
berwinden (vgl. Marx 1844, 390). Sofern vom allseitig entwickelten Subjekt ge- 
sprochen wird, handelt es sich nicht um die endlich einmal ungehinderte Entfal- 
tung des im Individuum immer schon Angelegten, sondern um die Schaffung 
von Verhältnissen, unter denen das Individuum nicht auf einen beschränkten 


Kreis von Tätigkeiten und Bedürfnissen festgelegt, unter denen die freie Entwick- 
lung eines jeden als Bedingung für die freie Entwicklung aller möglich ist, also 
eine Freiheit, die das Individuum nicht an etwas an sich selbst bindet. Das Sub- 
jekt - sei es das Individual- sei es das Klassensubjekt - ist Adorno zufolge nicht 
konstitutiv. Es stiftet keinen Sinn, es ist nicht der Schöpfer aller Begriffe und al- 
ler Verhältnisse, es eignet sich die Welt nicht in ihrer Totalität in einem umfas- 
senden Bewusstsein an. Foucault wendet sich gegen jede Spielart von Psycholo- 
gismus (vgl. Balibar 1991, 49). Es mag - zumal aus dem Blickwinkel Foucaults 
betrachtet - überraschend sein, aber das gilt auch für Horkheimer und Adorno. 
Sie halten es für ein Merkmal des besonderen Stadiums der kapitalistischen Ent- 
wicklung, dass psychologische Mechanismen überhaupt ein derartiges Gewicht 
erlangen. Doch die Emanzipation sollte sich an keinem psychologischen Ideal 
eines irgendwie gelingenden Subjekts orientieren. Entsprechend geht es auch 
nicht um die Wiederaneignung der entfremdeten Wesenskräfte der Individuen 
oder der Klasse aus der Entäußerung in einer vergegenständlichten und in ihrer 
Gegenständlichkeit geronnenen Welt. Foucault, der für die Erzeugung des Men- 
schen durch den Menschen in aller Freiheit plädiert, scheint jedenfalls an diesem 
Punkt die Sorge zu haben, dass eine neue Form der Macht, die Bio-Macht, die 
Möglichkeit des neuen Menschen selbst blockieren könnte, indem ste das Leben 
in die Hand nimmt, um es „zu kontrollieren und im gesamten zu regulieren“ 
(Foucault 1976a, 163). 


3. Sind Kämpfe und Macht endlich? 


Mit dem humanistischen Modell des Marxismus verbindet sich seit dem von 
Georg Lukäcs entwickelten, hegelianisierenden Theorem der Verdinglichung ein 
lineares und teleologisches Geschichtsverständnis. Die Klasse gewinnt sich aus 
der kapitalistischen Vergegenständlichung in einem Prozess der Bildung zur be- 
wussten Klasse: sie erkennt sich als Trägerin der gesellschaftlichen Arbeit und 
hebt die Vereinzelung der privat Produzierenden auf. „Die Selbsterkenntnis des 
Proletariats ist also zugleich die objektive Erkenntnis des Wesens der Gesell- 
schaft. Die Verfolgung der Klassenziele des Proletariats bedeutet zugleich die be- 
wusste Verwirklichung der - objektiven - Entwicklungsziele der Gesellschaft, die 
aber ohne sein bewusstes Hinzutun abstrakte Möglichkeiten, objektive Schran- 
ken bleiben müssen.“ (Lukäcs 1923, 331f). Indem die proletarische Klasse die 
von ihr erzeugte Gegenständlichkeit in ihrer hüllenlosen Wahrheit erkennt und 
sie sich aneignen kann, verwirklicht sie eine objektive Tendenz der Geschichte 
zur Herausbildung von Totalität. Selbstwerdung der Klasse, Erfüllung der Ge- 
schichte, Offenbarung der Wahrheit sollen im Proletariat zusammenfallen. Ideo- 
logie gibt es nur in Klassengesellschaften, und Ideologie fällt mit Nicht-Wissen 
zusammen; es gibt nur Vernunft schlechthin, und diese wird vom Bürgertum 
aufgegeben, es kommt zur Krise der Vernunft und zum Einbruch des Irrationa- 
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lismus (vgl. Foucault 1983, 535). Demgegenüber gewinnt sich in einem Be- 
wusstwerdungs- und Bildungsprozess die Gattung in der Klasse des Proletariats 
als vernünftige und erlangt am Ende im emanzipierten Zustand eine allen Akteu- 
ren transparente Totalität. Foucault wendet sich gegen diese Konzeption von 
Geschichte, die zwischen einer Struktur und einem Bewusstsein unterscheidet, 
die nur Kontinuität und Finalität kennt, die die Freiheit lediglich als Verwirkli- 
chung einer schon angelegten Entwicklungsdynamik, als zunehmende Einsicht 
in die Notwendigkeit begreift und dem Zufall und Kampf keinen logischen Ort 
zuerkennen kann. Immer wieder kommt Foucault kritisch auf Hegel und die 
Phänomenologie zu sprechen, die alle Phänomene um ein einziges Zentrum zu- 
sammenzufassen bemüht sind. Einen solchen Diskurs, den er als prophetisch 
bezeichnet, sieht er auch bei Marx am Werk. Das ist der Diskurs, auf den er, wie 
oben bereits erwähnt, in Die Ordnung der Dinge (1966, 318f) anspielt. Sowohl 
Ricardo als auch Marx gehören zu einer Wissensdisposition, in der die Historizi- 
tät der Ökonomie am Ende dazu führt, dass sich die Geschichte abschließt: bei 
Ricardo schreite die Geschichte langsam zu einem Zustand der Stabilität und 
sanktioniere das, was sie von Anfang an immer gewesen ist; die Geschichte führe 
den Menschen bis zu jener Wahrheit, die ihn in sich selbst arretiere. Bei Marx 
können die Verelendeten die Wahrheit des entfremdeten menschlichen Wesens 
erfassen, um sie wiederherzustellen. „Das bedeutet, dass der Marxismus als Wis- 
senschaft - insofern es sich um eine Wissenschaft der Geschichte, der Mensch- 
heitsgeschichte handelt - eine Dynamik mit Zwangswirkungen aufgrund einer 
bestimmten Wahrheit ist. Sein Diskurs ist eine prophetische Wissenschaft, die 
eine zwingende Kraft über eine bestimmte Wahrheit verbreitet, und zwar nicht 
nur in der Richtung der Vergangenheit, sondern auch mit Blick auf die Zukunft 
der Menschheit.“ (Foucault 1978b, 754). 

Aber es gibt Foucault zufolge bei Marx einen zweiten, dezentrierenden, radikal 
historischen Diskurs, der ihn in die Nähe von Nietzsche, Freud und de Saussure 
rückt. Marx steht am Ursprung einer neuen Auffassung der Geschichte, die Fou- 
cault aufgreift und fortzusetzen beansprucht, einer neuen Geschichte, die den 
Unterschied von Struktur und Werden zurückweist, die die Diskontinuitäten 
und Transformationen, die Kontingenzen und Streuungen, die Kämpfe und Stra- 
tegien herausarbeitet, um die Gegenwart in ihren Kräfteverhältnissen und Verän- 
derungsmöglichkeiten zu begreifen (vgl. Foucault 1969, 22ff: Brieler 2002). Fou- 
cault bezieht sich auch ausdrücklich auf den als „veraltet“ geltenden Begriff des 
Klassenkampfs und will ihn neu denken. Marx betonte, dass nicht ihm das Ver- 
dienst gebühre, die Existenz der Klassen in der modernen Gesellschaft noch ih- 
ren Kampf unter sich entdeckt zu haben (vgl. Marx an Weydemeyer, 5.3.1852). 
Foucault verteidigt Marx an diesem Punkt gegen sich selbst und gibt ihm seine 
ganze Originalität. Marx habe in der zeitgenössischen Literatur nur den Kampf 
zwischen Völkerschaften finden können. Die Vorstellung, dass kriegerische Be- 
ziehungen die Gesellschaft durchdringen und dass es sich dabei um den Gegen- 


satz von zwei Rassen oder Völkern handele, sei eine alte Vorstellung, dıe im 19. 
Jahrhundert als Sozialrassismus fortexistiert habe. Marx, so legt Foucault nahe, 
habe zur Ablösung des Sozialismus von dieser hohen Bewertung der Rassen bei- 
getragen. Häufig verwende ein akademischer Marxismus den Gegensatz zwischen 
herrschender und beherrschter Klasse, doch dieser Dualismus finde sich bei 
Marx niemals, „wohl aber bei reaktionären und rassistischen Denkern wie Gobi- 
neau, die behaupten, in jeder Gesellschaft gäbe es stets zwei Klassen, eine be- 
herrschte und eine herrschende. Das können Sıe bei diversen Leuten finden, aber 
niemals bei Marx, denn Marx ist zu klug, um so etwas zu behaupten.“ (Foucault 
1981, 244; vgl. Foucault 1978c, 635f). Foucault hat im philologischen Sinne 
nicht recht, Marx spricht durchaus in solchen dualistischen Begriffen. Doch 
scheint Foucault auf etwas anderes hinaus zu wollen, darauf nämlich, dass Marx 
nicht in identitären Begriffen biologische Entitäten unterstellt, sondern die 
Kämpfe das Primat haben, jedoch nicht Kämpfe zwischen zwei quasi natürlichen 
Arten, sondern Kämpfe, die auch noch die Logik des Kampfes selbst überdeter- 
minieren und sie als ein radikal historisches Verhältnis ausweisen. Dass der Klas- 
senkampf der Motor der Geschichte sei, sei eine unbestreitbare Tatsache, aber, 
so Foucault, die endlose Diskussion über die Frage, was eine Klasse sei, führe 
nicht weiter. Worin der Kampf bestehe, sei die zu untersuchende Frage. „Was ist 
der Kampf, wenn man vom Klassenkampf spricht? Da man ‚Kampf sagt, han- 
delt es sich um Konflikt und Krieg. Aber wie entwickelt sich dieser Krieg? Was 
ist sein Ziel? Was sind seine Mittel? Auf welchen rationalen Eigenschaften beruht 
er? Worüber ich gerne im Ausgang von Marx diskutieren würde, ist nicht das 
Problem der Soziologie der Klassen, sondern die strategische Methode, die den 
Kampf betrifft. Dort ist mein Interesse an Marx verankert, und von dort aus 
möchte ich gerne die Probleme stellen.“ (Foucault 1978b, 761). Im Sinne dieses 
Interesses bezieht er sich auf Marx und dessen Schriften: die Analysen zu den 
Klassenkämpfen in Frankreich, zur Pariser Kommune, aber auch auf Band 2 des 
Kapital, wahrscheinlich der Text, in dem Marx am allerwenigsten überhaupt von 
Kämpfen spricht, sondern die Reproduktionsschemata entwickelt, in dem Fou- 
cault zentrale Thesen seiner eigenen Machtanalytik vorgezeichnet sehen will: 
Macht sei nicht im Singular zu verstehen, sondern als lokal funktionierende 
Mächte, die ihre jeweiligen Verfahren und Techniken haben; Mächte sollen nicht 
von einer ursprünglich zu denkenden zentralen Macht abgeleitet werden (vgl. 
Foucault 1981, 228f). Foucaults Referenz ist durchaus begründet, denn Marx 
geht es um das Problem, dass das Bürgertum sich erzeugt und erhält, nicht in- 
dem es auf traditionelle moralische Ressourcen zurückgreift und sie für seine 
Zwecke gleichsam wıe fossile Energieträger ausbeutet und, sie erschöpfend, zu 
einer kulturellen Krise tendiert, sondern indem es in gesellschaftlichen Kämpfen 
die ihm spezifischen Bedingungen zur Reproduktion seiner Existenzbedingungen 
organisiert und neuartige Machttechnologien entwickelt. Diese Machttechnolo- 
gien greifen nicht als Staat oder Ideologie von außen ein, wie dies Louis Althus- 
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ser zufolge der Fall sein soll, sondern sind interne Machtprozeduren. Wenn 
Marx vom stummen Zwang der Verhältnisse spricht, dann können Foucaults 
Analysen als der Versuch verstanden werden, deutlich zu machen, dass diese 
Zwänge beredt und mit Strategien des Wissens verbunden sind. 

Dort, wo Marx als natürlich erscheinende, wie naturgesetzlich gegebene Phäno- 
mene durch Begriffe als gesellschaftliche Verhältnisse bestimmt, unter denen 
Menschen frei handeln, die sie als solche aber nicht gewählt haben und die des- 
wegen immer noch Naturgeschichte sind - eben dort geht die Anstrengung Fou- 
caults dahin, Machtbeziehungen erkennbar werden zu lassen. Die Ordnung der 
Dinge, die Normalität, die Klassifikationen, mit denen wir die Gegenstände, die 
Verhaltensweisen, die Praktiken bezeichnen, einordnen, beobachten, bewerten - 
alles das erweist sich als Ergebnis von Kämpfen und Machtbeziehungen. Diese 
gilt es, Foucault zufolge, in ihrer Ereignishaftigkeit wieder zugänglich zu machen, 
um die Möglichkeiten der Freiheit neu zu erschließen. Von Kampf und Strategie 
zu sprechen, bedeutet, die Offenheit, den Zufall, das Unwahrscheinliche, die 
Widerstände zur Geltung zu bringen. 

Foucaults Argumentation zielt auf eine Logik der Dezentrierung, für die er auch 
die Theorie von Marx in Anspruch nimmt. Da Analyse in den Begriffen der To- 
talität die Kritik begrenzt, will Foucault den Zusammenhang nicht erneut im 
Horizont einer Gesellschaftstheorie herstellen. Umgekehrt: der Marxismus als ei- 
ne umfassende Theorie könne durchaus lokal verwendbare Instrumente der Kri- 
tik liefern, doch dies nur unter der Bedingung, dass die theoretische Einheit des 
Diskurses, außer Kraft gesetzt, abgeschnitten, zerfetzt, zerrissen werden (vgl. Fou- 
cault 1977c, 216). Es gibt viele, völlig verschiedene Konflikte mit kontingenten 
Verläufen. Aus einer systematischen Sicht gesprochen, ist es kein grundsätzliches 
Problem, eine Theorie der Gesellschaft zu formulieren, die die Effekte systemi- 
scher Schließung vermeidet - und Marx hat den Anstoß dazu gegeben, insofern 
er die bürgerliche Gesellschaft als einen diskontinuierlichen, sich immer auf neue 
Weise zusammensetzenden, selbst revolutionierenden Zusammenhang zwischen 
sozialen Klassen begreift, der in diesem Konflikt durch besondere Aktivitäten er- 
zeugt wird (vgl. Demirovid 2007). Bemerkenswert ist demgegenüber, dass sich 
auch bei Foucault die Tendenz zur Reduktion der Vielfalt der Konflikte findet. 
In den machtanalytischen Texten in der ersten Hälfte der 1970er Jahre gibt es 
zahlreiche Hinweise darauf, dass der Einsatz der Machttechnologien der Steige- 
rung der Produktivität dient: des Tötens, des Arbeitens, des Lernens. Im weiteren 
dann dient die Ausübung von Macht einzig der Regierung und Lenkung von 
Menschen; in diesen Konflikten geht es allein um die Konstitution von Identitä- 
ten und Subjektivitäten und um Kämpfe gegen diese Identitäten, gegen die da- 
mit verbundene Individualisierung. An diesem Punkt begrenzt Foucault zudem 
die Kritik, weil ihm zufolge eine Überwindung der Konflikte als solche nicht 
möglich erscheint. Dies entspricht seinem Machtbegriff, der auf ähnlich proble- 
matische Weise ubiquitär ist wie der Begriff der gesellschaftlichen Verhältnisse: 


„Nicht weil ste alles umfaßt, sondern weil sie von überall kommt, ist die Macht 
überall.“ (Foucault 1976a, 114). 

Bleiben ‚gesellschaftliche Verhältnisse’ unspezifisch, ist mit ‚Macht’ allerdings et- 
was Bestimmtes impliziert, dass nämlich diese Verhältnisse immer Machtbezie- 
hungen sind und es deswegen immer Konflikte geben wird, weil Menschen sich 
immer wechselseitig regieren und lenken werden. „In Gesellschaft leben bedeutet: 
Es ist stets möglich, dass die einen auf das Handeln anderer einwirken. Eine Ge- 
sellschaft ohne ‚Machtbeziehungen’ wäre nur eine Abstraktion. [...] denn dass es 
keine Gesellschaft ohne Machtbeziehungen geben kann, bedeutet keineswegs, 
dass die bestehenden Machtbeziehungen notwendig sind oder dass Macht in- 
nerhalb der Gesellschaft ein unabwendbares Schicksal darstellt, sondern dass es 
eine ständige politische Aufgabe bleibt, die Machtbeziehungen und den ‚Ago- 
nismus’ zwischen ihnen und der intransitiven Freiheit zu analysieren, herauszu- 
arbeiten und in Frage zu stellen, ja dass dies sogar die eigentliche politische Auf- 
gabe jeglicher sozialen Existenz darstellt.“ (Foucault 1982, 289). Foucault hat 
sich in die missliche Situation manövriert, dass er die Offenheit der Geschichte 
nur denken kann, indem er den Begriff der Macht überverallgemeinert. Dies 
führt ihn vor die fragwürdige Alternative: Ende der Geschichte und Ende des 
Konflikts als solchem oder Offenheit der Geschichte, weil es immer Macht und 
immer Kampf gibt. Der Preis, den Foucault für die Vermeidung der Geschichts- 
philosophie zahlt, ist, dass er selbst einer verfällt und auf eine für seine eigene 
Arbeit eigenartige und ungewöhnliche Weise die Begriffe sowohl der Gesellschaft 
als auch der Politik universalisiert und ontologisiert. Das erscheint im Rahmen 
seiner Analysen inkonsequent, da sich seine Untersuchungen der Absicht nach 
gegen den Gedanken universeller Notwendigkeiten im menschlichen Dasein 
richten (Foucault 1984b, 961); es entspricht auch nicht den eigenen historischen 
Analysen, die zeigen, dass ‚Gesellschaft’ und ‚Politik’ Korrelate der modernen 
Regierungstechnologie sind und erst im 18. Jahrhundert entstanden (vgl. Demi- 
roviC 2008). 

Jedenfalls nimmt Foucault mit diesen Überlegungen die Dezentrierung der The- 
orie und die radikale Historizität seines Ansatzes wieder etwas zurück und mar- 
kiert einen deutlichen Unterschied zu Marx. Macht und Widerstand seien, so 
Balibar (1991, 59), bei Foucault anders zu verstehen als bei Marx. Bei Foucault 
zerstören, neutralisieren verstärken oder modifizieren sich Absichten, die in ei- 
nem strategischen Konflikt aufeinanderprallen, wechselseitig, bilden aber keine 
höhere Einheit aus. Marx zufolge ist die kapitalistische Klassengesellschaft kein 
agonistisches Verhältnis unter anderen, sondern durch den Antagonismus zwi- 
schen den die Produktionsweise charakterısierenden Klassen bestimmt, also Pro- 
duktionsmitteleigentümer und LohnarbeiterInnen. Die Klassen reproduzieren 
sich in einem antagonıstischen Verhältnis: indem den Lohnabhängigen eın 
Mehrwert abgepresst und dieser akkumuliert wird, um ın noch größerem Maße 
Mehrwert anzueignen, erneuert sich im Prozess selbst auf stetig höherem Niveau 
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der Klassengegensatz. „Für Marx hingegen hat die Entwicklung eines Konflikts 
die Verinnerlichung der Beziehung selbst zur Bedingung, derart daß die antago- 
nistischen Terme zu Funktionen oder zu Trägern dieser Beziehung werden.“ 
(Ebd.). Eine solche Konzeption des antagonistischen Widerspruchs erlaubt es zu 
begreifen, dass Kämpfe gegen das Kapital - höhere Löhne, weniger intensive Ar- 
beit, kürzere Arbeitszeiten, soziale Rechte - sich im Verlauf des Prozesses und je 
nach Kräfteverhältnis derart transformieren, dass das Kapitalverhältnis auf einem 
höheren Niveau reproduziert wird - höhere Produktivität, Konsum der Lohnab- 
hängigen oder ihre Kulturpraktiken als neue Sphäre der Verwertung von Kapital. 
In diesem Prozess werden immer mehr Lebensverhältnisse in die Dynamik von 
Kapıtalakkumulation hineingezogen. Damit wird es möglich, in konkreten 
Schritten einer Mikrophysik der Kapitalverhältnisse den inneren Zusammenhang 
herzustellen - nicht ausschließlich in dem Sinne, dass nun alle Verhältnisse un- 
mittelbar dem Verwertungsprozess unterworfen sind, was die Werttheorie prädis- 
ponieren würde, sich zum gleichsam metaphysischen Erklärungsprinzip aller so- 
zialen Verhältnisse aufzuwerfen, aber doch so, dass die herrschende Klasse, die 
ihre Grundlage im Aneignungsprozess von Mehrarbeit anderer hat, alle Verhält- 
nisse derart zu organisieren versucht, dass sie sich der Kapitalverwertung fügen, 
sie stützen, verstärken oder direkt zu ihr beitragen. An diesem Punkt gelangt 
Marx zu einer ähnlichen Überlegung wie Foucault: alle Verhältnisse sind Ergeb- 
nis des Kampfes - die Analyse aller vermeintlich systemischen Prozesse soll am 
Ende deutlich machen, dass sie Klassenkampf sind: „Der Klassenkampf als 
Schluß, worin sich die Bewegung und Auflösung der ganzen Scheiße auflöst.“ 
(Marx an Engels, 30.4.1868). Die Macht wird nicht, nach dem Modell der He 
gelschen Philosophie, aus der Ausbeutung abgeleitet, sie gilt aber auch nicht als 
eine von der Ausbeutung getrennte Sphäre - eine These, zu der Foucault vor al- 
lem in seinen späteren Schriften neigt -, vielmehr sind die konkreten Verhältnis- 
se, unter denen die Individuen zu leben haben, solche der Klassenverhältnisse 
und damit des Kampfes. Alle Verhältnisse sind daraufhin zu untersuchen, wie- 
weit sie dieser Logik unterworfen oder von ihr konstituiert sind und sie reprodu- 
zieren. Marx verfolgt also eine andere Konzeption des Kampfes als Foucault: die 
Kämpfe erzeugen Verhältnisse, unter denen Akteure auf der nächsten Stufe in 
welcher Form auch immer erneut in Konflikt miteinander geraten, es handelt 
sich um einen Prozess, der sich über Jahrzehnte und Jahrhunderte hinzicht, der 
bestimmte Phasen durchläuft und in dem sich Muster sich wiederholender Kon- 
flikte erkennen lassen: um Selbstbestimmung und Freiheit, um Löhne, um Um- 
welt, um Krieg, um die Emanzipation der Geschlechter, um die Überwindung 
des Rassismus. Foucault hält das zu schnell für Prophetie und Geschichtsphilo- 
sophie und übergeht damit, dass es sich um einen Prozess der zunehmenden, 
räumlich und zeitlich ausgreifenden Durchdringung und Veränderung bestehen- 
der oder Schaffung neuer gesellschaftlicher Verhältnisse handelt, einen sich über 
Jahrhunderte hinziehenden Prozess, der selbst Gegenstand der konkreten Analyse 
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werden kann (vgl. Marx’ kritische Bemerkung zur Geschichtsphilosophie ın 
Marx 1877, 112 und Brieler 2002). Seine eigenen Analysen sind ständig mit die- 
ser Frage konfrontiert, da ihre Gegenstände nur in einem solchen globalen Zu- 
sammenhang verständlich sind. Denn wenn er Diskurse und diskursive Formatı- 
onen untersucht, wenn er über die Herausbildung von Machttechnologien, ihre 
Verfeinerung, ihre Kontinuität, ihre experimentelle und systematische Übertra- 
gung auf andere Bereiche - vom Militär auf die Arbeit, vom Kloster auf die 
Schule - spricht, wenn er die Zusammenhänge der verschiedenen von ihm unter- 
schiedenen Formen der juridischen, der disziplinären und der gouvernementalen 
Macht anspricht, dann nimmt er gerade diese Dynamik einer nicht-lincaren, 
konflikthaften, aber dennoch feststellbar zunehmenden Vergesellschaftung von 
Machtprozessen ın den Blick; und selbst wenn er kausale Erklärungen vermeidet, 
so stellt er den Zusammenhang zur Herausbildung der bürgerlichen Klasse und 
der bürgerlichen Gesellschaftsformation eindeutig heraus (vgl. Foucault 1969, 
295; vgl. Brieler 2002; Demirovic 2008). 

Dies führt aber dennoch zu einem wichtigen Unterschied zu Marx. Foucault 
sieht keine Möglichkeit, Macht zu beseitigen, sondern nur, sie zu transformieren. 
Marx hingegen vertritt die Ansicht, dass dieser Prozess einer zunehmenden Ver- 
gesellschaftung mit verschiedenen Stufen der Emanzipation verbunden ist. In- 
dem das kapitalistische Eigentumsverhältnis so viele soziale Beziehungen an sich 
zieht, sich unterwirft, transformiert, bereitet es die Bedingung dafür vor, dass 
Emanzipation nicht nur in Hinsicht auf das Ausbeutungsverhältnis möglich 
wird, sondern die Gesamtheit von Herrschaftsverhältnissen in den Blick der Ver- 
änderung rückt. Foucault hat zur Vertiefung des Emanzipationsprojekts beigetra- 
gen, indem er das Spektrum der Felder der Emanzipation erweiterte: Psychiatrie, 
Gefängnis, Gerichtsbarkeit, Gesundheitswesen, sexuelle Orientierung, Formen 
männlicher und weiblicher Subjektivität, Selbsttechnologien. Die Veränderung 
der Eigentumsverhältnisse schafft die Voraussetzung dafür, dıe gesamten kollekti- 
ven Gewohnheiten zum Gegenstand emanzipatorischer Praxis zu machen. Der 
Grund dafür ist, dass auf radikale Weise die Naturhaftigkeit und -gesetzlichkeit 
der Verhältnisse aufgehoben und den geschichtlichen Praktiken zugänglich ge- 
macht wird. Es handelt sich demnach nicht um eine Wiederfindung, Wiederer- 
kennung, eine versöhnte Rückkehr der Verhältnisse in sich selbst und das Ende 
der Geschichte, sondern ihren eigentlichen Beginn. Das bedeutet nicht, dass mit 
der Beseitigung kapitalistischer Eigentumsverhältnisse wie mit einem Handstreich 
alle Machtbeziehungen beseitigt wären. Auch die Umwälzung der Eigentumsver- 
hältnisse wäre kein einmaliger politischer oder Rechtsakt, sondern eine von den 
Individuen selbstbestimmt organisierte Transformation von kollektiven Praktiken 
und deswegen ein langwieriger Prozess. Gleichzeitig eröffnete erst dieser Trans- 
formationsprozess den Raum und die Zeit für die Freiheit, alle von den kapitalis- 
tischen Eigentumsverhältnissen reorganisierten Machtverhältnisse mit dem Ziel 
der Entunterwerfung zu verändern. Anders gesagt, wenn Foucault (1975c, 888) 
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sagt, er wolle Werkzeuge liefern, damit die Machtsysteme disqualifiziert oder zer- 
schlagen werden könnten, dann erweist sich das als zweideutig und kann bedeu- 
ten: entweder Machtsysteme überwinden oder in andere Machtsysteme trans- 
formieren. Marx gibt Argumente dafür, dass bestimmte Machtverhältnisse und 
Konflikte ein Ende haben werden: mit der Veränderung der Eigentumsverhältnis- 
se einhergehend können auch andere Formen der Machtbeziehung und des 
Konflikts grundlegend und ein für allemal beseitigt werden: die zwischen den 
Geschlechtern, die zwischen dem Wissen unten und dem Wissen oben, die zwi- 
schen dem Allgemeinen und dem Einzelnen, die zwischen Nationen und ‚Ras- 


’ 


sen. 


4. Marx und der Gulag 


Foucault ist misstrauisch gegenüber solchen Erwartungen. Es ist das Misstrauen 
desjenigen, der das Projekt der Vernunft und der Emanzipation, das mit Dogma- 
tismen und Despotismen verknüpft ist, über sich selbst aufklären will, um he- 
rauszufinden, wo die Gefahren seines Scheiterns liegt. Seine Analyse und Kritik 
betreffen vor allem das Wahr-Sagen in der marxistischen Tradition, und von ıh- 
nen wird jede Fortsetzung der kritischen Theorie der Gesellschaft profitieren, die 
nicht anders kann als immer wieder auf Marx, insofern aber auch auf all das zu- 
rückzukommen, was sich mit dem Namen ‘Marx’ verbindet. „Fasst man den 
Marxismus als die Gesamtheit der Erscheinungsweisen der Macht auf, die ir- 
gendwie mit dem verbunden sind, was Marx gesagt hat, dann glaube ich, dass 
die geringste Pflicht eines Menschen der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts dar- 
in besteht, jede dieser Erscheinungsweisen systematisch zu untersuchen. [...] Man 
muss das systematisch untersuchen, und zwar mit dem wirklichen Gefühl völli- 
ger Freiheit gegenüber Marx.“ (Foucault 1978b, 767). Solche Untersuchungen 
des Marxismus hat Foucault nicht direkt unternommen. Doch könnte man sa- 
gen, dass seine ganze Arbeit insofern von dieser Frage geprägt war, wie er sich 
gegen die Unzulänglichkeiten der marxistischen Machtanalyse wandte und For- 
men von Macht untersucht hat, die unter Bedingungen, unter denen der Mar- 
xismus Teil der organisierten Macht geworden ist, Ausgangspunkt für die Steige- 
rung von Macht werden konnten. „Der Marxismus ist nämlich die Ursache der 
Verarmung, der Austrocknung der politischen Einbildungskraft [..] Um sich 
darüber ein richtiges Urteil zu bilden, darf man nicht vergessen, dass der Mar- 
xismus nichts anderes als eine Erscheinungsweise der Macht ın einem elementa- 
ren Sinn ist. Mit anderen Worten, der Marxismus ist eine Summe von Macht- 
verhältnissen oder eine Summe von Mechanismen und Dynamiken der Macht. 
[.] Die Tatsache, dass der Marxismus nicht ohne die Existenz eines Staates aus- 
kommen konnte, der ıhn als Philosophie brauchte, ist eine seltene Erscheinung, 
die es zuvor in der Welt oder in der abendländischen Gesellschaft nicht gegeben 
hat. Heute können bestimmte Länder nur deshalb als Staaten funktionieren, weil 
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sie sich diese Philosophie zunutze machen. Aber dafür gab es im Abendland 
keine Präzedenzfälle.“ (Foucault 1978b, 754f). Für Foucault weist der Stalinismus 
auf ein gravierendes Defizit der überkommenen Machtanalysen in der Linken 
hin, die keine ausgebildeten Begriffe für die Machtwirkungen der Psychiatrie 
oder der Medizin hatte. Die Konzentration auf die Ökonomie oder den Staat 
legt die Erwartung nahe, dass eine Veränderung in diesen Bereichen das Problem 
der Macht gleichsam wie von selbst mit löst. Es ist evident, dass Foucault dem 
widerspricht: „Wenn man die Macht des Staates verändern will, dann muss man 
die verschiedenen Machtverhältnisse verändern, die innerhalb der Gesellschaft 
wirksam sind. Sonst ändert sich die Gesellschaft nicht. In der UdSSR beispiels- 
weise hat die herrschende Klasse gewechselt, aber die alten Machtbeziehungen 
blieben bestehen.“ (Foucault 1978a, 673). 

Obwohl Foucault den Marxismus nicht ausdrücklich untersucht, entwickelt er 
doch eine Reihe von Thesen dazu, wıe es dazu kommt, dass er als Machtmecha- 
nismus wirkt und nicht dazu beiträgt, das Projekt der Emanzipation fortzufüh- 
ren. Dafür nennt er neben den Argumenten der Geschichtsphilosophie und des 
unzulänglichen Machtverständnisses noch weitere Argumente, 1) Marxistische 
Intellektuelle wollen sich bei der Institution Universität und beim Establishment 
Ansehen erwerben; ihre Prätention legt nahe, die alten und bekannten Prob- 
leme besser und auf neue Weise zu lösen. „Der Marxismus wollte als Erneue- 
rung der liberalen universitären Tradition anerkannt werden“ und die akade- 
mischsten und 'nobelsten’ Probleme der Geschichte der Wissenschaften wieder 
aufnehmen. 2) Foucault vermutet, dass die Intellektuellen der Kommunistischen 
Partei Frankreichs die Frage der Einsperrung, der politischen Verwendung der 
Psychiatrie, der disziplinären Erfassung der Gesellschaft nicht stellen wollten, weil 
sie die Wirklichkeit des Gulag nicht wahrhaben wollten. (Foucault 1977a, 188f) 
Er sieht vier Techniken, mit denen linke Intellektuelle die Realität des Stalinis- 
mus, des Gulag, der Massaker, der Toten leugnen. a) Die Massaker werden zuge- 
standen, aber sie gelten als ein Irrtum, als Konsequenzen eines unglücklichen Irr- 
tums, einer Abweichung, eines Lektüre-Fehlers. „Der Stalinismus-Irrtum war einer 
der Hauptbetreiber jener Rückkehr zur Marxismus-Wahrheit, zum Marxismus- 
Text, die während der 1960er Jahre zu beobachten war. Gegen Stalin, hört nicht 
auf die Opfer, sie dürften nur ihre Martern zu erzählen haben. Lest wieder die 
Theoretiker; sie werden euch die Wahrheit über das Wahre sagen.“ Demgegen- 
über vertritt Foucault die Ansicht, dass der Gulag kein Fehler, der Stalinismus 
die Wahrheit eines politischen Diskurses war, der von „Marx und vielleicht von 
weiteren vor ıhm war“ (Foucault 1977d, 366). Es geht ihm also darum, in den 
Texten nicht das zu suchen, was im Voraus den Gulag verurteilen könnte, son- 
dern „sich zu fragen, was ihn darin ermöglicht hat, was ihn weiterhin rechtfertigt, 
was heute gestattet, dessen unerträgliche Wahrheit zu akzeptieren“ (Foucault 
1977e, 539). b) Der Gulag kann historizistisch heruntergespielt werden, indem 
nach seiner Ursache gefragt wird, nach den Gründen für die Umwandlung der 
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Partei in eine Bürokratie, für die wirtschaftlichen Schwierigkeiten. Der Gulag wä- 
re dann eine schmerzhafte, aber zu korrigierende Fehlfunktion auf dem Weg 
zum Sozialismus. Foucault will positiv danach fragen, wozu er dient, zu welchen 
Strategien er gehört. c) Der Gulag wird ausgeblendet, indem man den sowjeti- 
schen Sozialismus in ironische Anführungsstriche setzt, die es erlauben, von ihm 
den richtigen, den wahren Sozialismus zu unterscheiden, ein Sozialismus der I- 
dealität. Foucault fordert, sich auf die Dinge zu konzentrieren, die den Wider- 
stand gegen den Gulag ermöglichen, die den „Gulag-Gegnern den Mut geben 
könnten, sich zu erheben und dafür zu sterben, dass man den Mund aufmachen 
oder ein Gedicht sagen kann“ (ebd., 540). d) Eine vierte Strategie der Leugnung 
besteht darin, Repression ganz allgemein abzulehnen. Der Gulag sei eine Frage, 
die insbesondere der sozialistischen Gesellschaft gestellt werden müsse, weil sie 
alle nicht ohne ein mehr oder weniger entwickeltes System des Gulags funktio- 
nieren konnten. Foucault wendet sich gegen diese vier Strategien der Verharmlo- 
sung und will dieses Problem des Gulag zur Geltung bringen, um „eine schwieri- 
ge Aufgabe zu erfüllen: trotz des Gulag bei uns einen Diskurs der Linken auf- 
rechtzuerhalten, dessen Grundprinzipien dieselben bleiben“ (ebd., 541). 

Foucault sucht die Ursache für den Gulag auch bei Marx selbst oder besser, ın 
einem bestimmten Verhältnis zu Marx, im Verhältnis zu seinen Texten. Deswe- 
gen richtet sich seine Aufmerksamkeit weniger auf die Institutionalisierung des 
wissenschaftlichen Diskurses ın einer Universität oder ın einem politischen Ap- 
parat; für wichtiger hält er die Machtwirkungen des als wissenschaftlich angese- 
hen Diskurses, gegen die seine Genealogie zugunsten des Wissens von unten 
kämpfen will (vgl. Foucault 1977c, 220). Foucaults genealogischer Vorbehalt be- 
trıfft primär nicht die Frage, ob Marx, wie er beanspruchte, einen Sieg auf dem 
Wissenschaftsfeld erringen kann, sondern dass er ihn überhaupt erlangen möch- 
te. Nicht, ob der Marxismus Wissenschaft ist, sondern dass er Wissenschaft sein 
will, ist Anlass zur Kritik. Foucaults Genealogie fragt nach dem Machtstreben, 
das der Anspruch, eine Wissenschaft zu sein, impliziert. „Sind nicht dies die Fra- 
gen, die man stellen muss: Welche Wissensarten wollen Sie von dem Moment an 
disqualifizieren, da Sie sich sagen, es sei eine Wissenschaft? Welches sprechende 
Subjekt, welches Subjekt des Diskurses, welches Subjekt der Erfahrung und des 
Wissens wollen Sie folglich von dem Moment an unmündig machen, da Sie sa- 
gen: Ich, der ich hier spreche, halte einen wissenschaftlichen Diskurs, und ich 
bin ein Wissenschaftler? Welche theoretisch-politische Avantgarde wollen Sie 
folglich ınthronisieren, indem Sie sie von all den massiven, zirkulierenden und 
diskontinuierlichen Wissensformen ablösen? [...] Wenn ich Sie so sehe, wie Sie 
sich abmühen zu begründen, dass der Marxismus eine Wissenschaft sei, [so sehe 
ıch], wie Sie zunächst einmal und vor allem dabei sind, etwas anderes zu ma- 
chen; ıch sehe, wıe Sie dabei sind, mit dem marzistischen Diskurs Machteffekte 
zu verbinden, und ich sehe, wie Sie dabei sind, denjenigen, die diesen Diskurs 
verwenden, Machteffekte zuzuerkennen, die das Abendland jetzt schon seit dem 


Mittelalter der Wissenschaft zuerkennt und denen vorbehalten hat, die einen 
wissenschaftlichen Diskurs führen.“ (Foucault 1977c, 221) Die Haltung der Mar- 
xisten zu Marx und zum Marzschen Text ist konventionell und tief in die christ- 
liche Praxis eingelassen. Es wird ın der hermeneutischen Lektüre von Marx eine 
Religion des Textes praktiziert: also das Suchen und Finden einer schon vorhan- 
denen Wahrheit, eines Sinns im Text, die immer schon da ist und nur darauf 
wartet, einmal in aller Wahrheit auch ausgesprochen zu werden. Diese Haltung 
der hermeneutischen Exegese im Verhältnis zum Text und im Verhältnis zum ei- 
genen Selbst ist eine seit langem eingeübte Machttechnik von Intellektuellen des 
traditionellen Typs. Im Verhältnis zum Text dient diese Machttechnik der Regu- 
lierung, der Kontrolle des Sagbaren, der Verknappung der Diskurse. Es handelt 
sich um einen an die Kirche und die Universität gebundenen Wahrheitsdiskurs, 
eine paradoxe Form symbolischer Gewalt: der Kommentar soll zum „ersten Mal 
das sagen, was doch schon gesagt worden ist, und muss unablässig das wiederho- 
len, was eigentlich niemals gesagt worden ist“ (Foucault 1972a, 18). Dem Text 
wird durch Interpretation ein Sinn beigemessen, der ihm aber schon innewohnt; 
gleichzeitig leugnet der Textexeget das Zufällige und Neue seiner eigenen Aktivi- 
tät und unterstellt sich der Autorität eines Textes, die er in dem Augenblick der 
Interpretation erzeugt oder erneuert. Damit kommt es zu einer autoritären Ver- 
fügung über den Text, in dessen Namen über andere Macht ausgeübt wird. Die 
marxistischen Intellektuellen setzen die Tradition der kirchlichen Intellektuellen 
fort, das Verhältnis des esoterischen Wissens gegenüber dem Wissen der Leute. 
Deswegen lehnt Foucault solche Unternehmungen ab, wie sie von Althusser und 
seinen Schülern in den 1960er unternommen wurden, also die Praxis einer Neu- 
lektüre des Kapital, die das wirkliche Wort des Propheten Marx freilegen soll 
(vgl. Foucault 1978b, 768). Es handelt sich aus seiner Sicht um eine problemati- 
sche Geste, die eine autoritäre Praxis hervorbringt. „Ich bin nicht sicher, ob 
nicht in bestimmten Formen eines ‚erneuerten’ Marxismus eine ähnliche Versu- 
chung vorzufinden war, die darin bestand zu behaupten: Als Wissenschaft der 
Wissenschaften kann der Marxismus dıe Theorie der Wissenschaft bilden und 
die Teilung zwischen Wissenschaft und Ideologie begründen. Nun ist aber diese 
Position des Schiedsrichters, des Richters oder des universellen Zeugen eine Rol- 
le, der ich mich uneingeschränkt verweigere, denn sie scheint mir an die universi- 
täre Institution der Philosophie gebunden zu sein.“ (Foucault 1976c, 40; vgl. 
Foucault 1980b, 66). Foucault lehnt also den Machtanspruch ab, der mit einer 
bestimmten Art des Wahrheitsspiels verbunden ist, das eine Position des Intel- 
lektuellen ermöglicht, der den Anspruch monopolisiert, die Wahrheit darüber zu 
sagen, was die Geschichte bringen wird - das, was er als Marx’ prophetischen 
Diskurs bezeichnet -, und anderen im Namen dieser Wahrheit vorzuschreiben, 
was sie sagen dürfen und was sie zu tun haben. „Marx, das existiert für mich 
nicht. Ich meine damit diese Art Größe, die man rund um einen Eigennamen 
aufgebaut hat, und die sich mal auf ein bestimmtes Individuum, mal auf die To- 
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talıtät dessen, was es geschrieben hat, mal auf einen gewaltigen Geschichtsprozess 
bezieht, der von ihm ausgeht. [...] Marx als einen ‚Autor’ funktionieren zu lassen, 
lokalisierbar in einer einzigen diskursiven Mine und analysierbar in Begriffen von 
Originalität oder internen Kohärenz, ist immer möglich. Schließlich hat man 
durchaus das Recht, Marx zu einem ‚akademischen’ Gegenstand zu machen. A- 
ber so verkennt man den von ihm hervorgebrachten Aufbruch.“ (Foucault 
1976b, 52f). Das Neue wird verstellt, das Neue, das Marx sagt, das Neue derjeni- 
gen, die den Text lesen, ebenso das Neue neuer Erfahrungen und neuer Prakti- 
ken der Auseinandersetzung. 


5. Gegen den reinen Buchstaben - für eine neue diskursive Praxis 


All dies überlegend, spricht er sich für genauere Philologie und weniger theoreti- 
sches System aus: „Das heißt nicht, wir könnten den Marxismus nun gänzlich 
aufgeben wie einen alten Trottel, über den man sich lustig macht. Vielmehr müs- 
sen wir uns um sehr viel größere Treue als früher gegenüber dem Buchstaben der 
Theorie bemühen und versuchen, die politischen Analysen der aktuellen Gesell- 
schaft nicht mehr in den Rahmen einer kohärenten Theorie einzubetten, son- 
dern auf der Grundlage einer realen Geschichte vorzunehmen. Ich glaube, das 
Scheitern der großen theoretischen Systeme bei der aktuellen politischen Analyse 
zwingt uns zu einem Empirismus, der möglicherweise nicht sonderlich ruhmvoll 
ist, zum Empirismus der Historiker.“ (Foucault 1977h, 488). 

Entsprechend kritisiert Foucault, dass der Mai 1968 sich gegen sich selbst kehrte 
und den Marxismus in kleine Dogmengebäude pulverisierte. Den sterilen Hy- 
permarxismus der 68er verdächtigte er offenkundig, nur einer Form von akade- 
mischer Machtsteigerung zu dienen, dem aber das Engagement fehlt. „Ich erin- 
nere mich auch an die kalten akademischen Diskussionen über den Marxismus, 
an denen ıch Anfang der sechziger Jahre in Frankreich teilgenommen habe. In 
Tunesien [wo Foucault von November 1966 bis September 1968 lehrte; AD] be- 
riefen sıch alle auf den Marxismus, mit radikaler Gewalt und Intensität und mit 
beeindruckendem Elan. Für die jungen Leute stellte der Marxismus nıcht nur er- 
ne bessere Weise dar, die Realität zu analysieren, sondern zugleich eine Quelle 
moralischer Energie, das Bekenntnis zu ihm war gleichsam ein existentieller Akt 
von außerordentlicher Tragweite. Ich fühle mich überwältigt von Bitterkeit und 
Enttäuschung, wenn ich an die Diskrepanz dachte zwischen der Art, wie die tu- 
nesischen Studenten Marxisten waren, und dem, was ich vom Funktionieren des 
Marxismus in Europa (in Frankreich, Polen und in der Sowjetunion) wusste.“ 
(Foucault 1980b, 98). Foucault kennt die Überlegungen Gramscis zum Problem 
der Hegemonie und der Philosophie der Praxis nicht, also zu den Fragen, welche 
Bedeutung und Wirkungsweise die Texte von Marx in der bürgerlichen Gesell- 
schaft haben und welche Praxis erforderlich ist, um ihnen Geltung zu verschaf- 
fen. Was Foucault hier unternimmt ist jedoch im Ansatz nicht weniger als eine 


hegemonietheoretische Reflexion und Praxis. Die Texte von Marx sind nicht ein- 
fach Texte, das Verhältnis zu ihnen wird nicht von diesen selbst durch eine ıh- 
nen innewohnende Wahrheit und durch den in ihnen verborgenen Sinn konsti- 
tuiert; die Texte sind immer konkrete Praktiken des Wissens in immer neuen 
Konstellationen. Diese Praktiken analysiert Foucault. Er will diese Texte aus be- 
stimmten Dynamiken der Machtverhältnisse, also aus dem Zusammenhang be- 
stimmter Praktiken von Intellektuellen und der linken Parteien befreien, die sich 
auf Marx als einzige Autorität beriefen und den Willen der Partei „hinter der 
Maske eines rationalen Kalküls [verschwinden ließen], der mit der Wahrheit be- 
anspruchenden Theorie übereinstimmte“ (Foucault 1978b, 771). Es geht ihm um 
die wirkliche Geschichte, um die Öffnung für Erfahrung, so dass sich die Texte 
mit Leidenschaft, einem neuen „Mythos“, einer neuen „Spiritualität“ (Foucault 
1980b, 99) verbinden können und das Wahr-Sagen wieder seine Kraft zur Verän- 
derung und Entunterwerfung erlangt. Foucault ist jedenfalls weit entfernt von je- 
nem faden Liberalismus, der im Glauben an die absolute Wahrheit den Grund 
für autoritäre Politik sieht und deswegen alle Wahrheit auf unverbindliche Mei- 
nungsäußerung reduziert sehen möchte. „Die Funktion des ‚Wahr-sagens’ hat 
nicht die Form des Gesetzes anzunehmen, ganz so wie es auch vergebens wäre 
zu glauben, dass sie ganz selbstverständlich in den spontanen Spielen der Kom- 
munikation ihren Platz hätte. Die Aufgabe des Wahrsagens ist eine unendliche 
Arbeit: Sie ın ihrer Komplexität zu beachten ist eine Verpflichtung, die keine 
Macht einem ersparen kann. Außer man erzwingt das Schweigen der Knecht- 
schaft.“ (Foucault 1984c, 836). Aber es handelt sich bei Foucault nur um provi- 
sorische Überlegungen, das Defizit der Hegemonietheorie macht sich bemerkbar. 
Foucault wird mit Blick auf Marx doch immer wieder ungewöhnlich autor- und 
text-zentriert und legt nahe, es könnten die Lager, Morde, Säuberungen ohne 
weiteres aus dessen Text abgeleitet werden. Er analysiert nicht die Kämpfe in der 
Theorie, den Wissenschaften, den Hochschulen und deren Verhältnis zu dem 
Wissen der Leute sowie in den sozialistischen und kommunistischen, den Frau- 
en- und Friedensbewegungen seit Mitte des 19. Jahrhunderts. Damit übergeht 
Foucault die entscheidende Frage, ob Marx mit Theorie nicht den Aufstand des 
Wissens unten unterstützte und hegemonial und strategisch handelte, als er die 
Wissenschaftlichkeit des Bürgertums angriff und für das unterdrückte, das zum 
Verstummen gebrachte Wissen den Anspruch auf Wissenschaft erhob und damit 
eine Macht bekämpfte, die dem Widerstand der Subalternen nur die religiöse 
oder moralische Klage über das Elend und die Armut vorbehalten wollte. An 
diesem Punkt wird Foucault davon eingeholt, dass er keinen Begriff einer durch 
den Klassenantagonismus hindurch sich entwickelnden und von diesem ange 
triebenen Gesellschaftsformation hatte oder vielleicht genauer: haben wollte. Das 
hätte ihm, ausgehend von seiner eigenen genealogischen Sicht, nahelegen kön- 
nen, die Gesamtheit der Textpraktiken, die an Marx anschließen und sich mit 
dem Namen ‚Marx’ verbinden, in den Blick zu nehmen und die Auseinanderset- 
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zungen um das Wahr-Sprechen des Wahren, um das, was als Wissenschaft gilt, 
als Konflikte um die Zukunft der Emanzipation zu entziffern (vgl. für die Wahr- 
heitspolitik der Kritischen Theorie Demirovic 1999). Die Wissenschaft als Form- 
bestimmung des gesellschaftlichen Wissens mag eine der Ursachen für den auto- 
ritären Charakter der marxistischen Textpraxis geworden sein, und Marx mag 
diese Ambivalenz überschen haben - nicht zuletzt setzte schon die Kritische 
Theorie an diesem Punkt zu einer wissenschaftskritischen Selbstreflexion an. 
Doch es ist eine widersprüchliche Praxis, denn ohne Theorie und Wissenschaft 
wäre das Projekt der Emanzipation - soweit das vorstellbar ist - eine Angelegen- 
heit von moralisierender Gesinnung, Dilettantismus und Projektemacherei gewe- 
sen. Das Wahrheitsspiel zu spielen, kann Herrschaftseffekte auflösen und zur 
Entunterwerfung beitragen. Zudem würde bedeuten, es nicht zu spielen, einer 
anderen Wahrheit zu folgen: „Der Herrschaft einer Wahrheit entkommt man al- 
so nicht, indem man ein Spiel spielt, das dem Spiel der Wahrheit vollständig 
fremd ist, sondern indem man das Wahrheitsspiel anders spielt.“ (Foucault 
1984d, 895). Zudem implizieren Wissenschaft und Theorie in sich etwas Befrei- 
endes: Argumentieren, Muße und Distanz zu unmittelbarer Praxis, Prüfung des 
Alltagsverstands und Antizipation des Möglichen, Infragestellung der linken Do- 
xa, Offenheit für Erfahrung und das Heraustreten aus den Grenzen des individu- 
alisierten Individuums, das die Verhältnisse nur als Leiden erfährt: „Was einmal 
gedacht ward, kann unterdrückt, vergessen werden, verwehen. Aber es läßt sich 
nicht ausreden, daß etwas davon überlebt. Denn Denken hat das Moment des 
Allgemeinen. Was triftig gedacht wurde, muß woanders, von anderen gedacht 
werden: dies Vertrauen begleitet noch den einsamsten und ohnmächtigsten Ge- 
danken. Wer denkt, ist in aller Kritik nicht wütend: Denken hat die Wut subli- 
miert. Weil der Denkende es sich nicht antun muß, will er es auch den anderen 
nicht antun. Das Glück, das im Auge des Denkenden aufgeht, ist das Glück der 
Menschheit.“ (Adorno 1969, 798). 
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Der Streik der Lokführer-Gewerkschaft GDL 
Anfang vom Ende des deutschen Systems der 
industriellen Beziehungen? 


Kaum ein Ereignis hat die allgemeine Öffentlichkeit und insbesondere linke 
Gruppierungen so nachhaltig beschäftigt wie der monatelange Tarifkonflikt 
zwischen der Lokführergewerkschaft GDL und der Deutschen Bahn vom Juli 
2007 bis zum März 2008. Die radikalen Forderungen und die radikalen Mittel 
beflügelten die Phantasie mancher Systemkritiker, die in dem ökonomischen 
schnell schon einen politischen Kampf sehen wollten und uneingeschränkte 
Solidarität forderten (siehe www.bahnstreik-soli.de)'. Seitdem wurde erbittert 
darüber gestritten, ob die GDL nun Speerspitze einer sich erneuernden Ge 
werkschaftsbewegung sei, die sich gegen den neoliberalen Kapitalismus formie- 
re oder Spalterorganisation mit egoistischen Organisationsinteressen. Mit un- 
serem Beitrag wollen wir zur Versachlichung der Diskussion beitragen, die 
häufig recht informationsarm geführt worden, durch Mythen angereichert und 
von projektiven Erwartungen bestimmt gewesen ist. 

In den letzten zehn Jahren sind bei der Interessenvertretung der lohnabhängig 
Beschäftigten in der Bundesrepublik zwei organisationspolitische Tendenzen 
deutlich geworden: Auf der einen Seite haben sich Gewerkschaften - im we- 
sentlichen aufgrund finanzieller Probleme, die durch die Vereinigung entstan- 
den sind - zu größeren Einheiten zusammen geschlossen, sei es in Form der 
Fusion von einzelnen Industrie-, Status- und Unternehmensgewerkschaften wie 
im Falle von Verdi und IG BCE (vgl. dazu Waddington et al. 2005, Kahmann 
2004), sei es in Form des Anschlusses einzelner Industriegewerkschaften an 
große Einzelgewerkschaften wie im Falle von Holz/Kunststoff und Textil, die 
sich der IG Metall angeschlossen haben. Diese neuen, multisektoralen Ge- 
werkschaften bemühen sich zwar, den differenzierten Interessen ihrer alten 
und neuen Mitglieder durch die Erhöhung organisatorischer Komplexität ent- 


1 Typisch dafür Thiess Gleiss, Mitglied im Bundesvorstand der Partei ‘Die Linke’: „Der Ar- 
beitskampf der GDL beginnt grundsätzliche und politische Dimensionen anzunehmen, die 
ihn nicht nur auf die höchste Stufe der gewerkschaftlichen und betrieblichen Kämpfe der 
jüngeren Geschichte in Deutschland heben, sondern die jede Gewerkschaft, jeden Linken 
und jede Linke zu eindeutiger Positionierung und aktiver Kampfunterstützung verpflichten. 
(...) Hier und jetzt findet der politische Streik statt, in dessen Dienst sich die Linke und 
DIE LINKE stellen muss“ (Stellungnahme v.14.11.07, in: www.bahnstreik-soli.de). 
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gegen zu kommen (das Matrix-Modell von Verdi mag hier als Beispiel dienen), 
stehen aber vor eben diesem Problem, Vielfalt und Einheit organisatorisch 
immer wieder zusammen zu bringen. 

Als ein zweiter Trend - der nicht unbedingt als Antwort auf die Fusionen zu 
verstehen ist - machen immer mehr Berufsgewerkschaften bzw. so genannte 
Spezialistengewerkschaften von sich reden; Gewerkschaften bzw. Verbände, die 
oft schon länger existieren, aber zuvor in Tarifgemeinschaften mit den großen 
Industriegewerkschaften tarifpolitisch eingebunden waren oder aber bislang 
keine tarifpolitischen Ambitionen hatten: die Vereinigung Cockpit der Piloten, 
die Fluglotsen Vereinigung, der Marburger Bund, und nicht zuletzt die Gewerk- 
schaft Deutscher Lokomotivführer (GDL). Die tarifpolitische Speerspitze dieser 
Organisationen richtete sich entweder gegen die aufgrund ihrer Heterogenität 
mangelnde Sanktionsfähigkeit von Großorganisationen oder aber gegen die von 
den großen Industriegewerkschaften verfochtene Politik einer Nivellierung der 
Einkommen - wobei die Großorganisationen dies i.d.R. mit der traditionellen 
Klassensolidarität begründen, oder damit, dass man allgemein ein Auseinander- 
driften der Einkommen und eine damit verbundene Entsolidarisierung wie in 
Großbritannien und den USA verhindern will. Gegen diese Position wird von 
den genannten Berufsgewerkschaften das Leistungskriterium betont, wobei aller- 
dings das hohe Sanktionspotential von kleinen, homogenen Gruppen, die 
zugleich an Schaltstellen gesellschaftlicher Infrastruktur sitzen, mitgedacht wird. 
Am Beispiel des Streiks der Gewerkschaft der Lokomotivführer im Jahr 
2007/08 soll im Folgenden die Organisations- und Polıitikfähigkeit solcher Be- 
rufsgewerkschaften untersucht und der Frage nachgegangen werden: Welche 
Zukunftschancen hat das auf Solidarität disparater Gruppen aufbauende und 
in der Lohnstruktur nivellierend wirkende Industrieverbandsprinzip? Dabei 
wird auch zu klären sein, ob die besonderen historischen und strukturellen 
Bedingungen der Bahn (Staatsunternehmen, Infrastrukturmonopol, dramati- 
scher Beschäftigungsabbau) eine Übertragung des GDL-Beispiels auf mögliche 
Entwicklungsspielräume anderer Berufsgewerkschaften gestatten. Der Beitrag 
beruht auf empirischen Recherchen, die auch Interviews mit allen vier betei- 
ligten Kollektivakteuren umfassen. Nach einer Darstellung der historischen 
Hintergründe des Konflikts, der Rolle der beteiligten Akteure, des Kontlikt- 
verlaufs und seines Ergebnisses wird zum Schluss eine gewerkschaftspolitische 
und -soziologische Beantwortung der aufgeworfenen Fragen versucht. 


1. Die Akteure 
1.1. Die Deutsche Bahn AG 


Die Besonderheit der Auseinandersetzung zwischen der GDL einerseits und 
der DB AG andererseits - aber auch die der Auseinandersetzungen zwischen 
GDL und der Tarifgemeinschaft Transnet/GDBA - müssen vor dem Hinter- 


grund der Tradition und Unternehmensstruktur der deutschen Eisenbahnen 
(DR, DB) und ihrer Gewerkschaften gesehen werden. Die Bahnen (DB wie 
DR) waren bis in die 1990er Jahre Staatsunternehmen (und auch heute noch 
ist nach Umwandlung der Bundesbahn 1994 in die DB AG’ der Staat der 
einzige Aktionär); der größte Teil der Beschäftigten war im Beamtenverhältnis 
beschäftigt (und besaß ein entsprechendes Statusbewusstsein), oder aber war in 
stabilen Tariflohnverhältnissen abgesichert; man trug und trägt - zumindest 
im kundennahen Bereich und inzwischen vorsichtig modernisiert - Uniformen 
und war in quasi-militärischen Rängen organisiert (zum historischen Hinter- 
grund: Müller/Wilke 2006, 100f.). Zugleich genossen besonders die mittleren 
und höheren Ränge vergleichsweise gute Sozialleistungen des Dienstherrn 
Staat (ebd.). Beamtenstatus und Uniform wiesen die Beschäftigten als eine be- 
sondere Kategorie Lohnabhängige aus; die „uniformierten Arbeiter“ (Bahn, 
Post) spielten deshalb auch historisch in der organisierten Interessenvertretung 
eine besondere Rolle. Die von ihnen gegründeten Gewerkschaften waren Un- 
ternehmensgewerkschaften, und sie sind es letztlich auch heute noch, wenn- 
gleich es bei den drei Bahngewerkschaften Ansätze zu einer Neuorientierung, 
d.h. Ausweitung des Rekrutierungsbereichs gibt. 

Bereits vor der „Wende“ hat die Deutsche Bundesbahn aus ökonomischen 
Gründen unter dem Druck der automobilen Gesellschaft des „Wirtschafts- 
wunders“ viele Strecken stillgelegt und Beschäftigung abgebaut - was oft ın eı- 
nen circulus vitiosus mündete: die Streckenstilllegungen zwangen wiederum 
viele Fahrgäste zum Umsteigen auf das Auto, mit der Folge, dass verbliebene 
Strecken ökonomisch unattraktiv wurden. Der Druck auf die Beschäftigten 
wuchs dann besonders mit der Wende und mit der Fusion von Bundesbahn 
und Deutscher Reichsbahn der DDR zur Deutschen Bahn enorm an, da die 
Reichsbahn personell überbesetzt war und zugleich weitere Streckenstilllegun- 
gen vorgenommen wurden: Der Gütertransport erfolgte in der DDR fast aus- 
schließlich über die Bahn, was nach dem Entwicklungsstand westdeutscher 
Logistik in den 1990er Jahren als ineffizient galt. Die Übertragung des diversi- 
fizierten Transport- und Speditionsmusters auf die Neuen Bundesländer hatte 
dann einen weiteren massiven Stellenabbau im Schienenverkehr zur Folge. 
Von der Öffentlichkeit kaum bemerkt, hat die Bundesbahn seit 1990, ab 1994 
als DB AG, eine enorme Personalreduktion bewältigt. Ihr Personalstand sank 
von 1990 462.000 (incl. Deutsche Reichsbahn) um mehr als die Hälfte auf 
229.000 Beschäftigte Ende 2006 (GDL 2007: 6). Das geschah ohne größere 
Konflikte und ausschließlich in Form sozialverträglicher Regelungen, die ver- 
mittels des Senioritätsprinzips besonders den Mitgliederstamm der Gewerk- 
schaften schützten. Zwar sind die Kosten dafür überwiegend vom Steuerzahler 
und von den Bahnkunden getragen worden, aber auch die Beschäftigten wur- 
den zur Kasse gebeten. Im Bündnis für Arbeit von 1996 (dem späteren “Be- 
schäftigungssicherungs-Tarifvertrag”), der mit Verlängerungen bis heute gilt, 
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verpflichteten sich die Gewerkschaften zu „moderaten Tariferhöhungen“. 
Transnet und die GDBA haben das immer als allgemeinen Solidarbeitrag aller 
Beschäftigten gegenüber den früher Ausscheidenden (Frühverrentung, mit Ab- 
findung freiwillig ausgeschieden etc.) betrachtet. Darüber sind sie in eine ko- 
operative Nähe zum Management geraten, die ihnen nicht immer die tarifpo- 
litische Distanz erlaubte, die sich aber eine Berufsgruppen-Gewerkschaft leisten 
kann, die solche Rücksichtnahme für weniger geboten erachtet. Der erlebte 
Personalabbau hatte auch zur Folge, dass besonders beim (ausgedünnten) 
Fahrpersonal sich ein großer Berg von Überstunden aufbaute, der zur Auf- 
rechthaltung des Fahrbetriebs angehäuft wurde (Müller/Wilke 2006: 160fF.). 
Von der GDL wurde das als asymmetrisch empfunden und hat atmosphärisch 
im Tarifkonflikt zwischen den Gewerkschaften Transnet/GDBA und der GDL 
eine gewisse Rolle gespielt. 

Die 1994 privatisierte Deutsche Bahn AG plant für 2008 den Börsengang, des- 
sen Form und Umfang lange zwischen den Bundestagsparteien und den 
Bahngewerkschaften umstritten war und auch nach der neuesten Mehrheitsop- 
tion einer 24,9%-Verkaufs des Schienenverkehrs an private Aktionäre zT. 
noch kontrovers geblieben ist’. Im Gesamtkonzern arbeiten ca. 230.000, im 
Kernkonzern (ohne das Logistikunternehmen Schenker etc.) 180.000 Beschäf- 
tigte, davon ca. 135.000 nach Tarif bezahlte und ca. 45.000 Beamte. Seit 2000 
wird der Konzern von Hartmut Mehdorn geleitet. Er ist aufgeteilt in die 5 
Einzelgesellschaften: DB Regio AG, DB Fernverkehr AG, Railion AG, DB 
Netz AG, und DB Station & Service AG. Hinzu kommen vor allem Schenker 
und kleinere Akquisitionen. 

Seit Umwandlung der Bundesbehörde in ein privatrechtliches Unternehmen 
war die DB AG intensiv darum bemüht, trotz neuer Schuldenaufnahme (nach 
der Entschuldung von 1994) im operativen Bereich in die schwarzen Zahlen 
zu kommen. Das ist ihr erstmals 2003 gelungen und war vermutlich stark 
durch den geplanten Börsengang motiviert. Der enorme Finanzierungsbedarf 
für die Modernisierung, - z.T. auch für die Neuakquisitionen - hat zu einem 
gegenwärtigen Schuldenstand von 16,5 Mrd. Euro geführt. Der Umbau des 
Konzerns ist nicht nur durch erhebliche Personalschrumpfung, technische 
Modernisierung (Umstellung von elektromechanischen auf elektronische Sig- 
nal- und Weichensteuerung, halbautomatische Zugsteuerung in den ICEs etc.), 
sondern auch durch Transformation der Arbeits- und Lohnpolitik (Umbau der 
Lohnsysteme von Beamtenbesoldungsgruppen hin zu anforderungs- und qualı- 
fikationsdifferenzierten Lohn- und Gehaltseinstufungen) bestimmt gewesen. 
Bis 2007 wurde die Lohndifferenzierung (vor allem um die Beamten bei Lohn- 
steigerungen berücksichtigen zu können) auch durch über 60 verschiedene Zu- 


2 Da das Problem des Börsengangs im Tarifkonflikt nur ganz am Rande eine Rolle gespielt 
hat, gehen wır hier nicht näher darauf ein. 
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lagen vorgenommen, was zu einer kaum noch übersehbaren tariflichen Ge 
mengelage geführt hat. 


1.2. Die Lokführer 


Die Eisenbahn ist eng mit der Industriegeschichte verbunden und repräsen- 
tiert auch heute noch eine komfortable, umweltfreundliche Alternative des 
Reisens auf mittlere Distanz verglichen mit anderen Verkehrsmitteln. Sie spielt 
daher im kollektiven Gedächtnis der Bevölkerung wie in der Alltagspraxis 
vieler Menschen nach wie vor eine wichtige Rolle. Von diesem Image zehrt 
auch derjenige, der den Zug steuert, der Lokomotivführer, der heute aber 
schon überwiegend ein Triebfahrzeugführer geworden ist, weil durch eine an- 
dere Bauweise bzw. Verteilung der Antriebsaggregate die Züge vielfach keine 
Lokomotive mehr haben. An dem Disput zwischen GDL und der DB AG war 
bemerkenswert, dass die DB AG denn auch meist von den “Triebfahrzeugfüh- 
rern’ sprach, die GDL hingegen immer von den ‘Lokführern’; sie tat es auch 
dann, wenn es eindeutig unzutreffend war. So z.B. wenn die GDL in ihren 
Streiknachrichten verkündete, dass die „Lokführer der Berliner S-Bahn“ sich 
vollständig am Streik beteiligt hätten, obwohl bekanntlich die S-Bahn ın Ber- 
lin nach ihrer Elektrifizierung schon seit mehr als sieben Jahrzehnten ohne 
Lokomotiven fährt. 

Die GDL “bewirtschaftet” mit dem Festhalten am ‘Lokführer'-Begriff einen po- 
sitiven Sympathiegehalt, der einer alten, inzwischen im Verschwinden begriffe- 
nen Tradition entspricht. Zu Dampflok-Zeiten war der Lokomotivführer fast 
ein halber Ingenieur, der unterwegs auch kleinere Havarien selbst zu beheben 
wusste und für kleinere Wartungen zuständig war. Ohne Elektronik und Funk 
auf der Strecke war er zuweilen auf sich selbst angewiesen und hatte ein hohes 
Ansehen. Wegen der erforderlichen Kompetenz und Erfahrung wurde er tradi- 
tionell wie ein Meister bezahlt. Von anderen technischen Berufen hob er sich 
durch eine besondere Sichtbarkeit ab. Im Zug nur für die ihm anvertrauten 
Passagiere da, blieb er räumlich getrennt von ihnen, war der lonely rider des 
Stahlrosses, den ein Nimbus aus Pionierzeiten umgab und der für den Traum- 
beruf stand, den viele Risenbahn spielende Jungen einst hegten. 

Der Triebzugführer in den modernen Fernzügen unserer Tage ist hingegen 
zum angelernten Mess- und Steuerwart herabgesunken, wie man ıhn aus 
Kraftwerkszentralen oder Chemieanlagen kennt. Fahrplan und Geschwindig- 
keit sind im Bordcomputer eingegeben. Er kann den Zug per Autopiloten na- 
hezu automatisch fahren. Nur noch Anfahren und Abbremsen werden zwin- 
gend von ihm verlangt. Die induktive Zugbeeinflussung, die auf allen Haupt- 
strecken angebracht ist (ca. 80%), ermöglicht den eigentlichen Herren des Ge- 
schehens auf den Schienen, den Fahrdienstleitern in den zentralen Stellwerken, 
jederzeit zu verfolgen, welcher Zug sich gerade wo aufhält, Er kann sıe steuern, 
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d.h. eine Strecke frei geben oder sperren, einen Zug umleiten etc. Ein überfah- 
renes Rotlichtsignal führt auf solchen Strecken zur automatischen Zugabbrem- 
sung. Die ‘Linienzugbeeinflussung’ auf den modernen Schnellstrecken ermög- 
licht sogar die automatische Geschwindigkeitsminderung, wenn das zulässige 
Limit überschritten worden sein sollte. Lediglich auf den Nebenstrecken fährt 
der Lokführer noch ‘auf Sicht. 

Zwar müssen alle Lokführer ein umfangreiches ‘Fallwissen’ parat haben, um 
angemessen auf Ausnahmensituationen und Notlagen reagieren zu können, 
z.B. Langsamfahrt bei Baustellen, aber im Zweifel können sie die Fahrdienstlei- 
tung anrufen und sich Rat holen. Insgesamt betrachtet kann der Lokführer 
seine Arbeit nur wenig beeinflussen; sie ist weitgehend vorgegeben. Dadurch 
sind auch die fachlichen Anforderungen gesunken. Bis vor kurzem war nach 
dem Hauptschulabschluss noch die dreijährige Ausbildung zum ‘Eisenbahner 
im Betriebsdienst” mit der Spezialisierung zum Lokführer erforderlich. Heute 
wird ein guter Hauptschul- oder ein Realschulabschluss verlangt, an den sich 
nur noch ein 6- bis 8-monatiger Lehrgang anschließt. 

Wegen der relativ niedrigen Qualifikation und der individuell wenig beein- 
flussbaren Leistung lassen sich Lokführer nach herkömmlichen Arbeitsbewer- 
tungsmethoden nicht sonderlich hoch einstufen. Lediglich bei Kriterien wie 
Verantwortung, Belastung und Erfahrung können Pluspunkte gesammelt wer- 
den. Verantwortung lässt sich mit dem Verweis auf die 5 oder 500 Passagiere 
reklamieren, die hinter dem Lokführer sitzen, obwohl auch die Verantwortung 
für den Zug weitgehend an die Fahrdienstleitung, an die Instandhaltung, den 
Wagenmeister etc. abgegeben worden ist. Erfahrung lässt sich auch bei Lok- 
führern steigern, aber nach drei bis fünf Jahren sind die Chancen für neuen 
Wissenserwerb aus der Fahrpraxis nahezu erschöpft. Da bedarf es schon der 
Erweiterung des Repertoires durch Einweisung in die Bedienung anderer Züge 
und Lokomotiven, durch Auslandseinsätze etc., um Kompetenzen und Erfah- 
rung zu vergrößern, was aber nur mit mäßiger Einkommenssteigerung verbun- 
den ist. 

Die einzige besonders lohnrelevante Kategorie ist die Belastung durch ungüns- 
tige Arbeitszeiten. Es ist nicht nur der Schichtdienst und der Nachtdienst, der 
belastet; es sind auch die u.U. langen Zu- und Abfahrten zum Einsatzzug, die 
Transferzeiten zwischen verschiedenen Zügen, die Auswärtsübernachtungen 
und die Zeiten langer Abwesenheit von der Familie. Für solche Belastungen 
gibt es Zuschläge, die bislang im Durchschnitt ca. 300 Euro betragen haben 
und im Einzelfall bis auf 450 Euro steigen konnten. Gleichwohl hat es über 
den Umfang der Anerkennung von Leer- und Transferzeiten immer wieder 
Streit mit der Bahn gegeben. Eine Verbesserung bei der Arbeitszeitregulierung 
war daher eine wichtige Forderung der Lokführer in dem vergangenen Tarif 


konflikt. 


1.3. Die Gewerkschaften 


Die Gewerkschaft Transnet (früher GdED - Gewerkschaft der Eisenbahner 
Deutschlands) ist die größte der drei Bahngewerkschaften mit 2007 ca. 
230.000 Mitgliedern (ohne Pensionäre 140.000) und wurde bis zum Mai 2008 
von Norbert Hansen geleitet. Zur langfristigen Sicherung der Beschäftigungs- 
verhältnisse betreibt Transnet auch Industrie- bzw. Unternehmenspolitik. Bei 
dem Tarifkonflikt 2007/2008 ist ihr und insbesondere ihrem Vorsitzenden 
Hansen z.B. in der Frage von Privatisierung und Börsengang allzu große Un- 
ternehmensnähe vorgeworfen worden. Gleichwohl kam für die Mitglieder von 
Transnet der Positionswechsel Hansens überraschend und hat nach Bekannt- 
werden seines Bild-Zeitungs-Interviews (v. 16.5.08) über die Notwendigkeit 
weiteren Personalabbaus wütende Proteste ausgelöst‘. Auf Grund ihrer Mit- 
gliederstärke dominiert Transnet die Betriebsratsgremien in den Konzerngesell- 
schaften, mit Ausnahme von DB-Regio Ost; dort ıst die GDL stärker vertreten. 
Die Transnet hat die Masse ihrer Mitglieder im Netz (incl. Stellwerke), in den 
Werkstätten und beim Fahrpersonal (z.B. die Mehrheit der Zugbegleiter und 
des Servicepersonals). Aber auch nennenswerte Teile der Verwaltung, incl. 
Führungskräfte, sind bei Transnet organisiert. Transnet hat sich daher traditi- 
onell als tonangebende Hausgewerkschaft verstanden und das womöglich auch 
die Minderheitsgewerkschaft GDL spüren lassen. 

Die Verkehrsgewerkschaft GDBA hat ca. 45.000 Mitglieder, wovon knapp zwei 
Drittel aktive sind. Vorsitzender ist Klaus-Dieter Hommel. Die organisatorı- 
schen Schwerpunkte dieser Gewerkschaft sind die Verwaltungen, vor allem die 
alten Beamtenhochburgen (z. B. das Fisenbahn-Bundesamt, das Bundeseisen- 
bahnvermögensamt etc.); aber auch sie hat Mitarbeiter im Fahrdienst, in den 
Stellwerken etc. organisiert. Hommel und die GDBA vertraten bislang tarıf- 
und unternehmenspolitisch im Wesentlichen die gleiche Position wie Transnet 
und Norbert Hansen; das wird sich jetzt vermutlich ändern. 

Die Gewerkschaft der Lokomotivführer GDL, hatte vor dem Streik 34.000 
Mitglieder, (ohne Pensionäre 22.000), durch den Streik ca. 1500 Neuzugänge. 
Ihr Vorsitzender war bis zum Mai 2008 Manfred Schell; sein Nachfolger wur- 
de der frühere Vize Claus Weselsky. Die GDL wurde 1867 gegründet und ist 
damit die älteste (noch bestehende) Gewerkschaft in Deutschland. Eigenstän- 
dige Tarıfpolitik hat sie im Grunde genommen erst seit Privatisierung der 
Bahn betrieben. Ihre Hochburgen liegen in Ostdeutschland, wo sie ca. 85 % 
der Lokführer organisiert hat und dort insbesondere bei der DB Regio. Sie ist 


3 Hansen war bis zum Wechsel in den Vorstand der DB AG stellvertretender Aufsichtsrats- 
Vorsitzender im Konzern und in den einzelnen AGs für die Arbeitnehmerbank. - Mit der 
nun erkennbaren einseitigen Interessenwahrnehmung des Konzerns düpiert er nicht nur sei- 
ne bisherige Gewerkschaft, sondern hat sich auch in seiner neuen Rolle als designierter Per- 
sonalvorstand und erhoffter Vermittler zwischen Bahn und Belegschaft diskreditiert. 
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attraktiv auch durch ihre niedrigeren Beiträge. Sie betragen nur zwischen 7 
(Rentner) und max. 17 Euro, während bei Transnet gemäß DGB-Satzung 1% 
vom Bruttoentgelt gezahlt werden muss. Als berufsständische Interessenorga- 
nisattion hat die GDL sich lange Zeit wenig um Unternehmenspolitik geküm- 
mert. Als kleinste Gewerkschaft ohnehin nur schwach oder gar nicht in den 
Mitbestimmungsgremien vertreten, sah sie wohl auch keine Gelegenheit dazu. 

Die Transnet gehört zum DGB. GDBA und GDL als ehemalige reine Beam- 
tengewerkschaften sınd im Deutschen Beamtenbund (DBB) organisiert. Bis 
2002 bildeten GDBA und GDL eine Tarifgemeinschaft (TG), seitdem Transnet 
und GDBA. Alle Bahngewerkschaften organisieren jetzt Angestellte, Arbeiter 
und Beamte sowohl in der DB AG wie in den Privatbahnen, teilweise auch ın 
Busgesellschaften, und nicht nur dann, wenn diese früher der Bahn gehörten. 
Dadurch gibt es Abgrenzungskonflikte sowohl untereinander, als auch mit 
Verdi, die von der früheren ÖTV u.a. die Organisation des öffentlichen Perso- 
nennahverkehrs übernommen hat. Der Beschäftigungssicherungs-Tarifvertrag 
war lange Zeit ein gemeinsames Projekt aller drei Bahngewerkschaften. Mit der 
Maximalstrategie im Tarifkonflikt 2007/08 distanzierte sich die GDL faktisch 
davon, weshalb Mehdorn den Tarifvertrag konsequenterweise kündigen wollte, 
was nur durch die Streikdrohung von Transnet/GDBA verhindert wurde. Inso- 
fern profitierte die GDL vom inkriminierten ‘concession bargaining’ von 


Transnet/GDBA. 


2. Der Tarifkonflikt 
2.1. Die Vorgeschichte 


Der Konfliktkurs der GDL vom Sommer 2007 entwickelte sich nicht situativ 
bzw. ın Reaktion auf die unvorhersehbare Sturheit der Gegenseite, sondern 
war sorgfältig geplant. Die Auseinandersetzung hat eine bemerkenswerte Vor- 
geschichte, die in der Öffentlichkeit kaum wahrgenommen wurde. Fast mit 
dem gleichen Programm - Besserstellung der Lokführer, eigenständiger Fahr- 
personal-Tarifvertrag - war die GDL bereits 2003 in den Ring gestiegen und 
unterlegen. Diesmal wollte sie es besser machen; und das kam so (ausführlich 
zur Vorgeschichte: Müller/Wilke 2006: 245ff. und Müller/Wilke 2008). 

Der enorme Mitgliederverlust aller drei Bahngewerkschaften durch den Perso- 
nalabbau in den 1990er Jahren führte zu Überlegungen, die Kräfte zu bün- 
deln. Nachdem GdED/Transnet von dem Gedanken eines Beitritts zur sich 
neu bildenden Dienstleistungsgewerkschaft Verdi Abstand genommen hatte, 
rückte eine Fusion mit den anderen beiden Bahngewerkschaften ins Blickfeld. 
Dazu bestand dort zunächst auch eine gewisse Bereitschaft; GDBA und GDL 
bildeten bereits seit einiger Zeit eine Tarifgemeinschaft. Dann aber signalisierte 
der Erfolg der Pilotenvereinigung Cockpit der GDL, dass Spezialisten ın 
Schlüsselfunktionen wirksame Hebelfunktionen hätten, die auch separate Ta- 


riferfolge ermöglichten. Mitgliederwirksam wurde eine solche Strategie - bei 
einem gewerkschaftlichen Organisationsgrad von ca. 80% im Bahnbereich - 
aber erst, wenn man mit solchen Erfolgen von anderen Gewerkschaften Mit- 
glieder abwerben könnte; dafür kam vor allem die Transnet in Frage. 

Befördert wurde dieses Konzept durch einen 2002 parallel dazu entstehenden 
Konflikt um einen von der DB AG gewünschten Ergänzungs-Tarifvertrag mit 
abgesenktem Tarifniveau. Dabei ging es im Kern um die Forderung der Bahn, 
gegen die Garantie des bestehenden Einkommensniveaus Mehrarbeit zu ak- 
zeptieren, um so die Konkurrenzfähigkeit der DB insbesondere im regionalen 
Konkurrenzkampf mit privaten Anbietern zu erhöhen. Die Gewerkschaften 
waren dazu prinzipiell bereit, die Art der Umsetzung führte jedoch zu einem 
Konflikt. Der spezifische Arbeitseinsatz des Fahrpersonals bringt es mit sich, 
dass betriebliche Anwesenheitszeiten nicht mit der Arbeitszeit identisch sind, 
da viele An- und Abfahrten, Wartezeiten auf Anschlussfahrten etc. anfallen 
(„wertschöpfungsfreie Zeiten im Fahrbetrieb“), die nicht so belastend sind wie 
der Arbeitseinsatz selbst. Daher plante die Bahn, dass die an Lokführer gezahl- 
te Fahrentschädigung nivellierend in eine allgemeine Schichtleistungszulage 
eingehen und die so genannten ‘Fahrgastzeiten’ nur noch bedingt angerechnet 
werden sollten (das sind die passiven Mitfahrten zwischen Endpunkt und 
nächsten Einsatzpunkt der Lokführer). Die Bahn betrachtete dies als eine ge- 
wisse Gegenleistung für die Beschäftigungsgarantie aus dem Beschäftigungssi- 
cherungs-Tarifvertrag. Die dazu federführend von Transnet ausgehandelten Re- 
gelungen waren gegenüber der Belegschaft kaum vermittelt worden und in- 
transparent. In der aufkommenden Unzufriedenheit machte „sich die GDL 
nun zum Sprachrohr der täglich anschwellenden Proteststimmung in Betrie- 
ben und Belegschaften des Fahrdienstes“ und formte „ihre Außenseiterrolle ın 
die einer institutionalisierten Betriebsopposition um“ (Müller/Wilke 2006, 
257). Sie lehnte den Ergänzungstarifvertrag der beiden anderen Gewerkschaf- 
ten ab und fühlte sich darin durch den Wechsel von ca. 1000 Mitgliedern von 
Transnet und GDBA zur GDL ermutigt. Daraufhin zogen auch die beiden 
anderen Gewerkschaften ihre Unterschrift unter den Regio-Ergänzungstarifver- 
trag zurück. 

Die GDL ging nun bei den Anfang 2003 anstehenden Lohntarifverhandlungen 
in die Offensive. Sie formulierte als Alternative gegen den Flächentarifvertrag 
von Transnet/GBDA unter der Parole „Gerechtigkeit statt Gleichmacherei“ 
einen Spartentarifvertrag mit dem Fahrpersonal und verzichtete zugunsten von 
dessen Akzeptanz auf übermäßige Lohnforderungen; sie begnügte sich mit 3 
%. Dagegen hatte die Tarifgemeinschaft Transnet/GDBA mit 3,2% ein höhe 
res Ergebnis bei der DB AG erreicht, unter der Bedingung, dass es zu einem 
einheitlichen Abschluss mit allen drei Gewerkschaften komme. Die GDL un- 
terschrieb nicht, beharrte auf ihrem Sonderweg (eigener Spartentarifvertrag) 
und drohte mit Streik. Dagegen zog die DB AG vor Gericht und erhielt mit 
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dem Argument, die Tarifeinheit im Unternehmen zu wahren (mit Bezug auf 
die höchstrichterliche Rechtsprechung) zunächst auch Recht, unterlag aber im 
Berufungsverfahren, in dem das Gericht das Grundrecht auf Koalıitionsfreiheit 
höher stellte als den durch die Rechtssprechung etablierten Grundsatz der Ta- 
rifeinheit. Inzwischen hatte die GDL zunehmend Probleme mit ihren Mitglie- 
dern bekommen und Mühe, - im Hinblick auf das Ergebnis von Trans- 
net/GDBA - die Legitimität von Streiks zu vermitteln. Angesichts der Vermitt- 
lungsschwierigkeiten ihrer Position lenkte die GDL schließlich ein und trat im 
Dezember 2003 dem Tarifvertrag bei. Alle drei Gewerkschaften verpflichteten 
sich, ihr Vorgehen künftig miteinander abzustimmen und die Federführung in 
allen Lokführerfragen der GDL zu übertragen. Dieses Lippenbekenntnis hatte 
keinen Bestand, vielmehr bereitete die GDL sich diesmal besser vor, um die 
Scharte von 2003 auszuwetzen. Sie kündigte 2006 vorsorglich das Schlich- 
tungsabkommen, um keine unerwünschten Kompromisse eingehen zu müssen 
und legte der Tarifrunde 2007 bei gleichem Ziel eine veränderte Taktik 
zugrunde. 


2.2. Der Verlauf des Tarifkonflikts 2007/2008 


Die Forderungen und ihre Begründung. Die GDL forderte eine Anhebung des 
Bruttoeinstiegslohns für Lokführer um gut 500 Euro auf 2500 Euro (analoge 
Steigerungen für das übrige Fahrpersonal), finanzielle Aufstiegsperspektiven 
und bessere Arbeitszeitbedingungen im Rahmen eines eigenständigen Fahrper- 
sonal-Tarifvertrags. Daraus errechnete die DB AG ein Gesamtvolumen von 
31% Einkommenssteigerung. Während sie damit die mangelnde Seriosität der 
GDL belegen wollte, hatte die GDL keine Skrupel, sich zum enfant terrible 
der Tarifpolitik zu machen, identifizierte sich damit und verwies kühl auf die 
62% Gehaltserhöhung des Bahnvorstands im Jahr 2006. Wie 2003 stand auch 
2007 das organisationspolitische Ziel für die GDL im Vordergrund: durch 
Ausweitung der Mitgliederbasis auf Kosten der beiden Konkurrenzgewerk- 
schaften die Zukunftsfähigkeit als eigenständige Gewerkschaft zu sichern. Da- 
her ging es ihr vor allem um die Durchsetzung eines unabhängigen Fahrper- 
sonal-Tarifvertrags, der neben den Lokführern auch die - vorwiegend bei 
Transnet/GDBA organisierten - Zugbegleiter und das Servicepersonal ein- 
schloss. Die hohe Lohnforderung war dazu das Vehikel. 2003 hatte sie dessen 
Durchsetzung mit Lohnzurückhaltung erkaufen wollen, war damit aber bei 
den Mitgliedern auf Kritik gestoßen. Nun sicherte die GDL sich die Unter 
stützung der Mitglieder durch die umgekehrte Taktik, durch eine exorbitante 
Lohnforderung, in die sie den eigenständigen Tarifvertrag verpackte. (Manfred 
Schell: „Die 31-Prozent-Forderung wäre sofort vom Tisch, wenn die Bahn mit 
uns über einen eigenen Tarifvertrag verhandeln würde“, GDL-Presseerklärung 
v. 11.10.2007). Dieser angestrebte Tarifvertrag war aber mehr als die Rechts- 
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grundlage für den ‘Ausdehnungskampf’ gegen Transnet und GDBA, von de- 
nen man ganz unverhohlen Mitglieder abwerben wollte. Er war auch die Vor- 
aussetzung für eine dauerhafte Sicherung der Attraktivität als Interessenorganı- 
sation der Lokführer, da nur ein autonomer Tarifvertrag deren (angestrebte 
hohe) Grundlohnbestimmung vor (nivellierender) Vergleichbarkeit bewahrte. 
Wie oben dargelegt sollte mit dem eigenständigen Tarifvertrag, die schleichen- 
de Abwertung der Lokführertätigkeit zumindest lohnpolitisch aufgehalten bzw. 
umgedreht werden. Dafür waren zwei Überlegungen maßgeblich, zum einen 
die mitglieder- bzw. werbungspolitische Hervorhebung, d.h. Privilegierung der 
Lokführer (1), zum anderen das Schaffen einer (bislang fehlenden) Ent- 
wicklungs- bzw. Aufstiegsperspektive für sıe (2). 

Zu 1. Bei Berücksichtigung objektiv-analytischer Kriterien wäre eine Höherstu- 
fung der Lokführer im Vergleich zu anderen Berufsgruppen im operativen Be- 
reich der Bahn schwer zu legitimieren und durchzusetzen, weshalb die GDL 
das einheitliche Tarifgefüge der Bahn verlassen wollte, denn auf Vergleichbar- 
keit und Angemessenheit konnte und wollte sie bei dieser Strategie keinen 
Wert legen. Wie jedes große Unternehmen mochte umgekehrt die DB AG auf 
die Forderung der „widerspruchsfreien Integration“ des Lokführer-TV in das 
tarifliche Gesamtwerk aber nicht verzichten, weil die Vergleichbarkeit die sach- 
liche Legitimation von Differenzierung liefert und der Verzicht darauf den Be- 
triebsfrieden gefährden würde. Die GDL focht das nicht an und sie reduzierte 
die Anspruchsbegründung in ihrer Streikpropaganda („leistungs- und verant- 
wortungsgerechte Bezahlung“ GDL 2007: 13) auf die beiden Aspekte Verant- 
wortung und Belastung, worin die Lokführer eben exzeptionell wären. 

Zu 2. Der spezialisierte Anlernberuf ‘Lokomotivführer’ ist eine berufliche 
Sackgasse. Es gibt nahezu keine Aufstiegsperspektive, wenn man von den zah- 
lenmäßig nicht bedeutsamen Lokausbildern absieht. Bis zum Tarifkonflikt 
wurden die Lokführer nur in zwei Tarıfgruppen mit vier Anciennitätsschritten 
eingestuft. Darüber herrschte seit je eine gewisse Unzufriedenheit. Der Ver- 
gleich mit den objektiven Anforderungen und den Belastungen anderer Be- 
rufsgruppen schien Veränderungen zu blockieren. 


Der Lohn der Lokführer. Die normalen Streckenlokführer im Angestelltenver- 
hältnis erhielten bei der DB AG bislang ein Bruttoeinstiegsgehalt von 1970 
Euro und erreichten nach vier Jahren 2148 Euro (bei Beamten liegt das Net- 
toeinkommen noch ca. 15% höher). Hinzu kamen Zulagen von durchschnitt- 
lich 300 Euro. In der Öffentlichkeit machte die GDL daraus stark vereinfacht 
einen Nettolohn von 1500 Euro und behauptete, dass die deutschen Lokfüh- 
rer „ım Vergleich zu ihren westeuropäischen Kollegen das geringste Einkom- 
men“ hätten, was mit einem Nettolohnvergleich von fünf anderen Ländern be- 
legt wird, ohne die Berechnungsmethode dafür anzugeben (GDL 2007: 19). 
Das Berliner DIW kommt nach einer ausführlichen vergleichenden Analyse zu 
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folgendem Schluss: „Facharbeiter im produzierenden Gewerbe erhalten im 
Schnitt geringere Stundenlöhne als die Lokführer der DB, lediglich in der Au- 
toindustrie, dem Verlagsgewerbe und in der Energieversorgung werden höhere 
Facharbeiterlöhne gezahlt. Deutlich geringer entlohnt werden Personen in an- 
deren Verkehrsberufen, z.B. Berufskraftfahrer. Im Vergleich mit privaten Bahn- 
unternehmen in Deutschland vergütet die DB die Leistung ihrer Lokomotiv- 
führer generell höher“ (DIW 2007: 621). Zu den teilweise höheren Löhnen im 
europäischen Ausland schreibt das Institut: „In diesen Ländern sind allerdings 
in der Regel auch die übrigen Löhne und die Lebenshaltungskosten höher als 
in Deutschland“ (ebd.). Insbesondere im Vergleich mit den privaten Busfah- 
rern in Deutschland, die unter großem Konkurrenzdruck zu wesentlich 
schlechteren Arbeitsbedingungen und niedrigeren Löhnen arbeiten müssen, 
agieren die Lokführer und ihre Gewerkschaft arbeitsmarktpolitisch unter ex- 
zeptionellen Bedingungen. Wenn es relativ gesehen, d.h. gegenüber vergleich- 
baren Tätigkeitsgruppen keine Schlechterstellung und keinen Nachholbedarf 
der Lokführer gegeben hat, so ließ sich die Lohnforderung jedoch einkom- 
menspolitisch und gesamtwirtschaftlich gut begründen. 


Die öffentliche Legitimation der Lohnforderungen. Die Lokführer trafen bei 
ihrem ersten Streik am 3.7.2007 auf erstaunlich große Sympathien in der bun- 
desdeutschen Öffentlichkeit und auch die betroffenen Bahnkunden begegne- 
ten überraschend gelassen den massiven Mobilitätseinschränkungen und der 
exorbitanten Forderung von 31% mehr Lohn. Der Grund: Die Auseinander- 
setzung kam zu einem günstigen Zeitpunkt und wurde von der Bevölkerung 
als ein Stellvertreter-Konflikt empfunden. (GDL-Vize Weselsky: „Wir haben die 
Lobby, die andern nicht“.) Während die Lohnempfänger schon seit zehn Jah- 
ren eine Stagnation der Nettoreallöhne hinnehmen mussten und die Bahnbe- 
diensteten in derselben Zeit einen Einkommensverlust, genehmigten sich die 
Unternehmensvorstände unbeschadet von individuellem Versagen jährlich 
zweistellige Einkommenszuwächse und es wuchs die Schere zwischen arm und 
reich. In der Entwicklung der Reallöhne in der Europäischen Union seit 2000 
steht Deutschland an zweitletzter Stelle (ETUI 2008: 52). 


2.3. Konfliktverlauf 


Im mehr als zehn Monate anhaltenden Tarifkonflikt zwischen GDL und DB 
AG, der mit allen Mitteln öffentlicher Polemik, Moralisterung, Erpressungs- 
manövern, juristischen Winkelzügen der Bahn vor Arbeitsgerichten, massiven 
Behinderungen im öffentlichen Güter- und Personenverkehr ausgetragen wur- 
de, ging es für die Bahn zwar immer auch um die Beschränkung des gegenwär- 
tigen Lohnanstiegs, mehr aber noch um die Vermeidung eines abermaligen 
Hochschaukelns der Gewerkschaftsforderungen in der Zukunft bzw. um die 
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Vermeidung betrieblicher Unzufriedenheit wegen sachlich nicht legitimierter 
Lohnprivilegierung durchsetzungsstarker Berufsgruppen. Deshalb verlangte die 
DB AG von der GDL den Abschluss eines abstimmungsverpflichtenden Ko- 
operationsabkommens mit der Tarifgemeinschaft Transnet/GDBA, was die 
GDL ablehnte, weil sie damit dauerhaft auf das Wildern in fremden Gefilden 
verzichten sollte. Nachdem die materielle Basis mit dem Eckpunkte-Papier 
vom 12.1.08 nach dem Eingreifen von Minister Tiefensee gesichert war, drohte 
die GDL erneut mit Streik. Die DB AG wollte es darauf ankommen lassen. Sie 
war wie auch Transnet der Meinung, dass die GDL diesen Streik nicht mehr 
durchstehen würde. In einer GDL-Pressemeldung vom 24.1.2008 heißt es: „Für 
die GDL steht der Tarifvertrag zu 99%“. Wegen 1% würden die Lokführer 
kaum noch einmal in den Streik treten und damit das ganze Ergebnis gefähr- 
den wollen, so lautete das Kalkül auf der gegnerischen Seite - und sie hatte 
dabei das Scheitern der GDL aus dem gleichen Grund 2003 im Blick. Wieder 
sah sich der Eigentümer, d.h. die Bundesregierung durch die Medien und die 
Parteien unter Druck gesetzt, weshalb Minister Tiefensee Anfang März aber- 
mals intervenierte. Gegen den erklärten Willen Mehdorns erzwang er den Ver- 
zicht auf den vorherigen Abschluss eines Kooperationsabkommens und be- 
gnügte sich mit einer bloßen Absichtserklärung. 

Bemerkenswert an diesem Konfliktverlauf ist, dass es abgeschen von der medi- 
alen Öffentlichkeit ausschließlich die streikende GDL war, die immer wieder 
nach der Intervention des Staates (als Eigentümer) verlangte, - und damit die 
selbst vehement beanspruchte Tarifautonomie in Frage stellte. Wenn man so 
will, kann man also von einem von GDL und Bundesregierung gemeinsam ge- 
gen die Bahn durchgesetzten Ergebnis sprechen, was so in der Privatwirtschaft 
nicht möglich wäre und ein weiteres Indiz für die Besonderheit des Falls ist. 


3. Das Ergebnis 
3.1. Was wurde von der GDL erreicht? 


Immerhin das Hauptziel, der selbständige Lokführertarifvertrag, aber be- 
schränkt auf die Streckenlokführer (also keine Ausweitung auf die Zugbeglei- 
ter, die Rangierlokführer etc. zumindest bis 2014 und damit kein Sparten- 
Tarifvertrag). Ab 1.2. 2009 entfällt die einstündige Arbeitszeitverlängerung bei 
gleichem Entgelt. Die Lokführer erhalten einen Festbetrag von 100 Euro pro 
Monat vom 1.7.07 bis 28.2.08, was je nach Einstufung 4-5% im Monat aus- 
macht. Ab 1.3. 8% und ab 1.9.% weitere 3% bis zum 31.1.09. Wenn man die- 
se für die Laufzeit des Tarifvertrags von 19 Monaten gezahlten Beträge wie üb- 
lich auf ein Jahr bezieht, kommt man auf ungefähr 7% Tariflohnerhöhung. Al- 
lerdings werden die 11% ab 1.9.08 (8% + 3 %) auf Dauer weiter gezahlt. Das 
ist die höchste Steigerung in der Nachkriegsgeschichte der Bahn und die 
höchste in der Tarifrunde 2007/2008. Es ist also auch weit mehr, als in pros- 
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perierenden Branchen der Privatindustrie wie z.B. der Stahlindustrie vereinbart 
worden ist. 

Um den Lokführern eine finanzielle Entwicklungsperspektive zu geben, wird 
die Lohnerhöhung je nach Berufserfahrung auf sechs Stufen verteilt. Sie be- 
ginnt für die Eingangsstufe zum 1.3.2008, und für die letzte (nach 30 Jahren 
Berufserfahrung), die um 13-15% erhöht werden soll, zum 1.9.08. Da dies aus 
der erhöhten Gesamtlohnsumme von 11% finanziert werden muss, dürfte es 
noch einige Kontroversen unter den Mitgliedern der GDL geben, wenn die ge- 
ringeren Erhöhungsbeträge von 7% in den unteren Stufen zur Kenntnis ge- 
nommen worden sind. 


3.2. Und’ was haben diie anderen erreicht? 


Dasselbe und mehr, wie sie selbst sagen, nur aus anderen Bestandteilen zu- 
sammen gesetzt (s. Kirchner 2008). Bahn-Chef Mehdorn hatte mit der Tarif- 
gemeinschaft Transnet/GDBA schon sehr früh nach einigen Warnstreiks am 
9.7.07 einen Tarifvertrag abgeschlossen, der einen Festbetrag von 600 Euro für 
die Zeit vom 1.7. bis 31.12.07 vorsah (wie bei der GDL in Form einer außer- 
ordentlichen, d.h. nicht gehaltswirksamen Erfolgsbeteiligung) und 4,5% Lohn- 
erhöhung ab 1.1.2008 (bei gleicher Laufzeit wie im Lokführer-Tarifvertrag der 
GDL). Er wollte sich damit Luft verschaffen und der GDL den Wind aus den 
Segeln nehmen, denn immerhin hatte die IG Metall 2007 nur mit 4,1% abge- 
schlossen. Er irrte sich bekanntlich. Eine Änderungsklausel im Tarifvertrag er- 
laubte der Tarifgemeinschaft das Draufsatteln, falls die GDL höher abschlie- 
ßen sollte und der Weg dazu war der neu verhandelte Entgeltrahmen- 
Tarifvertrag, dessen Ausgleichsvolumen auf 4,5% angehoben wurde. Weitere 
2% wurden durch Erhöhung von Zulagen erreicht; also in der Summe eben- 
falls 11%. Dieser Weg wurde gewählt, um auch die Beamten an der Erhöhung 
der Einkommen zu beteiligen, denn Zulagen erhalten sie direkt, eine Tarif- 
lohnerhöhung geht aber an das Bundeseisenbahnvermögensamt, von dem die 
Bahnbeamten ihre (gleich bleibende) Vergütung erhalten. Darüber hinaus hat 
die Tarifgemeinschaft mit der Bahn Abkommen über verbesserte Sozialleistun- 
gen z.B. bei Krankheit und Berufsunfähigkeit getroffen, die nur ihren Mitglie- 
dern gewährt werden, was über die Konstruktion eines Fondsmodells rechtlich 
abgesichert worden ist. 


3.3. Bewertung des Ergebnisses 


Ohne den Konfrontationskurs der GDL wäre das Tarıfergebnis in dieser Höhe 
für die davon betroffenen 135 000 Bahnbeschäftigten nicht erreicht worden. 
Diese nicht intendierten Folgen konfrontativen Handelns in einer tripartisti- 
schen Konstellation dürften ziemlich einmalig in der Geschichte deutscher Ta- 
rifpolitik sein. Die GDL erreichte eine beträchtliche Gehaltsverbesserung für 
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ihre Lokführer - und bewirkte dies indirekt auch für alle anderen Bahnbe- 
schäftigten. Der komparative Vorteil bzw. die konkurrentiell angestrebte Bes- 
serstellung der Lokführer bzw. des Fahrpersonals misslang jedoch,' und damit 
auch der angestrebte Werbeeffekt. Die Kosten treibende Wirkung der Revisi- 
onsklausel erhöhte aber auch den Widerstand der DB AG gegen die GDL- 
Forderungen. Lohnpolitisch hat sich also die Überbietungskonkurrenz der 
beiden innerbetrieblichen Gewerkschaftslager ausgezahlt; allerdings ist die Un- 
terbietungskonkurrenz noch immer die schlechte Regel im tarifpolitischen All- 
tag der Bundesrepublik. Somit dürfte der erfolgreiche GDL-Streik die rare 
Ausnahme bleiben. Trotz seiner z.T. problematischen Zielsetzungen bleibt der 
Streik aber insofern wichtig, als er demonstrierte, dass man - freilich unter 
sehr besonderen und dafür günstigen Bedingungen - auch gegen die (ver- 
meintlichen) ökonomischen Sachzwänge offensive Lohnpolitik betreiben kann 
und damit andere ermutigt hat, aus der Defensive jahrelanger Bescheidung 
heraus zu treten und statt Inflationsausgleich wieder Umverteilung zu fordern. 
Weil der Tarifabschluss auf diese Weise teuer für die Bahn wurde, wollte Meh- 
dorn das Hochschaukeln von Forderungen unbedingt ein zweites Mal verhin- 
dern. Deshalb verlangte er in der Schlussphase des Konflikts von den Gewerk- 
schaften, d.h. von der GDL den vorherigen Abschluss eines Kooperationsab- 
kommens mit der Tarifgemeinschaft Transnet/GDBA, um die Tarifziele auf 
einander abzustimmen. Durch besagtes Eingreifen Tiefensees, diesmal nicht 
öffentlichkeitswirksam, musste sich Mehdorn mit einer Absichtserklärung für 
eın Kooperationsabkommen begnügen, was, wie man aus der Vergangenheit 
schließen darf, wenig wert ist. 

Für die Bahn haben sich nicht nur die Kosten erhöht, sondern auch die inter- 
nen Arbeitsbeziehungen beim operativen Personal verschlechtert, der alte Ge- 
meinschaftsgeist „Wir Eisenbahner“ scheint nicht zuletzt durch diesen Kon- 
flikt verloren gegangen zu sein, was sich auch auf die Gesamtleistung auswir- 
ken dürfte. Gleichzeitig wird die Konkurrenz im Regionalverkehr immer stär- 
ker. Noch hält die Bahn ca. 80% dieses für sie besonders lukrativen Bereichs. 
Bei Neuausschreibungen kommt sie aber nur noch auf 50%, was eine entspre- 
chende Reduktion des Fahrpersonals nach sich ziehen wird. Und bei der pri- 
vaten Konkurrenz liegen die Gehälter inzwischen 20-30% niedriger. 

Wie zu erwarten reagiert die Bahn mit Neugründungen und Ausgründungen 
von Bahngesellschaften, um dort das Bahntarifniveau absenken zu können. 
Insbesondere ist sie darum bemüht, das Lokführerkartell aufzubrechen. Ge- 
genwärtig werden 1000 Lokführer in der DB Zeitarbeit ausgebildet, die ver- 


4 Entsprechend heftig polemisierte die GDL gegen den von der TG Transnet/GDBA mit der 
Bahn vereinbarte - völlig legitime - tarifliche Änderungsklausel, die ihr Nachverhandlungen 
gestattete, wenn die GDL mit der Bahn eine „abweichende“, d.h. bessere Vereinbarung ab- 
schließen sollte. Schell: „Die Vereinbarung einer solchen Klausel ist ja wohl ein Stück aus 
dem juristischen Tollhaus“ (GDL-Pressemitteilung v. 21.8.07). 
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mutlich vorrangig in den neuen Gesellschaften zu schlechteren Konditionen 
eingestellt werden. Die Gewerkschaften versuchen, sich gegen diese Entwick- 
lung zu stemmen. So wurde am 14.5.08 von Transnet/GDBA ein Struktursi- 
cherungs-Tarifvertrag abgeschlossen, der privatisierungsbedingte Kündigungen 
ausschließen und die langfristige Sicherung der erreichten Tarifstandards bis 
2023 gewährleisten soll. Vermutlich wird er für ausgegründete, aber wohl kaum 
für neu gegründete Bahngesellschaften gelten. Aber auch das wird man erst 
genauer erfahren, wenn die im Mai 2008 von der DB AG angekündigten 30 
neuen Gesellschaften mit 9000 Beschäftigten realisiert worden sind. 

Was ist innovativ am Lokführer-Tarifvertrag? Im Grunde genommen wenig. 
Zwar erhalten die Lokführer dıe gewünschte finanzielle Entwicklungsperspekti- 
ve. Die Lohnspreizung in den einzelnen Gehaltsstufen ist mehr als verdoppelt. 
Wie im alten Beamtenbesoldungssystem werden die Einkommenssteigerungen, 
die sich in sechs Fünf-Jahresstufen vollziehen, aber allein nach Dienstalter ver- 
geben. Leistungskomponenten finden sich da nicht. Der GDL-Schlachtruf 
‘Leistung gegen Nivellierung’ erweist sich somit als irreführend. Es ging zwar 
gegen Lohnnivellierung, mit der Widereinführung des Senioritätsprinzips, das 
im Besoldungssystem der öffentlichen Dienstes zugunsten von Leistungskom- 
ponenten gerade reduziert bzw. abgeschafft worden ist, wurde die viel kritisier- 
te ‘Sitzprämie’ aber rehabilitiert. 


3.4. Gewerkschaftssoziologische Schlussfolgerungen 


Die gewerkschaftliche Organisation als Industrieverband ist der Versuch von 
Lohnabhängigen, in der Konkurrenz mit dem Kapital durch Aufhebung der 
Konkurrenz untereinander im jeweiligen Arbeitsmarkt besser zu bestehen. 
Denn aufgrund der Tatsache, dass den Lohnabhängigen i.d.R. keine „exit- 
Optionen“zur Verfügung stehen - im Unterschied zu den einzelnen Arbeitge- 
bern bzw. Einzelkapital als Arbeitskraftkäufer - sind sie grundsätzlich in einer 
strukturell schwächeren Verhandlungsposition als die Gegenseite, der sie durch 
kollektive Organisierung entgegen treten können (vgl. dazu auch Of 
fe/Wiesenthal 1985). Gewerkschaftliche Industrieverbände sind in diesem Sin- 
ne „encompassing organisations“, wie dies von Mancur Olson (1968) präg- 
nant analysiert wurde. Diese stehen in einem schroffen Gegensatz zu partiku- 
laristischen oder fragmentierten Verbänden, die kleine Gruppen, deren Mit- 
glieder zugleich relativ homogene Interessen haben, organisieren und die so 
nicht das schwierige Geschäft der Aufhebung der Konkurrenz zwischen hete- 
rogenen Gruppen und Interessen innerhalb einer Organisation leisten müssen, 
d.h. diese „intern ausbalancieren und - aufgrund ihrer gesamtgesellschaftlichen 
Bedeutung - des weiteren in verstärktem Maße die externen Folgen ihres 
Handelns mit berücksichtigen“ müssen (Ebbinghaus/Visser 1997, 348). Solche 
Industrieverbände wägen nach Olson „die Rangordnung von Verteilungs- und 
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Produktionszielen gegeneinander ab. Im Gegensatz dazu sind die homogenen 
Partikularinteressenverbände eher Verteilungs-Koalitionen’, die mehr am Ver- 
teilungskampf als an der Verbesserung des Produktivitätszuwachses interessiert 
sind“ (ebd.). In der Marxschen Diktion heißt dies nichts Anderes, als dass sol- 
che “inklusiven Interessenverbände’ in einem viel stärkerem Maße als dies bei 
den partikularistischen Verbänden des Fall ist, auf den Erhalt der Revenuequel- 
len Rücksicht nehmen und darin auch ein gemeinsames Element in dem an- 
sonsten heterogenen Interessenspektrum aufgreifen, während die partikularisti- 
schen Verbände allein den Verteilungsaspekt sehen‘. Ihre politischen und ideo- 
logischen Unterstützer, die darin bereits eine besonders kämpferische oder gar 
revolutionäre Form des Klassenkampfes glauben entdecken zu können, ver- 
kennen insofern die Funktionslogik der Gewerkschaften. 

Eben diesen Zusammenhang können wir im GDL-Konflikt wieder entdecken: 
Transnet/GDBA haben kontinuierlich versucht, zumindest für einen Teil der 
DB-Belegschaft auf lange Sicht die „Revenuequellen“ zu sichern, indem sie in 
die Tarifpolitik stets die Rücksicht auf die Wettbewerbsfähigkeit der Bahnen 
einbezogen bzw. versuchten, die Arbeitsplätze dadurch zu sichern. Das Para- 
dox diese Konflikts besteht dann darin, dass erst auf dieser Basis die GDL als 
„Verteilungskoalition“ aktiv werden konnte, wobei sie auch die Ergebnisse von 
Transnet/GDBA als Tarifgemeinschaft abwarten konnte und dann aus einer 
bequemen Vetoposition heraus ihren Verteilungskampf ansetzte. 


3.5. Der GDL-Konflikt: Vorgriff auf die Zukunft der 
industriellen Beziehungen in Deutschland? 


Eine der heftigsten Tarifauseinandersetzungen der letzten Jahre ist mit einem 
seitens der Bahn AG zähneknirschend hingenommenen Kompromiss vorläufig 
beendet worden. Aber ungeachtet dessen, ob es im nächsten Jahr eine Neuauf- 
lage des Konflikts geben wird oder nicht, die große Aufmerksamkeit der sozi- 
alwissenschaftlichen Beobachter galt dem Umstand, dass eine für schlafend 
gehaltene Berufsgewerkschaft zu einer so entschiedenen Konfrontation in der 
Lage war und sie erfolgreich abschließen konnte (vgl. dazu die ersten Ein- 
schätzungen von Hoffmann 2007, Müller-Jentsch 2008 und Schmidt 2008). 
Diese offensive Neuerfindung einer berufsständischen Beamtenorganisation als 
konfliktfähige Spartengewerkschaft wirft die Frage auf, was daran für die Prog- 
nose der weiteren Gewerkschaftsentwicklung in Deutschland symptomatisch 


5 Dieses Argument kann weiter geführt werden: Bekanntlich handelt es sich ja bei Marx dia- 
lektisch verstanden um den Widerspruch bzw. Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital im 
Verteilungs- und Ausbeutungsverhältnis und zugleich um das gemeinsame Interesse beider 
Kontrahenten am Erhalt ihrer Revenuequellen, der Kapitalreproduktion. Freilich besteht 
auch hier ein bias zwischen den Kontrahenten: die Kapitalseite hat weit mehr Möglichkei- 
ten, ihre Revenuequellen - z.B. durch Wahrnehmung der o.a. exit-Optionen - zu sichern als 
die Lohnabhängigen. 
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sein könnte und was nur Ausdruck einer bahnspezifischen Sonderkondition 
ist. Für beide Deutungen gibt es Belege. 

Zunächst fallen die Parallelen zu den vorangegangenen berufsgewerkschaftli- 
chen Aktionen ins Auge. Sowohl bei den Piloten, den Fluglotsen und den 
Ärzten handelt es sich wie bei den Lokführern um eine homogene, hinrei- 
chend distinkte Berufsgruppe, die mit großem Sanktionspotential ausgestattet 
ist. Dass die Lokführer hingegen eine längere Organisationsgeschichte aufwei- 
sen, wirkt zwar Kohärenz fördernd, ist aber für Entstehung, Verlauf und Resul- 
tat des Konflikts nachrangig. Für die Entstehung einer neuen Berufsgewerk- 
schaft bzw. ihrer autonomen Transformation müssen besondere soziökonomi- 
sche und organisationspolitische Bedingungen vorliegen. 

Zunächst muss hier betont werden, dass die gegenwärtigen Voraussetzungen 
für die Herausbildung von „Spezialistenverbänden“ allgemein günstig sind: 
Die Modernisierung der ökonomischen und gesellschaftlichen Verhältnisse hat 
zu einer zunehmend differenzierten Interessenstruktur bei der Mitgliedschaft 
der Gewerkschaften geführt (vgl. dazu auch Hoffmann 2006, 3. Kapitel), eine 
Tendenz zur Komplexitätssteigerung und Differenzierung der gewerkschaftli- 
chen Umwelt - insbesondere der Unternehmen und Branchen -, mit der seit 
Jahren die deutschen Gewerkschaften konfrontiert sind und der sie mit einer 
zunehmend komplexeren Organisations- und Polıitikstruktur zu begegnen ver- 
suchen (Schmidt 2007, 34ff.). Hinzu kommt, dass - nicht zuletzt als Reaktion 
auf Mitgliederschwund und Finanzprobleme - Gewerkschaften versuchten, 
durch Fusionen (IG BCE, Verdi, Akquisition der Gewerkschaften Holz und 
Kunststoff und Textil durch die IG Metall) organısationspolitische Antworten 
zu finden, die das Problem der Interessenheterogenität in der Mitgliedschaft 
aber eher potenziert haben. Insofern scheint der Boden für partikularistische 
Verbände gut vorbereitet zu sein. Auch ein durchaus ernst zu nehmendes Ge- 
genargument, das besagt, dass es sich ja bei der GDL um eine alte Organisati- 
on - eben die älteste deutsche Gewerkschaft überhaupt - handelt und deshalb 
hier eine Organisation schon existierte, die kampffähig war und dies nicht ein- 
fach übertragbar sei auf neu zu gründende Verbände („Eine kampffähige Ge- 
werkschaft auf die Beine zu stellen ist kein Murmelspiel“, Müller-Jentsch 2008, 
62), ist nicht hinreichend: Es existieren über 100 historisch gewachsene „Spe- 
zialisten-Verbände“ in Deutschland (angefangen beim VdD), die durchaus in 
der Lage sind, Tariffähigkeit zu erlangen - und die zu erwartende höchstrich- 
terliche Rechtssprechung dürfte ihnen dabei Rückenwind geben. 

Dennoch muss bezweifelt werden, ob die Berufsgruppen- bzw. die Spezialis- 
tenverbände die Zukunft der deutschen industriellen Beziehungen darstellen. 
Zum einen gibt es nicht überall das Sanktionspotential, das besonders in infra- 
struktur- und staatsnahen Bereichen mobilisiert werden kann. Gerade aber die- 
se Bereiche sind - auch international - typisch für Spezialistengewerkschaften 
(vgl. etwa die italienischen COBAs). Zum anderen sind berufsspezifische 
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Gruppen auch von der Kapitalseite leichter gegeneinander auszuspielen - das 
war ja ein Grund dafür, dass in den 20er Jahren so vehement für das Indust- 
riegewerkschaftsprinzip gestritten wurde. Und nicht zuletzt der Kern der deut- 
schen verarbeitenden Industrie, der das Rückgrat des „Rheinischen Kapitalis- 
mus“ bildet, dürfte von der Aussicht eines tagtäglichen Kleinkrieges in den Be- 
trieben, der eine langfristig orientierte Qualitätsproduktion zunichte zu machen 
droht, wenig erfreut sein. Die Unternehmen werden sich dagegen zu wehren 
versuchen. Vor allem aber ist nicht auszuschließen, dass auch die bestehenden 
Gewerkschaftsverbände dazu lernen können, indem sie die gewachsene Kom- 
plexität der Arbeits- und Lebensverhältnisse in ihrer Politik berücksichtigen 
und darauf mit einer differenzierteren Forderungsstruktur antworten. Der ak- 
tuelle Verdi-Abschluss im öffentlichen Dienst deutet auf solche Lernprozesse 
hin (differenzierte Arbeitszeitregelungen für die unterschiedlich belasteten 
Gruppen). Ob also das Beispiel der GDL Schule macht, hängt daher nicht zu- 
letzt auch von der Lernfähigkeit der Gewerkschaften in Deutschland ab. 

Die politische Indienstnahme des Lokführerstreiks durch linke Gruppen dürfte 
sich als verfrüht erwiesen haben. Die GDL dachte keine Sekunde daran, sich 
an die Spitze einer gewerkschaftlichen Opposition zur Eindämmung der Kapı- 
talmacht zu setzen. Sie hat lediglich schr marktkonform das Angebotsmono- 
pol einer (noch) knappen Ressource ergebnismaximierend resolut zur Geltung 
gebracht. Die Interessenpolitik der transformierten GDL ist klientelistisch, 
sehr marktbezogen und konkurrentiell. Historisch bei deutschen Gewerkschaf- 
ten noch nachwirkende Orientierungsmaßstäbe wie Klassensolidarität’ sind 
ihr fremd. Habitus und Praxis wirken sehr amerikanisch; man gibt sich un- 
ideologisch und handelt streikradikal‘. Das Hervortreten einer solchen Organi- 
sation kann angesichts zunehmender gesellschaftlicher Widersprüche bei an- 
haltender ideologischer Dominanz des Neoliberalismus vielleicht als sympto- 
matisch angesehen werden. Als exemplarisches Vorbild für andere evtl. noch 
entstehende Berufsgewerkschaften taugen die GDL und ihre Aktionsweise aber 
wenig. Aus dem Beitrag kann das Fazit gezogen werden, dass der Lokführer- 
konflikt in seiner tripartistischen Konstellation mit funktionierendem Arbeits- 
kraftkartell in einem (Noch-)Monopolunternehmen kaum irgendwo kopiert 
werden kann. 


6 Das drückt sich auch in der politischen Orientierung des neuen Vorstands aus: Der neue 


GDL-Chef Claus Weseisky ist CDU-Mitglied wie sein Vorgänger, und seine beiden Stellver- 
treter komplettieren das bevorzugte bürgerliche Spektrum. Norbert Quitter ist FDP-Mitglied 
und Sven Grünwoldt kandidierte vor vier Jahren in Hamburg für die rechtspopulistische 
Schill-Partei ‘Rechtsstaatliche Offensive’, eigentlich hinreichende Gewähr dafür, dass von die- 
ser Seite das System der Profitmaximierung nicht in Frage gestellt wird. 
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Alex Demirovid: Truth in Marxism. Foucault and Marx. In the first instance, Foucault 
seemed to be very far from Marx, speaking of Marx in terms of obsolescence, although impor- 
tant as a historical figure. But Foucault is situating his own work in the context and the set of 
problems of Marx’ theory. Thus Foucault’s work may be seen as an attempt of critical self- 
reflection on the claims for power of truth in Marxism. At least this leads Foucault to a concep- 
tualization of power and social contradictions that disables him to acknowledge the radıical 
emancipatory thrust of Marx’ work. 


Urs Lindner: Anti-Essentialism and the Politics of Truth: Marx, Foucault and Recent 
Developments in the Philosophy of Science. Discussing aspects of Marx’s critique of politi- 
cal economy and Foucault’s analytic of power, the text seeks to separate the reflexive stance of 
anti-essetialism from two positions wich are often seen as being part of it: judgmental relativism 
and the ‚anti-depth war’. To recognise the historical and social relativity of knowledge does not 
necessarily imply the view that all theories are equally true. And to analyse social structures and 
dispositions as underlying conditions of events and behavior is not tantamount to a search for 
metaphysical parallel universes. Criticising Badiou, the paper concludes with a plea for a realist 
politics of truth as an alternative to either relativist or rationalist conceptions of this topic. 


Alex Schärer: Theoretically no Brothers: Marx and Foucault as Antagonists. In spite of Fou- 
cault's frequent and positive references to Marx he does not deal with the critique of political 
economy. Foucault defines power in demarcation to Marxism and to approaches that theorize 
power in relation to economy. This leads to serious flaws in Foucault's analytics of power. If we 
compare Foucault's analysis of discipline and law to Marx’ we can see that the two theoxies are 
incompatible. Attempts to merge Foucault and Marx often lack methodological considerations. 
However it may be possible to re-interpret certain of Foucault's findings from a Marxian per- 
spective and in doing so connecting Foucault and Marx. 


Christian Schmidt: Reproducing Society and the Practices of Freedom. How is modern socı- 
ety reproducing itself? This question is handed on from Marx via Althusser to Foucault. One impor- 
ant theoretical mean to solve the puzzle is the concept of ideology. But ideology is misconceived if 
understood as mere appearance of material processes. Marx’ own method of grasping the order of 
appearances is phenomenological, i.e. he is destructive of the immediately given but contradictory 
order of appearances and tries to reconstruct an order at the same time intelligible and incorporating 
he diverse phenomena. This successive method entails the promise of a totally ordered whole of the 
appearances. Foucault understands the dangers of such a promise. Marxism tends to close the theo- 
retical quest for the modes, conditions, and practices of social reproduction. Therefore Foucault 
propagates the anti-scientific methods of genealogy, which take real practices into account again. His 
objectives are revolutionary practices of freedom. To write their genealogy Foucault also would have 
been forced to encounter the reproduction of society as a whole. 


Fiorian Kappeler: The order of knowledge. What is the function of Michel Foucaults 
discourse analysis within a critical theory of society? In its first part, the article deals with 
Michel Foucaults „discourse analysis“, as developed in his “Archaeology of knowledge”. The 
second part considers the concept of discourse in relation to Foucaults “analytic of power” and 
to a critical theory of society inspired by Karl Marx, especially Louis Althussers notion of ideol- 
ogy. Thus, on the one hand, some propositions for a methodology of discourse analysis are being 
made, and, on the other hand, its position within a project of critical social theory is discussed. 


Markus Griesser, Gundula Ludwig: “Endless Transactions”. Gramsci, Foucault and 
feminist state theory. What is the use of appropriating Foucault‘ s studies of governmentality 
out of a Gramscian perspective for a feminist state theory? In order to give an answer to this 
question we suggest four aspects of convergence between Gramsci’s theory of hegemony and 
Foucault’s studies of gouvernementality. In doing so, we also argue that Foucault’s approach to 
state/power can be interpreted within a materialist state theory. In a second step we discuss how 
these aspects can be used for a feminist matertalistic approach to the state in order to explain 
both, how state structures are gendered and how the state governs gender and gender relations. 


